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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)


Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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ATOM/255: Strahlende Wege - gegen jede Not und Vernunft ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf 

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster 

Bürgerinitiative Umweltschutz Hamm

Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus"

Bündnis AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im Emsland 

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

IPPNW - Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkriegs / Ärzte in
sozialer Verantwortung

Gronau/Münster/Bonn/Berlin, 3. April 2020

Montag 6. April: Uranmülltransport von Gronau geplant

- Stadt Münster fordert von Urenco Transport-Absage

- Transportschiff Mikhail Dudin auf Weg nach Amsterdam 

- Erste Proteste an den Bahnstrecken bereits angemeldet



Nach Informationen regionaler Anti-Atomkraft-Initiativen, des
Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) und der
Ärzteorganisation IPPNW plant der Gronauer Urananreicherer Urenco für
kommenden Montag, 6. April, einen zweiten Anlauf für einen neuen
Uranmülltransport. Dieser soll mit einem Sonderzug von der
Urananreicherungsanlage im westfälischen Gronau zur russischen
Atomfabrik Novouralsk starten. Das russische Transportschiff Mikhail
Dudin befindet sich aktuell auf dem Weg zum Transporthafen Amsterdam, wo
es am Montag eintreffen soll.

Unterdessen formiert sich immer breiterer Protest gegen den
Urantransport. So forderte am gestrigen Donnerstag der für die
Gefahrenabwehr in der Stadt Münster zuständige Ordnungsdezernent,
Wolfgang Heuer, den Urenco-Konzern schriftlich auf, den
Atommülltransport abzusagen. Dies teilte Heuer auf Nachfrage der
Initiative SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster mit. Die Forderung der
Stadt Münster ist ein Novum und eine klare Botschaft an Urenco, die von
den Initiativen und Verbänden ausdrücklich begrüßt wird.

Die Uranmüllzüge fuhren seit Frühjahr 2019 immer von Gronau über
Steinfurt durch Münster und dann weiter via Drensteinfurt, Hamm, den
Kreis Unna, das Ruhrgebiet, Duisburg, Viersen, Mönchengladbach, Venlo
und viele niederländische Orte bis zum Hafen Amsterdam. Dort erfolgte
die Verladung nach St. Petersburg.

Die Anti-Atomkraft-Initiativen und Verbände rufen nochmals eindringlich
Urenco sowie die NRW-Landesregierung und das Bundesinnenministerium auf,
in den schwierigen Corona-Zeiten auf diese zusätzliche und vollkommen
vermeidbare Belastung der Öffentlichkeit und Notfalldienste zu
verzichten. Atommüll-Exporte dienen nicht der Energieversorgung und sind
besonders in diesen Tagen eine verantwortungslose Luxus-Aktivität.

In einem Schreiben des Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen vom
gestrigen Donnerstag an die nordrhein-westfälische Atomaufsicht im
Wirtschaftsministerium und an den Polizeibeauftragten der
NRW-Landesregierung heißt es dazu: "Nachdem sich das
Bundesinnenministerium bereits in der letzten Woche zu Wort gemeldet
hat, ist das Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen mehr als
erstaunt darüber, dass es von der NRW-Atomaufsicht keinerlei öffentliche
Stellungnahme zur Thematik "Urantransporte während der Corona-Krise"
gibt. Geboten wäre, auch im Interesse der Polizistinnen und
Polizisten, eine strikte Untersagung der Transporte - auch und gerade
zur Entlastung der beteiligten Polizei sowie der medizinischen
Fachkräfte, die im Falle eines Unfalls mit Uranhexafluorid-Freisetzungen
extrem stark gefordert wären."

Udo Buchholz vom örtlichen Arbeitskreis Umwelt Gronau erklärte dazu:
"Die Bevölkerung und viele Betriebe müssen derzeit wegen der
Corona-Krise massive Einschränkungen hinnehmen. Für Urenco dürfen keine
Sonderregeln gelten. Es kann nicht sein, dass der Konzern mit seinen
deutschen Anteilseignern RWE und EON jetzt wieder mehrere Hundert Tonnen
Atommüll auf die Reise schickt. Urenco muss dringend öffentlich
Verantwortung zeigen und den Transport verbindlich absagen."

Protestaktionen am Montag und Online-Petition

Bei den letzten Uranmülltransporten hatten AtomkraftgegnerInnen Ende
2019 zwei Uranmüllzüge zwischen Gronau und Münster mit Abseilaktionen
für mehrere Stunden blockiert. Die Proteste richten sich auch gegen die
häufigen Urantransporte mit LKW, die mit dem Betrieb der Gronauer
Uranfabrik verbunden sind. Auch in Russland kam es in St. Petersburg,
Moskau und sogar am Zielort in der abgeschotteten Atomstadt Novouralsk
zu Protesten gegen die Uranmüllexporte.

Da Urenco jetzt wider aller Vernunft den neuen Uranmülltransport für
Montag vorbereitet, haben AtomkraftgegnerInnen im Münsterland bereits
erste Protestaktionen entlang der Bahnstrecken angemeldet. Konkret gibt
es eine Anmeldung für den Bereich des Güterbahnhofs in Münster
(Alfred-Krupp-Weg). Geplant ist eine "Menschenkette" mit jeweils 2 m
Abstand zwischen den einzelnen Personen. Gegebenenfalls wird auch ein
Gang vor die Verwaltungsgerichte vorbereitet zur Durchsetzung dieser
Corona-kompatiblen Proteste.

Mitte März hatte das Bundesinnenministerium einen für Anfang April
geplanten Atommüll-Transport vom britischen Sellafield zum stillgelegten
AKW Biblis in Hessen aufgrund der Corona-Gefahrensituation abgesagt.

Gegen den Weiterbetrieb der Urananreicherungsanlage Gronau richtet sich
aktuell auch ein Ostermarsch-Appell, für den derzeit rund 20 Initiativen
und Verbände mittels einer Online-Petition Unterschriften sammeln. Die
Petition findet sich unter:

www.openpetition.de/!cfbxn


Weitere Infos:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

ww.urantransport.de

www.ippnw.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2020 
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ATOM/254: Strahlende Wege - nicht nur bei Coronagefahr verbieten ... (BBU)


Pressemitteilung der GAL Gronau, 30.03.2020

Corona-Krise: Diese Woche kein Uranmüllzug

GAL Gronau fordert Verbot aller Urantransporte



Die parteiunabhängige Grün Alternative Liste (GAL) Gronau, die auch im
Rat der Stadt Gronau vertreten ist, begrüßt die Ankündigungen des
Bundesinnenministeriums und des Urenco-Konzerns, dass in dieser Woche
kein Sonderzug mit Uranmüll von der Gronauer Urananreicherungsanlage
Richtung Russland starten wird. Grundsätzlich fordert die GAL allerdings
ein grundsätzliches Transportverbot für alle Urantransporte, also auch
für LKW-Transporte, und das für die gesamte Zeit der Corona-Krise - und
auch danach.

Angesichts des Mangels an Schutzkleidung für Ärztinnen und Ärzte vor
Coronaviren wirft die GAL die Frage auf, wie es eigentlich um den
Katastrophenschutz bei Urantransporten bestellt ist. Die GAL befürchtet,
dass es im Ernstfall bei einem Unfall mit Uranhexafluoridfreisetzungen
nicht genug Schutzkleidung für Polizei, Feuerwehr und medizinisches
Personal geben wird. Vom Schutz der Bevölkerung ganz zu schweigen. In
diesem Zusammenhang erinnert die GAL an den bisher schwersten Unfall in
der Gronauer Urananreicherungsanlage. 2010 wurde dabei ein Arbeiter
verseucht, dem zunächst in den örtlichen Krankenhäusern nicht geholfen
werden konnte. Die GAL Gronau fragt, wo bei einem Unfall mit
Verseuchungen Hunderte oder Tausende Personen untergebracht und
medizinisch versorgt werden können?

2019 sind monatelang fast immer alle drei Wochen an Montagen Sonderzüge
mit Uranmüll von der Gronauer Urananreicherungsanlage durch das
Münsterland und das Ruhrgebiet zum Hafen in Amsterdam gefahren. Dort
wurde der Uranmüll auf ein Frachtschiff verladen und weiter nach
Russland transportiert. Unter Protest ist am 9. März der erste
Uranmüllzug in diesem Jahr gestartet. Folglich rechneten
Bürgerinitiativen und die GAL, die die Proteste aktiv unterstützt, für
diesen Montag (30. März) mit einem weiteren Uranmüllzug.
Bürgerinitiativen, der Umweltverband BBU und die Ärzteorganisation IPPNW
protestierten vielfältig mit Hinweis auf die Corona-Krise und die
Belastungen der Polizei und der Krankenhäuser sowie der Hilfsdienste.
Sie hatten Erfolg und zunächst verkündete das Bundesinnenministerium und
dann der Urenco-Konzern, der die Gronauer Uranfabrik betreibt, dass in
dieser Woche kein Uranzug starten wird. Für die nächsten Wochen wurde
aber der Start eines Sonderzuges mit Uranmüll nicht ausgeschlossen.

Die GAL Gronau betont, dass nicht nur die unsichtbare Gefahr einer
Corona-Erkrankung zum Verbot von Atommülltransporten führen muss. Auch die
unsichtbare Gesundheitsgefährdung der Bevölkerung (inclusive Polizei und
medizinisches Personal) durch Radioaktivität vor Ort in und um Gronau
sowie an den Transportstrecken in NRW und in den Niederlanden, aber auch
in Russland, sollten Grund genug sein, den Transport von Uran und
Atommüll zu verbieten. AlleUrananreicherungsanlagen im
Euregio-Grenzgebiet und anderswo müssen sofort geschlossen werden.

Die Grün Alternative Liste (GAL) Gronau hält in diesen Zeiten Uran- und
sonstige Atomtransporte für besonders unverantwortlich. Polizei und
Krankenhäuser arbeiten wegen der Coronakrise auf Hochtourren und dürfen
nicht mit den Auswirkungen von Atomtransporten zusätzlich belastet werden.

Neben dem Transport mit Zügen erfolgt der Transport des hochgefährlichen
Uranhexafluorids von und nach Gronau mit zahlreichen LKW-Transporten.
Und der Betrieb der Schwesteranlage des Urenco-Konzerns in Almelo (NL)
ist mit noch mehr LKW-Transporten verbunden. Die Urananreicherungsanlage
in Almelo verfügt über keinen Bahnanschluss.

Fazit der GAL: Urantransporte sind zu riskant und die
Urananreicherungsanlagen in Gronau und Almelo müssen sofort stillgelegt
werden. Die GAL wird sich in der aktuellen Situation weiterhin
bestmöglich für eine Energieversorgung ohne Atomanlagen und
Atomtransporte engagieren.


Hintergrund und weitere Informationen:

https://www.wn.de/Muensterland/Kreis-Borken/Gronau/4177859-Gronau-Kein-Urantransport-nach-Russland

https://www.bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202015/21.01.15.pdf

https://bbu-online.de/Presse.htm

http://urantransport.de/aktuelles

https://sofa-ms.de/

https://www.ippnw.de/atomenergie.html

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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WALD/410: Hambacher Forst - Erinnerung an den Waldspaziergang ... (Michael Zobel)


72 Monate Waldspaziergang - alles anders...

von Michael Zobel, 30. März 2020



Liebe Wald- und Naturschützer*innen, Pressevertreter*innen, Mitmenschen...

Sonntag, 5. April 2020, Wald statt Kohle, 72 Monate Sonntagsspaziergang im
und am Hambacher Wald - Alles anders...

Seit sechs Jahren sind wir am Hambacher Wald und in den Dörfern an den
Tagebauen unterwegs. 72 Monate Sonntagsspaziergang, dazu fast 250 weitere
Führungen für Schulen, Kirchengruppen, individuell gebuchte Spaziergänge,
knapp 60000 Menschen haben bisher teilgenommen. Menschen jeden Alters und
jeder Herkunft haben sich selbst ein Bild davon gemacht, wie Wälder
gerodet, landwirtschaftliche Flächen vernichtet, Menschen und Tiere
vertrieben und Heimat zerstört werden.

Sonntag, 5. April, Hambacher Wald - Doch dieses Mal ist alles anders...

Wegen der aktuellen Lage können wir den 72. Waldspaziergang nicht wie
geplant stattfinden lassen.

Es gibt diesmal keinen Sonntagsspaziergang wie gewohnt. Wir nehmen
Rücksicht, wir sind solidarisch, wir möchten niemanden gefährden.

Aber natürlich bleiben wir nicht untätig, auch nicht in diesen speziellen
Zeiten. Die Bagger baggern weiter, dem Wald wird weiter das Wasser
abgegraben, die Dörfer am Hambacher Wald und rund um Garzweiler werden
weiter gegen jede Vernunft zerstört.

Deshalb unser Aufruf:

Sonntag, 5. April 2020, Zeit für einen gedanklichen Spaziergang am Hambi,
in Morschenich, in Manheim, in Keyenberg, in Kuckum, in Ober- und
Unterwestrich, in Berverath, in der Lausitz und in anderen widerständigen
Wäldern und Dörfern.

Viele Menschen waren in den vergangenen sechs Jahren an diesen
symbolträchtigen Orten unterwegs, bei den kleinen und großen Spaziergängen,
alleine, mit der Familie, mit Freundinnen und Freunden. Und uns alle haben
diese Begegnungen berührt. Trauer, Wut, Optimismus, Euphorie, Ratlosigkeit,
Empörung, Tatkraft..., die Liste der Gefühle ist lang.

Wenn wir gerade etwas haben, dann ist es Zeit. Und deshalb rufen wir dazu
auf, dass Sie/Ihr innehaltet und darüber nachdenkt, was von den
Spaziergängen "hängengeblieben" ist. Welche Bilder, welche Ereignisse,
welche Begegnungen. Was hat aufgewühlt, was hat berührt, was ist
entstanden, was gibt es für Wünsche und Hoffnungen?

Ein persönliches Beispiel: Am Ende einer Reportage zu einem Waldspaziergang
in 2015 fragte mich der Moderator nach meinem Traum. Wir standen an einer
großen Eiche am Teich mit den Schwertlilien. Nach kurzem Überlegen
antwortete ich "ich möchte mich in 10 Jahren nochmal zu einem Interview mit
Ihnen an dieser Eiche treffen..."

Diesem Traum sind wir in all den Jahren näher gekommen, die Eiche steht
immer noch...

Wir freuen uns auf Ihre/Euere Geschichten, Erzählungen, Eindrücke,
Erlebnisse, Bilder... bitte in den kommenden Tagen an

hambach@zobel-natur.de

Danke.

Und dann hoffen wir mal, dass wir am 10. Mai wieder einen regulären
Waldspaziergang haben werden. Unser Jubiläum, Muttertag, vor genau sechs
Jahren begann die unglaubliche Geschichte der Sonntagsspaziergänge... das
wollen wir feiern, wir halten Sie/Euch auf dem Laufenden.

Mehr Informationen zu aktuellen und kommenden Terminen auf meiner
Webseite:

www.naturfuehrung.com

Bis bald im Wald, in den Dörfern oder wo auch immer,

Eva Töller, Michael Zobel, Antje Grothus, Todde Kemmerich und viele
UnterstützerInnen

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 30. März 2020

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/714: Klimakampf und Kohlefront - Gutachten soll unabhängig sein ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 1. April 2020

Kohlegesetz: Berechnungen für NRW stammen ausschließlich von RWE

- Landesregierung plant keine unabhängigen Gutachten

- "Von diesen Zahlen hängt das Schicksal unserer Dörfer ab"



Erkelenz. Am Tagebau Garzweiler sollen 1.500 Menschen umgesiedelt werden,
um die Braunkohle zu fördern, die unter sechs Dörfern liegt - so
beschlossen es die Bundesregierung und Ministerpräsidenten der
Braunkohle-Länder im Januar. Diese Entscheidung wurde getroffen, ohne
unabhängige Gutachten zu Rate zu ziehen: Eine kleine Anfrage der Grünen im
Landtag NRW offenbarte, dass den Regierungen für den Beschluss
ausschließlich Angaben vom Kohlekonzern RWE vorlagen, dessen Geschäft der
Abbau und die Verbrennung der Braunkohle ist.

"Es kann doch nicht sein, dass Armin Laschet die von Berechnungen von RWE
einfach unhinterfragt übernimmt", so David Dresen aus Kuckum. "Von diesen
Zahlen hängt das Schicksal unserer Dörfer ab. Wir erwarten ein unabhängiges
Gutachten!"

Die Landesregierung NRW übernimmt die von RWE präsentierten Zahlen und geht
somit davon aus, dass noch 950 Mio. Tonnen Braunkohle aus den rheinischen
Tagebauen benötigt werden - und infolgedessen weitere sechs Dörfer zerstört
werden müssen. Laut Berechnungen von Bündnis 90/die Grünen werden jedoch
höchstens noch 580 bis 685 Million Tonnen Braunkohle aus dem rheinischen
Revier benötigt. Basis für die Berechnungen sind die Daten der
Landesregierung zum üblichen jährlichen Kohlebedarf der Kraftwerke. Zu
einem ähnlichen Ergebnis kommt auch eine Studie des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW).

Im Anschluss an das Kohleausstiegsgesetz ist es Aufgabe der jeweiligen
Bundesländer, neue Leitendscheidungen für ihre Tagebaue aufzustellen. Im
Zuge dessen ist die amtierende Landesregierung dafür verantwortlich, die
künftig benötigten Kohlemengen im Vorhinein zu ermitteln. Unabhängige
Untersuchungen zur benötigten Kohlemenge plant die Landesregierung NRW
derzeit jedoch nicht.


Kleine Anfrage der Grünen im Landtag NRW: 

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-8880.pdf

DIW Studie "Klimaschutz statt Kohleschmutz: Woran es beim Kohleausstieg
hakt und was zu tun ist": 

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/wp-content/uploads/2020/02/diwkompakt_2020-148.pdf

www.alle-doerfer-bleiben.de/

https://twitter.com/AlleDoerfer

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 01.04.2020

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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BIBLIOTHEK/664: Niedersachsen - Landesbibliotheken erleichtern virtuelle Registrierung (idw)


Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur - 02.04.2020

Landesbibliotheken erleichtern virtuelle Registrierung

Wissenschaftsminister Thümler: "Zugang zu digitalen Informationen trotz
Bibliotheksschließungen"



Die niedersächsischen Landesbibliotheken haben den digitalen Zugang zu
ihren Beständen vorrübergehend erleichtert. Die Gottfried Wilhelm Leibniz
Bibliothek (GWLB) Hannover, die Herzog August Bibliothek Wolfenbüttel
(HAB) und die Landesbibliothek Oldenburg (LBO) bieten Nutzerinnen und
Nutzern ein vereinfachtes Verfahren für eine zeitlich befristete
Online-Registrierung an und verzichten vorübergehend auf eine persönliche
Anmeldung. Damit können Interessierte einen Großteil der Online-Angebote
und E-Books von zuhause aus aufrufen. Für die Nutzung der elektronischen
Angebote wird normalerweise ein Bibliotheksausweis benötigt, der nur nach
Anmeldung vor Ort erhältlich ist.

"In der derzeitigen Ausnahmesituation möchten sehr viele Bürgerinnen und
Bürger unkompliziert auf digitale Informationen zugreifen. Mit dem
vereinfachten Registrierungsverfahren erhalten sie kurzfristig Zugang in
die virtuelle Welt der Landesbibliotheken", sagt Björn Thümler,
Niedersächsischer Minister für Wissenschaft und Kultur.

Die niedersächsischen Landesbibliotheken in Hannover, Oldenburg und
Wolfenbüttel verfügen über große Sammlungen an digitalisierter Sach- und
Fachliteratur - von öffentlich frei zugänglichen Texten zu
unterschiedlichen Wissensgebieten (Open Access), über die Inhalte
wissenschaftlicher Fachzeitschriften bis hin zu E-Books und Hörbüchern.
Weitere Informationen finden sich auf den Homepages der
Landesbibliotheken:

https://www.gwlb.de/

http://www.hab.de/

https://www.lb-oldenburg.de/

Frei verfügbar auf den Websites sind darüber hinaus auch digitalisierte
historische Bestände und digitale Editionen. Diese finden sich
größtenteils auch im niedersächsischen Kulturerbe-Portal

https://kulturerbe.niedersachsen.de/start/.

Auch die niedersächsischen Hochschulbibliotheken bieten ihren Nutzerinnen
und Nutzern vielfältige und zahlreiche digitale Materialien für Studium,
Lehre und Forschung. Deren Angebot wird aktuell teilweise noch erheblich
ausgebaut, da auch viele Verlage den Zugang zu elektronischer Literatur
und zu Fachzeitschriften zeitlich befristet erweitert haben. Studentinnen
und Studenten, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie andere
forschende Mitglieder der Hochschulen haben Zugang zu ihrer jeweiligen
Hochschulbibliothek und können so deren unterschiedliche virtuelle
Angebote nutzen. Über den aktuellen Serviceumfang können sich
Interessierte auf den Websites der Hochschulbibliotheken informieren.

Die TIB - Leibniz-Informationszentrum für Technik und Naturwissenschaften
und Universitätsbibliothek in Hannover bietet weiterhin mit ihrer
kostenpflichtigen Dokumentlieferung für Wissenschaft und Industrie
deutschlandweit eine schnelle und umfassende Versorgung mit benötigten
Fachinformationen aus Technik und Naturwissenschaften. Diese ist über das
Portal http://www.tib.eu zu erreichen. Im AV-Portal (audiovisuelle Medien)
der TIB (https://av.tib.eu/) können Nutzerinnen und Nutzer zudem in mehr
als 20.000 hochwertigen wissenschaftlichen Videos von Vorlesungen,
Experimenten, Konferenzen und anderen Lernmaterialien vieler
unterschiedlicher Fachrichtungen recherchieren.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution769

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur, 02.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/233: Trauer um Rüdiger Nehberg


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 3. April 2020

Trauer um Rüdiger Nehberg

Menschenrechtsorganisation würdigt Engagement für Yanomami in
Brasilien



Menschenrechtsorganisation würdigt Engagement für Yanomami in
Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) würdigt den Hamburger
Survival-Experten Rüdiger Nehberg als großartigen Vorkämpfer für die
Rechte der indigenen Yanomami in Brasilien. Er starb gestern im Alter
von 84 Jahren. "Mit seinen spektakulären Menschenrechtsaktionen mit
der GfbV hat er die drohende Vernichtung der Yanomami zu einem
vielbeachteten Thema gemacht", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich
Delius am Freitag in Göttingen. Der frühere Konditormeister habe mit
seinem außergewöhnlichen Engagement dafür gesorgt, dass in
Norddeutschland keine andere indigene Gruppe Südamerikas so bekannt
wurde wie die Yanomami. Aber auch in Brasilen habe er viel bewegt. So
trug er wesentlich dazu bei, dass das Gebiet der Yanomami unter
Schutz gestellt und seine Grenzen markiert wurden.

Allein dreimal überquerte er wagemutig den Atlantik - im Tretboot,
mit dem Floß und auf einem Baumstamm - um auf die dramatische Lage
der Yanomami aufmerksam zu machen. Im Jahr 1983 lief er mit einer von
Günter Grass, Willy Brandt und anderen Persönlichkeiten
unterzeichneten GfbV-Bittschrift über die Alpen zum Papst, um ihn zu
bitten, sich für die von Goldsuchern bedrängten Indigenen
einzusetzen. Vier Jahre später, 1987, fuhr er mit einem
selbstgebauten Tretboot über den Atlantik, um vor einer Vernichtung
der Yanomami zu warnen. Als Amerika 1992 seine "Entdeckung" durch
Christoph Columbus feierte, steuerte Nehberg mit seiner Mitstreiterin
Christina Haverkamp mit einem Bambusfloß mit einer GfbV-Botschaft
über den Südatlantik nach Brasilien. Denn 500 Jahre Amerika
bedeuteten auch 500 Jahre Völkermord an indigenen Völkern. Im Jahr
2000 fuhr er auf einer 18 Meter langen Tanne nach Brasilien und
appellierte an die Regierung des Landes, mehr für den Schutz
Amazoniens und seiner indigenen Völker zu tun.

"Nehberg hat mit seinen spektakulären Aktionen neue Maßstäbe in der
Menschenrechtsarbeit gesetzt. Denn ihm gelang es, auf
unkonventionelle Weise viel Aufmerksamkeit für den Kampf indigener
Völker für ihre Rechte zu erzielen", so Delius. Mit Filmen, Büchern
und zahllosen Vorträgen, auf denen er über seine Reisen zu den
Yanomami berichtete, habe er entscheidend dazu beigetragen, den
Überlebenskampf indigener Völker einer breiteren Öffentlichkeit in
Deutschland bekannt zu machen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. April 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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TREFF/1314: Literaturhaus Schleswig-Holstein, Veranstaltungsabsagen bis 30.04.20, aber Livestream des Offenen Kanals Kiel


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Liebe Freunde des Literaturhauses,



da sich die Situation noch nicht grundlegend geändert hat, müssen wir
leider auch die Präsentation der Gedichtanthologie "Licht überm Land.
Dänische Lyrik vom Mittelalter bis heute" im Rahmen unseres
Sonderprojekts Literarische Begegnungen Deutschland - Dänemark mit
dem Übersetzer Peter Urban-Halle und den dänischen LyrikerInnen Lone
H¢rslev und Rasmus Nikolajsen (21.-24.04.) auf Anfang September
verschieben und die literarische Wiederentdeckung der britischen
Autorin Shelagh Delaney durch Tobias Schwartz und André Schwarck
(28.04.) absagen.

Und nochmals als kleiner Hinweis: Wenn Sie dennoch ein bisschen
Literaturhausatmosphäre und unsere Lesungen genießen möchten, dann
haben Sie die Möglichkeit, sich den Livestream des Offenen Kanals
Kiel anzusehen. Lesungsmitschnitte aus dem Literaturhaus werden
dort jeweils sonntags um 11 Uhr und 22 Uhr ausgestrahlt. Am 05.04.
präsentieren PoiSon d'Avril, Monsieur Mouch und Björn Högsdal im
Rahmen von Kiel features Nantes französisch-deutsche Slam-Poetry und
am 12.04. liest Tobias O. Meißner aus seinem Fantasy-Werk "Evil Miss
Universe" (Änderungen durch den Offenen Kanal vorbehalten).
Informationen zum jeweiligen Tagesprogramm erhalten Sie auf der
Homepage des Offenen Kanals Kiel.

Und auf dem Vimeo-Kanal des Literaturhauses können Sie sich einzelne
Sequenzen aus der Filmischen Anthologie "Wie Literatur sich ihre
eigene Wirklichkeit schafft", die im Literaturhaus Schleswig-Holstein
in Zusammenarbeit mit dem Filmemacher Malte Blockhaus entstanden ist
und die schleswig-holsteinische Literatur beleuchtet, anschauen.
Weitere Sequenzen und der gesamte Film werden bereit gestellt.
Weitere Informationen zum Film und zum Erwerb der DVD erhalten Sie
auf der Homepage des Literaturhauses oder auf Nachfrage direkt im
Literaturhaus.

Wir hoffen, Sie bald wieder im Literaturhaus begrüßen zu können und
wünschen Ihnen schöne Ostertage. Bleiben Sie gesund!

Mit freundlichen Grüßen

Literaturhaus Schleswig-Holstein

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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AUSSICHTEN/8943: Und morgen, den 04. April 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 04.04.2020 bis zum 05.04.2020 +++






[image: Jean-Luc 8943 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Wolkenschiffe, Himmel blau,

Sonnenschein den ganzen Tag,

Jean-Luc wünscht sich etwas Grau

und daß es mal regnen mag.
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STANDPUNKT/084: Freies Europa (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 3. April 2020

german-foreign-policy.com

Freies Europa

Berlin steht klarer EU-Kritik an Ungarns neuem "Corona-Gesetz" mit
seinem antidemokratischen Charakter im Weg.



BERLIN/BUDAPEST - Die deutschen Unionsparteien verweigern sich
einer klaren Positionierung der Europäischen Volkspartei (EVP) zu Ungarns
neuem "Corona-Gesetz" mit seinem antidemokratischen Charakter. Das Gesetz
sieht unter anderem einen zeitlich unbefristeten Notstand vor, während
dessen der Ministerpräsident alleine per Dekret regieren kann. Ein
Schreiben, in dem gestern 13 konservative Parteien aus elf Ländern Europas
gefordert haben, die Fidesz-Partei von Ministerpräsident Viktor Orbán aus
der EVP auszuschließen, weil sie das "Corona-Gesetz" verantwortet, wird von
CDU und CSU nicht unterstützt. Auch die deutsche EU-Kommissionspräsidentin
Ursula von der Leyen bezieht nur in höchst schwacher Form Position. Die
Bundesrepublik hat selbst ein Infektionsschutzgesetz verabschiedet, dem
Juristen bescheinigen, mit zentralen Lehren aus "dem historischen Trauma
des Ermächtigungsgesetzes vom März 1933" zu brechen. Die Maßnahmen sind
auch deswegen bemerkenswert, weil es noch vor kurzem stets hieß, Chinas
hartes Vorgehen gegen die Covid-19-Epidemie sei in der "freien Welt" nicht
denkbar.

Ungarns "Corona-Gesetz"

Ungarns neues, am Montag beschlossenes "Corona-Gesetz" sieht vor, dass die
Regierung des Landes ohne Bindung an parlamentarische Mehrheiten mit
Dekreten regieren kann - und zwar auf unbestimmte Zeit. Mit ihren Dekreten
ist sie faktisch an keinerlei Gesetze gebunden; so kann sie "die Anwendung
einzelner Gesetze suspendieren, von gesetzlichen Vorkehrungen abweichen
oder andere außerordentliche Maßnahmen treffen".[1] Die "nationale
Gefahrenlage", die Voraussetzung für das Regieren per Dekret ist, wird von
der Regierung erklärt und von ihr auch wieder beendet. Auch das Parlament
kann sie grundsätzlich aufheben; allerdings setzt dies eine Mehrheit gegen
Ministerpräsident Viktor Orbán voraus, die unter den derzeitigen
politischen Verhältnissen nicht in Sicht ist. Während die "nationale
Gefahrenlage" andauert, sind zudem keine Wahlen erlaubt. Als schwerwiegend
werden auch zwei ebenfalls am Montag beschlossene Strafgesetzänderungen
eingestuft. Eine von ihnen sieht vor, dass Verstöße gegen
Quarantänevorschriften mit bis zu acht Jahren Haft geahndet werden können.
Bis zu fünf Jahre Haft drohen beim Verbreiten "falscher und verdrehter
Nachrichten". Letzteres übt fatalen Druck auf diejenigen
regierungskritischen Medien aus, die sich trotz des zum 1. Januar 2011 in
Kraft getretenen repressiven Mediengesetzes noch behaupten konnten.
Kritiker warnen deshalb, "ohne unabhängige Medien und wahrscheinlich auch
ohne eine kritische Zivilgesellschaft" drohe Ungarn angesichts der
Möglichkeit, per Dekret zu regieren, der Übergang in "eine Diktatur".[2]

Keine Konsequenzen

Trotz des klar antidemokratischen Charakters des neuen ungarischen Gesetzes
bleibt bislang eine deutliche Stellungnahme der EU aus. EU-
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen hatte zunächst nur allgemein
ohne Nennung Ungarns geäußert, Notstandsmaßnahmen sollten "nicht auf
unbestimmte Zeit" verhängt werden. Auch sei es in der jetzigen Krise "noch
wichtiger als sonst", dass "Journalisten ihre Arbeit frei und genau ausüben
können".[3] Gestern publizierten 13 EU-Staaten eine gemeinsame Erklärung,
man sei "tief besorgt", es könnten "die Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit,
Demokratie und Grundrechte" vielleicht durch gewisse "Notfallmaßnahmen
verletzt werden": "Notfallmaßnahmen sollten sich auf das Allernötigste
beschränken, angemessen und befristet sein, regelmäßig geprüft werden und
die oben genannten Prinzpien und völkerrechtlichen Verpflichtungen
wahren".[4] Kommissionspräsidentin von der Leyen benannte Ungarn in diesem
Zusammenhang am gestrigen Donnerstag zum ersten Mal offen, blieb aber
dennoch im Ungefähren: Sie sei "besorgt", dass "bestimmte Maßnahmen zu
weit" gingen. Zudem sei sie "insbesondere über die Situation in Ungarn
besorgt".[5] Konkrete Konsequenzen bleiben allerdings aus.

Deutschland bremst

Ursache ist vor allem, dass Deutschland bremst. Auch konservative
politische Parteien in anderen EU-Staaten fordern, auf das ungarische
"Corona-Gesetz" mit Härte zu reagieren. Es handle sich bei ihm um "eine
klare Verletzung grundlegender Prinzipien liberaler Demokratie und
europäischer Werte", heißt es in einem Brief, mit dem sich gestern 13
Mitgliedsparteien der konservativen EVP aus insgesamt elf europäischen
Staaten an EVP-Präsident Donald Tusk wandten. Man fürchte,
Ministerpräsident Orbán könne "seine neu erreichte Macht nutzen", um "den
Zugriff der Regierung auf die Zivilgesellschaft weiter auszudehnen".[6]
Orbáns Partei Fidesz sei gegenwärtig von der Mitgliedschaft in der EVP
suspendiert - eine Folge früherer Auseinandersetzungen um Maßnahmen der
ungarischen Regierung. Nach der Verabschiedung des "Corona-Gesetzes"
verlange man nun weiter reichende Maßnahmen: "Wir fordern den Ausschluss
des Fidesz aus der EVP". Nicht unterstützt wurde das Schreiben von
Sloweniens Ministerpräsident Janez Jan�a, der Orbán politisch nahe steht.
Darüber hinaus fehlen die Unterschriften von Vertretern der CSU wie auch
der CDU.

Nicht mehr an Gesetze gebunden

Dabei ist Ungarn nicht der einzige Staat der EU, dessen Corona-Gesetzgebung
massiv gegen demokratische Prinzipien verstößt. Letzteres trifft auch auf
das neue Infektionsschutzgesetz zu, das in der vergangenen Woche von
Bundestag und Bundesrat verabschiedet worden ist. Es ermächtigt den
Bundesgesundheitsminister im Fall einer "epidemischen Lage von nationaler
Tragweite" zu weitreichenden Maßnahmen, die die Einschränkung zentraler
Grundrechte umfassen. Zwar muss - anders als in Ungarn - die "epidemische
Lage" vom Parlament festgestellt werden; zudem sind die Einschränkungen
zeitlich auf ein Jahr beschränkt. Juristisch bricht das Gesetz aber mit
Lehren, die, wie kürzlich zwei deutsche Jura-Professoren konstatierten,
aus "dem historischen Trauma des Ermächtigungsgesetzes vom März 1933"
gezogen wurden.[7] In der Tat stelle das neue Gesetz "die Gesetzesbindung
von Regierung und Verwaltung weitgehend zur Disposition" - dies in offenem
"Widerspruch zu zentralen Normen der Verfassung.

Grundgesetzwidrig

Ähnlich weitreichende Bestimmungen enthält der Entwurf für ein neues
Epidemiegesetz, das die Regierung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen
plant. Demnach sollen nicht nur medizinisches, pflegerisches und sanitäres
Material von der Landesregierung beschlagnahmt werden dürfen, falls eine
landesweite Epidemie vorliegt.[8] Es sollen in diesem Fall künftig auch
Ärzte und andere medizinische Fachkräfte zu einschlägigen Aktivitäten
zwangsverpflichtet werden können. Darüber hinaus soll das
Gesundheitsministerium des Bundeslandes ermächtigt werden, Anordnungen zu
treffen, die bestehenden gesetzlichen Normen widersprechen. Anders als im
Fall des neuen Infektionsschutzgesetzes auf Bundesebene ist jedoch unklar,
ob die Landesregierung das Gesetz unverändert verabschieden kann. Der
ehemalige Bundesinnenminister Gerhart Baum (FDP) hält Korrekturen für
"zwingend geboten": Der Entwurf sei "ein Affront gegenüber der
Ärzteschaft und grundgesetzwidrig".[9] Es handle sich um die "schärfsten
kollektiven Grundrechtseingriffe[...] der nordrhein-westfälischen
Landesgeschichte"; sie müssten "dringend revidiert" werden.

"Das autoritäre China"

Die Maßnahmen in den EU-Staaten Ungarn und Deutschland - hier auf Bundes-
und Landesebene - sind auch deshalb bemerkenswert, weil Chinas energisches
Einschreiten gegen die Covid-19-Epidemie im Januar und im Februar in
deutschen Medien gewöhnlich negativ kommentiert wurde. Harte
Quarantänemaßnahmen etwa, wie sie "das autoritäre China" durchführe, seien,
so hieß es, "in demokratisch regierten Staaten schlicht undenkbar".[10]
Längst sind unter dem Druck der rasant zunehmenden Todesfälle in mehreren
Staaten der EU harte Ausgangssperren verhängt worden - wie nicht nur in
China, sondern etwa auch in Südkorea und Singapur. Zusätzlich werden nun
mit Hilfe von Notstandsgesetzen auch grundlegende demokratische
Errungenschaften in Frage gestellt.
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ITALIEN/304: Corona-Krise - Conte fordert europäischen Sanierungs- und Reinvestitionsplan (Gerhard Feldbauer)


Italiens Premier Conte fordert:

"Europäischer Sanierungs- und Reinvestitionsplan" der EU dringend erforderlich

von Gerhard Feldbauer, 3. April 2020



Angesichts der anhaltenden schweren Auswirkungen der Corona-Krise auf
die italienische Wirtschaft hat Premier Giuseppe Conte gegenüber Van
der Leyen erneut gefordert, dass " ein europäischer Sanierungs- und
Reinvestitionsplan dringend erforderlich" sei. Er verlangte von der
deutschen EU-Chefin, "mehr Ehrgeiz, mehr Einheit und mehr Mut zu
zeigen". Italien brauche "keinen Rettungsring", sondern "ein solides
europäisches Rettungsboot, das die Führung übernimmt", unsere Länder
"unter Schutz vereint". Das zitierte die römische "La Repubblica" am
Donnerstag aus einem Brief des italienischen Ministerpräsidenten an
die deutsche EU-Chefin. Conte äußerte, die letzte Europäische
Ratssitzung habe "überhaupt nicht der Aufgabe entsprochen, die uns die
Geschichte übertragen" hat. "Wir bestehen weiterhin auf der Verwendung
von Werkzeugen wie dem ESM (Europäischer Stabilitätsmechanismus), die in Bezug 
auf die Ziele völlig unzureichend verfolgt werden". Ein neuer europäischer Sanierungs- und
Reinvestitionsplan mit "European Recovery Bonds" sei auch notwendig,
um "die Herausforderung des globalen Wettbewerbs nicht zu verpassen".

Der Exekutivvizepräsident der Europäischen Kommission, Valdis
Dombrovskis, habe gegenüber der Zeitung versichert: "Wir arbeiten am
Wiederauffüllungsplan, um die Wirtschaft wieder in Gang zu bringen."
Ein wichtiges Element dazu werde "das Budget" sein. Der nächste
finanzielle Rahmen müsse ehrgeizig sein und eine starke
Investitionskomponente enthalten, um die Erholung zu unterstützen.
Wenn man der Geschäftsordnung folge, werde es normalerweise
"mindestens ein Jahr dauern, bis diese Mittel für die Wirtschaft
freigegeben werden". Das könne nicht akzeptiert werden. "Wir brauchen
Lösungen, um das Geld sofort in Umlauf zu bringen". Es sei logisch,
den ESM als nächste Verteidigungslinie zu verwenden, da er bereits
kapitalisiert ist und über Kreditkapazitäten verfügt".
Dombrovski plädiere für einen "pragmatischen Kompromiss", eine
maßgeschneiderte Lösung für diese Krise".

Inzwischen verdeutlichen Meldungen der staatlichen Nachrichtenagentur
"ANSA" vom Freitag Gegensätze zwischen dem Leiter des Zivilschutz
Borelli und Premier Conte, der ankündigte, Quarantäne-Beschränkungen
nach Ostern zugunsten der Unternehmer zu lockern. Borlli warnte: "Ich
glaube nicht, dass diese Situation bis zu diesem Datum zu Ende gehen
wird." Wir werden auch die Tage "nach Ostern und Ostermontag und auch
am 1. Mai geschlossen zu Hause verbringen". Er glaube nicht, zitiert
"ANSA", dass diese Situation bis zu diesem Datum vergehen wird. "Wir
müssen viele Wochen zu Hause bleiben." Zur Frage des "Neustarts" habe
Borelli gesagt, wir "müssen strenge und vorsorgliche Maßnahmen
ergreifen", weil "die Möglichkeit einer Rückkehr des Virus nicht
ausgeschlossen ist". Es bestehe die Gefahr, dass sonst die Situation
"außer Kontrolle gerät".

Zum Stand der Infizierten und Opfer meldete "ANSA" am Freitag
insgesamt 83.049 Coronavirus-Patienten in Italien, mit einem Anstieg
von 2.477 gegenüber gestern. Die Gesamtzahl der Infizierten -
einschließlich der Opfer und der Geheilten - betrage 115.242. Nach der
Ansteckung mit dem Coronavirus wurden in Italien 18.278 Menschen
geheilt, 1.431 mehr als gestern. 13.915 Todesopfer seien ein Anstieg
von 760 gegenüber gestern.

 * 
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ITALIEN/303: Corona-Pandemie führt zu "Explosion der Armut" in Süditalien (Gerhard Feldbauer)


Corona-Pandemie führt zu "Explosion der Armut" in Süditalien

Obdachlose, die Ärmsten in den Elendsvierteln werden ihrem Schicksal überlassen

von Gerhard Feldbauer, 2. April 2020



"Mit mehr als 105.000 Infizierten, über 77.000 noch Positiven und fast
12.500 Toten erreicht Italien den Höhepunkt der Infektionen mit dem
Coronavirus", berichtete die staatliche Nachrichtenagentur ANSA
am Mittwoch. Den bisherigen Höhepunkt erreicht auch das mit der Krise
wachsende Elend, besonders im Süden. Während Premier Conte allen
Bürgern "die notwendige medizinische Versorgung und den sozialen und
wirtschaftlichen Schutz verspricht", kommt es, wie der Bürgermeister
Leoluca Orlando von Palermo auf Sizilien sagt, zu einer
"unvorstellbaren Explosion der Armut". Wie Medien berichteten,
bedienten sich verzweifelte Menschen, ohne einen Cent in der Tasche,
in Supermärkten ohne zu bezahlen. Premier Conte erklärte danach, an
"Familien in Not" würden Lebensmittelgutscheine von 25 Euro verteilt.
Das dürfte der bekannte Tropfen auf den heißen Stein sein. Die im
Notfall-Paket der Regierung von 50 Mrd. Euro (das noch aufgestockt
werden soll) für die Armen vorgesehenen 400 Millionen seien völlig
unzureichend und würden in zwei bis drei Wochen aufgebraucht sein, so
Leoluca Orlando.

Laut Statistiken lebten 2019 etwa achtzehn Millionen Italiener in
Armut und sozialer Ausgrenzung. Fünf Millionen von ihnen, so
bezifferte es die Caritas Italia, befanden sich in "absoluter Armut",
ihr Monatseinkommen lag im Süden bei 554 Euro, was noch nicht einmal
für eine einfache Wohnung reicht, vom Notwendigsten für das Essen ganz
zu schweigen. Es sind die Hunderttausenden Arbeitslosen, die
Obdachlosen, die in den Slums Dahinvegetierenden, die Schwarzarbeiter,
deren Familien jetzt völlig mittellos sind. "Diese sozial
Benachteiligten, die ohnehin bereits aus der Gesellschaft ausgegrenzt
sind, trifft es in einer Zeit, da das gesamte Wohlfahrtssystems
ernsthaft geschwächt ist", erklärt der Soziologie-Professor an der
Universität von Messina Pietro Saitta gegenüber junge Welt.
Sie, "die jetzt am dringendsten Unterstützung brauchen, werden jetzt
völlig ausgeschlossen". In den Dokumenten der Regierung finden sie
keine Berücksichtigung, sie werden der "öffentlichen Wohltätigkeit
überlassen".

Sizilien wird von Sebastiano Musumeci, dem Chef einer Sizilianischen
Allianz, einem Ableger der heutigen faschistischen Brüder Italiens,
regiert, der 2017 mit Hilfe eines von der rassistischen Lega Matteo
Salvinis angeführten Bündnisses die Wahlen gewann. Wenn diese
fanatischen Feinde von Linken jeglicher Couleur heute die
Krisen-Dekrete von Premier Conte, der mit den Sozialdemokraten
regiert, ausführen sollen, dann tangiert das natürlich auch, wie
Saitta ausführt, "partikularistische Kriterien", um Wählerbasen für
"politische Gewinne zu erzielen".

Derweil dreht sich weiter alles darum, wie die Wirtschaft, sprich an
erster Stelle die Konzerne, am besten vor den Auswirkungen der Krise
geschützt, ihre Gewinnverluste abgefangen werden können, wird
gejammert, welche Auswirkungen der Fall des Dax auf die Börsengänge
hat.

Eine andere Seite der Krisen-Betrachtung der herrschenden Kreise ist,
dass kaum ein "kleiner Hoffnungsschimmer" in Sicht ist. Der für seine
Kumpanei mit dem Industriellenverband Confindustria bekannte
Ex-Premier (2013-2017) und Chef der von der sozialdemokratischen
Partito Democratico (PD) abgespaltenen rechtslastigen Partei Viva
Italia (Lebendiges Italien), Matteo Renzi, fordert, die Produktion in
allen Unternehmen wieder aufzunehmen. Premier Conte lehnte zwar ab und
will die allgemeine Quarantäne bis Ostern, möglicherweise auch darüber
hinaus, aufrechterhalten, aber für den Sektor "der produktiven
Aktivitäten" solle sie "nicht lange dauern". Er werde als erstes
wieder öffnen können. Überhaupt werde auch über ein "Danach"
gesprochen.

Zu diesem "Danach" gehören die anhaltenden Auseinandersetzungen in der
EU, bei denen Conte kritische Positionen zur deutschen Kanzlerin
Merkel bezieht. Ihn treibt laut ANSA die Sorge, wenn die
Reaktion nicht kohärent, energisch und koordiniert erfolge, "werde
Europa auf dem globalen Markt immer weniger wettbewerbsfähig" sein.
Für den Notfall sei kein einzelnes Land verantwortlich, und es geht
nicht um finanzielle Spannungen. Die EU konkurriere mit China, mit den
Vereinigten Staaten, die zwei Billionen bereitgestellt haben. Der
italienische Premier betont, Italien habe "seine Schulden immer
bezahlt und wird dies auch weiterhin tun". Ein "Eurobond-Mechanismus"
bedeute nicht, dass die Deutschen "einen einzigen Euro für
italienische Schulden zahlen müssen". Es gehe darum,
zusammenarbeiten, um wirtschaftlich "bessere Bedingungen" zum Wohle
aller zu schaffen.

Auch am Donnerstag dreht sich alles weiter um die Wirtschaft. Conte
relativiert laut ANSA seine Aussagen zum "Danach". Er sagt,
dass "es noch keine Entscheidung für die Folgen gibt", das werde
geschehen, "wenn die Experten dies sagen und nur in einigen Sektoren".
Aber er will schon am Freitag ein Dekret vorlegen, das "die Liquidität
für Unternehmen" sicherstellen soll. Es gehe um "eine Art Manöver
neuer relevanter Maßnahmen, die vor Ostern erhofft werden".

 * 
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FILM/127: KiKA - Anna und der wilde Wald, 5.4. - 21.5.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 12. März 2020

Vom BR für KiKA

Anna und der wilde Wald

ab 5. April 2020, immer sonntags um 16.35 Uhr, KiKA



Im Rahmen der Kinderserie "Anna und die Haustiere" macht sich
Tierreporterin Anna (Annika Preil) im April auf in die Region
Bodenmais im Bayerischen Wald, um den Wald und seine Bewohner zu
erkunden. Sie begegnet unter anderem Rehen, Hirschen, Bibern und
Waldvögeln: in fünf 25-minütigen Einzelfolgen ab dem 5. April 2020
immer sonntags um 16.35 Uhr und einem 60-minütigen Film am Donnerstag,
21. Mai 2020 um 12.40 Uhr bei KiKA. Die Produktionen sind im Auftrag
des Bayerischen Rundfunks entstanden. Die einzelnen Folgen und der
Film sind nach Ausstrahlung für 3 Monate im KiKA-Player zu sehen.


Die Folgen "Anna und der wilde Wald" im Überblick - sonntags
 16.35 Uhr bei KiKA

5. April 2020: Dem Wolf auf der Spur

12. April 2020: Ein Waldkauz in Not

19. April 2020: Rettung für die Waldtiere

26. April 2020: Wo sind die Steinmarder?

3. Mai 2020: Ein Wolf namens Wolfi


Film "Anna und der wilde Wald" - Donnerstag, 21. Mai 2020,
12.40 Uhr bei KiKA

Tierreporterin Anna begibt sich im Bayerischen Wald auf die Suche nach
dem Wolf. Seit einigen Jahren werden die scheuen Raubtiere dort
nämlich wieder gesichtet. Doch statt auf den Wolf trifft Anna auf den
Woife, einen echten Naturburschen. An seinem Bauwagen päppelt der
Tierschützer gerade die Steinmarder "Seppi" und "Beppi" auf.

Kurzerhand schließen die beiden einen Pakt: Anna hilft dem Woife beim
Aufpäppeln seiner Schützlinge, und im Gegenzug zeigt der Woife ihr den
Wald und seine tierischen Bewohner wie Rehe, Hirsche, Biber und
Waldvögel. So beginnt für Anna ein spannendes Abenteuer im "wilden
Wald".

Bei der Suche nach dem Wolf bekommt Anna tatkräftige Unterstützung von
Förster Marco. Zusammen stellen sie Kamerafallen auf. Mit etwas Glück
gelingen den Tierdetektiven tolle Aufnahmen der scheuen Raubtiere. Und
tatsächlich stoßen Anna und Marco schnell auf eine heiße Spur.

Die Folge "Wo sind die Steinmarder?" geht im Juni 2020 beim Prix
Jeunesse International zusammen mit vielen anderen Kindersendungen aus
der ganzen Welt ins Rennen. Bei dem Festival werden herausragende
Leistungen im Kinderfernsehen gewürdigt.

 * 
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FILM/126: WDR verlängert Sonderprogramm für Kinder, 6. - 17.4.2020 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 3. April 2020

Osterferien: WDR verlängert Sonderprogramm für Kinder



Osterferien #zuhause: Die Koffer bleiben im Schrank. Die Familien
bleiben daheim. Auch in den kommenden beiden Ferienwochen bietet das
WDR Fernsehen werktags und an Ostermontag ab 9.00 Uhr drei Stunden
Information, Spaß und Unterhaltung, unter anderem mit Sonderausgaben
der "Sendung mit der Maus", den lustigen Abenteuern von "Rennschwein
Rudi Rüssel" und den sportlichen Challenges bei "Kann es Johannes?".

Bereits seit Mitte März sind Kitas und Schulen bundesweit geschlossen.
Der WDR reagierte schnell. Seit dem 18. März läuft täglich "Die
Sendung mit der Maus" im WDR Fernsehen. Seit dem 23. März wird
werktags ein dreistündiges Sonderprogramm für Grundschulkinder
ausgestrahlt: "Der etwas André Unterricht" mit André Gatzke ("Die
Sendung mit der Maus", "Die Sendung mit dem Elefanten") und der
Grundschullehrerin Pamela Fobbe wird nun vom bunten
Osterferienprogramm abgelöst. Das läuft in der kommenden Woche von
Montag (6. April) bis Donnerstag (9. April) und von Ostermontag (13.
April) bis Freitag (17. April). Zu sehen gibt es unter anderem:

Ab 9.00 Uhr - "Die Sendung mit der Maus - Spezial". Hier erklärt Armin
Maiwald zum Beispiel wie ein Feuerwehrauto gebaut wird (6. April), es
gibt ein "360-Grad"-Spezial (8. April) und die "Solar-Maus" zeigt, wie
aus Sand und Sonne Strom wird (14. April).

Ab 9.30 Uhr - "Rennschwein Rudi Rüssel", je zwei Folgen der
WDR-Abenteuerserie.

10.25 Uhr - "Kann es Johannes?" mit Johannes Büchs

10.50 Uhr - "neuneinhalb - deine Reporter"

11.00 Uhr - "Wissen macht Ah!"

11.25 Uhr - "Die Sendung mit Maus". Zu Beginn beantwortet Ralph
Caspers Kinderfragen zum Coronavirus.

Gründonnerstag (9. April) stehen dann die beliebten Märchen-Klassiker
"Aschenputtel" (9.00 Uhr) und "Des Kaisers neue Kleider" (10.00 Uhr)
auf dem Programm.

Ostermontag (13. April) folgen der Zeichentrickfilm "Mullewapp - Eine
schöne Schweinerei" (9.05 Uhr) und der Familienfilm "Die Legende der
weißen Pferde" (10.20 Uhr).

Sollten die Schulen auch nach den Osterferien zunächst geschlossen
bleiben, plant der WDR sein lernorientiertes, moderiertes
Sonderprogramm "Der etwas André Unterricht" wieder aufnehmen.


Corona: Ausgeweitetes Programmangebot im WDR

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2020/04/20200401_uebersicht_corona.html
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IMI/1022: Militär - Mehr trotz Corona


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Aktuell 2020/250 vom 3. April 2020

Militär: Mehr trotz Corona



Ein wenig kryptisch hat sich Außenminister Heiko Maas zur Frage geäußert,
ob die Corona-Krise Einfluss auf die Rüstungsausgaben haben werde. Im Kern
antwortete der SPDler, es gehe alles weiter, wie geplant. Bei
augengeradaus.net [1] wird er dazu wie folgt zitiert:
"Was die Zwei-Prozent-Vorgaben angeht, gilt das, was wir bisher gesagt
haben. Wir haben seit 2014 unsere Verteidigungsausgaben nach NATO-Kriterien
um 45 Prozent erhöht. Wir stehen auch zu unseren Zusagen und wir beweisen
das auch jeden Tag."

Zwar hat sich die Große Koalition "nur" darauf verständigt, gegenüber der
NATO bis 2024 Militärausgaben in Höhe von 1,5% des Bruttoinlandsproduktes
(BIP) fest zuzusagen. Das bedeutet allerdings dennoch - nach den ohnehin
schon rapiden Anstiegen der letzten Jahre - einen Aufwuchs des
Militärbudgets von 45,1 Mrd. Euro (2020) auf geschätzte 60 Mrd. Euro
(2024). Berücksichtigt man die Tricksereien mit den NATO-Kriterien sowie
den absehbaren Rückgang (oder zumindest gebremsten Anstieg) des BIP infolge
der Corona-Krise, dürfte der offizielle Haushalt zwar niedriger ausfallen,
aber es ist dennoch klar, dass wir hier über Milliardenbeträge sprechen,
die woanders fehlen, wie uns die aktuelle Krise schmerzlich vor Augen
führt. (jw)


Anmerkung:

[1] https://augengeradeaus.net/2020/04/zur-dokumentation-maas-und-die-nato-quote/
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2471: Zum 90. Todestag von Paul Levi (1883-1920)


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 2 · Februar 2020

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Zum 90. Todestag von Paul Levi (1883-1920)

"Republik, das ist nicht viel, Sozialismus ist das Ziel"

von Manfred Dietenberger



Rosa Luxemburg kennt jede und jeder. Aber wer war dieser
Dr. jur. Paul Levi, dessen Todestag sich am 8. Februar 2020
zum 90. Mal jährt?


Für einen Teil seiner zahlreichen Gegner gehörte er schon immer
"zum engsten Kreis der Novemberverbrecher", für die anderen war er ein
"Verräter". Carl von Ossietzky brachte das so auf den Punkt: "Wenn die
Geschichte einmal das Fazit der ersten zehn Jahre Republik zieht, dann
wird sie Paul Levi mit Ehren überhäufen." Da täuschte er sich aber
gewaltig.

Recht hatte er hingegen mit der treffenden Charakterisierung der
politischen Person Levi, als er schrieb: "Die Kommunisten taten
Unrecht, ihn einen Abtrünnigen, die Sozialdemokraten, ihn einen
Bekehrten zu nennen. Er war ein internationaler revolutionärer
Sozialist aus Rosa Luxemburgs Schule, hat es nie verleugnet. Paul Levi
war dem Sozialismus verschworen wie kaum ein anderer... Deshalb
bedeutet sein Tod mehr als der irgendeines Politikers." (Die
Weltbühne, 18. Februar 1930.)

Paul Levi wurde am 11. März 1883 im schwäbischen Hechingen als
jüngstes von fünf Kindern der Textilfabrikantenfamilie Jakob und Katie
geboren. Sein Vater war nicht nur Fabrikant. Seit 1901 die
hohenzollersche Gemeindeordnung erstmals ein Wahlrecht für Juden
schuf, saß der Vorsteher der jüdischen Gemeinde, Jakob Levi, in der
Stadtverordnetenversammlung. Dort ergriff er als entschiedener
Demokrat und Republikaner oft das Wort. Dies und der Umstand, dass er
in der "Alten Post" wohnte, brachten ihm den Spitznamen der "rote
Postjakob" ein.

Nach dem Besuch der Volks- und Realschule in Hechingen machte der Sohn
Paul Levi sein Abitur in Stuttgart. Danach ging er zum Jurastudium
nach Berlin, Grenoble und Heidelberg. Als promovierter Rechtsanwalt
ließ er sich 1909 in Frankfurt am Main nieder. Noch im selben Jahr
wurde er Mitglied im dortigen Sozialdemokratischen Verein.

Zu Beginn des Ersten Weltkriegs ließ sich Levi nicht von der
allgemeinen Kriegspropaganda anstecken, ganz im Gegenteil. Im
Gegensatz zur Parteilinie hielt er leidenschaftliche Vorträge gegen
den Krieg. Auf Levis antimilitaristisches Engagement wurde Rosa
Luxemburg im Jahr 1914 aufmerksam. Im selben Jahr wurde sie selbst
wegen ihrer antimilitaristischen Agitation zweimal vor Gericht gezerrt
und nahm sich Paul Levi zum Verteidiger.


Levis Mandantin Rosa Luxemburg und er betraten am 20. Februar
1914 gemeinsam das Frankfurter Landgericht, angeklagt nach den
Paragraphen 110 und 111 StGB wegen "Aufforderung zum Ungehorsam gegen
die Gesetze". Anlass der Anklage war eine Rede Luxemburgs zu
Frankfurter Arbeitern im September 1913, bei der sie ihnen zurief:
"Wenn uns zugemutet wird, die Mordwaffe gegen unsere französischen
oder anderen Brüder zu erheben, dann rufen wir: Nein, das tun wir
nicht!" Für die Staatsanwaltschaft war das ein "Attentat auf den
Lebensnerv unseres Staates", die Armee.

Luxemburg nutzte den Gerichtssaal, um den Militarismus des
Kaiserreichs an den Pranger zu stellen und darzulegen, warum die
Arbeiterschaft Krieg rigoros ablehnt. Levi gelang es nicht zu
verhindern, dass das Gericht sie zu einem Jahr Gefängnis verurteilte.
Da aber eine sofortige Inhaftierung nicht angeordnet wurde, blieb Rosa
Luxemburg und Paul Levi Zeit, noch auf vielen öffentlichen
Veranstaltungen gegen den drohenden Krieg aufzutreten.

Am 7. März 1914 auf einer solchen Volksversammlung in Freiburg
prangerte Luxemburg wortgewaltig die alltäglichen schweren
Misshandlungen von Rekruten in der Armee an. Der preußische
Kriegsminister sah die Truppe durch diese Äußerung "beleidigt und
öffentlich verächtlich gemacht" und stellte Strafanzeige.

Es blieb nicht bei der gemeinsamen antimilitaristischen Arbeit, es
entwickelte sich zwischen den beiden auch eine intensive
Liebesbeziehung. Neben ihrem gemeinsamen politischen Scharfsinn und
ihrer Liebe zueinander wie zur Natur verband sie auch ihr Hass gegen
jegliche Ungerechtigkeit und Menschenverachtung, die strikte Ablehnung
des Krieges wie auch das Streben nach Unabhängigkeit. Beide trieb die
permanente Suche und das Bemühen um die jeweils adäquateste
Organisationsform für den erfolgreichen Kampf gegen Kapitalismus und
Krieg - Levi später auch für den Kampf gegen den Faschismus.


Im April 1915 wurde Levi zum Militär eingezogen. Mit mehreren
Hungerstreiks erzwang er seine Einlieferung in Lazarette und wurde im
Mai 1916 als "dienstunbrauchbar" aus der Armee entlassen. Um sich von
seiner Hungerrevolte zu erholen, aber auch um Kontakt zu den dort im
Exil lebenden internationalen Sozialisten wie etwa Lenin und Trotzki
aufzunehmen, reiste er gleich darauf in die Schweiz. Als die Nachricht
von der russischen Februarrevolution die Welt in Aufregung versetzte,
beteiligte er sich aktiv an den Vorbereitungen für Lenins Rückreise
durch Deutschland.

In den Jahren 1913-1919 arbeiteten Luxemburg und Levi zusammen gegen
die Führung der Mehrheitssozialdemokratie. Ab August 1914 waren sie
zusammen in der Spartakusgruppe, die sich dann im November 1918 unter
dem Namen "Spartakusbund" neu konstituierte und von der SPD löste.
Levi wurde in die Parteizentrale gewählt und übernahm zusammen mit
Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht die Redaktion der Roten Fahne. Mit
diesen beiden trat Levi im Dezember als Redner auf den vom
Spartakusbund einberufenen Massenkundgebungen auf. Zur Jahreswende
1918/19 fand der Gründungsparteitag der KPD statt, auf dem Levi sich
für die Teilnahme an den Wahlen zur Nationalversammlung stark machte,
er wurde aber nach heftiger Debatte von der Mehrheit der Delegierten
überstimmt.

Zwei Wochen später wurden Luxemburg und Liebknecht, im März Leo
Jogiches ermordet. Levi wurde die Führung der Partei übertragen, er
wollte sie im Sinne Rosa Luxemburgs weiterführen. Vom Frühjahr 1919
bis zum 24. Februar 1921 stand er an der Spitze der jungen, von außen
brutal bekämpften und innerlich arg zerstrittenen KPD. Er hatte da
keinen leichten Stand. Ständig kam es zu heftigen Auseinandersetzungen
zwischen ihm und den Linksradikalen in der Partei und mit der
Komintern.


Am 15. April 1921 schloss ihn die neue Führung der KPD "wegen
schwerer Parteischädigung und Vertrauensbruchs" aus. Gemeint war damit
unter anderem seine öffentliche Kritik an den von der KPD
durchgeführten Aufständen in Mitteldeutschland, bekannt unter dem
Namen "Märzaktion". Levi, der sein 1920 für die KPD errungenes
Reichstagsmandat behielt, gründete zusammen mit seinen politischen
Freunden im September 1921 die Kommunistische Arbeitsgemeinschaft
(KAG), mit der er 1922 zur USPD übertrat.

Am 8. Januar 1921 wandte er sich mit einem "Offenen Brief" an alle
deutschen Arbeiterorganisationen - seiner politischen Bedeutung wegen
kann er gar nicht genug Aufmerksamkeit verdienen. Dieser Brief
bekannte einsichtig, man könne sich zwar miteinander nicht über
Demokratie und Diktatur verständigen, dringend sei jedoch die Einheit
für den Kampf um ein Stück Brot, das für den
mehrheitssozialdemokratischen und den unabhängigen Arbeiter nicht
weniger wichtig sei als für den Kommunisten.

Paul Levi kam über die USPD noch im Jahr 1922 in die SPD zurück, in
jene Partei in der er von vielen als "Radikalinski" verhasst war. Das
verwundert doch sehr, zumal er noch im gleichen Jahr schrieb:
"Niemandes Träume und Hoffnungen von diesem Tag", schrieb Levi zum
9. November, "haben sich erfüllt, aber als Tag der ersten großen
Bewegung des deutschen Proletariats, seines ersten weithin sichtbaren
Sieges, gedenken die deutschen Arbeiter seiner und stehen zu seiner
Frucht, der deutschen Republik - trotz alledem."

Paul Levi kämpfte in der Folgezeit als Linksaußen in der
Sozialdemokratie gegen den aufkommenden Faschismus und für die
Überwindung des Kapitalismus. Er warf seiner SPD vor, der "Republik
ihre Freunde genommen" zu haben, indem sie ein ums andere Mal "das
Soziale geopfert (hat), um das Demokratische zu retten". "Ein Aufgeben
der demokratischen Republik bedeutete für das Proletariat... Reaktion
im blutigsten Sinne des Wortes..."

Levi war einer der Vordenker der Arbeiter, die in der Weimarer
Republik am 1. Mai mit der Losung "Republik, das ist nicht viel
- Sozialismus ist das Ziel" durch die Straßen zogen. Im Reichstag, in
dem er ab 1924 den Wahlkreis Chemnitz-Zwickau zwei Wahlperioden lang
vertrat, startete Levi mehrere Initiativen zur Justizreform sowie zur
Aufklärung reaktionärer Umtriebe in Armee und Staatsverwaltung.


In den frühen Morgenstunden des 9. Februar 1930 stürzte Paul
Levi, noch nicht 47 Jahre alt und wohl im Zustand einer fiebrigen
Lungenentzündung, aus seiner Dachgeschosswohnung am Lützowufer in
Berlin. Als der Reichstagspräsident Paul Löbe die Abgeordneten bat,
sich zu einer Gedenkminute für ihren tödlich verunglückten Kollegen
Paul Levi zu erheben, verließen die Fraktionen von NSDAP und KPD
demonstrativ den Saal. An der Trauerfeier im Krematorium Wilmersdorf
nahm auch Albert Einstein teil. Die Hohenzollerschen Blätter riefen
ihm aus seiner Heimatstadt nach: "Er war der einzige Hechinger, von
dem die ganze Welt bis in die fernsten Winkel der Vereinigten Staaten
und Sibiriens gesprochen hat."

 * 
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VORWÄRTS/1574: Mit einem Fuss in der Depression


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 11/12 vom 27. März 2020

Mit einem Fuss in der Depression

von Florian Sieber



Massenhafte Entlassungen, Kursstürze, riesige Soforthilfepakete:
Die Covid-19-Pandemie reisst die Schweiz wieder in die Realität der
Krise, in der wir uns seit 2008 befinden. Was dies für die Situation
der Massen bedeutet, scheint erst nach den Interessen der Wirtschaft
Priorität zu haben.

2019 schien ein mehr oder weniger gutes Jahr fürs Kapital zu werden.
Vor allem liefen die Geschäfte. Von Dezember 2018 bis Februar 2020
stiegen die Kurse auf dem Schweizerischen Indexmarkt (SMI) von 8.400
Punkten auf 11.110 Diese Zeit ist endgültig vorbei. Innerhalb von nur
drei Wochen wurden die Gewinne des ganzen Jahres vernichtet.
Grundsätzlich ist die Entwicklung an den Börsen nicht repräsentativ
dafür, was in der Wirtschaft geschieht. Die Vorstellung, dass
steigende Börsenkurse für eine brummende Wirtschaft stehen, ist falsch
- sie stehen für Profitmöglichkeiten für Gutbetuchte. So steigen
Kurse, wenn Betriebe massenhaft Arbeiter*innen entlassen. Doch in
diesem Fall stehen tatsächlich grosse Teile der Wirtschaft für einen
längeren Zeitraum still, Lieferketten sind unterbrochen und es kommt
zu Massenentlassungen.


Hauptsache weiter schuften

Besonders betroffen sein wird wohl die Schweizer Baubranche, wenn es
endgültig zum Knall kommt, wenn das Vertrauen so stark sinkt, dass
Anleger*innen von den Grossbanken ihr Geld zurückverlangen und diese
wegen Zahlungsunfähigkeit entweder dicht machen müssen oder wie die
UBS vor dem selbstverschuldeten Ruin mit Staatsgeldern gerettet
werden. In kaum einer Branche wird die Blasenbildung deutlicher: In
grossem Ausmass wird auf dem Schweizer Baumarkt nicht nachfragegerecht
gebaut. Da selbst eine leerstehende Luxuswohnung als
Spekulationsobjekt zu taugen scheint (bezahlbare Wohnungen hingegen
nicht), fehlt es zwar an Wohnraum. Gleichzeitig stehen aber etwa
72.000 Wohnungen im Land leer. Und der Betrieb im überhitzten
Häuser- und Wohnungsmarkt muss weitergehen. Der Bund, die Kantone und
die Gemeinden erwiesen sich da immer als willfährige
Helfershelferinnen, die mit Grossprojekten, die an den allerbilligsten
Anbieter*in vergeben wurden, den Rubel am Rollen hielten.

Doch jetzt werden die Patrons wohl nicht mehr auf die schützende Hand
des bürgerlichen Staates hoffen dürfen. Die Schutzmassnahmen des
Bundesamt für Gesundheit (BAG) sind zwar klar, doch ebenso die Haltung
vieler Baumeister. "Sie sagen, dass man auf dem Bau die Auflagen
sowieso nicht einhalten könne und drum lassen sie einfach so
weiterarbeiten", erklärte am 21. März der Unia-Co-Sektorleiter Bau
Chris Kelley gegenüber dem vorwärts. Gerade deshalb sei es
entscheidend, dass man grundsätzlich die Arbeiten in nicht
essentiellen Bereichen der Wirtschaft einstellt, um die Gesundheit der
Arbeitnehmenden und der Bevölkerung zu schützen.


Die Buden dicht

Auf Angehörige von Risikogruppen wird auf den Baustellen kaum
Rücksicht genommen. Von Fällen, wo Leute aus Rücksicht auf ihre
gesundheitliche Situation nicht auf dem Bau erscheinen müssen, hat
Chris Kelley noch gar nichts gehört. Und gerade bei den Bauleuten ist
das eine Gefahr: "In Branchen, wie dem Bauhauptgewerbe, wo das
Durchschnittsalter sowieso schon bei etwa 50 liegt und die Leute an
berufsbedingten Vorerkrankungen leiden, ist das schlicht
verantwortungslos!"

Dem vorwärts liegen Berichte von Stromerbuden in der Ostschweiz
vor, in denen auch die Angestellten mit über 60 Jahren weiterhin jeden
Tag antraben müssen. Laut Kelley ist jetzt schon zu sehen, dass
versucht wird, die aktuelle Krise auch finanziell auf die Büezer*innen
abzuwälzen. So haben manche Patrons den Bauleuten gedroht, dass ihnen
allfällige Quarantänezeit von den Ferien abgezogen oder ihnen
Minusstunden verrechnet wurden. Ob die neuen Bestimmungen des Bundes
eingehalten werden, will man bei der Unia nun möglichst flächendeckend
überprüfen. Kommt es bei Nichteinhaltung der Auflagen nicht zum
Baustopp, wüsste man auch schon, welche weitergehenden Massnahmen den
Gesundheitsschutz der Lohnabhängigen durchsetzen könnten: "Wenn
Belegschaften jetzt entscheiden, die Arbeit niederzulegen, weil ihre
Gesundheit nicht sichergestellt werden kann, werden wir uns als
Gewerkschaft hinter sie stellen!", kommentiert Chris Kelley unsere
Frage nach möglichen Streiks.


Eine Chance für das Proletariat?

Die aktuelle Krise zeigt klar und deutlich, wie die Prioritäten im
Kapitalismus gesetzt werden. Die Gesundheit der Arbeiter*innen wird
direkt gefährdet um die Profite einer kleinen parasitären Klasse zu
stützen. Wie parasitär diese Klasse ihre gesamte politische und
soziale Macht auf die Arbeit anderer stützt, sehen wir nun ebenso
deutlich, wie den Umstand dass die Massen den Besitzenden nichts
gelten: Während nämlich Transportarbeiter*innen, Bauleute,
Pflegepersonal, ÖV-Angestellte, Sozialarbeiter*innen,
Detailhandelskräfte, Reinigungspersonal und viele mehr weiterhin jeden
Tag zur Arbeit müssen, um die Grundversorgung sicherzustellen, wird
wohl kein einziger der Schweizer Milliardäre zu einem
"systemrelevanten" Job gehen.

Es sind die arbeitenden Massen, die die Mehrwerte schaffen, die die
Kapitalist*innen brauchen, um vielleicht noch einmal angesichts der
drohenden Krise den Hals aus der Schlinge zu ziehen. Covid-19, die
Pandemie des Coronavirus, ist nicht die grösste Herausforderung, die
mit dem Jahr 2020 auf uns losbricht. Es wird die massive ökonomische
Krise der gesamten kapitalistischen Produktionsweise sein, die sich
nun wieder die Bahnen bricht. Für unsere Klasse wird diese Krise
erneute massive Angriffe bedeuten, um die verrottete Ordnung am Leben
zu erhalten. Agieren wir geschickt, könnte die Krise des Jahres 2020
aber auch eine Chance für das Proletariat werden. Woran der
Kapitalismus alles krankt, ist im Moment jedenfalls nicht sehr schwer
zu erklären.
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Z/276: März 1920 - Gegen Lüttwitz, Kapp und Co.


Z. Zeitschrift Marxistische Erneuerung Nr. 121 - März 2019

März 1920 - Gegen Lüttwitz, Kapp und Co.

Vor 100 Jahren ließ ein deutschlandweiter Generalstreik den
Putschversuch gegen die Weimarer Republik scheitern

von Ronald Friedmann



Am 10. Januar 1920 war der Versailler Vertrag in Kraft getreten. Mit
seinem Teil V - "Bestimmungen über Landheer, Seemacht und Luftfahrt" -
wurden Deutschland umfassende Beschränkungen bei den Streitkräften und
der Rüstung auferlegt. So musste bis zum 10. März 1920 die
Kriegsmarine auf 15.000 Mann reduziert werden, ab dem 10. April 1920
durften der Reichswehr nur noch 100.000 Soldaten und Offiziere
angehören.

Am 29. Februar 1920 befahl daher der sozialdemokratische
Reichswehrminister Gustav Noske die umgehende Auflösung der
Marinebrigaden Erhardt und von Loewenfeld, zweier Freikorps, die unter
dem Kommando des Reichswehrgenerals Walther von Lüttwitz standen.

General von Lüttwitz, ein entschiedener und erklärter Gegner der
Weimarer Republik, betrachtete die beiden Verbände allerdings als
unverzichtbar für seine Truppe. Am 10. März 1920 protestierte er daher
beim sozialdemokratischen Reichspräsidenten Friedrich Ebert gegen den
Auflösungsbefehl. Im Beisein Noskes verlangte er von Ebert ultimativ
eine verbindliche Zusage für den Erhalt der beiden Brigaden. Mehr
noch: General von Lüttwitz konfrontierte das Staatsoberhaupt mit einer
Reihe von politischen Forderungen, die die Weimarer Republik
grundsätzlich in Frage stellten. Ebert wies diese Forderungen zwar
zurück, doch er verzichtete darauf, den General auf der Stelle zu
entlassen, und legte ihm lediglich den sofortigen Rücktritt nahe.
Allerdings wurde von Lüttwitz noch am selben Abend von Noske das
Kommando über die beiden Marinebrigaden entzogen.

Damit geriet der General in Zugzwang, wollte er nicht die
Verwirklichung seiner weitgesteckten politischen und militärischen
Ziele - die Zerschlagung der Weimarer Republik und die Errichtung
einer Militärdiktatur in Deutschland unter seiner Führung - aufgeben.

Gerüchte über einen bevorstehenden Staatsstreich kursierten in
Deutschland bereits seit dem Sommer 1919. Dabei fielen immer wieder
die Namen des Generals von Lüttwitz, des Hauptmanns Waldemar Pabst,
der im Januar 1919 den Mord an Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg
organisiert hatte, des vormaligen ostpreußischen
Generallandschaftsdirektors Wolfgang Kapp und nicht zuletzt des
gewesenen kaiserlichen Ersten Generalquartiermeisters (und damit
Stellvertreter Paul von Hindenburgs, des Chefs der Obersten
Heeresleitung), General Erich Ludendorff. Doch es war bisher stets bei
Gerüchten geblieben, und weder die Regierungsbehörden noch die Justiz
hatten eine Veranlassung gesehen, diesen Gerüchten nachdrücklich auf
den Grund zu gehen.

Doch nun hatte sich die Situation geändert. Aufgeschreckt durch das
Auftreten von General von Lüttwitz beim Treffen mit dem
Reichspräsidenten und einen einschlägigen Bericht seines
Geheimdienstes hatte Noske als "Inhaber der vollziehenden Gewalt"
sogenannte Schutzhaftbefehle gegen Kapp, Pabst und weitere Personen
aus dem Umfeld von General von Lüttwitz erlassen, die nunmehr im
Verdacht standen, Teil einer republikfeindlichen Verschwörung zu sein.
Allerdings waren die Gesuchten rechtzeitig gewarnt worden. Sie konnten
untertauchen und in den folgenden Tagen die ihnen beim Staatsstreich
zugedachte Rolle spielen.

Noch am Abend des 10. März 1920 hatte sich General von Lüttwitz nach
Döberitz, westlich von Berlin, begeben, wo die Marinebrigade Erhardt
stationiert war. Dort hatte er von deren Kommandeur, dem
Korvettenkapitän Hermann Ehrhardt, die Zusage erhalten, dass die
Truppe innerhalb von 48 Stunden bereit wäre, nach Berlin zu
marschieren. Daraufhin setzte sich von Lüttwitz mit Kapp und den
übrigen Mitverschwörern in Verbindung und informierte sie über seinen
Entschluss, den Putsch in der Nacht vom 12. zum 13. März 1920 zu
beginnen, obwohl dessen Vorbereitung längst noch nicht abgeschlossen
war.

Am 13. März 1920, einem Sonnabend, warnten alle deutschen
Tageszeitungen vor dem drohenden Staatsstreich, der zu diesem
Zeitpunkt bereits begonnen hatte. Die "Vossische Zeitung" titelte:
"Die Gefahr der Gegenrevolution". Das "Berliner Tageblatt" berichtete
von einer "Bedrohung Berlins durch einen Militärputsch". Und die
"Freiheit", die Zeitung der USPD, sprach eindringlich von "Stunden der
Gefahr" und kündigte an: "Gegen die monarchistische Reaktion wird die
revolutionäre Arbeiterschaft alle geeigneten Mittel anwenden, um sie
niederzuwerfen. Und in diesem Kampfe wird das deutsche Proletariat
dafür zu sorgen haben, dass dieser elende Spuk der monarchistischen,
nationalistischen und militaristischen Dreieinigkeit auf immer aus dem
politischen Leben verschwindet."[1]

Der "Vorwärts", das "Zentralorgan der sozialdemokratischen Partei
Deutschlands", wie es im Untertitel hieß, und damit in gewisser Weise
das inoffizielle Sprachrohr des Reichspräsidenten Ebert und des
Reichskanzlers Gustav Bauer sah - völlig zu Recht - "Die Republik in
Gefahr" und berichtete auf der Titelseite über den "Militäraufstand in
Döberitz" und den Marsch der Marinebrigade Erhardt auf die Hauptstadt.
Gleichzeitig kündigte der "Vorwärts" vollmundig "Schärfste
Gegenmaßregeln der Regierung" an.

In den Morgenstunden des 13. März 1920 allerdings, als der "Vorwärts"
seine Leser erreichte, waren bereits alle Bemühungen der Regierung und
insbesondere des Reichswehrministers Noske gescheitert, durch
Vermittlung ranghoher Offiziere mit den Putschisten zu einer wie auch
immer gearteten "Übereinkunft" zu gelangen und so den Putschversuch
doch noch abzuwehren. Und von "Gegenmaßregeln" seitens der Regierung
war längst keine Rede mehr. Denn General Hans von Seeckt, der Chef des
als "Truppenamt" getarnten, durch den Versailler Vertrag eigentlich
verbotenen Generalstabs der Reichswehr, hatte es zuvor abgelehnt,
Truppen gegen die Putschisten einzusetzen: "Reichswehr schießt nicht
auf Reichswehr", so die stark verkürzte Überlieferung seines
"Standpunktes". Doch galt dieser "Standpunkt" nicht für die
Putschisten: Vor dem Abmarsch aus Döberitz hatte Korvettenkapitän
Erhardt seiner Truppe befohlen, "kriegsmäßig nach Berlin zu
marschieren [und] jeden Widerstand rücksichtslos zu brechen".[2]

Folgerichtig flüchteten der Reichspräsident, der Reichskanzler und die
Mehrzahl der Minister gegen 6.30 Uhr aus der Hauptstadt und setzten
sich zunächst nach Dresden und später nach Stuttgart ab.

Unterdessen zog die Marinebrigade Erhardt mit etwa fünftausend Mann
kampflos in das Berliner Regierungsviertel ein. Viele Soldaten und
Offiziere hatten sich Hakenkreuze auf die Helme gemalt, als Symbol
ihrer "nationalen" und "völkischen" Gesinnung.

Die Putschisten übernahmen nun die Regierung. Kapp wurde zum
Reichskanzler und Chef einer "Regierung der Ordnung, der Freiheit und
der Tat" ernannt, wie es in einer entsprechenden "Kundgebung" hieß.
General von Lüttwitz, der eigentliche "Macher" des Putsches,
beförderte sich mit der Rückendeckung ranghoher Militärs zum
Reichswehrminister und damit zum Oberbefehlshaber aller Truppen.

Bei ihrer Flucht aus Berlin hinterließ die Reichsregierung einen
überraschenden Appell, der in offensichtlichem Widerspruch zu ihrer
bisherigen Politik stand, stets rücksichtslos gegen die revolutionären
Kräfte vorzugehen, die die Träger der politischen Veränderungen seit
dem November 1918 gewesen waren. Allerdings waren nur die
sozialdemokratischen Minister bereit gewesen, diesen Aufruf zu
unterzeichnen, die bürgerlichen Minister der sogenannten Weimarer
Koalition verweigerten ihre Unterschrift. Sie besiegelten damit de
facto das Ende des Regierungsbündnisses, das mit einer kurzen
Unterbrechung etwas mehr als ein Jahr, seit der Konstituierung der
Nationalversammlung in Weimar im Februar 1919, bestanden hatte.

In dem Aufruf, dem sich wenig später auch der Parteivorstand der SPD
anschloss, hieß es: "Arbeiter, Parteigenossen! Der Militärputsch ist
da! Die [...] Landsknechte [...] haben den Versuch unternommen, die
Republik zu beseitigen und eine diktatorische Regierung zu bilden. Mit
Lüttwitz und Kapp an der Spitze! [...] Wir haben die Revolution nicht
gemacht, um uns heute wieder einem blutigen Landsknechtregiment zu
unterwerfen. [...] Es geht um alles! Darum sind die schärfsten
Abwehrmittel geboten. Deshalb legt die Arbeit nieder! Streikt!
Schneidet dieser reaktionären Clique die Luft ab. Kämpft mit jedem
Mittel um die Erhalt1mg der Republik! [...] Lahmlegung jeden
Wirtschaftslebens! Keine Hand darf sich mehr rühren! Kein Proletarier
darf der Militärdiktatur helfen! Generalstreik auf der ganzen Linie!
Proletarier, vereinigt Euch! Nieder mit der Gegenrevolution!"[3]

Auch die in Berlin anwesenden Führungsmitglieder der USPD riefen in
den frühen Vormittagsstunden des 13. März 1920 zum Generalstreik auf:
"Der Putsch der Offiziere und Monarchisten ist zur Wirklichkeit
geworden! General Lüttwitz, der Würger der Arbeiterbewegung, ist der
militärische Diktator Deutschlands! Die bisherige Regierung ist
beseitigt. [...] Es gilt den Kampf für den revolutionären Sozialismus!
Gegen die Militärdiktatur! Gegen den weißen Schrecken! Gegen die
Wiederherstellung der Monarchie! Tretet in geschlossener und einiger
Kampffront in den Generalstreik! Vereinigt Euch zur Verteidigung Eurer
Rechte! Nieder mit der Militärdiktatur! Nieder mit der Reaktion der
Offiziere und Monarchisten!"[4]

Doch die - informellen - Gespräche zwischen Vertretern der USPD und
der KPD sowie der SPD und der Gewerkschaften über ein mögliches
gemeinsames Vorgehen gegen den Putsch und die weiteren Ziele des
Kampfes, die am Nachmittag des 13. März 1920 in wechselnder
Zusammensetzung stattfanden, blieben ohne Ergebnis. Die USPD,
unterstützt vom Vertreter der KPD, widersprach jeder Fortsetzung der
Regierung Ebert-Bauer-Noske und orientierte auf die Einsetzung einer
"sozialistischen Arbeiterregierung" unter Beteiligung von SPD, USPD
und Gewerkschaften Doch da diese Arbeiterregierung ein Instrument der
"Diktatur des Proletariats" sein sollte, wies die SPD den Vorschlag
wegen ihrer "prinzipiellen Ablehnung der Diktatur" zurück.[5] Im
Ergebnis schloss die USPD jede weitere Zusammenarbeit mit der SPD aus.
Artur Crispien, der nur zweieinhalb Jahre später, im September 1922,
große Teile der (Rest-) USPD in den Schoß der "Mutterpartei"
zurückführte und dafür - neben Hermann Müller und Otto Wels - zum
dritten Vorsitzenden der SPD aufstieg, begründete an diesem 13. März
1920 seine Ablehnung eines Zusammengehens mit der SPD mit der
drastischen Feststellung: "Die SPD hat uns [in der Vergangenheit] wie
Hunde behandelt, da kann sie nicht von uns verlangen, jetzt alles zu
vergessen."[6]

Die Führung der KPD ging zunächst sogar noch einen Schritt weiter. In
einer ersten Erklärung lehnte sie jede Teilnahme am Generalstreik ab,
da es sich bei dem Putschversuch aus ihrer Sicht lediglich um den
Kampf zwischen "zwei gegenrevolutionären Flügeln", verkörpert durch
den sozialdemokratischen Reichspräsidenten Ebert auf der einen Seite
und die kaisertreuen Putschisten von Lüttwitz und Kapp auf der anderen
Seite, handelte: "Die Ebert-Bauer-Noske sind stumm und widerstandslos
in die Grube gefahren. [...] Im Augenblick des Versinkens ruft diese
Gesellschaft von Bankrotteuren die Arbeiterschaft zum Generalstreik
auf zur 'Rettung der Republik'. [...] Das revolutionäre Proletariat
[...] wird keinen Finger rühren für die in Schmach und Schande
untergegangene Regierung der Mörder Karl Liebknechts und Rosa
Luxemburgs. [...] Es wird keinen Finger rühren für die demokratische
Republik, die nur eine dürftige Maske der Diktatur der Bourgeoisie
war."[7]

Erst am folgenden Tag, als der Parteivorsitzende Paul Levi, der sich
seit Mitte Januar 1920 auf Befehl von Reichswehrminister Noske in
Schutzhaft befand, in die Diskussion eingreifen konnte, korrigierte
die Partei ihre sektiererische Haltung und rief nun gleichfalls zum
Generalstreik auf: "Nach kurzem Zögern erhebt sich das Proletariat
spontan, zornentbrannt gegen die von einer Handvoll Stahlbehelmter
eingesetzte Diktatur der Generale und Junker. [...] Proletarier in
Stadt und Land! Unter der Fahne der proletarischen Diktatur, der
Herrschaft der Arbeiterräte, sammelt Euch zum Kampf gegen die
Militärdiktatur. Zur Eröffnung dieses Kampfes führt der
Generalstreik."[8]

Auch und vor allem die Gewerkschaften forderten den Generalstreik.
Unter der Losung "Auf zum Generalstreik! Die deutsche Republik ist in
Gefahr" beschworen der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund und die
Arbeitsgemeinschaft freier Angestelltenverbände einen "gewaltigen und
erdrückenden Abwehrkampf der Arbeiterschaft" in ganz Deutschland: "Es
gilt, alle Kräfte des Volkes zum Widerstand zusammenzufassen. Das Volk
wäre nicht wert der Freiheiten und Rechte, die es sich erkämpft hat,
wenn es sie nicht bis zum Äußersten verteidigen würde. Wir fordern
daher alle Arbeiter, Angestellten und Beamten zum einmütigen Protest
gegen die Gewaltherrschaft auf, überall sofort in den Generalstreik
einzutreten."[9]

Den Aufrufen zum Generalstreik wurde umgehend und massenhaft Folge
geleitet, obwohl es für die Vorbereitung und Führung des
Generalstreiks keine einheitliche Leitung gab und auch nicht geben
konnte. Doch fast überall in Deutschland bildeten sich in kürzester
Zeit örtliche und regionale Streikleitungen, Aktionsausschüsse und
Arbeiterräte, in denen vor allem Vertreter von USPD und KPD, aber auch
der SPD und der Gewerkschaften, ungeachtet ihrer unterschiedlichen, ja
gegensätzlichen Auffassungen, zusammenwirkten.

Bereits in den Nachmittagsstunden des 13. März 1920 kam das
öffentliche Leben in weiten Teilen Deutschlands zum Erliegen. Am 14.
März 1920 herrschte in Berlin infolge des Generalstreiks eine
außergewöhnliche Stille, wie sich Sebastian Haffner, damals gerade
einmal 12 Jahre alt, später erinnerte: Seit dem Vorabend "gab es keine
Zeitungen, und [...] auch kein Licht. [... Es gab] auch kein Wasser.
Auch die Post bestellte nicht. Es führen auch keine Verkehrsmittel.
Und die Läden waren geschlossen. Es gab, mit einem Wort, überhaupt
nichts. [...] Es geschah sogar gewissermaßen weniger als nichts,
nämlich nicht einmal das, was an jedem gewöhnlichen Tag ohnehin
geschieht. Keine Schießereien, keine Demonstrationszüge, keine
Aufläufe und Straßendiskussionen. Nichts."[10]

Ab dem 15. März 1920 hatte der Generalstreik ganz Deutschland erfasst.
Insgesamt beteiligten sich zwischen dem 13. und 21. März 1920 mehr als
12 Millionen Menschen an den Protesten.

"Der Generalstreik", so schilderte es der eben zitierte Sebastian
Haffner in seiner Darstellung "Die verratene Revolution", "nahm der
Putschregierung in Berlin vom zweiten Tage ihrer Existenz an jede
Möglichkeit zu regieren. Alle Verbindungen zwischen Hauptstadt und
Provinzen waren abgeschnitten. Auch in Berlin selbst verloren Militär
und Bürokratie die Bevölkerung rapide aus dem Griff. Der 'neuen
Regierung' waren die Sehnen und die Stimmbänder durchgeschnitten; die
Staatsmaschine lief leer. Selbst mit den örtlichen Truppenteilen gab
es Verbindung nur noch durch Kuriere und Meldegänger. Vergeblich
verfassten Kapp und seine Mitarbeiter begütigende Aufrufe zur
Wiederaufnahme der Arbeit, vergeblich versprachen sie Neuwahlen,
vergeblich dekretierten sie die Todesstrafe für Streikführer,
vergeblich nahmen sie das Dekret wieder zurück. Nichts von alledem
drang über das Berliner Regierungsviertel hinaus. Die Putschregierung
in Berlin war nach drei Tagen Generalstreik ebenso ohnmächtig geworden
wie die Exilregierung in Stuttgart. Beide beherrschten nur noch ihre
Vorzimmer."[11]

Am 17. März 1920 gaben die Putschisten auf. Kapp floh nach Schweden,
von Lüttwitz brachte sich wenige Tage später in Österreich in
Sicherheit, nachdem er zunächst vergeblich versucht hatte, den Putsch
allein weiterzuführen. Doch nachdem der liberale Justizminister Eugen
Schiffer, ohne Rückendeckung oder gar Zustimmung des Reichspräsidenten
oder des Reichskanzlers, den Putschisten in offiziellen Verhandlungen
weitgehende Zugeständnisse gemacht hatte - vorgezogene Neuwahlen zum
Reichstag, Umbildung der Regierung, Zusage einer umfassenden Amnestie
für die Putschisten -, erklärte sich auch General von Lüttwitz bereit,
den Putsch zu beenden.

Der Generalstreik im März 1920 war der erste - und bisher einzige -
politische Massenstreik in der deutschen Geschichte. In gewisser Weise
bestätigte er die einschlägigen Überlegungen Rosa Luxemburgs, die sich
seit der Russischen Revolution im Jahre 1905 mit der Frage des
politischen Massenstreiks befasst hatte. Sie hatte es stets abgelehnt,
Massenkämpfe "organisieren" zu wollen, sondern darauf gesetzt, dass
die breiten Massen in einer gegebenen politischen Situation, gestützt
auf die Erfahrungen früherer Auseinandersetzungen und in
Übereinstimmung mit den aktuellen Erfordernissen, sich spontan und
massenhaft zum politischen Kampf entscheiden würden. Bereits 1910
hatte sie festgestellt: "Die moderne proletarische Klasse führt ihren
Kampf nicht nach irgendeinem fertigen, in einem Buch, in einer Theorie
niedergelegten Schema, der moderne Arbeiterkampf ist ein Stück in der
Geschichte, ein Stück der Sozialentwicklung, und mitten in der
Geschichte, mitten in der Entwicklung, mitten im Kampf lernen wir, wie
wir kämpfen müssen."[12]

Anders als in den Tagen der Novemberrevolution 1918, als die spontane
Volksbewegung, ausgehend vom Aufstand der Matrosen der kaiserlichen
Flotte, auf die Beseitigung der Monarchie und die Errichtung einer
neuen, demokratischen Ordnung zielte, ging es der übergroßen Mehrheit
der Streikenden im März 1920 um die Verteidigung des Bestehenden, der
Weimarer Republik. Zwar war sich diese Mehrheit der blutigen,
politisch motivierten Gewalt bewusst, von der das Land seit den
Januartagen 1919 immer wieder erschüttert wurde. Durch diese Gewalt
hatten bereits viele tausend Menschen ihr Leben verloren, so bei der
gewaltsamen Beendigung der fälschlich als "Spartakusaufstand"
bezeichneten Proteste im Januar 1919 in Berlin, bei den Berliner
Unruhen im März 1919, bei der Niederwerfung der Bayerischen
Räterepublik im Mai 1919 und nicht zuletzt am 13. Januar 1920 während
einer friedlichen Kundgebung gegen das sogenannte Betriebsrätegesetz
vor dem Reichstag, wo durch den zügellosen Polizeieinsatz wiederum
viele Dutzend Menschen gestorben waren und Hunderte verwundet wurden.
Doch erstaunlicherweise wurden diese Gewaltexzesse mehrheitlich den
Freikorps und anderen republikfeindlichen Kräften angelastet, weniger
der sozialdemokratisch geführten Reichsregierung, obwohl diese, und
insbesondere ihr Reichswehrminister Noske ("Einer muss der Bluthund
werden?"[13]), in einer Vielzahl der Fälle die unmittelbare
Verantwortung für die Gewalttaten trug, nicht zuletzt, weil sie die
Freikorps schlicht gewähren ließ oder sie sogar wiederholt zu
Instrumenten ihrer Politik gemacht hatte.[14]

Insofern konnte es nicht überraschen, dass es der nach Berlin
zurückgekehrten Reichsregierung innerhalb kürzester Zeit gelang, die
Gewerkschaften von der "Notwendigkeit" zu überzeugen, den
Generalstreik zu beenden und zur "Normalität" zurückzukehren. Das von
den Gewerkschaften am 18. März 1920 vorgelegte, in Teilen erstaunlich
radikale Neun-Punkte-Programm, das u.a. Verstaatlichungen in der
Wirtschaft, Bestrafung der Putschisten und weitgehende
gewerkschaftliche Mitbestimmungsrechte in der Wirtschafts- und
Sozialpolitik forderte, wurde von der Reichsregierung lediglich in
deutlich abgeschwächter Form akzeptiert, wobei von Anfang an klar war,
dass die Reichsregierung weder bereit noch in der Lage war, dieses
Programm auch nur ansatzweise zu erfüllen. Dennoch riefen die
Gewerkschaften bereits am 20. März 1920 zur sofortigen Beendigung des
Generalstreiks auf. Am 22. März 1920 erneuerten die Gewerkschaften,
unterstützt von SPD und USPD, die Aufforderung, den Generalstreik zu
beenden. Im Verlauf des 23. März 1920 wurde schließlich fast überall
die Arbeit wieder aufgenommen.

Doch in einigen Teilen Deutschlands war die organisierte
Arbeiterbewegung, unter dem maßgeblichen Einfluss des linken Flügels
der USPD und, in geringerem Maße, der organisatorisch noch immer
schwachen KPD, bereit und entschlossen, ausgehend vom Generalstreik -
und dabei weit über die ursprünglichen Forderungen des Generalstreiks
hinausgehend - erneut und konsequent jene Ziele anzustreben und auch
tatsächlich zu verwirklichen, die mit der Novemberrevolution und den
nachfolgenden Kämpfen nicht erreicht werden konnten: Errichtung der
Rätedemokratie, Sozialisierung der Schlüsselindustrien, Entwaffnung
und Auflösung der konterrevolutionären Organisationen.

Im Vogtland war es der legendäre Max Hoelz, dem es innerhalb weniger
Tage gelang, eine etwa 5.000 Mann starke "Rote Armee" aufzubauen, die
Reichswehr aus der Region zu vertreiben und erste Elemente einer
Rätemacht zu etablieren. Auch in Thüringen, das zu dieser Zeit noch
aus einer Vielzahl von Kleinstaaten bestand, bildeten sich bewaffnete
proletarische Hundertschaften, die den Kampf mit der Reichswehr, den
Freikorps und rechtsradikalen "Bürgerwehren" aufnahmen.

Die größten Kämpfe jedoch fanden im Ruhrgebiet statt. Im Bezirk
Niederrhein hatten bereits am 14. März 1920 Vertreter von KPD, SPD und
USPD ein Bündnis zur Abwehr des Kapp-Lüttwitz-Putsches geschlossen und
einen Aufruf erlassen, in dem sie erklärten: "Der einheitliche Kampf
ist zu führen mit dem Ziele: 1. Erringung der politischen Macht, durch
die Diktatur des Proletariats bis zum Siege des Sozialismus, auf der
Grundlage des Rätesystems. 2. Sofortige Sozialisierung der dazu reifen
Wirtschaftszweige."[15] Ausgehend von diesem Aufruf bildeten sich in
vielen Orten spontan lokale Arbeiterräte, die umgehend die politische
Macht übernahmen. Parallel dazu entstand innerhalb weniger Tage die
"Rote Ruhrarmee" mit beinahe 100.000 Kämpfern, die nicht nur bewaffnet
waren, sondern als Teilnehmer des Ersten Weltkriegs auch über
umfassende militärische Erfahrungen verfügten. Die proletarischen
Truppen gingen entschlossen gegen die im Ruhrgebiet stationierten
Freikorps vor und konnten bis zum 23. März 1920 mehrere große Städte
und die umliegenden Gebiete, u.a. Bochum, Dortmund, Duisburg, Hamborn
und Hamm, "erobern". Am 20. März 1920 konstituierte sich in Essen ein
"Zentralrat der Arbeiterräte", eine vergleichbare "Zentrale" entstand
auch in Hagen.

Die Reichsregierung versuchte zunächst, die Lage im Ruhrgebiet durch
Verhandlungen wieder unter ihre Kontrolle zu bringen. Eine Delegation
unter Leitung des eigens zu diesem Zweck ernannten Reichs- und
Staatskommissars für das rheinisch-westfälische Industriegebiet, des
Sozialdemokraten Carl Severing (SPD), wurde nach Bielefeld entsandt,
wo am 24. März 1920 mit Vertretern der linken Parteien und der
Gewerkschaften das Bielefelder Abkommen ausgehandelt wurde. In
siebzehn Punkten wurden u.a. die sofortige Einstellung der Kämpfe, die
Ablieferung der Waffen und die Straffreiheit für alle Angehörigen der
Roten Ruhrarmee vereinbart.

Doch die weiterhin SPD-geführte Reichsregierung war keineswegs
gewillt, das Abkommen auch zu erfüllen. Sie entsandte, entgegen den
Vereinbarungen, buchstäblich nur Stunden nach der Unterzeichnung
Militär in das Ruhrgebiet, um die Aufständischen doch noch gewaltsam
niederzuwerfen. Zu den Truppen, die zwischen dem 27. März und dem 12.
April 1920 ein unvorstellbares Blutbad mit mehreren Tausend Toten
anrichteten, gehörte bezeichnenderweise auch die Marinebrigade
Erhardt, die nur Tage zuvor die entscheidende militärische Kraft beim
Kapp-Lüttwitz-Putsch gewesen war.
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DOKUMENTATION/1730: ZDF - plan b "Keine Angst – Wie wir uns weniger fürchten", am 04.04.2020 (ZDF)


plan b

Keine Angst – Wie wir uns weniger fürchten

Samstag, 4. April 2020, 17.35 Uhr / samstags 17.35 Uhr

Inhalt:

– "plan b" – Dokumentationsreihe mit konstruktivem Ansatz

– Sendetermine und Stab

– plan b: Hoffnung für Patienten – Die Suche nach Impfstoffen und neuen Medikamenten

– plan b: Keine Angst – Wie wir uns weniger fürchten

– plan b: Vielfalt säen – Saatgutretter im Einsatz

– plan b: Frischer Wind für grünen Strom – Die Macher der Energiewende

– Interview mit "plan b"-Redaktionsleiter Christian Dezer



"plan b" – Dokumentationsreihe mit konstruktivem Ansatz

"plan b" bietet seit dem 7. Oktober 2017, samstags um 17.35 Uhr im ZDF, konstruktiven Journalismus. "plan b" ist eine Dokumentationsreihe mit Reportage-Elementen, die das jeweilige Thema anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten aufbereitet und dabei den europäischen Aspekt immer mit einbezieht. "plan b" wirft einen lösungsorientierten Blick auf aktuelle Probleme und zeigt verschiedene Möglichkeiten auf, wie diese in den Griff zu bekommen sind. "plan b" ist die erste Dokumentationsreihe im deutschen Fernsehen, die diesen konstruktiven Ansatz verfolgt.

 * 

Samstag, 28. März 2020, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Hoffnung für Patienten – Die Suche nach Impfstoffen und neuen Medikamenten
Film von Torsten Mehltretter und Cécilia Marchat

Produktion: Mehltretter Media
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 4. April 2020, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Keine Angst – Wie wir uns weniger fürchten
Film von Karlo Malmedie

Produktion: Cinecentrum
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 18. April 2020, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Vielfalt säen – Saatgutretter im Einsatz
Film von Christine Voges und Emanuela Casentini

Produktion: Spiegel TV
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 25. April 2020, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Frischer Wind für grünen Strom – Die Macher der Energiewende
Film von Eva Münstermann, Joanna Michna und Nanje Teuscher

Produktion: Spiegel TV
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

plan b: Hoffnung für Patienten – Die Suche nach Impfstoffen und neuen Medikamenten

Krankheiten wie COVID-19, die kaum behandelt werden können, stellen Wissenschaftler vor große Herausforderungen. Die Entwicklung neuer Wirkstoffe ist ein Wettlauf gegen die Zeit.

In einigen Monaten könnte vielleicht ein Impfstoff gegen das Coronavirus gefunden sein. Bei der Forschung ganz vorne mit dabei: eine Firma aus Tübingen.

Lidia Oostvogels weiß, dass die Zeit drängt. Die Ärztin und ihr Team vom Tübinger Biotech-Start-up CureVac zählen zu den wenigen, die an einem Impfstoff gegen das neuartige Coronavirus arbeiten. Die Forscher verfolgen einen neuen Ansatz, der auf Gentechnik basiert. Das Team hofft auf schnelle Ergebnisse in den nächsten Monaten, für den Sommer 2020 sind klinische Tests geplant.

Nicht nur das Coronavirus ist eine lebensbedrohliche Gefahr für Menschen. Jedes Jahr sterben rund 33.000 Patienten in Europa an Infektionen mit antibiotikaresistenten Keimen. Und hier wiederum könnten spezielle Viren zum Lebensretter werden. Sogenannten Phagen zerstören nämlich Keime.

Darauf setzt der Brandenburger Ekkehard Eichler. Nach einer Operation haben sich antibiotikaresistente Krankheitserreger in der Operationswunde festgesetzt und auch sein Brustbein angegriffen. Die Folge: eine Knochenhautentzündung. In Deutschland gilt er als austherapiert. Die Ärzte rieten ihm schon zu einer Entfernung des Brustbeins. Die Suche nach Alternativen führte ihn nach Tiflis in Georgien, wo Patienten seit Jahrzehnten mit Phagen behandelt werden.

Hygiene schützt vor Infizierung, deshalb ist sie vor allem in Krankenhäusern extrem wichtig. Im dänischen Odense wollen Tüftler mit modernster Technik den Kampf gegen Erreger in Krankenzimmern revolutionieren: Mit autonom fahrenden Reinigungsrobotern, die auch Coronaviren abtöten können.

 * 

plan b: Keine Angst – Wie wir uns weniger fürchten

Angst vor Corona, vor der Klimakatastrophe, aber auch Angst vor Spinnen: Das Gefühl kennen alle und es kann auch schnell krankhaft werden. "plan b" zeigt, welche Auswege es gibt.

14 Prozent aller Westeuropäer leiden unter Angststörungen. Jeder Siebte in Deutschland ist jährlich von einer Angststörung betroffen. Doch ab wann ist Angst eine Krankheit? Wie lässt sie sich diagnostizieren und bekämpfen?

Schon in der Frühzeit diente Angst als Überlebenshilfe: Wer nicht vor dem Säbelzahntiger wegrannte, wurde gefressen und konnte keine Nachkommen zeugen. Und noch heute schützt eine Portion "gesunde Angst" vor zu waghalsigen Aktionen oder schlicht davor, im Straßenverkehr vor ein Auto laufen.

Doch Furcht ist manchmal völlig unbegründet oder übertrieben. Wissenschaftler beschreiten in der Grundlagenforschung bahnbrechende Wege und entwickeln neue Therapieansätze. Sie verorten die Angst in den menschlichen Genen, bekämpfen Angst mit virtueller Realität und blicken in die Vergangenheit, um die Angst besser zu verstehen.

Ein prominenter Betroffener ist der Musiker Nicholas Müller. Mit seiner Band "Jupiter Jones" landete er mit dem Song "Still" 2011 seinen ersten großen Hit. Kurz darauf stieg der Sänger aus: Er litt unter schweren Angst- und Panikattacken, an Auftritte vor Publikum war damals nicht mehr zu denken. Schlüsselmomente seines Krankheitsverlaufs werden im Film visualisiert: die erste Angstattacke, der anschließende Krankenhausbesuch oder erste Therapie-Versuche. Diese persönlichen Rückblicke gewähren einen tiefen Einblick in das Leben mit der Angst.

Wissenschaftler unterschiedlichster Fachrichtungen arbeiten an Lösungen und machen rasante Fortschritte, den Code der "Angst" zu entschlüsseln. Prof. Dr. Paul Pauli von der Uniklinik Würzburg hat das Ziel, Angsterkrankungen vorhersagen zu können, um sie früher zu entdecken und schneller zu behandeln. In Würzburg steht auch der PSYCH CAVE, ein Labor, in dem mit virtueller Realität die Entstehung von Angst erforscht wird. Die Entwicklung in der Forschung macht Mut.

 * 

plan b: Vielfalt säen – Saatgutretter im Einsatz

Tomaten, die nicht schmecken, kerzengerade Gurken und glänzende Äpfel ohne Makel: Obst-, Gemüse- und Getreidesorten aus Hochleistungssaatgut verdrängen die Vielfalt auf dem Teller.

In den vergangenen 100 Jahren gingen bereits achtzig Prozent der Kulturpflanzen verloren. Dagegen kämpfen Landwirte, Gärtner und Wissenschaftler an: Sie wollen die Pflanzenvielfalt erhalten.

Oliver Christ arbeitet seit mehr als 20 Jahren auf dem Demeterhof Piluweri in Müllheim bei Freiburg im Breisgau. Seine große Leidenschaft ist das natürliche Vermehren von Pflanzensaatgut. Dafür muss er jedes Jahr die Herausforderungen der Natur meistern: Kälte, Dürre, Mäusefraß. Die Mühe lohnt sich, da ist er sich sicher. Eigenes Biosaatgut erzeugen bedeutet für ihn unabhängig zu sein von der Chemieindustrie, die den Bauern nur genormtes Saatgut verkauft.

Agrarwissenschaftlerin Eva-Maria Schüle pflegt mit Herz und Seele seit zwei Jahrzehnten den Klostergarten der ehemaligen Freiburger Kartause. Als das Gelände 2014 zum Schulgarten des Robert-Bosch-Colleges wird, initiiert sie Workshops für Schüler und Interessierte. So kann sie ihr Wissen über Anbau und Saatgutgewinnung der teils vom Aussterben bedrohten Pflanzen weitergeben.

Biolandwirt Giuseppe Li Rosi fühlt sich wie alle sizilianischen Bauern tief seiner Heimat und ihren Feldfrüchten verbunden. Als die Abhängigkeit von Industriesaat, Dünge- und Pflanzenschutzmitteln viele seiner Kollegen in den Ruin treibt, gründet er den Verein Simenza. Sein Ziel ist es, mit alten einheimischen Getreidesorten wieder profitabel wirtschaften zu können.

Frank Blattner ist Evolutionsbiologe. Im Auftrag des Leibniz-Instituts für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung reist er auf die griechische Insel Euböa. Er will dort die Samen der an Hitze gewöhnten Knollengerste sammeln. Wenn es ihm gelingt, die Wildpflanzenart zu entschlüsseln, könnte das helfen, unsere Kulturgerste für den Klimawandel fit zu machen.

 * 

plan b: Frischer Wind für grünen Strom – Die Macher der Energiewende

Öl, Atom und Kohle – ade! Die Energiewende ist ein Jahrhundertprojekt und kommt doch nur schleppend voran. "plan b" stellt Pioniere und Kommunen vor, die auf erneuerbare Energien setzen.

Auf der dänischen Insel Samso wissen die 3700 Einwohner, wie man das macht: Energie sparen und sie selbst klimaneutral erzeugen – mit Wind, Biomasse und Solarthermie. Als einer der Ersten erkannte Landwirt Jorgen Traneberg vor gut 20 Jahren das wirtschaftliche Potenzial der Energiewende. Damals stellte er ein eigenes Windrad auf die Weide – neben seine Kühe. Traneberg schätzt vor allem seine Unabhängigkeit als Energieproduzent: "Ich mache das, weil mir klar ist, dass ich damit Geld verdienen kann und weil es ein gutes Gefühl ist. Es ist gut, selber Energie zu erzeugen. Dann brauchst du den Mittleren Osten oder Putin nicht nach ein bisschen Gas oder Öl zu fragen." Eine Delegation japanischer Reisbauern besucht Tranebergs Hof, um vor Ort zu lernen, wie sich die Energiewende für alle lohnen kann.

In Deutschland hat die Region Rhein-Hunsrück eine Vorreiterrolle: Der Landkreis produziert dreimal so viel Energie wie er selbst verbraucht und setzt dabei vor allem auf Windkraft. Ideale Bedingungen für den Bund, um im Hunsrück das Stromnetz der Zukunft zu erproben: Im Ort Gödenroth steht seit 2018 ein Batteriespeicher. Er puffert überschüssigen Strom aus erneuerbaren Quellen und leitet ihn bei Bedarf an Verbraucher weiter.

Mit Wind kann die Metropole München nicht punkten, sie vertraut auf einen Schatz tief unter der Stadt: ein schier unerschöpfliches Reservoir an Erdwärme. Jetzt will man das kostbare Gut heben: In München entsteht die größte Geothermie-Anlage Deutschlands. Kai Zosseder und Daniela Pfrang von der Uni München begleiten die Münchner Stadtwerke dabei, die neuen Bohrungen sicher und umweltverträglich durchzuführen. Bis 2040 will die Metropole ihre Bürger zu 100 Prozent klimaneutral mit Wärme versorgen – mithilfe der Geothermie.

Wie wäre es, sich von allen Strom- und Wärmeversorgern unabhängig zu machen? Ein Traum, den die beiden Schweizer Umweltpioniere Walter und René Schmid verwirklicht haben: mit einem energieautarken Mehrfamilienhaus. Die Versorgung der neun Wohnungen mit Wärme, Warmwasser und Strom leistet das Gebäude selbst – dank modernster Solarzellen auf dem Dach und an der Fassade. Hocheffiziente Haushaltsgeräte helfen Bewohnern, nicht mehr Energie zu verbrauchen, als das Haus produziert.

 * 

"Wir verfolgen einen konstruktiven Ansatz"
Interview mit "plan b"-Redaktionsleiter Christian Dezer

"plan b" bietet ab 7. Oktober 2017, samstags um 17.35 Uhr im ZDF, konstruktiven Journalismus. Bedeutet das vor allem: Es werden weniger die Probleme, als vielmehr die Lösungsansätze dargestellt?

In der nachrichtlichen Berichterstattung und in etablierten Dokumentationsformaten werden Probleme meist ausführlich und in Gänze dargestellt. Wir wollen in unserem neuen Format das jeweilige Problem dagegen kurz umreißen und dafür zeigen, dass es bereits viele verschiedene Möglichkeiten gibt, diese in den Griff zu bekommen. Insofern wollen wir einen etwas anderen, lösungsorientierten Blick auf die Themen werfen. "plan b" ist das erste Dokumentationsformat im deutschen Fernsehen, das diesen konstruktiven Ansatz in einem Doku-Format verfolgt.

Ist dieser "plan b" für alle Themenfelder denkbar?

Alles, was das Leben und die Gesellschaft an Themen bereithält, kann auch für "plan b" interessant sein. Wir müssen schauen, ob es beim jeweiligen Thema Lösungsansätze auf verschiedenen Ebenen gibt. Wir werden zum Beispiel das Thema "Wohnen in der City" unter der Fragestellung aufgreifen: Wie lassen sich bezahlbare Mieten in Innenstadtlagen ermöglichen? In großen Städten wie München, Berlin oder Frankfurt, aber auch in vielen ausländischen Metropolen ist es ja bereits ein Riesenproblem, bezahlbaren Wohnraum zu finden. Auf unserer Suche nach Lösungsansätzen haben wir festgestellt, dass es zum Beispiel in Zürich, einer der teuersten Städte Europas, auch bezahlbare Mieten gibt. Statt zum Beispiel 60 bis 70 Euro, nur 15 Euro. Wir zeigen, wie das geht und sich finanziert. Und wir beleuchten, wie in Deutschland einige Städte, die ihre Grundstücke nicht zur Haushaltkonsolidierung verscherbelt haben, nun über die Grundstückspreise Einfluss auf die Bau- und am Ende auch auf die Mietkosten nehmen.

Und wie werden die Themen für das neue Format aufbereitet?

"plan b" ist ein Dokumentationsformat mit Reportage-Ansätzen. Wir erzählen die jeweilige Geschichte anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten. Und wir wollen dabei den europäischen Aspekt immer mit einbeziehen und in Erfahrung bringen, wie im Ausland mit den jeweiligen Problemen verfahren wird. Die Herausforderung ist dabei: Für die 30-Doku-Minuten eine Dramaturgie mit verschiedenen Geschichten zu entwickeln, die sich abwechseln. Denn das ist beim konstruktiven Journalismus auch zu bedenken: Lösungsansätze und alternative Entwicklungen leuchten dem Zuschauer oft schnell ein – da gilt es eine Spannungslinie für die verschiedenen Themen zu entwickeln.

"plan b" ist auch ein Synergieprojekt mit der ARTE-Reportagereihe "Re:" Gibt es dennoch unterschiedliche Handschriften?

Ja, die gibt es. Dennoch wollen wir schauen, wie wir die Format-Ansätze gut zusammenführen. ARTE setzt mehr auf die Reportage, bei "plan b" ist es eher eine Dokumentation mit Reportage-Ansätzen, mit einer Geschichte, die wir anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten erzählen. Wir arbeiten eng mit "Re:" zusammen und liefern auch Stücke für den ARTE-Sendeplatz.

Was finden die Zuschauer bei "plan b"?

Wer "plan b" einschaltet, sieht: "Die Welt ist voller Ideen!"

Mit Christian Dezer sprach Thomas Hagedorn.

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – April 2020
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FILM/1716: ZDF - Montagskino im ZDF "Steig.Nicht.Aus!", am 06.04.2020 (ZDF)


Steig.Nicht.Aus!

Montagskino im ZDF

Montag, 6. April 2020, 22.15 Uhr

Inhalt:

– Stab, Besetzung, Inhalt!

– Statement von Drehbuchautor und Regisseur Christian Alvart



Montag, 6. April 2020, 22.15 Uhr
Steig.Nicht.Aus!
Actionthriller, Deutschland 2018
Montagskino im ZDF
Free-TV-Premiere

Drehbuch und Regie: Christian Alvart
Kamera: Christoph Krauss
Musik: Christoph Schauer
Szenenbild: Tim Tamke
Kostüme: Heike Fademrecht
Produktion: Syrreal Entertainment GmbH, in Koproduktion mit Traumfabrik Babelsberg GmbH, Telepool und ZDF
Produzenten: Sigi Kamml, Timm Oberwelland
Koproduzent: Tom Zickler
Redaktion: Doris Schrenner
Länge: ca. 101 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Karl Brendt – Wotan Wilke Möhring
Pia Zach – Hannah Herzsprung
Simone Brendt – Christiane Paul
Fritz Drache – Aleksandar Jovanovic
Josefine Brendt – Emily Kusche
Marius Brendt – Carlo Thoma
Lukas – Marc Hosemann
Omar Cicek – Fahri Yardim
Ida Cicek – Mavie Hörbiger


Inhalt

Ein anonymer Anrufer jagt den Berliner Bauunternehmer Karl Brendt mit seinen zwei Kindern auf dem Autorücksitz durch Berlin. Keiner darf aussteigen, sonst geht eine Bombe hoch. Vom Auto aus soll Karl in Rekordzeit eine große Summe Geld aufbringen. Verzweifelt versucht der Vater, bei seinen Kollegen Geld locker zu machen. Als Karl sich mit seinem ebenfalls von Erpressung betroffenen Kollegen Omar und dessen Frau treffen will, muss er zusehen, wie deren Auto in die Luft gesprengt wird. Dabei wird Karls Sohn Marius auf dem Rücksitz verletzt. Doch Karl darf den blutenden Jungen nicht zum Krankenhaus bringen und aussteigen lassen, bevor er nicht das Geld zusammen hat.

Die inzwischen von Karls Ehefrau Simone eingeschaltete Polizei ist auch keine Hilfe. Kommissar Drache glaubt, Karl leide unter der Trennung von Simone und will die vermeintliche Amokfahrt mit Scharfschützen beenden. Doch Bombenexpertin Pia Zach schreitet ein – sie kommt nahe an Karl heran und glaubt ihm. Trotz Chaos und Zeitdruck versucht sie, ruhig zu bleiben und den Erpresser ausfindig zu machen.

"Steig.Nicht.Aus!" basiert auf dem spanischen Thriller "Anrufer unbekannt" aus dem Jahr 2015.

 * 

Statement von Drehbuchautor und Regisseur Christian Alvart

Christian Alvart wollte in seinem Film der Frage nachgehen, wie man in einer globalisierten Welt mit persönlicher Verantwortung umgeht: "Dadurch, dass wir immer mehr Dienstleistungen in Anspruch nehmen können, geben wir Verantwortung ab. Kurz: Wir haben reine Hände, weil andere sie sich für uns schmutzig machen. In unserem Fall in der Immobilienbranche. Und Stadtplanung ist in Deutschland ein sehr emotionales Thema, das die meisten Menschen betrifft. Egal, ob in München, Hamburg, Köln oder eben – wie im Film in Berlin – haben die Menschen das Gefühl, ihre Stadt wird von Investoren verkauft." 
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – April 2020

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





MUSIK/589: ARD-alpha/BR-KLASSIK - Die großen Bach-Passionen für die Karwoche, 5. - 11.4.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 31. März 2020

Chor des BR

Die großen Bach-Passionen für die Karwoche



Der Besuch eines Passionskonzerts in der Karwoche und vor allem am
Karfreitag gehört für viele Menschen zu den jährlichen Ritualen. Damit
Sie auf die Konzerte wegen der Coronakrise in diesem Jahr nicht
gänzlich verzichten müssen, macht der Chor des BR die Johannespassion
und die Matthäuspassion von Johann Sebastian Bach mit herausragenden
TV-Produktionen digital erlebbar: auf www.br-chor.de, im Fernsehen auf
ARD-alpha, im Radio auf BR KLASSIK sowie mit CDs und DVDs.

Beide Bach-Passionen liegen in eigens für audiovisuelle Präsentationen
aufbereiteten Fassungen vor und sind auf www.br-chor.de verfügbar:


Die Johannespassion - Mitschnitt aus der Nürnberger
Lorenzkirche (2015)

Der Mitschnitt der halbszenischen Aufführung der Johannispassion
entstand 2015 anlässlich der Eröffnung der Internationalen Orgelwoche
Nürnberg - Musica Sacra (ION) in der Nürnberger Lorenzkirche (Foto
oben). In ergreifender Form schildert der Konzertfilm die
Leidensgeschichte Christi, wobei die menschliche Tragödie des Pilatus
in den Vordergrund rückt, der zwischen dem Gefangenen Jesus und dem
tobenden Mob auf der Straße hin- und hergerissen wird und schließlich
aus Angst vor dem wütenden Volk gegen sein Gewissen entscheidet.


Die Matthäuspassion - Mitschnitt aus dem Herkulessaal
(2013)

Die Matthäuspassion gilt als ein Kunstwerk, das die Kernaussagen des
christlichen Glaubens, seinen religiösen Gehalt und die Dramatik des
Passionsgeschehens zu einem musikalisch-theologischen Ganzen formt.
Der Konzertmitschnitt von 2013 aus dem Münchner Herkulessaal der
Residenz bietet neben einem beeindruckenden Konzerterlebnis zugleich
auch einen Rundgang durch die Alte Pinakothek in München. Die
verschiedenen Stationen der Passionsgeschichte werden mit den
entsprechenden Gemälden großer Künstler wie Albrecht Dürer, Hans
Holbein d. Ä., Matthias Grünewald und Rogier van der Weyden
verdeutlicht. Ausdruckstarke Einzelmotive aus den Bildern
intensivieren die Wahrnehmung von Auge und Ohr und betonen die
Spiritualität und Dramatik der Musiksprache von Johann Sebastian Bach.


Sendetermine linear und on demand im Web

Der Konzertfilm ist außer auf www.br-chor.de auch auf ARD-alpha zu
sehen: am Sonntag, 5. April 2020, um 22.00 Uhr. Im Radio kann man das
Konzert am Karfreitag, 10. April, um 13.05 Uhr hören. Die
Matthäuspassion mit dem BR-Chor ist außerdem das "Konzert-Video des
Tages" am Karsamstag, 11. April in BR-KLASSIK Concert:
https://www.br-klassik.de/concert/index.html


Peter Dijkstra und Concerto Köln

Beide TV-Produktionen entstanden in Kooperation mit arte. Musikalische
Partner des BR-Chores unter der Leitung von Peter Dijkstra waren das
renommierte Originalklang-Ensemble Concerto Köln, die Regensburger
Domspatzen bei der Matthäuspassion und Solisten wie Tarek Nazmi,
Christina Landshammer, Julian Pregardien und Gerhild Romberger. Die
Konzertfilme sind auch als DVD erhältlich. Außerdem liegen zur
Johannes- und zur Matthäuspassion auf CD ausführliche Werkeinführungen
mit zahlreichen Musikbeispielen vor. Die Einführungen sind sowohl mit
den Gesamtwerken als auch separat beim Label BR-Klassik erhältlich.

Weitere Informationen unter www.br-chor.de

https://www.br-klassik.de/concert/index.html

Weitere Klassik-Sendungen in der Passionszeit und den Ostertagen:
www.br-klassik.de

 * 

Quelle:
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UNTERHALTUNG/650: ARD-alpha - Gestatten Sie?, 5.4. - 10.5.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 3. April 2020

alpha retro: Gestatten Sie?

Ein Tanzunterricht mit dem Ehepaar Fern

sonntags, 5.4. - 10.5.2020, jeweils um 17.00 Uhr und um 17.30 Uhr,
ARD-alpha



Kein Sport im Verein, kein Treffen zum Joggen mit Freunden. Während
der Corona-Krise mangelt es vielen an Bewegung. In Zeiten von "Social
Distancing" bittet daher jetzt "alpha-retro" zum Tanztee im eigenen
Wohnzimmer: "Gestatten Sie?" heißt es ab Sonntag, den 5. April,
jeweils um 17.00 Uhr und um 17.30 Uhr in ARD-alpha.

Mit ihrem zwölfteiligen Fernsehtanzkurs "Gestatten Sie?" brachten sie
in den Sechzigerjahren die Tanzschule in die Wohnzimmer: die
Tanzlehrer Ernst und Helga Fern. Zur Livemusik der Media-Band des
WDR-Orchesters unter der Leitung von Harald Banter lehrten sie das
Fernsehpublikum nicht nur Gesellschaftstänze wie Cha-Cha-Cha, Tango
oder Wiener Walzer, sondern auch tadellose Haltung und Etikette. Wie
fordert man eine Dame zum Tanzen auf? Was ist auf dem Parkett erlaubt
und was nicht? "Gestatten Sie?" gibt Antworten aus der Sicht der
Sechzigerjahre. Auch die Mode von damals ist sehenswert.


alpha-retro: Gestatten Sie? - Die zwölf Folgen im
Überblick:

Sonntag, 5. April 2020

17.00 Uhr: Gestatten Sie? (1/12)

Cha-Cha-Cha - Ein Tanzunterricht mit dem Ehepaar Fern

WDR, 1964

17.30 Uhr: Gestatten Sie? (2/12)

Twist - Ein Tanzunterricht mit dem Ehepaar Fern

WDR, 1964

Sonntag, 12. April 2020

17.00 Uhr: Gestatten Sie? (3/12)

Cha-Cha-Cha, Twist, Foxtrott - Ein Tanzunterricht mit dem Ehepaar Fern
WDR, 1964

17.30 Uhr: alpha-retro: Gestatten Sie? (4/12)

Boogie, Langsamer Walzer, Rumba - Ein Tanzunterricht mit dem Ehepaar
Fern

WDR, 1964

Sonntag, 19. April 2020

17.00 Uhr: alpha-retro: Gestatten Sie? (5/12)

Hully-Gully - Ein Tanzunterricht mit dem Ehepaar Fern

WDR, 1964

17.30 Uhr: alpha-retro: Gestatten Sie? (6/12)

Hully-Gully, Slop, Samba - Ein Tanzunterricht mit dem Ehepaar
Fern

WDR, 1964

Sonntag, 26. April 2020

17.00 Uhr: alpha-retro: Gestatten Sie? (7/12)

Tango - Ein Tanzunterricht mit dem Ehepaar Fern

WDR, 1964

17.30 Uhr: alpha-retro: Gestatten Sie? (8/12)

Tango, Charleston, Blues - Ein Tanzunterricht mit dem Ehepaar
Fern

WDR, 1964

Sonntag, 3. Mai 2020

17.00 Uhr: alpha-retro: Gestatten Sie? (9/12)

Madison - Ein Tanzunterricht mit dem Ehepaar Fern

WDR, 1965

17.30 Uhr: alpha-retro: Gestatten Sie? (10/12)

Wiener Walzer - Ein Tanzunterricht mit dem Ehepaar Fern

WDR, 1965

Sonntag, 10. Mai 2020

17.00 Uhr: alpha-retro: Gestatten Sie? (11/12)

Madison, Bossa Nova, Wiener Walzer - Ein Tanzunterricht mit dem
Ehepaar Fern

WDR, 1965

17.30 Uhr: alpha-retro: Gestatten Sie? (12/12)

La Bamba, Rheinländer, Wiggle Twist - Ein Tanzunterricht mit dem
Ehepaar Fern

WDR, 1965

 * 
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HÖRSPIEL/2069: WDR 3 - "Pamelas Potentiale - Zauber, Flöte, Deluxe", 6.+7.4.2020 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 3. April 2020

Pamelas Potentiale - Zauber, Flöte, Deluxe

von Pauline Jacob, Isabel Mehl und Georg Conrad

Mit Lisa Florentine Schmalz, Pauline Jacob und Julia Riedler

Text: Pauline Jacob und Isabel Mehl

Musik: Pauline Jacob und Georg Conrad

Technische Realisation: Georg Conrad

Dramaturgie: Gerrit Booms

Produktion: WDR 2020

Teil 1 | 6. April 2020, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3

Teil 2 | 7. April 2020, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3



Die Opernsängerin Pamela hat schlechte Laune. Gestern war ihr 28.
Geburtstag - und sie ist noch immer nicht berühmt. Vielleicht reicht
ihr Talent ja gar nicht aus?

Die letzte Chance, dem "Klub 27" beizutreten, hat sie jedenfalls
ordentlich vergeigt: Sie lebt noch. Wenn das mal kein überzeugendes
Indiz dafür ist, dass sie nicht gut genug singt. Sonst wäre sie doch
spätestens vorgestern elendig verreckt, wie Amy und Janis - und
Carmen, Eurydike, Tosca, Madonna. Oder so. Doch dann ruft plötzlich
Iris an, eine einflussreiche Agentin oder so: "Beweis mir bis
Büroschluss, dass du genügend Followerinnen hast - und ich bring dich
auf die ganz große Bühne!" Pamela hat eine neue Aufgabe und eine
Riesenchance noch dazu, aber wird es ihr gelingen?

Die (Anti-)Heldin läuft gegen die Uhr an, getragen von Opern-Motiven
aus der "Zauberflöte". Dabei hinterfragt sie aktuelle Themen des
Musiktheaters und die gängige Meinung, dass man sich einfach nur
erfolgreich vermarkten muss. Pamela flattert zwischen Potential-Duett
und Burn-Out-Arie hin und her, bis sie sich endlich von den Vorgaben
anderer lossagt.

Das Hörspiel steht nach der Sendung bis 7. April 2021 zum Download zur
Verfügung.

 * 
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MELDUNG/2054: Deutschlandfunk Kultur - Michail Prischwins geheime Tagebücher, 5.4.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Das Gesicht der Revolution hat niemand gesehen

Michail Prischwins geheime Tagebücher

Von Eveline Passet

Literatur

Sonntag, 5. April 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



50 Jahre lang schrieb der Bestsellerautor Michail Prischwin Tagebuch,
von 1905, dem Jahr der ersten russischen Revolution, bis zu seinem Tod
1954. Die 120 Hefte sind ein Mosaik aus Alltagsbeobachtungen,
Briefentwürfen, philosophischen Reflexionen, Zitaten und
aufgeschnappten Äußerungen unterschiedlichster Menschen: von
bäuerlichen Nachbarn ebenso wie von Politkadern, Deportierten,
Schriftstellerkollegen. Außerdem hält Prischwin Naturbeobachtungen
fest, dazu groteske, poetische oder parabelhafte literarische Skizzen.
Stilistisch Ausgefeiltes steht neben flüchtig Notiertem, Privat-
Intimes neben faktographischem Protokoll. So bieten die Tagebücher -
denen von Victor Klemperer entfernt verwandt - eine an Tonlagen reiche
Chronik jener sowjetischen Epoche, die tief in das Fühlen und Denken
der Menschen eingriff.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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TALK/1720: Deutschlandfunk - Brasilien unter Bolsonaro, 5.4.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Brasilien unter Bolsonaro

Kehrtwende in der Kultur

Der Schriftsteller Bernardo Carvalho im Gespräch mit Peter B.
Schumann

Essay und Diskurs

Sonntag, 5. April 2020, 9.30 - 10.00 Uhr, Deutschlandfunk



Seit Jair Messias Bolsonaro Ende 2018 zum brasilianischen Präsidenten
gewählt wurde, hat sich die kulturelle Situation so dramatisch
verschlechtert, dass man von einem Kulturkampf spricht, der
insbesondere für KünstlerInnen existenziell ist. Bolsonaro hat für
eine so radikale ideologische Kehrtwende gesorgt, wie sie noch nicht
einmal die Generäle während der Militärdiktatur in den 1960er- bis
1980er-Jahren angestrebt haben. Sein Kampf richtet sich gegen das, was
er als "marxistische Kultur" bezeichnet und trifft alle
Kulturinstitutionen, Bildungseinrichtungen, Forschungszentren und
Medien, die fortschrittliche Wertvorstellungen vertreten. Die Ursachen
und Folgen dieser Kehrtwende diskutiert der Publizist Peter B.
Schumann mit dem brasilianischen Schriftsteller Bernardo Carvalho.

 * 

Quelle:
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NEUROLOGIE/2058: Atemstillstand bei schweren SARS-CoV2-Verläufen kann auch neural vermittelt sein (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 31.03.2020

Atemstillstand bei schweren SARS-CoV2-Verläufen kann auch neural vermittelt sein



Ein kleiner Anteil der Patienten mit SARS-CoV2-Infektion verstirbt an
einem akuten Lungenversagen, meistens in Folge einer schweren Form der
Lungenentzündung. Eine kürzlich publizierte Arbeit [1] beschreibt jedoch
einen weiteren möglichen, bislang wenig erforschten Pathomechanismus des
tödlichen Lungenversagens. Demnach könnte eine Beteiligung des Hirnstamms
und somit des Atemzentrums eine Rolle spielen. Unbekannt ist, wie häufig
das der Fall ist. Eine aktuelle Arbeit aus Science [2] gibt Anlass zur
Hoffnung, dass schwere Verläufe grundsätzlich seltener als angenommen
sind.

SARS-CoV2 kann in seltenen Fällen zu einer schweren Form der
Lungenentzündung führen, die u.U. ein akutes Lungenversagen (ARDS "Acute
respiratory distress syndrome") auslöst. Dabei handelt es sich um eine
"überschießende" Entzündungsreaktion: In der Lunge sammeln sich
Entzündungszellen und Flüssigkeit an. Dies behindert zum einen rein
mechanisch die Atmung, zum anderen zerstört die entzündlich-aggressive
Flüssigkeit den körpereigenen Schutzfilm ("Surfactant") in den
Lungenbläschen, die in Folge keinen Sauerstoff mehr aufnehmen können.

Neben diesen lokalen Ursachen könnte jedoch auch ein neurologischer
Pathomechanismus zur Problematik des Lungenversagens beitragen, wie ein
Ende Februar publizierter Übersichtsartikel aus China beschreibt [1]. "Es
gibt zahlreiche, z.T. auch schon ältere Arbeiten, die zeigen, dass
Coronaviren in das zentrale Nervensystem (ZNS) bzw. das Gehirn eindringen
können, insbesondere in den Hirnstamm. Dort befinden sich wichtige
Steuerzentralen von Vitalfunktionen wie das Atemzentrum. Eine durch Viren
ausgelöste Dysfunktion könnte einen Atemstillstand begünstigen, auch ohne
Lungenentzündung", erläutert Prof. Peter Berlit, Generalsekretär der DGN.

Der neuroinvasive Potential der Viren könnte übrigens auch erklären, warum
bei COVID-19-Erkrankungen neben den typischen Krankheitszeichen Fieber,
Halsschmerzen und Husten auch neurologische Symptome wie der Verlust von
Geruchs- und Geschmackssinn, Kopfschmerzen, Müdigkeit, Übelkeit, Erbrechen
und Bewusstseinsstörungen auftreten.

Das neuroinvasive Potenzial der Erkrankung wurde bereits 2002/2003 beim
SARS-CoV-Ausbruch beschrieben: Die Coronaviren fand man dabei nur in
Gehirnzellen, nicht in den benachbarten Blut- oder Lymphbahnen, was für
einen Infektionsweg über die Nervenzellen und nicht über Blut- oder
Lymphgefäße spricht. Tierexperimentell konnte der neurale Infektionsweg
bereits nachgewiesen werden, er verläuft von der Nasenschleimhaut über
sogenannte freie Nervenendigungen bis zum Gehirn. Die Viren werden dabei
von Neuron zu Neuron über die Synapsen weitergegeben (über den
Transportweg der Endo-/Exozytose).

In dem aktuellen Review wurde darüber hinaus hervorgehoben, dass Tiere,
die mit MERS-CoV ("Middle East respiratory syndrome coronavirus")
infiziert waren, also einer anderen Untergruppe der Coronaviren, die 2012
entdeckt worden war, z.T. verstarben, ohne überhaupt Atemwegssymptome
entwickelt zu haben; die Viren fanden sich bei diesen Tieren nur zerebral,
nicht aber in der Lunge. Interessant ist, dass die Viren in die Neuronen
anscheinend nicht über denselben Zelloberflächenrezeptor gelangen wie in
Lungenzellen, da dieser Rezeptor im Gehirn kaum vorhanden ist. Auch in der
aktuellen SARS-CoV2-Pandemie wird vielfach berichtet, dass Patienten
schwer erkranken, sogar versterben, ohne zuvor respiratorische Symptome
entwickelt zu haben. "Aus neurologischer Sicht ist es wichtig, abzuklären,
wie groß die Rolle der Hirnstammbeteiligung bei COVID-19-Patienten
tatsächlich ist, also wie viele der schweren Krankheitsverläufe auf das
Konto des neuralen Pathomechanismus gehen. Wir hoffen, dass die großen
internationalen COVID-19-Register zeitnah Daten dazu liefern ", betont
Prof. Berlit.

Besonders wichtig seien die Registerdaten auch, um die tatsächliche Rate
von schweren Covid-19-Verläufen generell beziffern zu können. Eine Studie
zur Schätzung der Dunkelziffer wurde kürzlich in der Zeitschrift "Science"
publiziert [2]. Chinesische Wissenschaftler erstellten ein
epidemiologisches Rechenmodell, in welches Beobachtungen über
re-importierte SARS-CoV2-Infektionen unter anderem in Verbindung mit
Mobilitätsdaten der Bevölkerung einbezogen wurden. Auf diese Weise wurde
berechnet, dass bis zum 23. Januar 2020 (vor den Reisebeschränkungen) 86%
aller Infektionen undokumentiert waren, möglicherweise auch, weil die
Betroffenen keine oder nur milde Symptome hatten. "Eine solche
Dunkelziffer würde erklären, wie sich das Virus in diesem Tempo um die
ganze Welt ausbreiten konnte", kommentiert Prof. Hans-Christoph Diener,
Pressesprecher der DGN. "Sie gibt aber auch Hoffnung: Wenn diese
Berechnungen stimmen, wären schwere Verläufe deutlich seltener als bislang
angenommen."


Literatur
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ETHIK/1316: Knappe Ressourcen - Wen retten? (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 14 vom 3. April 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Wen retten?

Monika Münch-Steinbuch zu den Ethikrat-Empfehlungen



Wenn Ressourcen knapp werden, stellen sich existentielle Fragen - mit
diesen Worten wird Christiane Woopen, Vorsitzende des Europäischen
Ethikrates, im "Spiegel" zitiert.

Dabei geht es gar nicht um knappe Ressourcen, wie die 600 Milliarden
schweren Beschlüsse der Bundesregierung beweisen, sondern um
verknappte Ressourcen. Schon 1983 verkündete August von Hayek das
Mantra der Gesundheitspolitik im sogenannten Neoliberalismus: "Es mag
hart klingen, aber es ist wahrscheinlich im Interesse aller, dass in
einem freiheitlichen System die voll Erwerbstätigen oft schnell von
einer vorübergehenden und nicht gefährlichen Erkrankung geheilt
werden, um den Preis einer gewissen Vernachlässigung der Alten und
Sterbenskranken."

Nun ist das passende Virus dazu aufgetaucht: In der Coronapandemie
werden vor allem alte Menschen mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen
dahingerafft. Bei Jüngeren verläuft die Erkrankung meist weniger
schwer, Kinder und Jugendliche bleiben weitgehend, wenn auch nicht
vollständig verschont. In allen kapitalistischen Ländern wurden die
Ausgaben für das Gesundheitswesen in den letzten 40 Jahren
heruntergefahren, die für Kapitaleigner lukrativen Bereiche
privatisiert und sind so der öffentlichen Verfügbarkeit entzogen
worden. Die damit verbundenen ethisch brisanten Entscheidungen aber
werden dem medizinischen Personal aufgezwungen. Sie sollen
entscheiden, wer durch Beatmung die Chance zum Weiterleben bekommt,
wer an die - seltene - lebensrettende ECMO (künstliche Lunge) darf und
wer dem Sterben überlassen wird. In Italien, Spanien und Frankreich
ist das schon Alltag in den Krankenhäusern. Die Freiheit, diese
Entscheidung nach rein medizinischen Gesichtspunkten zu treffen, um
das Leben des Einzelnen mit medizinischen Mitteln zu kämpfen, ist
dramatisch eingeschränkt.

Die Vorsitzende des Spitzenverbands der Gesetzlichen
Krankenversicherungen, Dr. Doris Pfeiffer, hat in einer ZDF-Sendung
zur Coronaepidemie erklärt, dass die "notwendigen zusätzlichen
medizinischen und pflegerischen Leistungen" finanziert würden, stehe
für die Gesetzlichen Krankenkassen außer Frage. Ziel müsse es sein, zu
verhindern, dass Ärzte vor die Situation gestellt würden, das Leben
eines Patienten zu retten und dabei den Tod eines anderen in Kauf
nehmen zu müssen.

Trotzdem werden sowohl medizinisches Personal als auch die Bevölkerung
insgesamt durch die Medien auf die Alternativlosigkeit von
Triage-Entscheidungen eingestimmt. Triage ist ein Verfahren aus der
Militärmedizin, bei dem die Patienten nach einem bestimmten
Algorithmus in fünf Kategorien eingeteilt werden und mit einem
Anhänger an der Großzehe oder einem Armband markiert werden. Die
Kategorien reichen dabei von "leicht verletzt/erkrankt", "schwer
verletzt/erkrankt" über "akute, vitale Bedrohung" bis hin zu "ohne
Überlebenschance, sterbend" und "tot". In Deutschland gilt als
Triage-Kriterium die Überlebenswahrscheinlichkeit, bis jetzt ohne
Berücksichtigung des Alters oder der Gewinnung lebenswerter Jahre, mit
der Anforderung, so viele Patienten wie möglich zu retten.

Laut Deutschem Ethikrat besteht der ethische Konflikt, auf den alle
Beteiligten zusteuern, allerdings in Folgendem: Ein dauerhaft
hochwertiges, leistungsfähiges Gesundheitssystem muss gesichert und
zugleich müssen schwerwiegende Nebenfolgen für Bevölkerung und
Gesellschaft durch die Maßnahmen abgewendet oder gemildert werden.
Garantiert bleiben muss ferner die Stabilität des
Gesellschaftssystems, so heißt es in "Solidarität und Verantwortung in
der Coronakrise", den Ad-hoc-Empfehlungen des Deutschen Ethikrats.

Spätestens jetzt müsste endlich die restriktive
Krankenhausfinanzierung über Fallpauschalen (DRGs) zugunsten einer
Finanzierung der tatsächlichen Selbstkosten für immer ausgesetzt
werden. Dann müsste in der nächsten Krise vielleicht auch nicht
darüber entschieden werden, wer die besten Überlebenschancen hat und
eine angemessene Behandlung bekommt. Stattdessen werden die Ressourcen
des Staates für unser aller Gesundheit durch die Rettungsmaßnahmen für
das kapitalistische System verknappt.

Über die Autorin:

Monika Münch-Steinbuch hat über 35 Jahre als Narkoseärztin im größten
Stuttgarter Klinikum gearbeitet.

 * 

Quelle:

Unsere Zeit (UZ) - Zeitung der DKP, 52. Jahrgang,

Nr. 14 vom 3. April 2020, Seite 9

Herausgeber: Parteivorstand der DKP

Anschrift von Verlag und Redaktion:

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 / 177889-90

E-Mail: redaktion@unsere-zeit.de

Internet: www.unsere-zeit.de

 

Die UZ erscheint wöchentlich.

Einzelausgabe: 2,80 Euro

6 Wochen Probeabo - Zeitung und Online-Ausgabe: gratis

3-Monats-Abo - Zeitung und Online-Ausgabe: 10,- EUR

Reguläres Abo: 13,- EUR / Monat

Ermäßigtes Abo: 6,50 EUR / Monat

Förderabo: 20,- EUR / Monat

Online-Abo

Reguläres Abo: 9,- EUR / Monat

Ermäßigtes Abo: 4,50,- EUR / Monat

Förderabo: 14,- EUR / Monat

Kombi-Abo (Online-Ausgabe plus Wochenzeitung)

Reguläres Abo: 15,- EUR / Monat

Ermäßigtes Abo: 7,50 EUR / Monat

Förderabo: 23,- EUR / Monat



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





FORSCHUNG/4157: Steuerungsmechanismus der Aktivität von Stammzellen entdeckt (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 30.03.2020

Versteckte Botschaften in Proteinbauplänen: Neuer Mechanismus zur
Regulation der Aktivität von Stammzellen entdeckt



Wissenschaftler vom Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ) und vom
Heidelberger Institut für Stammzelltechnologie und Experimentelle Medizin
(HI-STEM) (*) sowie vom Max-Planck-Institut in Freiburg haben einen neuen
Steuerungsmechanismus identifiziert, der es Stammzellen in
Notfallsituationen ermöglicht, ihre Aktivität anzupassen. Die Stammzellen
verändern hierzu simultan die in den Genabschriften verschlüsselten
Baupläne für Hunderte von Proteinen. So steuern sie die produzierte
Proteinmenge und können auch die Bildung bestimmter Protein-Varianten von
Proteinen kontrollieren.

Wird dieser Mechanismus inaktiviert, so verlieren Stammzellen ihr
Selbsterneuerungspotential und können nicht mehr adäquat auf
Gefahrensignale oder Entzündungen reagieren.

Boten-RNA-Moleküle (mRNAs), die Abschriften bzw "Transkripte" der Gene,
dienen als Bauplan für den Aufbau von Proteinen. Bei allen höheren
Lebewesen heftet die Zelle in einem als Polyadenylierung bezeichneten
Prozess am hinteren Ende der Transkripte eine lange Kette von
Adenin-Nukleotiden an, den sogenannten Poly(A)-Schwanz. Die Länge und Position
der Kette variiert von Organismus zu Organismus und dient der
Stabilisierung des RNA-Moleküls.

Verschiedene Signalmotive zeigen den beteiligten Enzymen die Stelle an, an
der die Poly(A)-Kette an die Boten-RNA angeheftet werden soll. Nicht immer
geschieht dies an der gleichen Stelle der mRNA. Die differenzielle Nutzung
dieser Stellen wird als "alternative Polyadenylierung" bezeichnet. Dieser
Mechanismus beeinflusst die Länge des so genannten untranslatierten Endes
der mRNA, einem Bereich, der über die Proteinsequenz hinausgehende
Informationen enthält. Dieser untranslatierte Bereich ist insbesondere
wichtig für Stabilität, Lokalisation und die Effizienz, mit der die
Transkripte in Proteine übersetzt werden. "Erst seit Kurzem ist bekannt,
dass manche Zelltypen diesen Mechanismus je nach Bedarf nutzen, um zu
steuern, wieviel Protein pro Transkript produziert wird und welche Isoform
exprimiert werden soll", sagt Pia Sommerkamp, die Erstautorin der Studie
von DKFZ und HI-STEM.

Blutstammzellen verharren zumeist in einem inaktiven Ruhezustand. In
Reaktion auf pathologischen Stress wie Infektionen, Entzündungen oder
Blutverlust werden sie wieder aufgeweckt: Sie erhöhen massiv den
Stoffwechsel und treten in den aktiven Zellteilungszyklus ein, um
möglichst viele neue Blutzellen nachzuliefern.

Zuerst untersuchten Pia Sommerkamp und ihre Kollegen, ob die alternative
Polyadenylierung für Blutstammzellen überhaupt eine wichtige Rolle spielt.
Dazu entfernten sie in Mäusen einen der Schlüsselfaktoren, das Poly(A)
Bindeprotein PABPN1. Stammzellen ohne PABPN1 zeigten eine Reihe von
funktionellen Defekten, die die generelle Bedeutung der alternativen
Polyadenylierung für Blutstammzellen beweisen.

Als Nächstes untersuchten die Wissenschaftler die verschiedenen
Entwicklungsstufen zwischen Blutstammzellen und den bereits weiter
differenzierten Vorläuferzellen. Dabei stellten sie fest, dass sich im
Zuge der Differenzierung die genutzten Polyadenylierungs-Startstellen im
Genom verschieben, was zu immer kürzeren Enden der Transkripte führt.
Dasselbe Phänomen beobachteten die Forscher auch, wenn sie die Zellen
Interferon-induzierten Entzündungsbedingungen aussetzten.

Durch die Anwendung einer neuartigen Sequenzierungsmethode konnten sie
zahlreiche Gene identifizieren, die für die Stammzellentwicklung
essenziell sind und im Verlaufe der Differenzierung oder als Reaktion
gegenüber Entzündungen über alternative Polyadenylierung reguliert werden.
Dazu zählt unter anderem das zentrale Stoffwechselenzym Glutaminase, das
in zwei unterschiedlich aktiven Varianten produziert werden kann. Wie die
Forscher herausfanden, kommt es bei der Aktivierung von Blutstammzellen zu
einem Wechsel von der wenig aktiven zur hochaktiven Glutaminase-Variante.
Diese Umschaltung wird über die alternative Polyadenylierung koordiniert.

"Erst dieser Variantenwechsel ermöglicht es den Stammzellen, alle
erforderlichen Stoffwechselwege entsprechend dem benötigten Bedarf
anzupassen. Dazu gehören schnelle Aktivitätssteigerungen, die bei
Infektionen oder Entzündungen notwendig sind", erläutert Nina
Cabezas-Wallscheid, die am MPI in Freiburg die Studie mitbetreute. "Mit der
alternativen Polyadenylierung haben wir nun eine weitere Kontrollebene
entdeckt, mit der Stammzellen lebenswichtige Vorgänge regulieren. Ob auch
Krebsstammzellen diesen Mechanismus für sich nutzen, wollen wir jetzt in
Leukämien genauer untersuchen. Wir hoffen, dabei neue Ansätze für die
Bekämpfung der Erkrankung zu erhalten", erklärt Andreas Trumpp, Direktor
der HI-STEM gGmbH am DKFZ sowie Seniorautor der Studie.


(*) Das Heidelberger Institut für Stammzelltechnologie und Experimentelle
Medizin (HI-STEM gGmbH) ist eine Partnerschaft des DKFZ und der Dietmar
Hopp Stiftung


Beim Krebsinformationsdienst (KID) des DKFZ erhalten Betroffene,
interessierte Bürger und Fachkreise individuelle Antworten auf alle Fragen
zum Thema Krebs.


Originalpublikation:

Pia Sommerkamp, Sandro Altamura, Simon Renders, Andreas Narr, Luisa Ladel,
Petra Zeisberger, Paula Leonie Eiben, Malak Fawaz, Michael A. Rieger, Nina
Cabezas-Wallscheid und Andreas Trumpp: Differential alternative
polyadenylation landscapes mediate hematopoietic stem cell activation and
regulate glutamin metabolism.

CELL Stem Cell 2020

DOI: https://dx.doi.org/10.1016/j.stem.2020.03.003
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MELDUNG/1031: Projekt - Vorgezogener Start einer Vorstufe des Virtuellen Krankenhauses für COVID-19-Patienten (KGNW)


Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen e.V. - 30. März 2020

Vorgezogener Start einer Vorstufe des Virtuellen Krankenhauses: 

Ab sofort Telekonsile zu intensivpflichtigen COVID-19-Patienten für NRW-Kliniken möglich



Düsseldorf - "Den heutigen Start einer Vorstufe des Virtuellen
Krankenhauses zur Unterstützung der Ärzte und Krankenhäuser vor Ort
bei der Behandlung von intensivpflichtigen Covid-19-PatientenInnen
durch intensivmedizinische und infektiologische Telekonsile begrüßen
wir ausdrücklich. Über Videokonferenzen und elektronische Fallakten
können Kliniken und Ärzte vor Ort ab heute von den Erfahrungen der
beiden Unikliniken Aachen und Münster profitieren", erklärte der
Präsident der Krankennhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen, Jochen
Brink. Die sei ein weiterer Schritt die Behandlung der steigenden Zahl
infizierter PatientenInnen den Erfordernissen vor Ort und in den
Regionen weiter anzupassen und vorhandene Kapazitäten besser zu
nutzen.

"Mit den Telekonsilen können insbesondere kleinere Krankenhäuser bei
der Versorgung beatmeter Patienten beraten und unterstützt werden.
Dies gilt auch bei der Diagnostik und Therapie", unterstrich Brink die
Bedeutung des von Landesregierung vollzogenen vorzeitigen Starts der
Vorstufe des virtuellen Krankenhauses. Zudem werde zur Nutzung des
Telekonsil-Services durch die Ärzte der Intensivstation eines
Krankenhauses in der Regel nur einen Notebook-Computer sowie wenige
weitere technische Voraussetzungen unter Einbindung der Krankenhaus-IT
benötigt.

Der KGNW-Präsident wies zudem auf bereits vorhandene Erfahrungen in
NRW bei der Umsetzung von Telekonsilen hin. So setzten die
Universitätskliniken Aachen und Münster im Rahmen des
TELnet@NRW-Projekts bereits seit drei Jahren Telekonsile mit 17
Krankenhäusern um. Auf dieser Basis konnte in nur 7 Tagen die
notwendige Organisation und Technik zum vorzeitigen Start aufgebaut
und am zurückliegenden Wochenende erfolgreich getestet werden. Zudem
sei die zum Einsatz kommende elektronische Fallakte aus dem
I/E-Health-NRW-Projekt seit November 2019 in vier Modellregionen in
NRW in der Erprobung und laufe seitdem ebenfalls stabil.

 * 
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EPIDEMIE/185: COVID-19 - Bestätigte Fälle ... Weltweite Sterblichkeitsrate liegt derzeit bei 4,7% (idw)


Veterinärmedizinische Universität Wien - 02.04.2020

Bestätigte COVID-19-Fälle: Weltweite Sterblichkeitsrate liegt derzeit bei 4,7%



Eine soeben veröffentlichte, internationale Studie unter Beteiligung der
Vetmeduni Vienna bietet einen Überblick zum aktuellen Wissensstand
betreffend SARS-CoV-2/COVID-19. Die Daten zu Virusgenomik, Epidemiologie
und der Entwicklung von Impfstoffen und spezifischen Medikamenten sollen
weltweit WissenschafterInnen im Kampf gegen die Viruserkrankung
unterstützen. Die Studie liefert auch wichtige Fakten für
Entscheidungsträger, etwa was Gesundheitssysteme und Eindämmungsmaßnahmen
wie "Pysical Distancing" betrifft.

Laut der soeben in Preprints vorab veröffentlichten Studie, an der
WissenschafterInnen aus Österreich, Kanada und den Vereinigten Arabischen
Emiraten beteiligt waren, liegt die weltweite Sterblichkeitsrate von durch
Labortests bestätigten COVID-19-Fällen (Anm.: der Studie liegen 480.000
bestätigte COVID-19-Fälle zugrunde) bei rund 4,7%. Allerdings reicht die
Bandbreite von etwa 0,3 bis 0,4% in Chile und Israel bis zu rund 10,8% in
Italien.

Warum schwankt die Sterblichkeit so stark?

Die großen Abweichungen sind laut dem seitens der Vetmeduni Vienna
beteiligten Wissenschafter, Norbert Nowotny vom Institut für Virologie an
der Vetmeduni Vienna, höchstwahrscheinlich auf den Umfang der
Untersuchungen, also die Zahl der durchgeführten Tests, die Altersstruktur
und den Gesundheitszustand der Bevölkerung sowie die unterschiedliche
Leistungskraft der Gesundheitssysteme in den einzelnen Ländern
zurückzuführen.

Gesundheitssysteme: 12 Tage durchschnittlicher Krankenhausaufenthalt

Bestätigung finden in der Studie bisher vorliegende Daten zur Fallschwere.
Dazu Nowotny: "Bei rund 20% der bestätigten COVID-19-Patienten ist ein
Krankenhausaufenthalt erforderlich, wobei die mittlere Aufenthaltsdauer
bei 12 Tagen liegt. 25% der hospitalisierten Patienten - entsprechend rund
5% aller diagnostizierten Fälle - benötigen eine intensivmedizinische
Betreuung."

Letalität ab 55 Jahren stark steigend

Die Schwere und der Ausgang der Krankheit korreliert in hohem Maße mit dem
Erkrankungsalter, deutlich mehr schwere Formen von COVID-19 wurden bei
Erwachsenen über 55 Jahren beobachtet. Zusätzlich wurde eine
altersabhängige Todesrate mit dem niedrigsten Risiko bei Personen unter 19
Jahren (0-0,1%) und 20-54 Jahren (0,1-0,8%) nachgewiesen. Das
Letalitätsrisiko steigt danach schrittweise an, mit einem Wert von 1,4 bis
4,9% in der Altersgruppe der 55- bis 74-Jährigen, 4,3 bis 10,5% bei den
75- bis 84-Jährigen, und der höchsten Sterblichkeitsrate von 10,4 bis
27,3% bei den über 85-Jährigen.

Besonders gefährdete Personengruppen

Personen mit zugrunde liegenden Gesundheitsproblemen wie
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Diabetes, Leber- und Nierenerkrankungen, bösartigen Tumoren
oder einem geschwächten Immunsystem entwickeln schwerere Formen der
Krankheit und haben eine erhöhte Todesrate.

Hohe Übertragbarkeit und fragliche Saisonalität von SARS-CoV-2

Die aktuelle Modellierung der SARS-CoV-2-Ausbreitung schätzt eine
Grundreproduktionszahl (R0) von 2,2, das bedeutet, dass eine infizierte
Person 2,2 andere Personen mit dem neuartigen Coronavirus ansteckt. Dieser
gemeldete R0-Wert ist höher als bei der saisonalen Influenza. "Diese Daten
unterstreichen das hohe Potenzial von SARS-CoV-2 für eine Übertragung von
Mensch zu Mensch, sofern keine strengen Maßnahmen zur Eindämmung umgesetzt
und aufrechterhalten werden", erklärt Nowotny.

Hinsichtlich der Saisonalität von SARS-CoV-2 gibt es derzeit keine
ausreichenden Daten für eine verlässliche Einschätzung. Zwei
Hauptfaktoren, die die Saisonalität beeinflussen können, sind Änderungen
der Umweltparameter und des menschlichen Verhaltens. Insbesondere scheinen
Außen- (z.B. Temperatur, Luftfeuchtigkeit, Sonnenlicht/Vitamin D-Status)
und Innenumweltfaktoren (z.B. Temperatur, Luftfeuchtigkeit,
Luftwechselrate) sowohl die Virusübertragungsparameter (z.B.
Lebensfähigkeit des Virus, Aerosolisierung in der Luft, direkter Kontakt)
als auch die Wirtsabwehr (z.B. Immunabwehr der Atemwege und Effizienz der
Selbstreinigung durch Nase und Bronchien) wesentlich zu sein.

Handhygiene gegen Ansteckung durch Schmierinfektionen

Eine Reihe von Experimenten zur Stabilität von SARS-CoV-2 ergab, dass das
Virus in Aerosolen bis zum Ende des Experiments nach 3 Stunden infektiös
blieb. Auf Oberflächen blieb SARS-CoV-2 auf Kunststoff und Edelstahl am
stabilsten - vermehrungsfähige Viren konnten hier bis zu 72 Stunden lang
nachgewiesen wurden. Auf Kupfer und Papier wurden hingegen bereits nach 4
bzw. 24 Stunden keine infektiösen Viren mehr gefunden. Damit zeigt
SARS-CoV-2 eine ähnliche Stabilität wie SARS-CoV - eine gründliche Handhygiene
schützt laut den StudienautorInnen jedoch verlässlich gegen
Schmierinfektionen.

Impfstoffentwicklung gegen SARS-CoV-2

Derzeit gibt es weltweit massive Anstrengungen zur Entwicklung von
Impfstoffen, die unterschiedlichen Ansätzen folgen. Alle diese
Forschungsansätze werden gleichzeitig verfolgt, um möglichst rasch einen
wirksamen Impfstoff zu entwickeln. Mehrere Impfstoffe werden bereits
klinisch am Menschen getestet, unter anderem auch ein im Precision
Vaccines Program (PVP) des Boston Children's Hospital entwickelter
Impfstoff, der speziell ältere Menschen schützen soll.

Repurposing zugelassener Wirkstoffe gegen COVID-19

Angesichts der Notwendigkeit einer raschen wirksamen Behandlung startete
die WHO kürzlich mit "SOLIDARITY" eine internationale klinische Studie, um
für andere Indikationen zugelassene Arzneimittel mit antiviralen
Eigenschaften gegen COVID-19 (Anm.: sogenanntes Repurposing) zu testen.
Die in dieser Studie enthaltenen Medikamente sind Lopinavir und Ritonavir,
Lopinavir und Ritonavir plus Interferon Beta sowie Chloroquin und
Remdesivir. Zwar liegen erste Ergebnisse zu Wirksamkeit und Nebenwirkungen
bereits vor, eine abschließende Bewertung ist derzeit jedoch noch nicht
möglich.

COVID-19-Eindämmung: Einschränkungen bis auf Weiteres nötig

Die weltweiten Bemühungen zur Eindämmung der COVID-19-Pandemie zielen
derzeit darauf ab, die Zahl der Infizierten zu verringern, eine übermäßige
Belastung der Gesundheitssysteme zu minimieren und die sozialen und
wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie zu verringern. Diese Bemühungen
öffnen laut den StudienautorInnen das nötige Zeitfenster für die
Entwicklung, Prüfung und Zulassung eines wirksamen Impfstoffs. Bis
Impfstoffe verfügbar sind, ist es laut der Studie wahrscheinlich, dass
nicht-pharmakologische Interventionen wie das "Physical Distancing" die
primäre Strategie bleiben, um die Pandemie einzudämmen.


Originalpublikation:

Der Artikel "SARS-CoV-2/COVID-19: Viral Genomics, Epidemiology, Vaccines,
and Therapeutic Interventions" von Mohammed Uddin, Farah Mustafa, Tahir A.
Rizvi, Tom Loney, Hanan Al Suwaidi, Ahmad Al Marzouqi, Afaf Kamal Eldin,
Nabeel Alsabeeha, Thomas E. Adrian, Cesare Stefanini, Norbert Nowotny,
Alawi Alsheikh-Ali and Abiola C. Senok wurde in Preprints vorab
veröffentlicht. 

https://www.preprints.org/manuscript/202004.0005/v1

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.vetmeduni.ac.at/de/infoservice/presseinformationen/presseinformationen-2020/bestaetigte-covid-19-faelle-weltweite-sterblichkeitsrate-liegt-derzeit-bei-47

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1560

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Veterinärmedizinische Universität Wien - 02.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





FORSCHUNG/853: Neu entdeckter Mechanismus löst Zelltod und Entzündungen aus (idw)


Universität zu Köln - 31.03.2020

Neu entdeckter Mechanismus löst Zelltod und Entzündungen aus



Forscher und Forscherinnen aus Köln, Texas und London beschreiben in der
Fachzeitschrift "Nature" ihre Entdeckung eines neuen Mechanismus, der zu
der Pathogenese von entzündlichen Erkrankungen beitragen könnte.

Die Wissenschaftler fanden heraus, dass ZBP1, ein Protein das dafür
bekannt ist, eindringende Viren abzuwehren, von einer ungewöhnlichen Form
zellulären genetischen Materials (Z-Nukleinsäuren) aktiviert wird, was zu
Zelltod und Entzündungen führen kann.

Z-Nukleinsäuren sind doppelsträngige DNA- und RNA-Moleküle mit einer
ungewöhnlichen linkshändigen Doppelhelixstruktur, anders als die
klassische rechtshändige Watson-Crick-Doppelhelix. Z-Nukleinsäuren wurden
schon vor über 40 Jahren entdeckt, aber ihre biologische Funktion ist
bisher kaum verstanden. Die Forschungsgruppe von Professor Dr. Manolis
Pasparakis vom CECAD Exzellenzcluster für Alternsforschung der Universität
zu Köln arbeitete mit Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen vom
University of Texas Health Science Center und dem Francis Crick Institute
in London zusammen, um die Rolle des Z-DNA Binding Protein (ZBP1) zu
studieren, eines von nur zwei Proteinen bei Säugetieren, das
Z-Nukleinsäuren erkennen kann. Für ZBP1 war bereits vorher gezeigt worden,
dass es das genetische Material von bestimmten Viren erkennen kann und den
Tod der infizierten Zelle hervorruft, um die Virenverbreitung zu stoppen.
Erstaunlicherweise fanden die Forscherinnen und Forscher in früheren
Studien Beweise, dass ZBP1 auch ohne Virusinfektion Zelltod und Entzündung
hervorrufen kann. Sie hatten herausgefunden, dass bei einer Fehlfunktion
von RIPK1 - einem Protein, das ZBP1 unterdrückt - ZBP1 aktiviert wurde und
einen entzündlichen Typ von Zelltod, die sogenannte Nekroptose - auslöste.
Eine Schlüsselfrage der aktuellen Studie war, wie ZBP1 ohne
Virusinfektion ausgelöst werden kann.

Durch Experimente am Modellorganismus Maus fanden die Wissenschaftler
heraus, dass die entzündungsfördernde Aktivität von ZBP1 auf seiner
Fähigkeit beruht, Z-Nukleinsäuren zu binden, was nahelegt, dass es durch
Z-förmige Nukleinsäuren, die in der Zelle existierten, aktiviert wird.
Eine weitere Frage war, welcher Typ von endogenen Nukleinsäuren von ZBP1
gebunden wird. "Wir konnten zeigen, dass ZBP1 an doppelsträngige RNA
bindet", so Pasparakis. "Gegenwärtig fehlt uns die experimentelle
Methodologie um zu zeigen, dass diese eine Z-Struktur aufweist. Aber
beruhend auf allen verfügbaren strukturellen Studien interpretieren wir
unsere Resultate so, dass ZBP1 mit seinen Zα Domänen an endogene Z-RNA
bindet."

Doppelsträngige RNA (dsRNA) ist selten in Zellen, wird aber während der
Replikation gewisser viraler Genome erzeugt und stellt einen Liganden dar,
der während der Virusinfektion ZBP1 aktiviert. Die Wissenschaftler
vermuteten, dass die zelluläre dsRNA von endogenen Retroelementen
herstammt, die Formen einer parasitischen DNA sind, die entweder von alten
Retrovirus-Infektionen stammt oder von aktiven Retrotransposons, auch
"springende Gene" genannt, die mehr als die Hälfte des menschlichen und
des Mäusegenoms ausmachen.

Um die mögliche Rolle der endogenen Retroelemente als Quelle von dsRNA zu
klären, arbeitete das Team von Manolis Pasparakis mit George Kassiotis'
Retroviral Immunology Laboratory vom Francis Crick Institute zusammen.
Tatsächlich zeigte eine Computeranalyse der RNA-Sequenzierungsdaten von
Mäusehaut, dass die meiste komplementäre, wahrscheinlich doppelsträngige,
RNA von einzelnen Gruppen endogener Retroelemente stammte. Diese Funde
ließen vermuten, dass die Erkennung von zellulärer dsRNA, die
höchstwahrscheinlich von endogenen Retroelementen stammt, ZBP1 aktiviert
und zu Zelltod und Entzündung führt. Dieser Mechanismus könnte relevant
für die Pathogenese von Entzündungen bei Menschen sein, insbesondere bei
Patienten mit Mutationen von Proteinen, die ZBP1 unterdrücken, wie RIPK1.
"Z-förmige Nukleinsäuren waren viele Jahre mysteriös für uns", sagt
Pasparakis. "Im Moment ist unser einziges Mittel um ihre Funktion zu
erforschen die Untersuchung der Proteine, von denen sie erkannt werden.
Wir haben einige Fortschritte gemacht, aber die Herausforderung ist zu
verstehen, warum, wo und wie sie sich in einer Zelle bilden und welchen
Grund es dafür gibt."

Ein besonders faszinierender Aspekt ist die Verbindung mit endogenen
Retroelementen. "Gegenwärtig verstehen wir sehr wenig davon, wie diese
Genom-Parasiten unsere Gesundheit beeinflussen. Es scheint, dass im Laufe
der Evolution einige Retrotransposons, die eine virale Infektion nachahmen
können, für die Antwort unserer Zellen auf Schaden, Stress oder wirkliche
Infektion als nützliche Partner rekrutiert wurden. Diese Partnerschaft
kann jedoch auch schief laufen und Krankheit hervorrufen", erklärt
Kassiotis.

"Genau wie während einer viralen Infektion, könnte das Erkennen von Z-RNA,
die von endogenen Retroelementen erzeugt wird, durch ZBP1 einen starken
Auslöser für Zelltod und Entzündung darstellen und Krankheit hervorrufen.
Wir stehen noch ganz am Anfang und haben noch einen langen Weg vor uns,
aber das Verständnis der zugrundeliegenden Mechanismen könnte eines Tages
zu neuartigen Therapien für menschliche Krankheiten führen", schließt
Pasparakis.


Zur Publikation:

"Z-nucleic-acid sensing triggers ZBP1 dependent necroptosis and inflammation"

Nature

DOI:10.1038/s41586-020-2129-8

https://www.nature.com/articles/s41586-020-2129-8
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HERZ/1239: Statement des Präsidenten der Dt. Gesellschaft für Kardiologie - Versorgung von Herzpatienten in der aktuellen Situation (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 02.04.2020

In Sorge um unsere Patienten: der Wunsch nach einem Pragmatismus mit Plan!

Ein persönliches Statement des Präsidenten der Deutschen Gesellschaft für
Kardiologie, Prof. Dr. Andreas Zeiher zur Versorgung von Patienten mit
kardiovaskulären Erkrankungen in der aktuellen Situation.




Heute möchte ich mich aus gegebenem Anlass mit einer sehr persönlichen
Mitteilung an die Öffentlichkeit wenden.

Herzpatienten im Moment besonders gefährdet

Die DGK unterstützt vollumfänglich die derzeit alle unsere Lebensbereiche
erfassenden tiefgreifenden Einschränkungen, einschließlich der empfohlenen
medizinischen Maßnahmen und Etablierung von Notfallversorgungskonzepten
zur Eindämmung der Corona-Pandemie wie auch zur Betreuung von schwer
erkrankten Corona-Patienten. Die uns Kardiologinnen und Kardiologen
anvertrauten Menschen mit Herz-Kreislauf-Erkrankungen stehen in dieser
Zeit in ganz besonderem Fokus, da sie nicht nur zur Risiko-Population für
die Erkrankung selbst zählen, sondern insbesondere bei einer Infektion mit
dem COVID-19-Virus von besonders schweren Krankheitsverläufen und einer
dramatisch erhöhten Sterblichkeit bedroht sind.

Wir Ärztinnen und Ärzte haben daher eine ganz besondere Verantwortung für
unsere Patienten mit Herz-Kreislauf-Erkrankungen, der wir durch
Einbringung unserer Expertise gerecht werden müssen. Die
Herz-Kreislauf-Medizin hat in den vergangenen Jahrzehnten ihre hohe Kompetenz bewiesen,
sie hat überwiegenden Anteil an den in den vergangenen drei Jahrzehnten in
der Gesamtbevölkerung zugewonnenen Lebensjahren. Wir verstehen es als
unsere selbstverständliche Pflicht, diese Kompetenz wo immer möglich und
geboten unseren Patienten mit Herz-Kreislauf-Erkrankungen uneingeschränkt
zukommen zu lassen.

Symptome von COVID-19 sind auch Symptome gefährlicher Herzerkrankungen

In Anlehnung eines in meinen Augen äußerst lesenswerten Artikels der
ehemaligen Richterin am Bundesverfassungsgericht Gertrude Lübbe-Wolff im
Feuilleton der FAZ vom 24. März 2020 müssen wir konstatieren: Die
Angewiesenheit auf Fachwissen bedeutet nicht, dass über alle zu treffenden
üblichen und medizinisch notwendigen Maßnahmen der
virologisch-infektiologische Sachverstand und die Erfahrung mit der Beatmungstherapie
zu befinden hätten. Dyspnoe und zum Teil. Husten, die häufigsten
Initialsymptome von COVID-19 infizierten Patienten, sind die klassischen
Symptome von Patienten mit akuter Lungenembolie, dekompensierter
Herzinsuffizienz, hochgradiger Mitral-klappeninsuffizienz, symptomatischer
Aortenklappenstenose und lebensbedrohlichen Arrhythmien. Epidemien
pulmonaler Infektionen führen bekanntermaßen zu einer kurzzeitigen
Verdoppelung kardiovaskulärer Ereignisraten bei Patienten mit koronarer
Herzkrankheit oder Herzinsuffizienz. Darüber hinaus haben Patienten mit
Herz-Kreislauf-Erkrankungen im Falle einer COVID-19 Infektion eine 5-fach
erhöhte Mortalität, sind bedroht von Myokard-Nekrosen und
lebensbedrohlichen Arrhythmien und bedürfen einer Überwachung der
potentiellen Kardiotoxizität von antiviralen Therapien.

Ich appelliere daher eindringlich an meine Kolleginnen und Kollegen aus
der Medizin: Lassen Sie uns daher in allen Bereichen der medizinischen
Versorgung unseren Sachverstand in der Prävention, Diagnostik und
Behandlung von Herz-Kreislauf-Erkrankungen sowohl im niedergelassenen
Bereich als auch in den Krankenhäusern einbringen und unsere Beteiligung
an den Behandlungskonzepten einschließlich der Notfallversorgung unter
entsprechender Ressourcenallokation einfordern.

Gesetzliche Regelungen: Kardiologische Expertise muss berücksichtigt werden

Auch die bedeutsamen gesetzlichen Regelungen zur Bewältigung der Krise -
allen voran das Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen
Lage von nationaler Tragweite - bringen (wenn auch zunächst nur zeitlich
begrenzt) weitreichende Änderungen der Entscheidungskompetenzen innerhalb
unseres Gesundheitssystems mit sich. Ungeachtet der Notwendigkeit dieser
zu drastischen Maßnahmen berechtigenden Regelungen ist es in meinen Augen
unerlässlich, auch hier im Rahmen der Umsetzung dieser Normen den
kardiologischen, medizinischen Sachverstand und unsere über Jahrzehnte
dokumentierte Kompetenz in der Versorgung der weiterhin für die
Todesursache Nummer eins verantwortlichen Erkrankung, nämlich der
Herzerkrankung, einzubringen. Ich bitte Kardiologinnen und Kardiologen von
Herzen, wann immer und wo immer sie Möglichkeiten sehen, sich hier
beratend bei den entsprechenden Behörden, Kammern und Kommissionen aktiv
einzuschalten. Unsere Expertise ist hier in vordringlichster Weise
notwendig, und wir sollten die Entwicklungen mit aller gebotenen
Achtsamkeit, aber auch Besonnenheit verfolgen.

Ich bin sicher, dass die Herz-Kreislauf-Medizin einen wesentlichen Beitrag
in der Bewältigung dieser unsere gesamte Bevölkerung betreffenden
Gesundheitskrise leisten kann. Lassen Sie uns daran mit aller Kraft unter
dem Motto "Pragmatismus mit Plan" arbeiten.

Bleiben Sie gesund!

Mit herzlichen Grüßen

Prof. Dr. Andreas Zeiher

Präsident der Deutschen Gesellschaft für Kardiologie


Die Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz und Kreislaufforschung
e.V. (DGK) mit Sitz in Düsseldorf ist eine gemeinnützige wissenschaftlich
medizinische Fachgesellschaft mit mehr als 10.500 Mitgliedern. Sie ist die
älteste und größte kardiologische Gesellschaft in Europa. Ihr Ziel ist die
Förderung der Wissenschaft auf dem Gebiet der kardiovaskulären
Erkrankungen, die Ausrichtung von Tagungen die Aus-, Weiter- und Fortbildung
ihrer Mitglieder und die Erstellung von Leitlinien. Weitere
Informationen unter 

www.dgk.org

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgk.org/presse

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79602

In Sorge um unsere Patienten: der Wunsch nach einem Pragmatismus mit Plan!

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution737
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PARKINSON/186: COVID-19 - Versorgungssituation und ein neuer Ratgeber (idw)


Deutsche Gesellschaft für Parkinson und Bewegungsstörungen e.V. - 30.03.2020

Parkinson-Patienten in der Coronakrise: Versorgungssituation und ein neuer Ratgeber



Die Deutsche Gesellschaft für Parkinson und Bewegungsstörungen e.V. (DPG)
hat auf ihrer Internetseite umfangreiche aktuelle Informationen für
Parkinson-Patienten und ihre Angehörigen in der Coronakrise
veröffentlicht. Schlagartig hat die Pandemie mit Kontaktverboten,
Ausgangsbeschränkungen und limitierten Praxis- und Klinikterminen die
Situation von Parkinson-Patienten verändert. Ausgerechnet
Bewegungstraining, soziale Kontakte oder Therapiekontrollen beim Arzt sind
integrale Bestandteile der Behandlung. Außerdem hat die DPG eine
Blitzumfrage unter 20 Parkinson-Zentren durchgeführt.

Das Ergebnis: Die Versorgungssituation ist wie überall zwar eingeschränkt,
aber "akute Probleme werden zuverlässig versorgt", so Professor Günter
Höglinger, Erster Vorsitzender der medizinischen Fachgesellschaft. Dabei
hat sich ein Trend herausgestellt: Die Coronakrise beschleunigt auch in
Parkinson-Einrichtungen massiv die Einführung von Telefon- und
Videosprechstunden.

Terminhinweis: 

Am 11. April ist Welt-Parkinson-Tag, der das öffentliche
Bewusstsein für die Parkinson-Erkrankung und die Bedürfnisse der bis zu
400.000 Parkinson-Patienten in Deutschland schärfen soll.

"Die medizinische Versorgung von Parkinson-Patienten ist auch in der
Coronakrise grundsätzlich gesichert, aber natürlich mit Einschränkungen
wie derzeit in allen medizinischen Einrichtungen", fasst Professor
Höglinger die Situation an den Parkinson-Zentren zusammen. Die DPG-Umfrage
unter Kliniken und Spezialambulanzen habe gezeigt, dass sich alle auf die
außergewöhnlichen Umstände eingerichtet haben. "Zwar muss der
Patientenverkehr in den Krankenhäusern aus Gründen des Infektionsschutzes
weitgehend reduziert werden, doch alle akuten Problemfälle werden
zuverlässig versorgt. Weiterhin werden neue Versorgungsangebote wie
Telefonsprechstunden und telemedizinische Sprechstunden eingerichtet - wie
auch an meiner Klinik", so Höglinger, Direktor der Neurologischen Klinik
an der Medizinischen Hochschule Hannover. Als Akutfälle gelten etwa
begleitende Infekte, akinetische Krisen, Psychosen, notwendige
Einstellungen von Medikamentenpumpen oder "Hirnschrittmacher" bei
Patienten mit Tiefer Hirnstimulation.

Zahlreiche Telefon- und Videosprechstunden eingerichtet

"Wir haben aus Gründen des Infektionsschutzes alle stationären Fälle, bei
denen es möglich war, entlassen und haben unsere Sprechstunde in der
Klinik beendet", erzählt zum Beispiel Professorin Claudia Trenkwalder aus
Kassel. "Dafür haben wir eine neue Videosprechstunde eingerichtet."
"Patienten sollten jetzt unbedingt nach Telefon- oder Videosprechstunden
fragen, wenn sie keinen Präsenztermin erhalten", rät Professor Alexander
Storch von der neurologischen Universitätsklinik in Rostock. Die
Parkinsonklinik Beelitz leistet kollegiale Hilfe und bietet Praxen mit
Parkinson-Patienten neurologische Unterstützung per Video an, berichtet
Professor Georg Ebersbach.

Sind Parkinson-Patienten gefährdeter als andere?

Die Experten gehen davon aus, dass Parkinson-Patienten wegen ihrer
Erkrankung kein erhöhtes Infektionsrisiko haben. "Wenn aber weitere
altersbedingte Begleiterkrankungen wie z.B. Bluthochdruck, Diabetes
mellitus oder Lungenkrankheiten bestehen, kann es bei Parkinson-Patienten
mit einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus zu Komplikationen kommen",
erklärt Höglinger. Deshalb habe der Infektionsschutz eine sehr hohe
Priorität. Die bekannten Regeln sollten in jedem Fall ernst genommen
werden. "Die geringen SARS-CoV-2-Infektionsraten z.B. in Japan zeigen
eindrucksvoll, dass die von unserer Bundesregierung empfohlenen Maßnahmen
wie räumliche Distanz und Hygiene im Alltag sehr wirkungsvoll die
Ausbreitung des Virus unterbinden können", so Höglinger.

Die DPG rät außerdem älteren Parkinson-Patienten zu einer Influenza- und
Pneumokokken-Impfung, um eine Doppelinfektion zu vermeiden.

Patientenratgeber veröffentlicht

Die vielen Parkinson-Patienten und ihre Angehörigen stehen jetzt vor
zahlreichen Herausforderungen und Fragen, die von der DPG mit einem
Patientenratgeber beantwortet werden. Außerdem bietet die Fachgesellschaft
eine Liste von Internetseiten mit Patienteninformationen, Internet-Videos
und empfehlenswerten Apps unter 

https://www.parkinson-gesellschaft.de/ 

zum Download an.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.parkinson-gesellschaft.de/corona 

(Patienteninformationen)

https://www.parkinson-gesellschaft.de/parkinson-wegweiser.html 

(Linkliste)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2357
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FORSCHUNG/1409: Phagen-Kapsid gegen Influenza - Passgenauer Inhibitor verhindert virale Infektion (idw)


Leibniz-Forschungsinstitut für Molekulare Pharmakologie (FMP) - 30.03.2020

Phagen-Kapsid gegen Influenza: Passgenauer Inhibitor verhindert virale Infektion



Berliner Forscher haben auf Basis einer leeren und damit nicht-infektiösen
Hülle eines Phagen-Virus ein chemisch modifiziertes Phagen-Kapsid
entwickelt, das den Influenzaviren sprichwörtlich die Luft zum Atmen
nimmt. Durch Bindungsstellen werden die Influenzaviren so von den
Phagen-Kapsiden umhüllt, dass sie die Lungenzellen praktisch nicht mehr
infizieren können. Neben dem Leibniz-Forschungsinstituts für Molekulare
Pharmakologie (FMP) sind die Freie Universität Berlin, die TU Berlin, die
HU Berlin, das Robert Koch-Instituts (RKI) und die
Charité-Universitätsmedizin Berlin beteiligt. Die Ergebnisse werden unmittelbar in
der Coronavirus-Forschung genutzt werden.

Influenzaviren sind nach wie vor hoch gefährlich: Laut Schätzungen der
Weltgesundheitsorganisation WHO sterben weltweit jedes Jahr bis zu 650.000
Menschen an der Grippe. Bisherige antivirale Medikamente sind nur bedingt
wirksam, da sie das Grippevirus erst angreifen, wenn es die Lungenzellen
bereits infiziert hat. Wünschenswert und weitaus effektiver wäre es, die
Infektion von vornherein zu verhindern.




[image: © Barth van Rossum / FMP]

Phagenhülle dockt an und inhibiert das Influenza-Virus

© Barth van Rossum / FMP



Genau das verspricht der neue Ansatz aus Berlin. Das von einem
multidisziplinären Forscherteam entwickelte Phagen-Kapsid hüllt
Grippeviren so maßgeschneidert ein, dass sie die Zellen gar nicht erst
infizieren können. "Nach bisherigen präklinischen Tests können wir sowohl
saisonale Influenzaviren als auch Vogelgrippeviren mit unserer chemisch
modifizierten Phagenhülle unschädlich machen", erläutert Prof. Dr.
Christian Hackenberger, Leiter der Abteilung Chemische Biologie am
Leibniz-Forschungsinstitut für Molekulare Pharmakologie (FMP) und
Leibniz-Humboldt Professor für Chemische Biologie an der HU Berlin. "Das ist ein
großer Erfolg, der völlig neue Perspektiven für die Entwicklung neuer
antiviraler Medikamente bietet."

Multiple Bindungen passen wie ein Klettband

Der neue Inhibitor macht sich eine Eigenschaft zu Nutze, den sämtliche
Influenzaviren besitzen: Auf den Virus-Oberflächen befinden sich
drei-bindige (trivalente) Rezeptoren, die sogenannten Hämagglutinin Proteine,
die an Zuckermoleküle (Sialinsäuren) auf der Oberfläche von Zellen des
Lungengewebes binden. Im Falle einer Ansteckung haken sich die Viren -
ähnlich wie bei einem Klettverschluss - bei ihrem Opfer, den Lungenzellen,
ein. Das Grundprinzip ist hier, dass diese Interaktionen nicht durch eine
einzelne, sondern multiple Bindungen erfolgen.

Es war die Oberflächenstruktur der Grippeviren, welche die Forscher vor
mehr als sechs Jahren zu folgender Ausgangsfrage inspirierte: Könnte man
nicht einen Inhibitor entwickeln, der passgenau an die trivalenten
Rezeptoren bindet und somit die Oberfläche der Lungengewebszellen
vortäuschen kann?

Tatsächlich kann man das, wie man heute weiß, und zwar mit Hilfe eines
harmlosen Darmbewohners: Der Q-beta-Phage besitzt perfekte
Oberflächeneigenschaften und eignet sich hervorragend, um es mit Liganden
- in diesem Falle Zuckermoleküle - als "Köder" zu bestücken. Dafür reicht
die leere Phagenhülle aus. "Unser multivalentes Gerüstmolekül ist nicht
infektiös und besteht aus 180 identischen Proteinen, die genau den
gleichen Abstand aufweisen wie die trivalenten Rezeptoren des
Hämagglutinins auf der Virusoberfläche", erklärt Dr. Daniel Lauster,
ehemaliger Doktorand der AG Molekulare Biophysik (HU) und heute
Postdoktorand an der Freien Universität Berlin. "Somit besitzt es ideale
Ausgangsbedingungen, um das Grippevirus zu täuschen - oder genauer gesagt,
um räumlich passgenau daran zu binden. Wir schalten das Grippevirus also
mithilfe eines Phagen-Virus aus!"

Damit das Q-beta-Gerüst die gewünschte Aufgabe erfüllen kann, muss es erst
chemisch modifiziert werden. Produziert an der TU Berlin aus E.
coli-Bakterien, bringt die Arbeitsgruppe von Prof. Hackenberger am FMP und der
HU Berlin mit Hilfe der Synthesechemie Zuckermoleküle an definierten
Positionen der Virushülle an.

Virus wird getäuscht und eingehüllt

Dass die so aufgerüstete kugelförmige Struktur eine große Bindungsstärke
und Hemmpotenzial besitzt, das wurde in etlichen Untersuchungen am
Tiermodell und in Zellkulturen nachgewiesen. Das Robert Koch-Institut in
Berlin ermöglichte es dieser Studie, auch das antivirale Potenzial der
Phagen-Kapside gegen viele aktuelle Influenza Virusstämme und sogar gegen
Vogelgrippeviren zu untersuchen. Sein therapeutisches Potenzial hat es
sogar an menschlichem Lungengewebe bewiesen, wie die Forscherkollegen der
Medizinischen Klinik für Infektiologie und Pneumologie der Charité zeigen
konnten: Wurde das Gewebe mit Grippeviren infiziert und mit dem
Phagen-Kapsid behandelt, konnten sich die Influenzaviren praktisch nicht mehr
vermehren.

Gestützt werden die Ergebnisse durch einen strukturellen Nachweis, den
Wissenschaftler der Freien Universität Berlin aus dem Forschungszentrum
für Elektronenmikroskopie (FZEM) erbringen konnten: Hochauflösende
Kryo-Elektronenmikroskopie und Kryo-Elektronentomographie zeigen direkt und vor
allem räumlich, dass der Inhibitor das Virus vollständig einkapselt. Mit
mathematisch-physikalischen Modellen wurde außerdem die Interaktion
zwischen Influenzaviren und dem Phagen-Kapsid im Computer simuliert.
"Unsere Computer-gestützten Berechnungen zeigen, dass der rational
entworfene Inhibitor in der Tat an das Hämagglutinin bindet und das
Influenzavirus komplett einhüllt", bestätigt Dr. Susanne Liese von der AG
Netz der Freien Universität Berlin. "Damit konnte die hohe Bindungsstärke
auch mathematisch beschrieben und erklärt werden."

Therapeutisches Potenzial muss weiter erforscht werden

Weitere präklinische Untersuchungen müssen nun folgen. Noch weiß man zum
Beispiel nicht, ob das Phagen-Kapsid eine Immunantwort in Säugetieren
provoziert. Bestenfalls könnte diese die Wirkung des Inhibitors noch
verstärken. Möglich ist aber auch, dass eine Immunantwort die Wirksamkeit
der Phagenkapside bei wiederholter Gabe herabsetzt oder dass die
Grippeviren Resistenzen entwickeln. Und natürlich fehlt noch der Beweis,
dass der Inhibitor auch im Menschen wirksam ist.

Doch die Berliner Forscher-Allianz bescheinigt dem Ansatz großes
Potenzial. "Unser rational entwickelter, dreidimensionaler, multivalenter
Inhibitor weist in eine neue Richtung hin zur Entwicklung strukturell
anpassbarer Influenzavirusbinder. Das wurde so noch nie in der
Multivalenzforschung erreicht", betont Prof. Hackenberger. Biologisch
abbaubar, nicht toxisch und in Zellkulturstudien nicht immunogen, lasse
sich dieser Ansatz prinzipiell auch auf andere Viren und möglicherweise
auch auf Bakterien anwenden, meint der Chemiker. Es liegt auf der Hand,
dass die Autoren eine Anwendung ihres Ansatzes auf das aktuelle
Coronavirus als ihre neue Herausforderung betrachten. Die Idee dabei ist,
dass ein Wirkstoff entwickelt wird, der die Bindung von Coronaviren an die
im Rachenraum und den nachfolgenden Atemwegen befindlichen Wirtszellen und
somit deren Infektion verhindert.

Gelebte Berlin University Alliance

Entscheidend für die Entdeckung des neuen Influenza-Inhibitors war das
Zusammenwirken von Wissenschaftlern unterschiedlicher Disziplinen.
Biologen, Chemiker, Physiker, Virologen, Mediziner und
Bildgebungsspezialisten der drei Berliner Universitäten HU, Freie
Universität Berlin und TU, dem Robert Koch-Institut, der Charité und
nicht zuletzt dem FMP waren beteiligt. "Ein derart aufwändiges Projekt war
meiner Ansicht nach nur in Berlin möglich, wo es wirklich zu jeder
Fragestellung den passenden Experten gibt", sagt Prof. Dr. Andreas
Herrmann, Leiter Molekulare Biophysik an der HU Berlin. "Das war gelebte
Berlin University Alliance", fügt er hinzu, "und ich hoffe, dass die
Folge-Studien ebenso erfolgreich sein werden."


Das Projekt wurde im Sonderforschungsbereich 765 (Sprecher Prof. Dr.
Rainer Haag, Freie Universität Berlin) der Deutschen
Forschungsgemeinschaft gefördert.


Originalpublikation:

Daniel Lauster, Simon Klenk, Kai Ludwig, Saba Nojoumi, Sandra Behren, Lutz
Adam, Marlena Stadtmüller, Sandra Saenger, Stephanie Franz, Katja Hönzke,
Ling Yao, Ute Hoffmann, Markus Bardua, Alf Hamann, Martin Witzenrath, Leif
E. Sander, Thorsten Wolff, Andreas C. Hocke, Stefan Hippenstiel, Sacha De
Carlo, Jens Neudecker, Klaus Osterrieder, Nediljko Budisa, Roland R. Netz,
Christoph Böttcher, Susanne Liese, Andreas Herrmann, Christian P. R.
Hackenberger. 

Phage capsid nanoparticles with defined ligand arrangement
block influenza virus entry. 

Nature Nanotechnology 

DOI 10.1038/s41565-020-0660-2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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STUDIE/297: Mit Antikörpern gegen das Virus (idw)


Universitätsklinik der Ruhr-Universität Bochum - Herz- und Diabeteszentrum NRW Bad Oeynhausen - 31.03.2020

HDZ NRW: Mit Antikörpern gegen das Virus



Das Institut für Laboratoriums- und Transfusionsmedizin am Herz- und
Diabeteszentrum NRW, Bad Oeynhausen, hat die Genehmigung zur Herstellung
und Anwendung von Therapeutischem Plasma zur Behandlung von
COVID-19-Patienten erhalten.

Eine Behandlungsstrategie, die bei anderen Epidemien bereits erfolgreich
angewendet worden ist, könnte auch für schwerkranke COVID-19-Patienten
wirksam sein. Das deuten erste wissenschaftliche Studien an.

"Das Blutplasma von Patienten, die nach einer SARS-CoV-2-Infektion genesen
sind, enthält Antikörper. Wenn diese in ausreichender Konzentration
enthalten sind, können wir damit solchen Patienten helfen, die schwer
erkrankt sind," erläutert Prof. Dr. Cornelius Knabbe, Direktor des
Instituts für Laboratoriums- und Transfusionsmedizin am Herz- und
Diabeteszentrum NRW (HDZ NRW), Bad Oeynhausen. "Ich bin sehr dankbar, dass
die Bezirksregierung Detmold uns sehr zügig die Erlaubnis zur Herstellung
und Anwendung von Therapeutischem Plasma erteilt und damit eine
Möglichkeit geschaffen hat, besonders schwere Erkrankungsfälle zukünftig
besser behandeln zu können."

Das mit Antikörpern angereicherte Blutplasma der genesenen Patienten wird
nach strengen Richtlinien aufbereitet. Lebensbedrohlich an der
Coronavirusinfektion erkrankten Menschen kann die Therapie mittels eines
solchen Rekonvaleszenz-Plasmaprodukts helfen. "Das bestätigen erste
experimentelle Studien aufgrund von Erfahrungen, die bei
Influenza-Infektionen gemacht wurden."


Originalpublikation:

Chen, Xiong et al., 2020

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hdz-nrw.de

https://clinicaltrials.gov/ct2/show/NCT04292340?cond=sars-cov-2+plasma&draw=2&rank=1

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79580

Pressemitteilung vom 30.03.2020

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1268
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ENTWICKLUNG/1524: COVID-19 - Thermopiles für berührungslose Temperaturmessung beim Menschen (idw)


CiS Forschungsinstitut für Mikrosensorik GmbH - 31.03.2020

Thermopiles für berührungslose Temperaturmessung beim Menschen



Bei einem Abstand von 0,5 ... 2 m die Körpertemperatur des Menschen mit
einer Genauigkeit von 0,2 °C zu messen, dieser Aufgabe widmet sich
aktuell das CiS Forschungsinstitut aus Erfurt. In einem Anwendungsszenario
geht es um Zutrittslösungen, die eine schnelle und kontaktlose
Identifikation von Menschen mit Fieber aus ca. einem Meter Entfernung
realisieren.

Die gegenwärtige Lage rund um Corona und die COVID-19 Pandemie erfordert
ein sehr dynamisches Handeln sowie überdurchschnittliches Engagement. Im
Rahmen von aktuellen Industrieaufträgen entwickelt und fertigt das CiS
Forschungsinstitut gemeinsam mit Partnern innovative Thermopiles. Diese
Sensoren erlauben die berührungslose Temperaturmessung und kommen in
Kontaktlosthermometern in Gate-Lösungen zum Einsatz.

Thermopiles für die Massenanwendung in Fiebermessgeräten mit Leseabständen
zwischen 1-2 Zentimetern gibt es bereits am Markt. Ziel der
Entwicklungsarbeit des CiS Forschungsinstituts ist ein Sensor mit
Reichweiten zwischen 0,5 und zwei Metern, wobei die mittlere Distanz bei
etwa einem Meter liegen soll. Der kostengünstige Sensor bietet eine
Genauigkeit von 0,2 °C bei 100 Messpunkten pro Sekunde. Dadurch entsteht
eine zeitaufgelöste Messkurve. Sie erlaubt eine Temperaturmessung auf der
Stirn des Passanten ohne, dass dieser in seiner Bewegung eingeschränkt
wird. Damit wird eine kontaktlose und störungsfreie Identifikation von
Menschen mit erhöhter Körpertemperatur bzw. Fieber bereits aus einer
Entfernung von einem Meter möglich.

Der aktuelle Bedarf kommt derzeit aus dem asiatischen Raum, aber auch für
den europäischen Markt wird es bald die dringende Nachfrage solcher
Sensor-Technologien geben. Die Teams am CiS Forschungsinstitut agieren so
schnell wie möglich, um die Entwicklung und anstehende Fertigung
kurzfristig umzusetzen. Damit wollen wir, auch als Mitglied des
Forschungs- und Technologieverbundes Thüringen e.V. (FTVT) sowie
Gründungsmitglied der Deutschen Industrieforschungsgemeinschaft Konrad
Zuse (Zuse-Gemeinschaft) angemessen auf die aktuellen Umstände reagieren
und modernste Technologien dort bereitstellen, wo sie am nötigsten
gebraucht werden.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution516
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FORSCHUNG/319: Architektur statt Antibiotika (idw)


Technische Universität Braunschweig - 31.03.2020

Architektur statt Antibiotika



Welche Bakterien leben auf den Oberflächen in Patientenzimmern? Kann eine
neue Raumplanung Infektionen in Kliniken verhindern? Damit beschäftigten
sich Architektinnen und Architekten der Technischen Universität
Braunschweig zusammen mit Molekularbiologinnen und Molekularbiologen sowie
Medizinerinnen und Medizinern im Projekt KARMIN. Gemeinsam mit einem
bayerischen Unternehmenspartner entwickelten die Projektpartner einen
Prototypen für ein infektionspräventives Patientenzimmer. Der Demonstrator
für ein optimiertes Patientenzimmer wird im Oktober 2020 beim "World
Health Summit" in Berlin präsentiert.

Für eine Studie haben Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Charité
Berlin zunächst ein Jahr lang Abstriche in Patientenzimmern sowie Proben
direkt von Patienten genommen. "So können wir zum ersten Mal zeigen, wie
sich das Mikrobiom, also die Gesamtheit der Mikroorganismen, auf den
Oberflächen im Krankenhaus aufbaut", sagt Dr. Rasmus Leistner vom Institut
für Hygiene und Umweltmedizin an der Charité Berlin. Reinigungsmittel und
anwesende Personen könnten demnach durch ihr eigenes Mikrobiom die
Mikroben-Konstellation des Zimmers verändern. Einerseits vernichten
Reinigungsmittel Bakterien, schaffen andererseits aber auch Nischen für
gefährliche Erreger.

Hygiene bis ins Detail

Architektinnen und Architekten, Designerinnen und Designer der TU
Braunschweig konnten zeigen, wie eine kluge Raumplanung und die
Neugestaltung hygienerelevanter Gegenstände die Übertragung gefährlicher
Keime in Krankenhäusern verhindern kann. Dabei war es den Planern wichtig
Materialien auszuwählen, die sich leicht reinigen lassen. Auch Details wie
die Beleuchtung und die Position der Desinfektionsmittel-Spender haben die
Planerinnen und Planer dabei berücksichtigt. So lassen sich hohe
Hygienestandards und sinnvolle Pflegeabläufe miteinander verbinden.

Das Zwei-Bäder-Prinzip

Momentan haben Zweibettzimmer in Krankenhäusern nur ein Bad, das sich die
Patienten teilen. Getrennte Bäder gewährleisten jedoch mehr Hygiene: "Wir
gehen davon aus, dass die Mehrkosten für die zweite Nasszelle dadurch
ausgeglichen werden, dass Kosten für eventuelle Infektionsbehandlungen
wegfallen", sagt KARMIN-Projektleiter und Architekt Dr. Wolfgang Sunder
vom Institut für Industriebau und Konstruktives Entwerfen (IIKE) der TU
Braunschweig.

Das Architektenteam hat gemeinsam mit dem bayerischen Unternehmenspartner
Röhl und weiteren 17 Industriepartnern einen Prototypen für ein neuartiges
Patientenzimmer gebaut. Nun folgt eine Evaluierungsphase. "Der
Demonstrator soll von Klinikmitarbeiterinnen und Klinikmitarbeitern sowie
einem Expertenteam bewertet werden", sagt Dr. Sunder. "Vor allem die
Reinigungs- und Behandlungsabläufe wollen wir noch einmal genau unter die
Lupe nehmen."

Präsentation beim "World Health Summit"

Im Oktober 2020 wird der KARMIN-Demonstrator einem internationalen
Fachpublikum auf dem Berliner "World Health Summit" vorgestellt. Sodann
können die Entwicklungen in ihrer Gesamtheit oder als einzelne Elemente
bei Neubauten, aber auch bei Sanierungs- und Umbauarbeiten in
Krankenhäusern umgesetzt werden.

Projektdaten

KARMIN steht für "Krankenhaus, Architektur, Mikrobiom und Infektion" und
ist ein Projekt, das vom 1. Oktober 2016 bis 31. Dezember 2020 durch das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) im Rahmen der
Fördermaßnahme "Zwanzig20" und als Teil des Forschungsverbundes
"InfectControl 2020" mit einer Summe von rund 1,3 Millionen Euro (davon
rund 450.000 Euro für die TU Braunschweig) gefördert wird. Verbundpartner
sind neben der TU Braunschweig die Charité - Universitätsmedizin Berlin
(Institut für Hygiene und Umweltmedizin), das Universitätsklinkium Jena
mit der Septomics Research Group und die Röhl GmbH.

Das Konsortium InfectControl 2020

In dem deutschlandweit agierenden Konsortium InfectControl 2020 haben sich
Wissenschaft und Wirtschaft zusammengeschlossen, um Infektionskrankheiten
langfristig zu vermeiden, schneller zu erkennen und konsequent zu
bekämpfen. InfectControl 2020 wird im Programm "Zwanzig20-Partnerschaft
für Innovation" durch das BMBF gefördert.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://magazin.tu-braunschweig.de/pi-post/architektur-statt-antibiotika/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution179

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Braunschweig - 31.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





AKTION/1049: Berlin - Fachtag zur psychischen Gesundheit von gewaltbetroffenen Frauen, 11.09.2020


Arbeitskreis Frauengesundheit - 31. März 2020

FACHTAG

Psychische Gesundheit von gewaltbetroffenen Frauen



GEWALT. MACHT. FRAUEN. SEELE. KRANK.

Fachtag zur psychischen Gesundheit von gewaltbetroffenen Frauen

11.9.2020, 10.00 bis 17.00 Uhr, Berlin

im Evangelischen Werk für Diakonie und Entwicklung e.V. (EWDE).


Was haben wir seit dem Positionspapier zum Internationalen Tag
der Frauengesundheit 2015 "Es ist höchste Zeit, etwas für die
psychische Gesundheit gewaltbetroffener Frauen und ihrer Kinder zu
tun" und dem ersten Fachgespräch im Jahr 2017 "Konzepte und Maßnahmen
zur Verbesserung der psychischen Gesundheit gewaltbetroffener Frauen
und ihrer Kinder" erreicht?

Wir laden politische und fachliche Entscheidungsträger*innen,
Fachleute aus der Gesundheitsversorgung, aus dem Gewaltschutzbereich
und Frauen mit psychischen Belastungen aufgrund von Gewalterfahrungen
herzlich ein. Wir wollen über existierende Maßnahmen und Konzepte
sowie den Stand der Umsetzung der Istanbul-Konvention diskutieren und
weiteren Handlungsbedarf formulieren. Die Istanbul-Konvention
verpflichtet Deutschland zu spezialisierten Hilfsdiensten (Art. 22).

Der Arbeitskreis Frauengesundheit in Medizin, Psychotherapie und
Gesellschaft e.V. (AKF) organisiert, in Kooperation mit


	Diakonie Deutschland

	Evangelischer Fachverband für Frauengesundheit e. V. (EVA e. V.)

	Elly Heuss-Knapp-Stiftung/Deutsches Müttergenesungswerk

	Frauenhauskoordinierung e.V.

	GESINE Netzwerk Gesundheit.EN

	Initiative Schwere Geburt

	S.I.G.N.A.L. e.V. - Intervention im Gesundheitsbereich gegen häusliche und sexualisierte Gewalt



den Fachtag GEWALT. MACHT. FRAUEN. SEELE. KRANK. zur psychischen
Gesundheit gewaltbetroffener Frauen.

Die Veranstaltung ist kostenfrei.

 * 

Quelle:

Arbeitskreis Frauengesundheit in Medizin, Psychotherapie und Gesellschaft e.V. (AKF)

Pressemitteilung vom 31. März 2020

Sigmaringer Str. 1, 10713 Berlin

Telefon: 030 - 863 933 16, Fax: 030 - 863 934 73

Mail: buero@akf-info.de

Internet: www.akf-info.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





LABEL/5209: Sony Music Press Relations Newsletter - KW14/2020 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW14/2020

München, 3. April 2020



Verboten gute Frucht - Fiona Apple veröffentlicht am 17. April
ihr neues Album "Fetch The Bolt Cutters"

"Fetch The Bolt Cutters", das neue Album von Fiona Apple, erscheint
am 17. April. Es ist die erste Platte der US-amerikanischen Sängerin
seit ihrem 2012-er Werk "The Idler Wheel ..." und erscheint vorerst
nur in digitaler Form. In ihrer Karriere veröffentlichte die New
Yorkerin bislang vier Alben, für ihr Debüt "Tidal" gewann sie darüber
hinaus einen Grammy.


Bob Dylan "Murder Most Foul" - eine Referenzliste

Bob Dylans neuer Song "Murder Most Foul" ist eine Überraschungskiste.
Nicht nur, dass es das erste Stück originärer Musik von Dylan in acht
Jahren ist oder dass das Lied satte 17 Minuten dauert. Es finden sich
darüber hinaus auch noch über 70 musikalische Verweise in dem Werk
wieder, die der Songpoet referenziert - nachzulesen unter folgendem
Link [1] inklusive Spotify-Playlist zum Nachhören. Viel Spaß:


Kommende Alben-Veröffentlichungen

10.04. The Strokes - The New Abnormal

17.04. Fiona Apple - Fetch The Bolt Cutters

24.04. Loïc Nottet - Sillygomania

24.04. Kronkel Dom - Café Kronkel

24.04. Lennon Stella - Three, Two, One

01.05. Mathea - M

01.05. Dixie Chicks - Gaslighter

15.05. Josef Salvat - Modern Anxiety

15.05. Bruckner - Hier

15.05. Alicia Keys - Alicia

29.05. Jan & Jascha - Liebes Leben

05.06. Wardruna - Kvitravn

03.07. Bury Tomorrow - Cannibal

07.08. Julian Le Play - Tandem

21.08. Declan McKenna - Zeros

04.09. Melissa Naschenweng - LederHosenRock

??? Depeche Mode - Spirits In The Forest

??? Alanis Morissette - Such Pretty Forks In The Road

??? Joel Brandenstein - Frei


On Tour

Matthias Reim

24.05. Köln - E-Werk

26.05. Mannheim - Capitol

27.05. Neunkirchen/Saar - Neue Gebläsehalle

29.05. Dresden - Junge Garde

30.05. Dresden - Junge Garde

04.06. Wolfhagen - Kulturzelt

05.06. Leipzig - Parkbühne

17.07. Bad Elster - NaturTheater Bad Elster

30.07. Lauchheim - Schloss Kapfenburg

08.08. Landsberg SA - Open Air am Streinbruch

14.08. Torgau - Schloss Hartenfels

15.08. Klaffenbach - Chemnitz, Wasserschloss Klaffenbach

16.08. Fulda - Universitätsplatz

21.08. Freital - Hains Freizeitzentrum

22.08. Weissenfels - Schloss Neu-Augustusburg

28.08. Creuzburg - Burg Creuzburg

29.08. Forst/Lausitz - Ostdeutscher Rosengarten

04.09. Gelsenkirchen - Amphitheater

05.09. Oranienburg - Schloss Oranienburg

10.09. Radolfzell - Milchwerk

11.09. Nürnberg - Serenadenhof

12.09. Potsdam - Porta-Potsdamfest

Céline Dion

17.06. München - Olympiahalle

19.06. Mannheim - SAP-Arena

21.06. Köln - Lanxess-Arena

22.06. Hamburg - Barclaycard-Arena

22.07. Berlin - Waldbühne

Peter Maffay

(Nachholtermine)

22.07. Erfurt - Messehalle

24.07. München - Olympiahalle

25.07. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyerhalle

28.07. Mannheim - SAP-Arena

30.07. Magdeburg - Getec-Arena

01.08. Schwerin - Sport- und Kongresshalle

03.08. Dortmund - Westfalenhalle

05.08. Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherung

06.08. Neu-Ulm - Ratiopharm-Arena

08.08. Hannover - TUI-Arena

09.08. Braunschweig - Volkswagenhalle

12.08. Bremen - ÖVB-Arena

14.08. Oberhausen - König-Pilsner-Arena

16.08. Köln - Lanxess -Arena

18.08. Zürich - Hallenstadion

20.08. Regensburg - Donau-Arena

22.08. Halle/Westf. - Owl-Arena

23.08. Leipzig - Quarterback-Immobilien-Arena

24.08. Frankfurt - Festhalle

Jeff Lynne's ELO

26.09. Hamburg - Barclaycard-Arena

27.09. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

29.09. Köln - Lanxess-Arena

30.09. München - Olympiahalle

Ozzy Osbourne

(Nachholtermine)

11.11. Dortmund - Westfalenhalle

26.11. München - Olympiahalle

28.11. Mannheim - SAP-Arena

30.11. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

03.11. Hamburg - Barclaycard-Arena

Harry Styles

Support: King Princess

(Nachholtermine)

20.02.2021 München - Olympiahalle

04.03.2021 Hamburg - Barclaycard-Arena

06.03.2021 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

26.03.2021 Köln - Lanxess-Arena


Anmerkung

[1] https://www.npr.org/sections/allsongs/2020/03/27/822468820/a-list-of-the-songs-named-in-bob-dylans-murder-most-foul?t=1585659280185&t=1585669916864

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9364: Aus aller Welt - 03.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Wasserknappheit und Stromausfälle in Laos

Laos leidet unter einer schweren Dürre. Die Trockenheit trifft den
südostasiatischen Binnenstaat doppelt hart. Die Stauseen sind nur noch
zur Hälfte gefüllt, und es drohen Engpässe bei der Stromversorgung.
Die Regierung in Vientiane rief Unternehmen und Privathaushalte
inzwischen auf, ihren Stromverbrauch zu reduzieren. Neben Holz und
Kaffee gehört inzwischen auch Strom zu den wichtigsten Exportgütern
des Landes. Seit Jahren werden immer mehr Dämme zur Stromerzeugung
gebaut. In Laos gibt es derzeit mehr als 40 Staudämme, 54 weitere
Projekte sind in Planung. Umweltaktivisten kritisieren den Bauboom am
Mekong und seinen Nebenflüssen, da er der Binnenfischerei und einem
großen Teil der globalen Reisversorgung den Todesstoß versetzt. Der
mehr als 4.300 Kilometer lange Mekong fließt durch China, Kambodscha,
Laos, Myanmar, Thailand und Vietnam.

3. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9364: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Festnahmen wegen Rauschgifthandel und Waffenbesitz in Wedel

Nach wochenlangen Vorermittlungen nahm ein Sondereinsatzkommando der
Polizei einen 27 Jahre alten mutmaßlichen Rauschgifthändler in Wedel
(Schleswig-Holstein) fest. Auch ein 56jähriger mutmaßlicher Kunde
wurde vorübergehend in Gewahrsam genommen. In der Wohnung des
27jährigen stellten die Ermittler vier Kilogramm Cannabisblüten, zwei
Kilogramm Amphetamin und 380 Gramm Kokain sicher. Außerdem fanden die
Beamten mehrere 10.000 Euro Bargeld sowie drei Schußwaffen samt
Munition. Auch in der Wohnung des 56jährigen fand die Polizei
verschiedene Drogen, rund 4.000 Euro Bargeld und diverse
Schreckschußwaffen. Gegen den 27jährigen wurde Haftbefehl erlassen.

3. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9361: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Kapitän Brett Crozier entlassen, weil er sich für Matrosen einsetzte

Pentagonchef Mark Esper hat den Kapitän des Atomflugzeugträgers USS
Theodore Roosevelt, Brett Crozier, von seinen Aufgaben entbunden. Der
Kapitän hatte nach einem Coronavirus-Ausbruch an Bord des Schiffs in
einem Brief an die Navy-Führung um die weitgehende Evakuierung des
Flugzeugträgers gebeten, was Esper zunächst ablehnte. Crozier sei
offenbar überfordert gewesen und habe in einer Krisensituation
unnötige Panik erzeugt, begründete Marine-Staatssekretär Thomas Modly
die Entlassung. Von den 4.000 Besatzungsmitgliedern an Bord der
Roosevelt sollen bereits bis zu 200 mit dem Corona-Virus infiziert
sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9363: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Hofreiter: Keine EU-Gelder mehr für ungarische Regierung

Angesichts der von Ungarn zur Bekämpfung der Corona-Krise
beschlossenen umstrittenen Notfallmaßnahmen fordert
Grünen-Fraktionschef Anton Hofreiter, alle EU-Zahlungen an die
Regierung in Budapest einzustellen. Wenn sich Ungarn im Windschatten
der Corona-Krise immer weiter zu einer Autokratie entwickelt und
damit europäische Werte über Bord wirft, muß die EU einschreiten und
das klar sanktionieren, sagte Hofreiter der Nachrichtenagentur AFP.
Er empfahl der EU-Kommission, die Gelder dezentral an die Empfänger
in Ungarn zu verteilen. Der Bundesregierung warf der Grünen-Politiker
vor, sich vor klaren Entscheidungen in Richtung Orban zu drücken. Das
Parlament in Budapest hatte am Montag ein Notfallgesetz
verabschiedet, mit dem der rechtspopulistische Premier Viktor Orban
zeitlich unbefristet per Dekret regieren kann.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9361: Tragisches und Kurioses - 03.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Frau an Gasvergiftung in Gütersloh gestorben

Eine 89jährige Frau ist im nordrhein-westfälischen Gütersloh durch
eine Kohlenmonoxid-Vergiftung ums Leben gekommen. Nach Ermittlungen
der Polizei ist die ältere Dame offenbar im Schlaf durch eine erhöhte
CO-Konzentration in ihrer Wohnung gestorben, weil das Nest einer
Dohle das Abluftrohr der Gastherme verstopfte. Die weiteren Bewohner
des Dreifamilienhauses blieben unverletzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8446: Aus Forschung und Technik - 03.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



ISS-Flugbahn erneut angehoben

Um günstige ballistische Bedingungen für die Ankunft des
Frachtschiffs Progress MS-14 am 25. April zu schaffen, hob das
russische Flugleitzentrum (ZUP) in Koroljow bei Moskau die Umlaufbahn
der Internationalen Raumstation ISS am Donnerstag um rund 900 Meter
an. Dazu wurden die Motoren des am Swesda-Modul angekoppelten
Transportschiffs Progress MS-13 für 427 Sekunden eingeschaltet. Nach
dem Reboost-Manöver lag der der Erde nächstliegende Punkt der Bahn
der ISS nach Angaben der russischen Raumfahrtbehörde Roskosmos bei
419,3 Kilometern über der Erde, der erdfernste Bahnpunkt bei 440,9
Kilometern über der Erde. Die letzte Bahnanhebung war am 19. März
ebenfalls mit Hilfe der Progress-MS-13-Triebwerke durchgeführt
worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8460: Aus aller Welt - 03.04.2020 (SB)




VOM TAGE



EU lehnt Idee von US-Außenminister Pompeo für Venezuela nicht ab

US-Außenminister Pompeo hat der Regierung Venezuelas vorgeschlagen,
abzudanken und einen Übergangsrat unter Beteiligung oppositioneller
Kräfte einzusetzen, der innerhalb einiger Monate Neuwahlen
organisiert. Stimmt das Ergebnis, könnte Washington seine
Wirtschaftssanktionen gegen die Bolivarische Republik aufheben. Der
EU-Außenbeauftragte Josep Borrell stellte sich am Freitag in Brüssel
hinter die Idee Pompeos. Sie gehe in die Richtung der EU, die einen
friedlichen Weg aus der Krise durch einen Verhandlungsweg zu einer
demokratischen Regierung anstrebe, sagte Borrell. Eine Sprecherin des
russischen Außenministeriums nannte den Vorschlag des
US-Außenministers absurd. Sie unterstellte der US-Regierung, die
schwierigen Lage Venezuelas infolge der Corona-Krise ausnutzen zu
wollen, um ihre Macht über das Land auszubauen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8415: Medizin und Gesundheitswesen - 03.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Hohe Dichte an Intensivbetten in Deutschland

In den letzten Tagen wurde viel darüber spekuliert, weswegen
Deutschland bei vergleichsweise hohen Erkrankungszahlen noch immer
relative wenige Todesfälle durch das Coronavirus zu beklagen hat.
Neben der Altersstruktur der bundesdeutschen Bevölkerung und
erfolgreichen Maßnahmen wird als Grund oft auch die hier hohe
Versorgungsdichte mit Intensivbetten abgeführt. Laut Deutschem
Ärzteblatt kommen hierzulande 33,9 Intensivbetten auf 100.000
Einwohner, wobei die Kapazitäten in der Coronakrise derzeit massiv
ausgebaut werden. Ebenfalls noch recht hohe Werte haben Österreich
mit 28,9 Intensivbetten je 100.000 Einwohner und die Vereinigten
Staaten mit 25,8 Intensivbetten je 100.000 Einwohner. Die zur Zeit
besonders stark von der Corona-Pandemie betroffenen Länder Spanien
mit 9,7 und Italien mit 8,6 Intensivbetten je 100.000 Einwohner
fallen demgegenüber deutlich ab. Laut der Deutschen
Krankenhausgesellschaft (DKG) soll die Zahl der Intensivbetten
inzwischen von etwa 28.000 auf rund 40.000 erhöht worden sein. Etwa
30.000 davon sind mit Beatmungsgeräten ausgerüstet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8448: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Kein Geld zur Katastrophenvorsorge für Alg-II-Bezieher

Das Sozialgericht Konstanz hat einem 42jährigen Bezieher von
Arbeitslosengeld II das Anrecht auf eine Einmalzahlung von 200 Euro
zur Anschaffung von Lebensmittelvorräten, Mundschutz und
Desinfektionsmitteln für die Zeit einer eventuellen Quarantäne oder
Covid-19-Infektion abgesprochen. Der Kläger wollte sich auch für
Notfälle bevorraten, wie es seit vergangenem Jahr vom Bundesamt für
Bevölkerungsschutz für Katastrophenfälle empfohlen wird. Das Gericht
entsprach mit seiner Ablehnung der Haltung des zuständigen
Jobcenters. Ein zusätzlicher Bedarf für Lebensmittel und
Schutzausrüstung ist für den Grundsicherungsbezieher nicht
unabdingbar. Auch muß er sich nicht Vorräte zulegen. Das Gericht
begründete seine Entscheidung unter anderem damit, daß der Kläger
über einen Nebenverdienst von rund 200 Euro im Monat verfügt und sich
von dem Betrag nach und nach die gewünschten Vorräte anschaffen kann.
Laut Bundessozialministerium müssen leistungsberechtigte Personen,
wenn sie zur Katastrophenvorsorge einen persönlichen, ausreichenden
Vorrat an Lebensmitteln anlegen wollen, ebenso wie Menschen mit
geringem Einkommen die hierfür erforderlichen Ausgaben
eigenverantwortlich aus dem ihnen zur Verfügung stehendem Budget
finanzieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8370: Sprache, Kunst und Medium - 03.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Jugendliche finden immer weniger Geschmack am Bücherlesen

Die aktuelle JIM Studie für das vergangene Jahr, die das
Medienverhalten von Mädchen und Jungen im Alter zwischen 12 und 19
Jahren untersucht, kam zu dem Ergebnis, daß nur noch 34 Prozent der
Teenager in Deutschland in ihrer freien Zeit noch regelmäßig Bücher
lesen. 2018 waren es demnach noch fünf Prozent mehr. Etwa ein Fünftel
der Befragten gaben sogar an, niemals zum Vergnügen zu einem Buch zu
greifen. Das berichtete das Börsenblatt des Deutschen Buchhandels.

Als ein Grund dafür wird angesehen, daß in sehr vielen Haushalten
Video- oder Musik-Streaming-Dienste abonniert werden und damit das
Medienrepertoire der Jugendlichen von vornherein erweitert ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8437: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.04.2020 (SB)




VOM TAGE



NATO-Militärausgaben können durch Rezession sinken

Die NATO-Mitglieder haben sich darauf verpflichtet, ihre Wehretats
auf mindestens zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts anzuheben. Das
kann durch Erhöhung der Militärausgaben erreicht werden oder durch
Absenkung der Wirtschaftsleistung. Wegen der Corona-Pandemie und der
den NATO-Staaten bevorstehenden Rezession könnte der Wehretat in den
kommenden Haushalten sogar geringer ausfallen, ohne daß das
Zwei-Prozent-Ziel verpaßt würde. Deutschland käme bei einem
Schrumpfen der Wirtschaftsleistung um rund 15 Prozent auf eine
NATO-Quote von 1,6 oder 1,7 Prozent. Derzeit sind es 1,35 Prozent.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8451: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Dringend benötigte Saisonarbeiter werden ins Land gelassen

Landwirte und Gemüsebauern in Deutschland benötigen bis Ende Mai
rund 100.000 Saisonarbeiter und -arbeiterinnen, die in der
Vergangenheit oft aus Osteuropa angereist sind. Wegen des von
Bundesinnenminister Seehofer vergangene Woche im Zuge des Kampfes
gegen die weitere Verbreitung des Coronavirus ausgerufenen
Einreiseverbots drohten Spargelernte und Felderbestellung in Gefahr
zu geraten. Am Donnerstag ermöglichten Bundesinnenministerium und
Bundeslandwirtschaftsministerium die begrenzte, unter strengen
Auflagen zu erfolgende Einreise von Saisonkräften. Im April und Mai
werden jeweils 40.000 der dringend benötigten Helfer ins Land
gelassen. Sie dürfen nur in Gruppen und mit dem Flugzeug anreisen.
Die Bundespolizei weist ihnen die Flughäfen zu. Dort werden die
Ankommenden einer Gesundheitsüberprüfung unterzogen. Im Verdachtsfall
werden sie in ihr Herkunftsland zurückgeschickt. Ihren Betrieb dürfen
die Saisonarbeiter zwei Wochen lang nicht verlassen. Bei der Arbeit
sind Mindestabstände einzuhalten und nach Möglichkeit Mundschutz und
Handschuhe zu tragen. Die Unterkünfte für die Saisonarbeiter sollen
maximal zur Hälfte der normalen Kapazität belegt werden. Die
Arbeitgeber haben in den Unterkünften Hygienevorschriften in der
jeweiligen Landessprache ihrer Beschäftigten auszulegen.

3. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8420: Tragisches und Kurioses - 03.04.2020 (SB)




VOM TAGE



In Mecklenburg-Vorpommern schwinden die Alleen

Mecklenburg-Vorpommern ist berühmt für seine zahlreichen imposanten
Alleen an den Bundes-, Landes- und Kreisstraßen. In der
Landesverfassung ist allerdings auch verankert, daß solche Bäume nur
mit besonderer Genehmigung gefällt werden dürfen, und dann ersetzt
werden müssen. Dennoch haben die Bestände an den insgesamt 4.400
Kilometer langen ein- und zweireihigen Alleen stetig abgenommen. Die
Bestimmungen werden offenbar nicht so strickt angewendet.

So werden nach Angaben von NDR MV seit Jahren mehr Alleebäume gefällt
als neu gepflanzt. Demnach wurden in den Jahren 2015 bis 2018
insgesamt 12.750 Alleebäume entfernt, aber in dem Zeitraum bloß 9.200
neue Bäume gepflanzt.

Eigentlich sollen für jeden gefällten Baum, der aus baulichen Gründen
nicht ersetzt werden kann, 400 Euro in einen Alleefonds eingezahlt
werden, aus dem dann Neuanpflanzungen finanziert werden sollen. 2019
wurden in den Fonds 265.520 Euro eingezahlt. Dennoch wurde die
Landesregierung von der Opposition aufgefordert, es mit den
Bestimmungen genauer zu nehmen.

Für das Jahr 2019 liegen den Angaben zufolge noch nicht alle Zahlen
vor.

3. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8449: Arbeit, Soziales und Familie - 03.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Hinz&Kunzt geht im April nicht in den Straßenverkauf

Das im Raum Hamburg erscheinende Straßenmagazin Hinz&Kunzt wird im
April nicht von Obdachlosen im Straßenverkauf angeboten. Statt dessen
erscheint das Magazin online. Die Verkäufer und Verkäuferinnen sollen
sich nicht dem erhöhten Risiko einer Sars-CoV-2-Infektion aussetzen.
Da sie auf die Einnahmen aus dem Verkauf angewiesen sind, ruft
Hinz&Kunzt zu Spenden auf. Jeder Zeitungsverkäufer soll im April 100
Euro bekommen.

3. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8426: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Mit Tierschutz gegen die Coronavirus-Pandemie

Auch Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD) ist offenbar
inzwischen zu einer weiteren Expertin für Infektionskrankheiten im
Allgemeinen und der Coronavirus-Pandemie im Besonderen geworden. Auf
jeden Fall ist sie sich laut Deutschem Ärzteblatt sicher, daß die
Zerstörung von Ökosystemen mit der daraus resultierenden Verringerung
der Artenvielfalt direkt zur Entstehung neuer Infektionskrankheiten
beiträgt. Arten- und Umweltschutz sollen daher dringend notwendig
sein, um sich vor weiteren Katastrophen die der Coronakrise zu
schützen. Schließlich stammen rund 70 Prozent der menschlichen
Infektionserreger ursprünglich aus dem Tierreich, darunter HIV,
Ebola, Vogelgrippe, MERS und SARS. Und es gibt die Vermutung, daß ein
Markt in Wuhan, auf dem Wildtiere gehandelt wurden, als Ursprung für
das neuartige Coronavirus in Frage kommt. Mittlerweile soll die
Regierung in Peking nationale Wildtiermärkte verboten haben. Je mehr 
der Mensch die Natur zerstört, so Schulze, desto größer ist das 
Risiko, daß ein Virus von Wildtieren auf den Menschen überspringt und 
desto größer ist das Risiko eines Krankheitsausbruches bis zu einer
Pandemie. Daher soll Schulze zufolge Artenvielfalt vor neuen
Infektionskrankheiten schützen. Allerdings muß man nicht Schulzes
Sichtweise unbedingt teilen, um ebenfalls für Umwelt-, Arten- und 
Tierschutz zu sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8437: Märkte und Finanzen - 03.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Öffentlicher Personennahverkehr bricht zusammen

In Folge der Corona-Krise sind die Fahrgastzahlen im Nahverkehr
massiv eingebrochen. Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen meldet
einen Rückgang um 70 bis 90 Prozent bei Einzelfahrscheinen und
Monatskarten. Damit sind die Einnahmen der Verkehrsunternehmen um
über die Hälfte geschrumpft. Sollten die Fahrgäste im Öffentlichen
Personennahverkehr den Mindestabstand von 1,5 Meter untereinander
einhalten, müßte das Angebot vervierfacht werden. Bei den
Busunternehmen sehen vier von fünf nach Angaben des Bundesverbands
deutscher Omnibusunternehmer ihre Existenz in Gefahr.

3. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8449: Aus Forschung und Technik - 03.04.2020 (SB)




VOM TAGE



NASA sucht neue Astronauten

Während die USA gerade mit einem Coronavirus-Ausbruch katastrophalen
Ausmaßes zu kämpfen haben, laufen die Vorbereitungen für die 
Ausbildung der nächsten NASA-Astronauten-Generation an. Laut dpa haben 
sich mehr als 12.000 Menschen bei der Ausschreibung beworben. Jetzt 
werden die Bewerbungen geprüft, und im Sommer 2021 sollen die 
Namen der Ausgewählten bekanntgegeben werden. Voraussetzungen für 
eine Bewerbung waren: US-Staatsbürgerschaft, Master-Abschluß in einem 
naturwissenschaftlichen Studienfach und mindestens zwei Jahre 
Berufserfahrung oder mindestens 1000 Stunden Flugtraining. Bei der 
letzten Ausschreibung 2017 hatte sich eine Rekordzahl von 18.000 
Menschen beworben. Von denen waren elf Männer und Frauen ausgesucht 
worden und hatten im Januar ihre Ausbildung abgeschlossen. Insgesamt 
hat die NASA damit derzeit knapp 50 aktive Astronauten zur Verfügung.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1683: BESSY II - Millionenfach schnellerer Wechsel von zirkular polarisierten Lichtpulsen (idw)


Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH - 01.04.2020

BESSY II: Millionenfach schnellerer Wechsel von zirkular polarisierten
Lichtpulsen



Am Speicherring BESSY II hat ein Team gezeigt, wie sich die Händigkeit
(Helizität) von zirkular polarisierter Synchrotronstrahlung schneller
umschalten lässt - und zwar bis zu einer Million Mal schneller als bisher.
Sie nutzten dazu einen am HZB entwickelten elliptischen Doppel-Undulator
und betrieben den Speicherring im sogenannten Two-Orbit-Modus. Dies ist
eine besondere Betriebsart, die erst vor kurzem an BESSY II entwickelt
wurde und die Basis für die schnelle Umschaltung liefert. Der
ultraschnelle Wechsel der Lichthelizität ist vor allem für Untersuchungen
von Prozessen in magnetischen Materialien interessant und wird schon seit
langem von einer großen Nutzergemeinde erwartet.

In Synchrotronstrahlungsquellen wie BESSY II kreisen Elektronenpakete mit
nahezu Lichtgeschwindigkeit im Speicherring. Dabei werden sie durch
periodische Magnetstrukturen (Undulatoren) dazu gebracht extrem helle
Lichtpulse mit besonderen Eigenschaften abzugeben.

Eine dieser Besonderheiten ist die Polarisation: Mit speziellen
elliptischen Undulatoren können linear aber auch zirkular polarisierte
Lichtpulse erzeugt werden. Magnetische Strukturen in Materialien reagieren
unterschiedlich auf zirkular polarisiertes Licht: Je nachdem, ob die
Händigkeit (Helizität) der Röntgenpulse rechts- oder linksdrehend ist
absorbieren sie diese Strahlung mehr oder weniger. Dies nutzt man seit den
80er Jahren in sogenannten XMCD-Experimenten (X-ray Circular Dichroism)
aus, um statische aber auch dynamische Veränderungen in magnetischen
Materialien zu untersuchen oder auch magnetische Nanostrukturen auf
Oberflächen abzubilden.

Insbesondere für solche abbildenden Verfahren wünscht sich die
Nutzergemeinde an Synchrotronstrahlungsquellen seit langem die Möglichkeit
die Helizität des Lichts schnell umzuschalten, vor Allem weil sich daraus
direkt ein magnetischer Bildkontrast ergibt, der z.B. Bits in magnetischen
Datenspeichern sichtbar und quantifizierbar macht.

In den für BESSY II typischen elliptischen Undulatoren (APPLE II), die von
der Gruppe um Johannes Bahrdt entwickelt wurden, wird die Helizität des
Lichtes durch eine mechanische Verschiebung von meterlangen Anordnungen
von starken Permanentmagneten geschaltet, ein Vorgang, der teilweise
Minuten dauert.

Die neue Methode basiert dagegen auf der Kombination solcher Undulatoren
mit einem speziellen Orbit des Elektronenstrahls im Speicherring - der
durch die sogenannten TRIBs (transverse resonance island buckets) erzeugt
wird. Die TRIBs hatte der HZB-Beschleunigerexperte Dr. Paul Goslawski
erstmals an BESSY II experimentell untersucht. Während der Weg der
Elektronen im Speicherring sich normalerweise nach einem Umlauf schließt,
laufen im TRIBs-Modus die Elektronen bei aufeinanderfolgenden Umläufen auf
verschiedenen Bahnen und können so Röntgenpulse von jeweils anderen
Magnetfeldanordnungen emittieren. Diese Idee geht auf Dr. Karsten Holldack
und Dr. Johannes Bahrdt zurück.

Dass sie tatsächlich funktioniert, konnten Holldack und Bahrdt kürzlich
mit Hilfe des vorhandenen Doppelundulators UE56-2 bei BESSY II im Rahmen
eines Pilotexperimentes: zeigen: Beim Durchgang durch eine speziell
vorbereitete Magnetanordnung dieses Doppel-Undulators gaben in der Tat die
Elektronenpakete aus unterschiedlichen Bahnen im TRIBs-Modus
Röntgenphotonen mit derselben Wellenlänge aber entgegengesetzter
zirkularer Polarisation ab.

Dadurch können nun prinzipiell XMCD-Signale von magnetischen Proben im
Zeitabstand von nur einer Mikrosekunde mit abwechselnd rechts- und dann
linkszirkular polarisierten Lichtpulsen untersucht werden. Im
Pilotexperiment wurden die XMCD-Signale von einer magnetischen Probe
(Nickel in Permalloy) von Umlauf zu Umlauf detektiert und der schnelle
(MHz) Helizitätswechsel konnte eindeutig nachgewiesen werden.

Mit neuen, für diesen Zweck maßgeschneiderten, Undulatoren könnten bei
BESSY II im TRIBs-Modus spezielle Beamlines mit ultraschnellem
Helizitätswechsel angeboten werden. Perspektisch sind sogar Wechsel im
Nanosekundenabstand denkbar. "Dass die TRIBs-Entwicklung mit den Two-Orbits
jetzt auch noch ganz neue Experimente an BESSY II ermöglicht, freut
uns sehr", sagt Goslawski. Dies wäre aber auch eine attraktive Option für
BESSY III. Die Ergebnisse wurden nun bei Nature Communications Physics
veröffentlicht.


Originalpublikation:

Publiziert in Nature Communications Physics (2020): 

Flipping helicity of X-rays from an undulator at unprecedented speed

Karsten Holldack, Christian Schüßler-Langeheine, Paul Goslawski, Niko
Pontius, Torsten Kachel, Felix Armborst, Markus Ries, Andreas Schälicke,
Michael Scheer, Winfried Frentrup and Johannes Bahrdt

DOI: 10.1038/s42005-020-0331-5


Weitere Informationen unter:

Was es mit dem 2. Orbit für BESSY II auf sich hat, erklären die Physiker
in diesem kurzen Video:

https://www.youtube.com/watch?v=toT6_MTcwhE&t=34s

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution111

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH, 01.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





GESUNDHEIT/1069: Hebammen brauchen Schutzkleidung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. April 2020

Hebammen brauchen Schutzkleidung



Angesichts von Medienberichten zur mangelnden Versorgung von Hebammen
mit Schutzkleidung erklärt Dr. Kirsten Kappert-Gonther, Sprecherin für
Gesundheitsförderung:

Hebammen sind unverzichtbare Begleiterinnen bei Geburten, die
natürlich auch während der Corona-Krise stattfinden. Sie bieten Hilfe
angesichts von Verunsicherung und Ängsten auch für Mütter, die früher
als sonst üblich aus dem Krankenhaus nach Hause gehen.

Hebammen wurden bisher bei der Verteilung von Schutzkleidung nicht
systematisch mitgedacht. Sie benötigen einen prioritären Zugang zu
Schutzkleidung, um ihrem Versorgungsauftrag nachkommen zu können.
Etliche Hebammenleistungen können nicht durch Tele-Angebote ersetzt
werden.

Gebärende sollten selbst entscheiden können, ob sie eine
Begleitperson, den Vater des Kindes, aber auch eine Freundin,
Partnerin oder die Mutter mitbringen.

Schon vor der Corona-Krise hatten viele Gebärende keine 1:1-Betreuung
in den wesentlichen Phasen der Geburt. Derzeit müssen mancherorts
Hebammen noch mehrere Gebärende gleichzeitig betreuen. Gebärende
brauchen eine Begleitperson, um nicht zeitweise ganz allein zu sein.
Viele Schwangere steuern jetzt kurzfristig andere Kliniken an, weil
dort noch Begleitpersonen zugelassen sind.

Schwangere sollten zudem weiterhin eine freie Wahl des Geburtsorts
haben. Damit verunsicherte Schwangere nicht aufgrund eines fehlendes
Sicherheitsgefühls sich kurzfristig auf die Suche nach einer neuen
Geburtsklinik machen, müssen Mütter, Kinder, Hebammen und
Begleitpersonen an allen Geburtsorten bestmöglich vor einer Infektion
geschützt werden.

In der Krise verstärken sich die vorhandenen Probleme in der
Geburtshilfe wie unter einem Brennglas. Wenn jetzt zum Beispiel
entgegen den Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation zum Umgang
mit dem Coronavirus mehr Geburten per medizinisch nicht notwendigem
Kaiserschnitt stattfinden, muss sofort gegengesteuert werden. Jetzt
heißt es die Weichen zu stellen für eine gute Geburtshilfe während und
nach der Krise.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. April 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AGRAR/363: Ein wichtiger Schritt für die sichere Versorgung unserer Bevölkerung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. April 2020

Ein wichtiger Schritt für die sichere Versorgung unserer Bevölkerung

Bundesregierung ermöglicht begrenzte Einreise von Saisonarbeitskräften



Zur Ermöglichung einer begrenzten Einreise von Saisonarbeitskräften
im April und Mai, die am heutigen Donnerstag durch die
Bundesregierung beschlossen worden ist, erklärt die stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Gitta Connemann:

"Die Entscheidung der Bundesregierung ist ein starkes Signal an
unsere Saisonbetriebe. Ihre zum Teil existenziellen Nöte wurden
gesehen. Auf ihre Sorgen wurde reagiert. Denn die Land-, Forst- und
Gartenbaubetriebe sind dringend auf Arbeitskräfte aus dem Ausland
angewiesen. Der Einreisestopp für Erntehelfer und Saisonarbeitskräfte
traf diese bis ins Mark.

Zwar hatten wir kurzfristig reagiert. Wir hatten Maßnahmen auf den
Weg gebracht, um Menschen in Deutschland für die Arbeit auf dem Feld
und im Forst kurzfristig zu gewinnen. Aber die ersten Erfahrungen
waren ernüchternd. Denn die Fachlichkeit und Härte der Arbeit auf dem
Feld und im Forst wurden zum Teil unterschätzt. Zudem fehlte es für
die Betriebe an Planbarkeit für die nächsten Monate. Dies hat zu
einem Brandbrief der Fachpolitiker der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
geführt. Wir freuen uns deshalb außerordentlich über die Entscheidung
der Bundesregierung. Unser Dank gilt den beiden Bundesministern Julia
Klöckner und Horst Seehofer. Denn wir brauchen zwingend die
Unterstützung aus unseren Nachbarländern. Davon profitieren nicht nur
die Betriebe. Am Ende geht es um uns alle, nämlich um unsere
Versorgung mit frischem Gemüse und Obst. Durch die jetzt
beschlossenen strengen Regelungen zur Minimierung des
Infektionsrisikos wird der Infektionsschutz der Bevölkerung gewahrt.
So sind Gesundheitsschutz und Erntesicherheit miteinander vereinbar."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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SOZIALES/2731: Entgelte von Alten- und Krankenpflege angleichen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. April 2020

Entgelte von Alten- und Krankenpflege angleichen



"Die geringen Verdienste in der Pflege sind einfach nur skandalös. Wir
brauchen deutlich mehr Fachkräfte, und die werden wir nur mit höheren
Entgelten gewinnen. Allein in der Altenpflege werden 13 000 Fachkräfte
mehr benötigt, jedes Jahr, und das nur, wenn das gegenwärtige
Versorgungsniveau gehalten werden soll", erklärt Pia Zimmermann,
Sprecherin für Pflegepolitik der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die
aktuell vom IAB veröffentlichten Zahlen zu den Entgelten in der Alten-
und Krankenpflege. Pia Zimmermann weiter:

"Besonders beunruhigend ist die Differenz von deutlich mehr als 500
Euro, die man in der Altenpflege im Vergleich zur Krankenpflege
weniger verdient. Wenn sich daran nicht schnell etwas ändert, laufen
wir auf eine Katastrophe zu. Ab 2023/2024 werden die ersten
generalistisch ausgebildeten Pflegefachkräfte eine Beschäftigung
suchen. Kaum jemand wird das in der Altenpflege tun, wenn es im
Krankenhaus mehrere Hundert Euro mehr gibt. Geradezu sprachlos macht
die Situation in Ostdeutschland: Dort liegt die Differenz mit
durchschnittlich 592 Euro sogar bei fast 600 Euro. Am größten ist der
Unterschied in Sachsen-Anhalt und Sachsen, wo man in der Altenpflege
771 bzw. 678 Euro weniger verdient als in der Krankenpflege. Wir
brauchen jetzt: Einen Corona-Zuschlag in der Alten- und Krankenpflege,
der nach der Krise dauerhaft gezahlt wird, und eine Angleichung der
Entgelte in der Altenpflege auf das Niveau der Krankenpflege."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. April 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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WIRTSCHAFT/2238: Wirtschaftssanktionen aussetzen für Corona-Bekämpfung


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 3. April 2020

Wirtschaftssanktionen aussetzen für Corona-Bekämpfung



Angesichts des weltweiten Kampfes gegen die Corona-Pandemie fordert
Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE, das Aussetzen aller
Wirtschaftssanktionen:

Ich begrüße es sehr, dass die UN-Vollversammlung einstimmig zu
internationaler Solidarität im Kampf gegen die globale Coronavirus-
Pandemie aufgerufen hat. Um allen betroffenen Ländern jetzt effektiv
helfen zu können, sollten nun konsequenter Weise alle existierenden
Wirtschaftssanktionen ausgesetzt werden. Wirtschaftssanktionen
behindern den Kampf gegen Corona. Ich fordere besonders
Bundesregierung und die Europäische Union auf, alle
Wirtschaftssanktionen auszusetzen.

Was auch immer die Gründe für die Wirtschaftssanktionen im Einzelnen
waren: Die Corona-Pandemie verändert die Bedingungen völlig.
Wirtschaftssanktionen bedeuten erschwerte Bedingungen für die
Bekämpfung der Krankheit. Und am Ende, wenn sich die Krankheit in
diesem Land ungehemmt verbreitet, auch wieder ein Problem für die
weltweite Eindämmung der Corona-Pandemie. Die Corona-Pandemie zeigt
uns, dass sich das Risiko der Virusausbreitung in der ganzen Welt
erhöht, wenn das Gesundheitssystem in nur einem Land zusammenbricht.
Alle Länder müssen jetzt ungehinderten Zugang zu allen notwendigen
Schutzmaßnahmen vor dem Virus erhalten.

Vor allem die scharfen Wirtschaftssanktionen gegen den besonders von
Corona betroffenen Iran müssen sofort suspendiert werden. Die
geltenden Handelsbeschränkungen gegen den Iran sind angesichts der
außer Kontrolle geratenen Corona-Pandemie grausam und treffen
besonders die Bevölkerung. Die Zahl der Corona-Toten hat sich im Iran
nach offiziellen Zahlen bis Anfang April auf mehr als 3000 erhöht und
es gibt mindestens 48.000 Infizierte. Der Iran muss jetzt in der Lage
sein, ohne Einschränkungen dringend benötigte Arzneimittel und
medizinische Güter auf dem Weltmarkt einkaufen zu können. EU und
Bundesregierung dürfen sich hier nicht weiter dem Druck der USA
unterwerfen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 3. April 2020

Bundesgeschäftsstelle
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BUNDESTAG/9676: Heute im Bundestag Nr. 369 - 03.04.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 369

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 3. April 2020, Redaktionsschluss: 14.27 Uhr

1. Fragen der FDP zur Agenda 2030

2. FDP-Fragen zum Haus der Geschichte

3. Programm der Deutschen Welle im Fokus

4. Linke fragt nach Manöver Defender 2020

5. Grüne fragen nach Filmförderung

6. Aktivitäten fremder Nachrichtendienste



1. Fragen der FDP zur Agenda 2030

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion verlangt Informationen über die von
Bundesfamilienministerin Franziska Giffey (SPD) im Dezember 2019
vorgestellte "Agenda 2030" zur Familienpolitik. In einer Kleinen
Anfrage (19/17975) will sie unter anderem wissen, welche Prognosen der
Bundesregierung über die Entwicklung der Zahl ausgebildeter Erzieher
in den Kindertageseinrichtungen in den kommenden zehn Jahren
vorliegen. Zudem möchte sie erfahren, welche arbeitsschutzrechtlichen
Regelungen ein Hemmnis bei der Einführung von
Homeoffice-Arbeitsplätzen darstellen und welche Erklärung die
Regierung für die deutlich höhere Erwerbstätigenquote bei Müttern in
Ostdeutschland hat.

 * 

2. FDP-Fragen zum Haus der Geschichte

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über die Förderung
der kulturellen Bildung in der Stiftung Haus der Geschichte der
Bundesrepublik Deutschland. In einer Kleinen Anfrage (19/17932) will
sie unter anderem wissen, wie groß der Anteil des Bundeszuschusses für
die Stiftung ist, der für kulturelle Bildung aufgewendet wird, und
welche konkreten Vereinbarungen darüber mit der Bundesregierung
getroffen wurden. Zudem möchte sie erfahren, über welche Kenntnisse
die Regierung über die Zielgruppen und die Nutzung des kulturellen
Bildungsangebotes der Stiftung verfügt.

 * 

3. Programm der Deutschen Welle im Fokus

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion möchte über die Programmgestaltung
der Deutschen Welle informiert werden. In einer Kleinen Anfrage
(19/18102) möchte sie wissen, ob die Bundesregierung über die
Kürzungen im deutschsprachigen Programm informiert war, die von freien
Mitarbeitern des Auslandssenders Mitte Januar dieses Jahres in einem
offenen Brief an Kulturstaatsministerin Monika Grütters (CDU)
kritisiert werden, und ob die Bundesregierung diese Kürzungen mit der
im Deutsche-Welle-Gesetz festgeschriebenen Förderung der deutschen
Sprache vereinbar hält. Zudem möchte sie erfahren, ob die geplanten
Umstrukturierungen im Rundfunkrat und im Verwaltungsrat des
Auslandssenders beschlossen wurden.

 * 

4. Linke fragt nach Manöver Defender 2020

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke verlang Auskunft über das
Manöver Defender 2020. In einer Kleinen Anfrage (19/17890) will sie
wissen, wie viele Soldaten der Bundeswehr und anderer Nato-Staaten
sich an dem Manöver beteiligen und welches Waffensysteme dabei zum
Einsatz kommen. Zudem erkundigt sie sich nach dem Szenario, das dem
Manöver zugrunde liegt, und nach der Wahrnehmung des Manövers durch
Russland.

 * 

5. Grüne fragen nach Filmförderung

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte über den
Stand der Filmförderung hinsichtlich einer geschlechtergerechten
Vergabe informiert werden. In einer Kleinen Anfrage (19/18006) möchte
sie erfahren, welche Schlüsse Kulturstaatsministerin Monika Grütters
(CDU) aus der Studie "Gender und Film" gezogen und welche Maßnahmen
sie ergriffen hat, um die Diskriminierung von Frauen bei der
Filmförderung durch die Filmförderungs-Anstalt (FFA) abzuschaffen.
Zudem erkundigt sie sich danach, wie sich die Produktions-,
Referenzfilm und die Kurzfilmförderung in den Bereichen Produktion und
Regie durch die FFA in den Jahren 2018 und 2019 auf die Geschlechter
verteilt hat.

 * 

6. Aktivitäten fremder Nachrichtendienste

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion will über nachrichtendienstliche
Tätigkeiten gegen die Bundeswehr informiert werden. In einer Kleinen
Anfrage (19/17986) erkundigt sie sich nach solchen Aktivitäten gegen
Einrichtungen und Personen des Verteidigungsministeriums im In- und
Ausland im Jahr 2019. Zudem möchte sie wissen, welche Staaten sich an
nachrichtendienstlichen Tätigkeiten gegen die Bundeswehr beteiligen,
welche Rolle dabei China, Russland und der Iran spielen und welche
Vorgehensweisen diese Staaten anwenden. Ebenso fragt sie nach dem
materiellen und immateriellen Schaden, den die Bundeswehr dadurch
erlitten hat.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9675: Heute im Bundestag Nr. 368 - 03.04.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 368

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 3. April 2020, Redaktionsschluss: 14.03 Uhr

1. Linke fragt nach öffentlichen Auftritten

2. Grüne fragen nach Übungsflügen

3. Sanitätsdienst im Fokus der AfD

4. AfD fragt nach Einsatzbereitschaft



1. Linke fragt nach öffentlichen Auftritten

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke verlangt Auskunft über die
öffentlichen Auftritte der Bundeswehr. In einer Kleinen Anfrage
(19/18004) will sie unter anderem wissen, welche Termine für
Messe- und Ausstellungsbeteiligungen, Aufritte des Karrieretreffs,
Jugendoffiziere und Truppenbesuche von Schulklassen im zweiten Quartal
2020 geplant sind. Zudem erkundigt sie sich nach Gelöbnissen,
Zapfenstreichen und Auftritten des Musikkorps außerhalb militärischer
Liegenschaften.

 * 

2. Grüne fragen nach Übungsflügen

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen verlangt Auskunft
über militärische Übungsflüge. In einer Kleinen Anfrage (19/18095)
will sie unter anderem wissen, welche militärischen Lufträume derzeit
in Deutschland existieren, zu welchen Tageszeiten diese genutzt werden
und welche Mindestflughöhen gelten. Zudem möchte sie erfahren, wie
viele Übungsflüge in den Lufträumen monatlich im Jahr 2019
durchgeführt wurden.

 * 

3. Sanitätsdienst im Fokus der AfD

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion fordert Auskunft über die
Leistungsfähigkeit des Sanitätsdienstes der Bundeswehr im
Verteidigungsfall. In einer Kleinen Anfrage (19/18244) möchte sie
unter anderem wissen, wie viele Dienstposten im Sanitätsdienst
zwischen 2009 und 2019 unbesetzt waren, wie viele Sanitätseinheiten
und Reservisteneinheiten aufgestellt und aufgelöst wurden. Ebenso
möchte sie erfahren, wie viele Dienstposten und Reservedienstposten in
den kommenden zehn Jahren geschaffen werden sollen und welche Kosten
damit verbunden sind. Zudem verlangt sie zu wissen, ob die
Bundeswehrkrankenhäuser auf den Einsatz von nuklearen, chemischen oder
biologischen Waffen im Kriegsfall vorbereitet sind.

 * 

4. AfD fragt nach Einsatzbereitschaft

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion will über die personelle
Einsatzbereitschaft der Bundeswehr informiert werden. In einer Kleinen
Anfrage (19/18242) möchte sie erfahren, über wie viele Soldaten und
Soldatinnen die Streitkräfte derzeit verfügen, wie viele sich in
Mutter- und Vaterschaftsurlaub befinden und wie viele Telearbeit
nutzen. Auskunft fordert sie ebenso über die durchschnittlichen
Tagesdienststärken in den einzelnen Teilstreitkräften und
Truppengattungen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9674: Heute im Bundestag Nr. 367 - 03.04.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 367

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 3. April 2020, Redaktionsschluss: 12.23 Uhr

1. Bemerkungen des Bundesrechnungshofes

2. Aktivitäten von GAIN

3. Unterrichtsbeginn, Wege und Leistungen

4. Datenweitergabe durch den Zoll

5. Wohnungsbau durch den Bund



1. Bemerkungen des Bundesrechnungshofes

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesrechnungshof (BRH) hat den Ergänzungsband
zu den Bemerkungen zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes
(19/18300) vorgelegt. Der Ergänzungsband erhält weitere
einzelplanbezogene Prüfungsergebnisse und ergänzt den im Dezember 2019
vorgelegten Hauptband (19/15700).

 * 

2. Aktivitäten von GAIN

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Das German Academic International Network (GAIN)
dient der Stärkung und Internationalisierung des
Wissenschaftsstandorts Deutschland. Durch GAIN soll
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus Deutschland, die
gegenwärtig in Nordamerika tätig sind, ein Netzwerk geboten werden. Es
soll insbesondere die Kontaktpflege zu deutschen
Wissenschaftseinrichtungen und die Vorbereitung einer möglichen
Rückkehr an den Forschungsstandort Deutschland unterstützt werden. Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/18213) auf die
Kleine Anfrage der AfD (19/17439), die nach den Aktivitäten von GAIN
gefragt hatte.

Die Bundesregierung unterstreicht, dass das zentrale GAIN-Format die
Jahrestagung sei, in deren Rahmen zugleich ein auf die Interessen der
GAIN-Zielgruppe bezogener Dialog zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und
Politik ermöglicht wird. GAIN ist eine auf Anregung des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung im Jahr 2003 gegründete
Gemeinschaftsinitiative der Alexander von Humboldt-Stiftung (AvH), des
Deutschen Akademischen Austauschdienstes (DAAD) und der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG). In den vergangenen fünf Jahren beliefen
sich die Kosten der GAIN-Jahrestagung laut Antwort auf
durchschnittlich knapp 320.000 Euro. Davon wurden rund 70 Prozent
durch die Mittlerorganisationen DAAD, DFG und AvH getragen sowie rund
30 Prozent durch Teilnahmegebühren der Aussteller. Die Bundesregierung
beteilige sich an der Finanzierung der GAIN-Jahrestagung nicht über
das im Bundeshaushalt für Aktivitäten zur Förderung von Studierenden
und Wissenschaftlern vorgesehene Budget hinaus.

Insgesamt wurde den Angaben zufolge im Jahr 2019 GAIN durch die
Bundesregierung und die Mittlerorganisation des Deutschen Akademischen
Austauschdienst (DAAD) mit 204.305,70 Euro gefördert, was einem
prozentualen Anteil von 43,26 entspricht, im Jahr 2018 waren es
198.278,62 Euro, was einem Anteil von 42,87 Prozent gleich kommt.

 * 

3. Unterrichtsbeginn, Wege und Leistungen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung weist in ihrer Antwort
(19/18214) zum Thema "Schulwege und Unterrichtsbeginn im Zusammenhang
mit schulischen Leistungen" auf die Kleine Anfrage der FDP (19/17468)
darauf hin, dass Schulbezirke von den Ländern, die verfassungsgemäß
für den Schulbereich zuständig sind, festgelegt werden. Entscheidungen
darüber, welche Schule durch Kinder besucht wird und demzufolge auch
darüber, wie lang der jeweilige Schulweg ist, würden vor Ort
getroffen. Über die Dauer der Schulwege liegen der Bundesregierung
keine Angaben vor. Der Beginn der Unterrichtszeit werde in den Ländern
durch die Schulgesetze geregelt und liegt in der Regel zwischen 7:00
und 8:00 Uhr. Schulen könnten aber auch unter Einbeziehung der
Schulkonferenz über den täglichen Unterrichtsbeginn selbständig
entscheiden.

 * 

4. Datenweitergabe durch den Zoll

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) In wie vielen Fällen das Zollkriminalamt
personenbezogene Daten an Polizeibehörden, Verfassungsschutzbehörden
oder an den Bundesnachrichtendienst übermittelt hat, will die Fraktion
Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/17990) erfahren. Die Fragen
betreffen den Beitrag des Zolls zur Bekämpfung des internationalen
Terrorismus.

 * 

5. Wohnungsbau durch den Bund

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie sich die Zahl bundeseigener Wohnungen in den
letzten 20 Jahren entwickelt hat, ist Gegenstand einer Kleinen Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/18070). Die Abgeordneten wollen wissen, an
welchen Standorten die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben über
Wohnungen für Bundesbedienstete verfügt und wie viele bundeseigene
Wohnungen in den vergangenen zehn Jahren verkauft wurden.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9673: Heute im Bundestag Nr. 366 - 03.04.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 366

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 3. April 2020, Redaktionsschluss: 11.45 Uhr

1. Übertragung der Aufsicht

2. Negative Renditen seit 2012

3. Abschiebungen im Jahr 2019

4. Asylbewerber ohne Identitätspapiere

5. Deutschfeindlichkeit thematisiert



1. Übertragung der Aufsicht

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Schätzungsweise 80 Prozent der 37.974
Finanzanlagenvermittler haben zugleich eine Erlaubnis als
Versicherungsvermittler. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/18217) auf eine Kleine Anfrage der FDP Fraktion (19/17375)
mit. Für die Aufsicht über Finanzanlagenvermittler seien derzeit die
Länder zuständig, die diese Aufgabe entweder auf die Gewerbebehörden
oder auf die Industrie- und Handelskammern übertragen hätten. Dagegen
obliege die Aufsicht über Versicherungsvermittler bundesweit den
Industrie- und Handelskammern. Durch die geplante Übertragung der
Aufsicht über Finanzanlagenvermittler auf die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) erfolge einer Angleichung an die
Aufsicht über Wertpapierdienstleistungsunternehmen, erläutert die
Bundesregierung.

 * 

2. Negative Renditen seit 2012

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Negative Renditen für Bundeswertpapiere verbreiten
sich seit 2012 immer stärker. Wie es in einer Antwort der
Bundesregierung (19/18215) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/17493) heißt, waren negative Renditen für Bundeswertpapiere
zunächst für kurze Laufzeiten zu beobachten, seit 2016 für Laufzeiten
bis fünf Jahre und seit Mitte 2019 für die zehnjährige Laufzeit. Seit
Ende Februar 2020 befänden sich auch die dreißigjährigen
Bundeswertpapiere fortgesetzt im negativen Bereich. Coupons der
Bundeswertpapiere könnten jedoch nicht negativ festgelegt werden, weil
entsprechende Prozesse am Kapitalmarkt nicht eingerichtet seien.
Außerdem wäre das Einziehen von Zinsverbindlichkeiten der Gläubiger
rechtlich schwer durchsetzbar, erklärt die Bundesregierung . Daher
würden bei den Bundeswertpapieren in den genannten Laufzeiten und
Zeiträumen Agioeinnahmen im Bundeshaushalt verbucht.

 * 

3. Abschiebungen im Jahr 2019

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im vergangenen Jahr ist es nach Angaben der
Bundesregierung zu fast 22.100 Abschiebungen aus Deutschland gekommen.
Wie die Regierung in ihrer Antwort (19/18201) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/17096) ausführt, wurden im Jahr 2019
insgesamt 19.238 Abschiebungen auf dem Luftweg vollzogen, 2.743
Abschiebungen auf dem Landweg und 116 Abschiebungen auf dem Seeweg.
Hauptstaatsangehörigkeiten waren der Antwort zufolge Albanien mit
insgesamt 1.604 Fällen vor Nigeria mit 1.432 und Georgien mit 1.242.

Wie aus der Vorlage weiter hervorgeht, wurden im vergangenen Jahr in
4.974 Fällen Frauen abgeschoben und in 3.806 Fällen Minderjährige.
Hauptherkunftsländer waren dabei laut Bundesregierung jeweils Russland
mit 522 beziehungsweise 529 Personen vor Albanien mit 412
beziehungsweise 404 und Serbien mit 361 beziehungsweise 337.

 * 

4. Asylbewerber ohne Identitätspapiere

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Zahl von Asyl-Erstantragstellern ohne
Identitätspapiere informiert die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/18227) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/17430). Danach
ging die Zahl der Erstantragsteller ab 18 Jahren ohne
Identitätspapiere von 45.322 im Jahr 2018 auf 34.938 im vergangenen
Jahr zurück.

 * 

5. Deutschfeindlichkeit thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, ob die Bundesregierung
plant, "Deutschfeindlichkeit oder Inländerfeindlichkeit als
analytische Kategorie zur Strukturierung und Ausrichtung der Arbeit
ihrer (Sicherheits-)Behörden einzuführen". Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/17971) unter anderem danach, ob die
Bundesregierung plant, Christenfeindlichkeit als eine solche Kategorie
einzuführen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9672: Heute im Bundestag Nr. 365 - 03.04.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 365

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 3. April 2020, Redaktionsschluss: 09.47 Uhr

1. Keine Verhandlungen mit Luxemburg

2. Vermeidung von Doppelbesteuerung

3. Cyberangriffe auf Bundesfinanzministerium

4. Hamburger U-Bahnhof Überseequartier

5. Fertigstellung von Infrastrukturprojekten

6. Mietfläche des Bundeseisenbahnvermögens

7. Grüne fragen nach Zukunft von DB Cargo



1. Keine Verhandlungen mit Luxemburg

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Es gibt derzeit keine Pläne, Verhandlungen mit
Luxemburg zur Revision des Doppelbesteuerungsabkommens aus dem Jahr
2012 zu führen. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/18051) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/17440) mit,
die sich nach eventuellen luxemburgischen Ausgleichszahlungen an
rheinland-pfälzische Kommunen erkundigt hatte.

 * 

2. Vermeidung von Doppelbesteuerung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Vermeidung von Doppelbesteuerung ist ein
wichtiges Anliegen deutscher Steuerpolitik. Dies erklärt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/17870) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/17367), die sich nach der Umverteilung von
Besteuerungsrechten im Rahmen der OECD-Steuerreform (Pillar 1)
erkundigt hatte. Ziel neuer, international abgestimmter
Besteuerungsregelungen sei es, einer zunehmenden Einführung
unilateraler, unabgestimmter Maßnahmen entgegenzuwirken, die das
Risiko von Doppelbesteuerungen beinhalten würden.

 * 

3. Cyberangriffe auf Bundesfinanzministerium

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Bundesministerium der Finanzen gehört zu den von
Cyberangriffen betroffenen Behörden. Der Bundesregierung seien aber
keine Fälle im Finanzressort bekannt, bei denen Datensätze oder
Informationen erbeutet worden oder Daten abgeflossen seien, heißt es
in der Antwort der Regierung (19/17872) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/17369). Es gebe auch keine Hinweise auf Cyberangriffe
auf Daten des Automatischen Informationsaustausches über Finanzkonten
(AIA).

 * 

4. Hamburger U-Bahnhof Überseequartier

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Straßenbahn-, Stadtbahn- und U-Bahn-Haltestellen
werden nach Angaben der Bundesregierung als Bestandteile von
Gesamtvorhaben der Länder im Rahmen des
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) durch den Bund gefördert.
Sie würden jedoch nicht gesondert erfasst, so dass keine entsprechende
Zusammenstellung vorliegt, heißt es in der Antwort der Regierung
(19/18053) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/17495).

Die Liberalen hatten in ihrer Anfrage einen besonderen Fokus auf den
Hamburger U-Bahnhof "Überseequartier" gelegt. Das Bundesministerium
für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) habe dort laut einem
Bericht des Bundesrechnungshofes (BRH) zur optischen Gestaltung einer
Unterwasserwelt unter anderem Wandverkleidungen mit 190 Euro pro
Quadratmeter statt der für S-Bahnvorhaben vorgesehenen 65 Euro pro
Quadratmeter gefördert, heißt es in der Anfrage. Für Bodenbeläge habe
das BMVI 180 Euro statt 80 Euro pro Quadratmeter anerkannt. Die
Abgeordneten wollten nun von der Bundesregierung wissen, inwieweit
diese erhöhte Förderung zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse
"dringend erforderlich" gewesen sei.

In der Antwort heißt es dazu: Die Gestaltung des Hamburger U-Bahnhofs
"Überseequartier" als Unterwasserwelt sei das Ergebnis eines
Architekturwettbewerbs gewesen, "welchen die Hochbahn als
Vorhabenträgerin unter Beachtung der Prinzipien von Wirtschaftlichkeit
und Sparsamkeit planerisch und baulich umgesetzt hat". Aufgrund des
hohen gestalterischen Anspruchs dieser städtebaulich bedeutenden
Haltestelle "Überseequartier" seien die beantragten Kosten für die
Wand- und Bodenbeläge nicht in Gänze als zuwendungsfähige Kosten
anerkannt worden, sondern nur zu 60 Prozent im Rahmen des GVFG. Hierzu
sei das Projekt mit anderen S-Bahn-, Stadtbahn- und U-Bahn-Vorhaben in
Großstädten abgeglichen worden. "Die darüber hinausgehenden Kosten
wurden vom Vorhabenträger übernommen", heißt es in der Antwort.

 * 

5. Fertigstellung von Infrastrukturprojekten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Seit 1992 sind in Deutschland keine
Bundesschienenwege-, Bundesfern- und Bundeswasserstraßenprojekte
gescheitert. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/18052)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/17416) hervor. Der Bau
begonnener Projekte werde bis zu deren Fertigstellung und
Inbetriebnahme konsequent weiterverfolgt, schreibt die Regierung.

 * 

6. Mietfläche des Bundeseisenbahnvermögens

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für Entwicklungen beim Bundeseisenbahnvermögen
(BEV), das im Zuge der Bahnreform 1994 als Sondervermögen des Bundes
entstanden ist und mit dem unter anderem Grundstücke verwaltet werden,
die nicht mehr von der Deutschen Bahn AG (DB AG) genutzt werden,
interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/18007). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
unter anderem wissen, wie sich die Mietfläche, die durch das BEV
verwaltet wird, zwischen 2009 und 2019 entwickelt hat und in welchem
Umfang die Mietflächen jeweils vermietet waren. Wie viele
Wohnimmobilien des BEV derzeit in Wohnraummangelgebieten liegen,
erfragen die Grünen ebenso.

 * 

7. Grüne fragen nach Zukunft von DB Cargo

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den Entwicklungen bei der DB Cargo AG, der
Güterverkehrssparte der Deutschen Bahn AG (DB AG), erkundigt sich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/18071).
Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen,
welche Strategie die DB Cargo AG verfolgt, um den Einzelwagenverkehr
in den Jahren 2020 bis 2023 zu konsolidieren und weiter auszubauen,
und wie sich die Anzahl der Beschäftigten und Auszubildenden bei DB
Cargo zwischen 2009 und 2019 entwickelt hat.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 365 - 3. April 2020 - 09.47 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9671: Heute im Bundestag Nr. 364 - 03.04.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 364

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 3. April 2020, Redaktionsschluss: 09.06 Uhr

1. Breites Angebot für Sparer verfügbar

2. Zahl der Bankstellen stark gesunken

3. Wirkungen der Kassenbonpflicht

4. Anerkennung von Verträgen

5. Bericht der Autobahn GmbH erfragt

6. Grüne fragen nach Alleenbäumen



1. Breites Angebot für Sparer verfügbar

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Den Verbrauchern steht nach Einschätzung der
Bundesregierung auch weiterhin eine breite Palette an Spar- und
Vorsorgeoptionen zur Verfügung. Dies gelte auch für den Bereich
verzinslicher Spareinlagen, heißt es in einer Antwort der
Bundesregierung (19/18204) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/17480), die sich nach dem Umgang mit Negativzinsen erkundigt
hatte. Wie weiter erläutert wird, handelt es sich bei negativen
Einlagezinsen um eine Verwahr- oder Einlagegebühr, die die Bank für
die Entgegennahme des Kapitals in Rechnung stelle. Die Gebühr stelle
Werbungskosten dar. Soweit Einkünfte aus Kapitalvermögen vorhanden
seien, würden diese Werbungskosten vom Sparerpauschbetrag erfasst.

 * 

2. Zahl der Bankstellen stark gesunken

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Zahl der Bankstellen in Deutschland ist in den
vergangenen 20 Jahren stark gesunken. Wie die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/18203) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/17014) mitteilt, betrug die Zahl der Bankstellen im Jahr
2000 noch 59.848. Ende 2018 wurden 29.670 Bankstellen in Deutschland
gezählt. Die Zahl der Kreditinstitute sank in diesem Zeitraum von
2.912 auf 1.783. Die sogenannte Bankstellendichte hat sich nach
Angaben der Bundesregierung in den letzten 20 Jahren in etwa
verdoppelt. Seien es im Jahr 2000 noch 1.374 Einwohner je Bankstelle
gewesen, so habe der Wert im Jahr 2018 2.798 Einwohner je Bankstelle
betragen. Trotz des Konsolidierungsprozesses im deutschen Bankensektor
lägen keine Erkenntnisse vor, die auf eine großflächige
Unterversorgung mit geld- und kreditwirtschaftlichen Leistungen im
ländlichen Bereich schließen lassen würden.

 * 

3. Wirkungen der Kassenbonpflicht

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach der Pflicht zur Ausstellung von Kassenbons
erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/18248).
Die Bundesregierung soll angeben, wie hoch in den vergangenen fünf
Jahren die Steuerausfälle durch sogenanntes Schwarzkassieren gewesen
sein könnten und wie hoch der Rückgang der Steuerausfälle durch die
Einführung der Bonpflicht ausfallen könnte.

 * 

4. Anerkennung von Verträgen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach der Anerkennung von Gewinnabführungsverträgen
bei im Zusammenhang mit dem europäischen Ausland errichteten
Kapitalgesellschaften erkundigt sich die FDP-Fraktion in der Kleinen
Anfrage (19/18240). Die Bundesregierung soll erläutern, ob sie
Maßnahmen plant, weil die Finanzverwaltung solche
Gewinnabführungsverträge als nicht wirksam anerkannt habe.

 * 

5. Bericht der Autobahn GmbH erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Berichte zur erstinstanzlichen Zuständigkeit des
Bundesverwaltungsgerichtes sowie zur Tätigkeit der Autobahn GmbH"
lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/18002). Die Abgeordneten verweisen in der Vorlage auf einen in der
16. Wahlperiode vorgelegten Bericht, der ihrer Auffassung nach große
Zweifel an der beschleunigenden Wirkung der erstinstanzlichen und
letztinstanzlichen Zuständigkeit des BVerwG, insbesondere wegen der
langen Verfahrensdauer, geweckt hat. In dem Bericht werde ausgeführt,
dass das BVerwG selber konstatiere, das der von ihm im Vorfeld
erwartete "Flaschenhalseffekt" eingetreten sei. Deshalb, so die
Linksfraktion, sei ein weiterer Bericht über die aktuelle Situation
erforderlich.

Die Bundesregierung wird nun gefragt, ob sie einen weiteren
Erfahrungsbericht über die Handhabung der erstinstanzlichen
Zuständigkeit des BVerwG nach dem Gesetz zur Beschleunigung von
Planungsverfahren für Infrastrukturvorhaben vorlegen wird. Wissen
wollen die Abgeordneten auch, wann die Autobahn GmbH dem Deutschen
Bundestag den ersten Bericht über ihre Tätigkeit vorlegen wird.

 * 

6. Grüne fragen nach Alleenbäumen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Entwicklung des Alleenbestandes an
Bundesstraßen in Niedersachsen interessiert sich die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/17997). Die Abgeordneten
erkundigen sich bei der Bundesregierung unter anderem nach dem
Durchschnittsalter der Alleenbäume, der Länge der einseitigen
Baumreihen an Bundesstraßen in Niedersachsen und den zwischen 2009 und
2019 jeweils jährlich gefällten Alleenbäumen.

 * 
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KOMMUNALES/033: Hamburg - Hungern im reichen Deutschland? Hartz-IV-Kinder müssen satt werden (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Bezirksversammlung Hamburg-Eimsbüttel

Pressemitteilung vom 3. April 2020

Hungern im reichen Deutschland? Hartz-IV-Kinder müssen satt werden!

Mittagessen zuhause mit einem Budget von Null ohne kostenloses Schul- und Kita-Essen?



In der Sozialberatung fragen täglich Eltern in Hartz IV, wie sie nun
ihre Kinder zuhause wenigstens satt bekommen sollen.

Für das warme Essen der Schul- und Kita-Kinder muss ein Teil des
Bildungs- und Teilhabepaketes direkt an die Familien gezahlt werden.

In solchen Fällen ist eigentlich Mehrbedarf zu beantragen.

"Heute erreichte mich die Information, dass Mehrbedarfs-Anträge
abgelehnt werden. Das ist unfassbar. Schauen Sie sich die Regelsätze
für Nahrung pro Tag und Kind an und bringen Sie das mit der aktuellen
Lage zusammen. Das ist eine Katastrophe für die Kinder", sagt Manuela
Pagels (MdBV Eimsbüttel, Fraktion DIE LINKE, Fraktionsvorsitzende).

"Und wenn doch noch Geld organisiert wird, sind die Regale mit den
billigen Nudeln leergehamstert. Noch gestern haben viele Familien
Mehrbedarfs-Anträge gestellt und hoffen auf Unterstützung. Lässt die
Bundesagentur die Schwächsten jetzt hängen? Wir fordern eine schnelle
und unbürokratische Lösung für dieses Problem."

 * 

Quelle:
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PRESSEKONFERENZ/2017: Regierungspressekonferenz vom 1. April 2020 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 1. April 2020

Regierungspressekonferenz vom 1. April 2020

Themen: Kabinettssitzung (Beteiligung von Beamtinnen und Beamten der
Polizeien des Bundes und der Länder an dem Integrierten Büro der Vereinten
Nationen in Haiti (BINUH), Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes, Entwurf eines Gesetzes zum Schutz
elektronischer Patientendaten in der Telematikinfrastruktur),
Nato-Außenministertreffen in Form einer Videokonferenz, Coronapandemie
(Anticoronaapp/PEPP-PT-Initiative, Meldung von COVID-19-Patienten an die
Polizei durch die Gesundheitsämter, Qualitätsprobleme bei aus China in die
Niederlande gelieferten Schutzmasken, Testkapazitäten, Kapazität von
Intensivstationen, Telefonkonferenz der Bundeskanzlerin mit den
Ministerpräsidenten, Ausbreitungstempo des Virus, Gehälter von
Altenpflegern, Einreisebeschränkungen für Saisonarbeiter, Produktion von
Schutzkleidung, Rückholung von deutschen Staatsangehörigen nach
Deutschland, Gutscheine bei Flugstornierungen, Strategiepapier aus dem BMI
zu den Auswirkungen der Pandemie, Einsatz des ESM, Rolle der Europäischen
Investitionsbank, Notstandsgesetzgebung in Ungarn, Aufnahme minderjähriger
Flüchtlinge aus Lagern in Griechenland), erste Transaktion über Instex,
Lage in Libyen/EU-Mission "Irini"


Sprecher: SRS'in Demmer, Adebahr (AA), Kautz (BMG), Leber (BMJV),
Jäger (BMAS), Grünewälder (BMI), Lenz (BMEL), Baron (BMWi), Kolberg (BMF),
Collatz (BMVg)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in
Demmer sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer (zur Kabinettssitzung): Schönen guten Tag! Die
Bundesregierung hat heute beschlossen, sich mit bis zu fünf Beamtinnen und
Beamten der Polizeien des Bundes und der Länder an dem Integrierten Büro
der Vereinten Nationen in Haiti als Nachfolgemission der Mission der
Vereinten Nationen zur Unterstützung der Justiz in Haiti zu beteiligen.
Seit Mitte 2019 durchlebt Haiti eine schwere Krise mit Parlamentstumulten,
Treibstoffknappheit, Straßensperren und schwerer Bandenkriminalität. Der
Staat mit seinen Institutionen bleibt äußerst fragil und benötigt weiterhin
internationale Unterstützung. Der Übergang von der friedenssichernden
Mission MINUJUSTH zu der Besonderen Politischen Mission BINUH spiegelt die
bei der Stabilisierung Haitis über 15 Jahre erzielten Fortschritte wider.

Die neue Mission wurde zunächst für zwölf Monate mandatiert, um die
haitianische Regierung bei der Bewältigung der großen bevorstehenden
Herausforderungen, insbesondere bei der Stärkung politischer Stabilität und
guter Regierungsführung zu beraten und zu unterstützen. Gerade in dieser
Übergangsphase werden qualifizierte internationale Polizisten und
Polizistinnen für die Besondere Politische Mission benötigt, die eine
fachgerechte Beratung der haitianischen Polizei sicherstellen können. Die
Bundesregierung setzt daher die Entsendung von Polizeiberaterinnen und -
beratern zur Nachfolgemission fort.

Die Beteiligung bettet sich in das erweiterte Engagement der
Bundesregierung für Haiti ein, das auf Konfliktprävention, Stabilisierung,
Ernährungssicherung, Wasserversorgung und Stärkung von Menschenrechten und
Demokratie abzielt.

Dann hat die Bundesregierung heute den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung
des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes beschlossen. Damit setzt sie auch ein
Vorhaben des Koalitionsvertrages um. Die Bekämpfung strafbarer Hassrede im
Internet ist notwendig und von unveränderter Aktualität. Die Bürgerinnen
und Bürger erwarten, dass wir uns strafbaren Angriffen wie Volksverhetzung
oder Bedrohung entgegenstellen. Dies gilt auch für entsprechende Taten, die
zunehmend im Internet begangen werden. Hinzu kommt, dass strafbare Hassrede
den Nährboden für tätliche Angriffe auf Leib und Leben bilden kann. Die
Ermordung des Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke und die
Attentate im Umfeld der Synagoge in Halle zeigen hier besorgniserregende
Auswirkungen. Dies gilt auch für den extremistischen Anschlag in Hanau im
Februar 2020 durch einen Täter, der im Vorfeld rassistische Inhalte in
sozialen Netzwerken eingestellt und verbreitet hat.

Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz gilt seit 2017 und hat sich grundsätzlich
bewährt. Die bisherigen Erfahrungen in der Praxis zeigen gleichwohl, dass
einige Regelungen fortentwickelt werden sollten. So soll beispielsweise die
Nutzerfreundlichkeit der Meldewege zum Übermitteln von Beschwerden über
rechtswidrige Inhalte, die zum Teil noch sehr kompliziert oder versteckt
sind, verbessert werden.

Der dritte Punkt ist die Digitalisierung im Gesundheitswesen.
Digitalisierung bietet große Chancen für die medizinische und pflegerische
Versorgung in Deutschland. Um die Digitalisierung im Gesundheitswesen
voranzubringen, hat das Kabinett heute den Entwurf eines Gesetzes zum
Schutz elektronischer Patientendaten in der Telematikinfrastruktur
beschlossen. Ab dem 1. Januar 2021 werden die Krankenkassen die
elektronische Patientenakte zur Verfügung stellen, die schrittweise
weiterentwickelt und nutzbar gemacht wird. Ziel ist es, eine sichere,
nutzerfreundliche und barrierefreie digital gestaltete Kommunikation
zwischen Behandelnden und Patienten und Patientinnen zu ermöglichen und
hierdurch die Abläufe im Patienten- und Behandlungsalltag zu vereinfachen.

Die Nutzung der elektronischen Patientenakte ist für die Versicherten
freiwillig. Diese entscheiden von Anfang an, welche Daten gespeichert
werden, wer zugreifen darf und ob Daten wieder gelöscht werden sollen.
Neben Befunden, Arztberichten und Röntgenbildern lassen sich ab dem Jahr
2022 wie im Koalitionsvertrag vereinbart auch der Impfausweis, der
Mutterpass, das gelbe Untersuchungsheft für Kinder und das Zahnbonusheft in
der elektronischen Patientenakte speichern. Klare Regeln für Datenschutz,
Datensicherheit und datenschutzrechtliche Verantwortlichkeiten werden dafür
sorgen, dass sensible Gesundheitsdaten wie Befunde, Diagnosen, Medikationen
und Behandlungsberichte bestmöglich geschützt sind.

Vorgesehen ist ferner die stufenweise Einbindung weiterer innovativer
digitaler medizinischer Anwendungen in die Telematikinfrastruktur. Die
elektronische Verordnung von verschreibungspflichtigen Arzneimitteln
mittels E-Rezept soll ab dem 1. Januar 2022 möglich sein. Mithilfe einer
App soll sich das E-Rezept direkt auf das Smartphone laden lassen. Auch
Überweisungsscheine sollen künftig in elektronischer Form übermittelt
werden können. Zudem sollen weitere Leistungserbringer an die
Telematikinfrastruktur angebunden werden, zum Beispiel Vorsorge- und
Rehabilitationseinrichtungen. Auch die Angehörigen der Pflegeberufe sollen
künftig einen Zugriff auf ebenjene elektronische Patientenakte erhalten
können.

Adebahr: Ich möchte Ihnen ankündigen, dass Außenminister Maas morgen
Nachmittag um 15 Uhr am virtuell abgehaltenen Außenministertreffen der Nato
teilnehmen wird. Die COVID-19-Pandemie wird auch dabei morgen das erste
beherrschende Thema sein. Es geht um die Abstimmung im Bündnis zum Umgang
mit dem Virus in der aktuellen Krise. Dazu kommen natürlich reguläre
Nato-Themen. Diskutiert wird vor allen Dingen über die Nato-Mission in
Afghanistan und auch über die Mission im Irak werden.

Morgen soll auch - das freut uns ganz außerordentlich - der Startschuss für
den Reflexionsprozess gegeben werden, den Außenminister Maas im November
angestoßen hat. Es freut uns sehr, dass der Nato-Generalsekretär auf
Vorschlag des Außenministers Herrn Bundesminister a. D. Thomas de Maizière
gemeinsam mit dem US-Amerikaner Wess Mitchell für den Vorsitz in dieser
Reflexionsgruppe vorschlägt. Auch das wird morgen diskutiert werden. Wir
sehen diesem Reflexionsprozess aktiv entgegen und wollen uns daran
beteiligen.

Zum Schluss vielleicht noch etwas Erfreuliches: Morgen wird die Nato das
erste Mal als 30er-Gremium tagen. Nach seinem Beitritt am 27. März werden
die Mitglieder morgen Nordmazedonien erstmals bei ihrem
Außenministertreffen begrüßen.

Frage: An Frau Demmer, gegebenenfalls das BMJV oder das BMG, zum
Patientendatengesetz: Frau Demmer, könnten Sie, weil Sie sagten, es gehe um
den Schutz der Patientendaten, kurz erläutern, wo es, wie Sie gerade gesagt
haben, um den Schutz dieser Daten geht?

Sie sagten, von Anfang an sei klar, wer auf welche Daten zugreifen dürfe.
Das ist jetzt nicht mein Stand und auch nicht der Stand des
Datenschutzbeauftragten, der dieses Gesetz sehr scharf kritisiert. Er sagt:
"Die Datenspende ist in der angedachten Form datenschutzrechtlich nicht
abgedeckt". Es wäre mir auch neu, dass die Patienten von Anfang an, wie Sie
sagten, Frau Demmer, auf einzelne Dokumente zugreifen und manche auch
ablehnen dürften. Das sei erst ab 2022 möglich. Jetzt am Anfang gehe es
nach einer Einwilligung nur darum, ob alle Dokumente dem Arzt freigegeben
würden oder keine.

Können Sie das noch einmal präzisieren?

Kautz: Das kann ich, denke ich, ganz gut tun. Am Anfang ist es in der Tat
so, und das war ja die Kritik an der elektronischen Patientenakte, wie Sie
richtig gesagt haben. Aber das Ziel ist - das hat Frau Demmer vorgetragen -
, dass das 2022 anders wird und man dann gezielt sagen kann, welche
Patientendaten sich der Arzt anschauen kann, nicht zwangsläufig das
komplette - - -

Zusatzfrage: Aber es hieß gerade: von Anfang an. Ist das falsch?

Kautz: Die Regelung gilt ab 2022. Das wäre mit dem Gesetz, das wir
eingebracht haben, wenn der Gesetzentwurf durchkommt, so festgelegt.

Zusatzfrage: Frau Demmer, Sie sprachen vom Schutz der Patientendaten.
Inwieweit werden Patientendaten hier geschützt?

SRS'in Demmer: Zu den Details müssten die Fachressorts Auskunft geben. Ich
glaube aber, Herr Kautz hat es gerade ausgeführt.

Zusatz: Ne, das war eine andere Frage.

Vorsitzender Szent-Iványi: Vielleicht das BMJV?

Leber: Ich kann in dem Fall von unserer Seite auch nur sagen, dass Auskunft
das federführende Ressort gibt.

Zusatzfrage: Herr Kautz, könnten Sie das erläutern?

Kautz: Ich kann das nicht im Detail erläutern, aber so viel: In dem
Gesetzentwurf sind die Zugriffsrechte der Patienten und der Ärzte
detailliert geregelt. Insofern sind damit natürlich Schutzaspekte berührt.
Wenn man definiert, wer wie zugreifen und wer wie einsehen darf, berührt
das immer auch die Schutzkomponente, von der Sie sprechen.

Zusatz: Wer worauf zugreifen kann, ist die eine Sache. Der Patient oder die
Patientin muss aber auch wissen, wozu er einwilligt. Das ist ja jetzt auch
noch völlig unklar.

Kautz: Wieso? Das verstehe ich nicht.

Zusatz: Das was bisher der Gesetzentwurf.

Kautz: Was ist unklar für den Patienten?

Zusatz: Was mit den Daten, in deren Freigabe er einwilligt, passiert. Im
Gesetz ist zum Beispiel nicht klar geregelt, ob die Daten zum Beispiel für
irgendwelche Studien verwendet werden können.

Kautz: Nein, das ist nicht so.

Frage: Ist durch diesen Gesetzentwurf, wenn man sich schon über digitale
Krankenakten Gedanken macht, der Fall einer Coronaapp, in der Bürger ja
möglicherweise auch Krankheitsdaten eintragen, gleich mit abgedeckt, oder
muss er dann gleich nachgebessert werden?

Kautz: Nein, das ist darin nicht enthalten, und es ist auch nicht
vorgesehen, das dort anzuhängen.

Zusatzfrage: Müsste man dann eine neue gesetzliche Regelung finden, weil
das Thema des Datenschutzes dabei natürlich auch eine große Rolle spielt?

Kautz: Das hängt davon ab - da kann ich nur wiederholen, was hier in den
vorherigen Pressekonferenzen gesagt wurde -, was man vorsieht. Momentan
gibt es verschiedene Techniken, die von der Bundesregierung begleitet
werden und mit deren Hilfe epidemiologische Daten generiert werden.
Prinzipiell geht es um Fragen, wie die Epidemie das Verhalten der Menschen
verändert und wie sich die Epidemie ausbreitet, und auch um die konkrete
Frage nach den Kontaktpersonen.

Klar ist für uns, dass die Nachverfolgung von Kontaktpersonen wichtig ist,
um die Ausbreitung dieses Virus zu verhindern. Die Bundesregierung
versucht, dafür einen technisch machbaren und politisch umsetzbaren Weg zu
finden.

SRS'in Demmer: Ich kann die Ausführungen Herrn Kautz noch ergänzen. Zur
Eindämmung der Pandemie ist es wichtig, dass uns die Kontaktketten bekannt
sind, und zwar schnellstmöglich, um diese Kontaktketten auch
schnellstmöglich zu unterbrechen. Digitale Lösungen könnten dabei natürlich
eine große Unterstützung für die Gesundheitsämter sein, die das alles ja
mit Personal nachvollziehen müssten. Aber klar ist, dass eine solche App
natürlich den datenschutzrechtlichen Bestimmungen entsprechen und
europäischen und nationalen Vorgaben genügen muss.

Frage: Die Initiative PEPP-PT hat heute einen technischen Rahmen für eine
Coronaapp präsentiert. Wie bewertet die Bundesregierung dieses Projekt? Wie
könnte eine konkrete Umsetzung in Deutschland aussehen? Was wäre ein
realistischer Zeitpunkt für eine Einführung dieser App?

SRS'in Demmer: Zu konkreter Umsetzung und Zeitpunkt kann ich Ihnen jetzt
noch nichts sagen. Aber die Bundesregierung begrüßt diese Initiative.
Dieses Projekt zeigt, dass Interoperabilität in Europa von großer Bedeutung
ist. Ich kann Ihnen hier auch für den Chef des Bundeskanzleramtes sagen,
dass er den Ansatz für sehr vielversprechend hält und dass er es sehr
begrüßt, dass an einer solchen Lösung gearbeitet wird, die
grenzüberschreitend funktioniert und auf Interoperabilität setzt. Das ist
ein europäischer Ansatz, der es uns ermöglichen würde, unsere Vorstellungen
von Datenschutz und Datensicherheit, aber eben auch von gesellschaftlicher
Verantwortung in technische Lösungen zu übersetzen. Die Bundesregierung
prüft das jetzt gemeinsam mit dem Robert-Koch-Institut. Mit Hochdruck
suchen wir nach einer Lösung, die für Deutschland funktioniert.

Zusatzfrage: An das BMG: Wie würden Behörden mit eingebunden werden? Denn
wenn es darum geht, Infektionsketten nachzuvollziehen, reicht es ja nicht,
wenn ich als Betroffene in die App eingebe: "Ja, ich habe Corona", sondern
es müsste ja eine bestätigte Infektion sein.

Sind denn die Gesundheitsämter technisch in der Lage, ein Zertifikat
hochzuladen oder eine Bestätigung für solch eine App digital zu erstellen?
In welchem Zeitraum wäre es möglich, die Gesundheitsämter dafür fit zu
machen?

Kautz: Die Frage ist sehr hypothetisch. Es kommt darauf an, wie das Ganze
ausgeführt ist, mit welchen Schnittstellen das Ganze passiert, wie die App
gestaltet ist, wie einfach sie zu bedienen ist usw. Klar ist, dass eine
Kontaktnachverfolgung, die digital erfolgt, sicherlich einfacher ist, als
wenn sich jemand im Gesundheitsamt hinsetzt und anfängt zu telefonieren,
erst einmal den, der infiziert ist, fragt: "Mit wem hast du dich in den
letzten 14 Tagen getroffen?" und dann anfängt herumzutelefonieren. Das
müssen Sie sich bei den Infiziertenzahlen vorstellen, die wir momentan
haben.

SRS'in Demmer: Zumal Kontaktketten ja auch nicht lückenlos wiedergegeben
werden können. Denn wenn man mit dem Bus oder der Bahn gefahren ist, hat
man ja möglicherweise neben jemandem gesessen, den man gar nicht kennt.
Insofern wäre das auch dafür eine Hilfe.

Frage: Zwei Fragen zu dem Aspekt:

Hat die Bundesregierung Kenntnisse über Apps in anderen europäischen
Staaten, die sie für praktikabel hält?

Solange es keine App gibt, behelfen sich die Bundesländer ja selbst. In
Mecklenburg-Vorpommern werden die Gesundheitsämter angehalten,
COVID-19-Patienten täglich der Polizei zu melden. Wie bewertet die
Bundesregierung diese Regelung?

Kautz: Ich kann mich nur wiederholen und sagen, dass wir uns
unterschiedliche Technologien anschauen. Dabei schauen wir natürlich auch
ins europäische Ausland. Ich will das hier jetzt nicht einzeln einordnen
und bewerten. Das ist Teil der Prüfung, die die Bundesregierung gerade
vornimmt.

Noten an einzelne Länder und Landesregierungen, die mit der Epidemie gerade
kämpfen, zu verteilen, auch das werde ich an dieser Stelle nicht tun.

Zusatzfrage: Sie brauchen ja keine Noten zu verteilen. Aber sie können ja
sagen, ob Sie das für angemessen und verhältnismäßig halten oder ob der
Datenschutz der Patienten vorgeht, die ärztliche Schweigepflicht. Warum
müssen Patientendaten an die Polizei weitergegeben werden? Das ist ja auch
eine Stigmatisierung der Patienten, die Ihr Minister immer wieder anmahnt.

Kautz: Ganz prinzipiell: Das passiert auf Grundlage des
Infektionsschutzgesetzes. Das ist dazu da, Epidemien einzudämmen. In diesem
Gesetz sind natürlich auch Maßnahmen formuliert, die unter normalen
Bedingungen so nicht vorstellbar sind.

Die konkrete Sache, von der Sie gesprochen haben, möchte ich an dieser
Stelle nicht bewerten.

Zusatzfrage: Vielleicht das BMJV?

Leber: Ich kann mich dem nur anschließen. Ich kann von hier aus das
Verhalten der Landesregierungen nicht kommentieren.

Frage: Herr Kautz, mir ist der Status der PEPP-PT-Initiative nicht ganz
klar. Sie ist heute als Initiative von 130 Wissenschaftlern vorgestellt
worden. Das klingt erst einmal relativ staatsfern. Andererseits hat die
Bundeswehr mitgemacht.

Gehen Sie davon aus, dass eine nationale App auf dieser Initiative
aufgebaut wird, oder ist das nur eine von mehreren Initiativen, die die
technischen Voraussetzungen liefern?

Kautz: Frau Demmer hat das gerade schon bewertet. Das ist eine von
mehreren, die momentan geprüft werden.

Frage: An Frau Demmer oder Herrn Kautz, je nachdem, wer es besser
beantworten kann: Soweit ich weiß - korrigieren Sie mich, wenn das falsch
ist -, ist jemand, der eine analoge Kontaktperson eines Coronapatienten
ist, angehalten oder sogar behördlich dazu verpflichtet, sich in Quarantäne
zu begeben. Wäre das nach Ihren Vorstellungen bei der App genauso? Wären
Nutzer, die sie, was Sie betonen, freiwillig nutzen, trotzdem bei dem
Hinweis über die App, dass sie Kontakt hatten, verpflichtet, in Quarantäne
zu bleiben?

Eine zweite Frage: Es stehen ja auch immer wieder Tests in Rede. Gibt es,
wenn zu erwarten ist, dass dann mehr Personen als Kontaktpersonen
identifiziert werden, ausreichende Testkapazitäten, um alle diese Personen
dann auch zu testen?

Kautz: Zu Ihrer zweiten Frage: Das ist so hypothetisch, dass ich jetzt
nicht weiß, von welcher Zahl Sie ausgehen.

Zu Ihrer ersten Frage: Gesundheitsämter können anordnen, dass sich Menschen
in Quarantäne begeben müssen. Das kann natürlich über unterschiedliche Wege
erfolgen, dann auch über so einen.

Zusatzfrage: Wäre das dann also auch über die App möglich?

Kautz: Es wäre eben die Frage, wie diese App funktioniert und welchen
Sicherheitsfaktor das Ganze hat, wie sicher es also wäre, dass man Kontakte
wirklich nachverfolgen kann. Wenn also zum Beispiel - auch das ist jetzt
hypothetisch! - die Wahrscheinlichkeit, dass man eine Kontaktperson
eindeutig identifiziert, bei 80 Prozent liegt, dann ist das sicherlich
etwas anderes, als wenn eine App zu 99,9 Prozent funktioniert.

Wie gesagt, prinzipiell können Gesundheitsämter vor Ort Quarantäne
anordnen.

Frage: Wären die Gesundheitsämter technisch in der Lage, diese Dinge in
solch einer App einzuspeisen, also zu sagen "Gehen Sie jetzt in Quarantäne"
und sowohl die Infizierten einzuspeisen als auch - - -

Kautz: Sie sind wieder bei den Details, die ich nicht nennen kann. Es hängt
von der Ausgestaltung dieser App ab. Das kann ich Ihnen nicht sagen.

SRS'in Demmer: Ich kann nur noch einmal wiederholen, was ich eben schon
gesagt habe: Die Bundesregierung sucht gemeinsam mit dem
Robert-Koch-Institut unter Hochdruck nach Lösungen auf diesem Weg.

Frage: Sind Sie mit Blick auf Mecklenburg-Vorpommern dafür, dass die
Polizei Zugriff auf die App hat, oder sollen das nur die Gesundheitsämter
haben?

Kautz: Zu Details dieser App und wie eine App funktioniert - - -

Zusatz: Das ist etwas Grundsätzliches.

Kautz: Ehrlich gesagt, wenn ich nicht weiß, wie eine App funktioniert und
worauf sie aufsetzt, dann sehe ich auch nicht, warum ich jetzt kommentieren
sollte, wer darauf Zugriff hat.

Zusatz: Aber Sie haben ja Vorstellungen, wie eine App funktionieren und wer
am Ende darauf zugreifen soll.

Kautz: Ich habe die Vorstellung, dass eine App so funktioniert, dass man
Kontaktpersonen nachverfolgen kann.

Zusatzfrage: Aber wer soll sie nachverfolgen?

Kautz: Erst einmal - - -

Zusatzfrage: Auch die Polizei?

Kautz: Erst einmal macht es die App. Wenn Sie als jemand, der diese App
hat, die Nachricht bekommen, dass Sie Kontakt mit einem Infizierten hatten,
brauchen Sie dann noch einmal extra den amtlichen Hinweis, wie Sie sich
verhalten müssen? Sie werden sich schon fragen, wie Sie sich verhalten
müssen. Dann kommt der Hinweis auf der App - auch das ist hypothetisch -:
Begeben Sie sich in Quarantäne, und suchen Sie einen Arzt auf! - Dann
werden Sie das, denke ich, befolgen.

SRS'in Demmer: Lassen Sie uns doch über die Ausgestaltung der
Übermittlungswege dann sprechen, wenn wir hier ein konkretes Projekt
vorstellen.

Frage: An das Gesundheitsministerium: Wie viele Schutzmasken wurden in
China bestellt, und wie viele davon sind schon in Deutschland angekommen?
Gibt es wie in den Niederlanden Qualitätsprobleme?

Kautz: Qualitätsprobleme gibt es nicht, weil wir die Masken prüfen oder sie
CE-zertifiziert sind.

Wie viele aus China gekommen sind, kann ich Ihnen nicht genau sagen. Ich
kann Ihnen sagen, dass bereits mehr als 20 Millionen Masken an die Länder
und die kassenärztlichen Vereinigungen, die für die Verteilung an
Krankenhäuser, Pflegeheime und niedergelassene Ärzte zuständig sind,
ausgeliefert wurden

Frage: Die Frage der Testkapazitäten wurde eben angesprochen. Herr Kautz,
haben Sie mittlerweile Zielgrößen? Wohin wollen Sie kommen, was die Anzahl
der Tests angeht? Vielleicht können Sie dazu auch Zeitangaben machen.

Ist ein bestimmter Wert eine Voraussetzung dafür, dass man die
Ausgangsbeschränkungen irgendwann nach Ostern auch wieder lockert?

Vielleicht können Sie uns auch sagen, wie der Stand beim Ausbau der Zahl
der Intensivbetten ist.

Kautz: Was die Zahl der Intensivbetten betrifft, kann ich Ihnen sagen, dass
über die Hälfte der Intensivbetten - ich glaube, es sind 43 Prozent - frei
ist. Grundlage sind die Meldungen in dem DIVI-Register, das Rückschlüsse
auf die Gesamtzahl der freien Betten zulässt.

Wie viele Betten zusätzlich aufgebaut wurden, kann ich Ihnen nicht sagen.
Darüber haben wir bislang keinen Überblick. Wir arbeiten daran.

Zur Zahl der Tests: Es gibt keine Größe, die wir erreichen wollen und die
wir als zwingende Voraussetzung betrachten, um Auflagen zu lockern oder
aufzuheben. Das klare Ziel ist, die Testkapazitäten auszubauen. Wenn Sie
gestern die Laborärzte gehört haben, die dazu eine Pressekonferenz gegeben
haben, ist das auch möglich.

Frage: Ich habe eine eher organisatorische Frage. Frau Demmer, können Sie
uns schon etwas Näheres über den Zeitplan der Telefonkonferenz der
Bundeskanzlerin mit den Ministerpräsidenten sagen? Wann findet diese statt?
Was schätzen Sie, wann die Presse informiert wird?

SRS'in Demmer: Die Kanzlerin wird um 14 Uhr mit den Ministerpräsidenten die
aktuelle Lage besprechen. Ich kann Ihnen nicht genau sagen, wie lange das
dauern wird. Deswegen kann ich Ihnen auch nicht genau sagen, wann die
anschließende Presseunterrichtung erfolgen wird. Aber sie wird erfolgen,
und wir halten Sie ganz bestimmt rechtzeitig auf dem Laufenden.

Frage: Eine wesentliche Rolle bei den Beratungen spielt die Frage, wie sich
die Zahl der Infizierten darstellt, also was Tempo und Verdoppelung angeht.
Herr Kautz, haben Sie aktuelle Zahlen, was das Ausbreitungstempo des Virus
angeht? Es war ja immer das Ziel, auf eine Verdoppelung von mindestens zehn
Tagen zu kommen.

Kautz: Ehrlich gesagt bringt das RKI die Zahlen jeden Tag auf seinem
Dashboard heraus. Diese kann ich natürlich jetzt heraussuchen und kann sie
referieren. Ich habe sie jetzt nicht dabei und müsste auf die Seite gehen.

Wir haben wiederholt gesagt: Die Zahl der Tage, was die Verdoppelung der
Infizierten angeht, ist ein Parameter von vielen, um zu sagen, wann man
Ausgangsbeschränkungen und - auflagen lockern kann. Das hat auch Herr
Seibert erst am Montag hier gesagt.

SRS'in Demmer: Und ich am Freitag.

Frage: Eine Frage an das BMG zum Thema Altenpflege. Wie können Gehälter der
Altenpfleger - zum Beispiel in der ambulanten Altenpflege - erhöht werden,
wenn die Vergütung der einzelnen Leistungen durch Pflege- und Krankenkassen
gleich bleibt?

Kautz: Ich glaube, dass das eher eine Frage an das Arbeitsministerium ist,
das einen Gesetzentwurf vorgelegt hat, um die Gehälter in der Pflege zu
erhöhen. Das ist ein Baustein der Konzertierten Aktion Pflege, um den Beruf
der Pflegekräfte attraktiver zu machen.

Jäger: Ich muss zugeben, dass ich die Frage auch nicht konkret beantworten
kann. Ich weiß, dass das ein Aspekt war, über den man sich noch einigen
will, wie das finanziert werden soll. Insofern habe ich für Sie keine
fertige Antwort parat.

Vorsitzender Szent-Iványi: Es steht mir zwar nicht an, die Frage des
Kollegen zu interpretieren, glaube aber, dass er auf die Forderung abzielt,
die es gegeben hat, in der Pflegelandschaft die Gehälter in dieser
Situation irgendwie zu erhöhen.

Jäger: Auch da ist es nicht an uns, etwas zu erhöhen, sondern das wäre
etwas, was die jeweiligen Arbeitgeber machen müssten. Insofern kann ich
dazu leider keine Tipps geben.

Frage: Sind Sie denn offen dafür, dass die Fallpauschalenregelung
ausgesetzt wird, also so, wie man arbeiten muss? Das würde das ja
ermöglichen.

Kautz: Das hat nichts mit der Altenpflege zu tun. Die Fallpauschalen im
Krankenhaus sind sowieso von der Pflege getrennt worden. Die Pflege im
Krankenhaus wird inzwischen ohne Fallpauschalen bezahlt. Das ist schon
Gesetz.

Frage: Ich habe Fragen an das BMI und das BMEL.

An das BMI: Wie weit will der Bundesinnenminister die Einreisehürden für
Erntehelfer wegen des Hilferufs der Bauern senken?

An das BMEL: Wie würden Sie es sich vorstellen, wie man Erntehelfer nach
Deutschland bekommt, ohne dass der Infektionsschutz beeinträchtigt wird?
Wie soll das praktisch aussehen?

Grünewälder: Ich kann gerne dazu Stellung nehmen. Die
Einreisebeschränkungen für Saisonarbeiter bestehen erst seit dem 25. März.
Sie wurden vom Bundesinnenminister angeordnet, um Infektionsketten nach
Deutschland zu unterbrechen, insbesondere im Hinblick auf den ansonsten zu
erwartenden erheblichen Umfang der Einreisen und die Unterbringung in
Sammelunterkünften. Diese Regelung gilt für Einreisen aus Drittstaaten, aus
Großbritannien sowie den EU-Staaten, die den Schengen-Besitzstand nicht
voll anwenden. Einreisen von Erntehelfern aus Polen, Tschechien und der
Slowakei sind aber weiterhin möglich.

Der Bundesinnenminister hat gleichwohl Verständnis für die Sorgen der
Bauern; er ist ja auch Heimatminister. Er hat für sie ein offenes Ohr und
befindet sich in konstruktiven Gesprächen mit seiner Kollegin Klöckner -
gestern fand ein Gespräch statt -, wie man trotz dieser Sachlage -
Unterbrechung der Infektionsketten - zu Lösungen kommen kann, damit es
möglich ist, die Arbeiten zu verrichten, die ansonsten die Erntehelfer
übernehmen würden, also die Ernte sicherzustellen.

Lenz: Ich kann ergänzen, was die Bundeslandwirtschaftsministerin heute
Morgen im Morgenmagazin gesagt hat. Sie ist dazu im Gespräch mit Horst
Seehofer. Es geht darum, den Zielkonflikt zwischen dem bestmöglichen
Infektionsschutz der Bevölkerung und natürlich der Erntesicherung zu lösen.
Das eine darf nicht zu Lasten des anderen gehen. Dazu braucht es aber auch
ganz klare Standards, zum Beispiel bei der Unterbringung der Erntehelfer
und der Hygiene. Hierbei muss das Robert-Koch-Institut einbezogen werden
und muss ganz klare Standards für die Hygiene erarbeiten, also welche
Auflagen gelten, damit gesundheitliche Bedenken ausgeräumt werden können
und der Infektionsschutz gewährleistet werden kann.

Frage: Wie viele Saisonarbeiter sind denn in einem normalen Jahr im Land?
Wie viele braucht man Minimum? Können Sie uns dazu etwas sagen?

Gibt es schon eine Zahl von Saisonarbeitern, die bereits im Land sind,
bevor zum Beispiel die Grenzen dicht gemacht wurden?

Lenz: Ja, es gibt Saisonarbeiter, die bereits im Land sind. Der Bedarf ist
ganz unterschiedlich; je nachdem, was gerade an Ernte oder Anpflanzungen
ansteht. Es gibt zum Beispiel im Mai einen Bedarf von 85 000
Saisonarbeitern, die wir brauchen.

Auf der anderen Seite arbeiten wir aber auch daran - das wird es nicht ganz
ausgleichen -, dass wir den Bedarf zumindest teilweise decken können.
Vielleicht haben Sie auch gehört, dass wir gemeinsam mit dem Bundesverband
Maschinenringe e.V. die Plattform "Das Land hilft" gestartet haben, wo es
sehr viele Hilfsangebote gibt. Stand gestern waren es 41 000. Auf der
anderen Seite haben wir auch andere finanzielle Anreize geschaffen, so zum
Beispiel das Kurzarbeitergeld, dass man, wenn man Nebeneinkünfte aus der
Landwirtschaft hat, so viel bekommt, wie man vorher verdient hätte. Wir
schaffen also auch finanzielle Anreize, um zumindest ein bisschen
Erleichterung und Entlastung zu schaffen, weil die Situation natürlich die
Landwirte ganz klar in eine schwierige Situation bringt.

Zusatzfrage: Glauben Sie denn, dass der Beruf für diejenigen, die ihn
ausüben sollen, auch attraktiv ist? Arbeitsrechtlich wurde er jetzt ja
unattraktiver gemacht. Die Ausbeutung wurde verbessert. Es kann jetzt pro
Tag länger gearbeitet werden. Ich glaube, das war eine Anweisung oder eine
Verordnung Ihres Ministeriums von vor zwei Wochen.

Halten Sie denn Lösungen mit nur in Deutschland lebenden Erntehelfern für
unrealistisch?

Lenz: Was die Arbeitszeiten betrifft, so ist das keine Verordnung aus
unserem Haus, sondern aus den Arbeitsministerium. Die Arbeitszeiten wurden
flexibilisiert. Dabei geht es aber nicht um Ausbeutung, sondern - -

Zuruf: Natürlich!

Lenz: Das Thema damals war zum Beispiel, dass bestimmten Transportern an
den Grenzen lange Wartezeiten drohten und man deswegen dort die Möglichkeit
schaffen wollte, zu flexibilisieren. Es geht nicht um Ausbeutung. Das zu
Punkt eins.

Punkt zwei: Es geht jetzt gerade um eine Krisensituation. Es geht nicht
darum, dass das dauerhaft umgesetzt wird. Es geht, wie gesagt, schon gar
nicht um Ausbeutung. Wir sehen ja an den freiwilligen Hilfsangeboten, dass
es durchaus attraktiv zu sein scheint. Das ist eine Plattform. Es gibt
mehrere Plattformen. Diese eine wurde, wie gesagt, von Hilfsangeboten
überrannt, wie die Ministerin gesagt hat. Insofern scheint das durchaus
nicht unattraktiv zu sein.

Grünewälder: Das kann ich für das Bundesinnenministerium ergänzen und
darauf hinweisen, dass es in Deutschland ein Arbeitskräftepotential von
Personen gibt - das ist bisher nicht gehoben worden -, die vielleicht
bereit wären, hier zu helfen und diese Arbeiten zu verrichten. Das bedarf
einer gewissen Einarbeitung, aber danach wäre das vielleicht eine Lösung.
Es gibt in Deutschland zum Beispiel rund 156 000 arbeitslose
Schutzberechtigte, die sofort beschäftigt werden können. Auch von den
Asylbewerbern unterliegt die große Mehrheit keinem Beschäftigungsverbot.
Sie könnten hier auch eingesetzt werden, wenn sie das möchten.

Frage: Meine Frage knüpft daran an. Es gab in der Diskussion von Frau
Klöckner die Forderung, dass man das Arbeitsverbot lockert. Verstehe ich
Sie richtig, dass das gar nicht so viele sind? Können Sie das beziffern?

Zweitens. Ist das Thema damit jetzt vom Tisch oder reden Sie darüber noch
weiter?

Lenz: Die Ministerin hat heute Morgen im Morgenmagazin klargestellt, dass
es um 6000 Personen geht - das kann das BMI natürlich besser sagen -, die
von diesem Arbeitsverbot betroffen sind und dass es natürlich weitere
Arbeitskräfte gibt, die möglicherweise in der Landwirtschaft helfen
könnten. Sie hat aber auch gesagt, dass es immer noch Punkte gibt, die man
angehen muss, was Zurechnung, Anrechnung usw. betrifft. Das hat sie heute
Morgen betont. Insofern geht es darum, jetzt dieses Potential zu heben, wie
es der Kollege auch gesagt hat.

Grünewälder: Ich kann präzisieren: Es gibt ungefähr 100 000 Asylbewerber -
das ist eine ungefähre Schätzzahl -, die keinem pauschalen gesetzlichem
Beschäftigungsverbot unterliegen. Einem Beschäftigungsverbot unterliegen
Asylbewerber aus sicheren Herkunftsstaaten. Das sind ungefähr 11 000, davon
6000 im erwerbsfähigen Alter.

Ein Beschäftigungsverbot gilt außerdem für Asylbewerber, die verpflichtet
sind, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen.

Was Asylbewerber betrifft, deren Verfahren kürzer als drei Monate beträgt,
können wir konkret nichts sagen. Dazu liegen uns keine Zahlen vor. Es gibt
aber ein großes Potential von Menschen, die theoretisch für diese Arbeiten
zur Verfügung stehen.

Zusatzfrage: Sie sprachen gerade von rund 100 000 Asylbewerbern, die keinem
Beschäftigungsverbot unterliegen. Davor haben Sie von 156 000 gesprochen,
die arbeitslos sind. Können Sie das noch einmal erklären?

Grünewälder: Das eine sind schutzberechtigte Flüchtlinge. 420 000
Flüchtlinge haben in Deutschland einen Schutzstatus, und davon sind 156 000
arbeitslos. Die anderen befinden sich in Maßnahmen, in Sprachkursen usw.

Es gibt daneben die Personengruppe der Asylbewerber, von denen ungefähr 100
000 - das ist eine Schätzgröße -, zur Verfügung stünden und keinem
Arbeitsverbot unterliegen.

Zusatzfrage: Die 156 000 sind keine Asylbewerber, sondern anerkannte
Flüchtlinge?

Grünewälder: Genau.

Frage: Eine Nachfrage an das BMI. Die EU-Kommission hat die Regelung unter
anderem in Deutschland - es gibt auch andere EU-Länder, die so ein
Einreiseverbot für Saisonarbeiter erlassen haben - kritisiert. Bis wann
wollen Sie diese Regelung überprüfen? Wird das noch in dieser Woche
passieren?

Frau Lenz, wenn Arbeitskräfte aus Polen, Tschechien und der Slowakei nicht
betroffen sind, gibt es dort besondere Anwerbeaktionen, um die
Nichteinreise zum Beispiel von Rumänen auszugleichen?

Grünewälder: Zum Zeitplan kann ich Ihnen sagen, dass wir die Forderung der
EU-Kommission prüfen. Die Gespräche dazu laufen und werden in dieser Woche
fortgeführt. Ich kann Ihnen jetzt aber keinen konkreten Zeitpunkt nennen,
ab dem eine konkrete Entscheidung gilt. Im Moment ist die Situation, dass
die Einreisebeschränkung, die erst seit letzter Woche gilt, fortbesteht.

Lenz: Wir sehen derzeit trotzdem Probleme mit Polen und Tschechien, weil in
den anderen Ländern ja auch Regelungen getroffen wurden. Im Moment haben
wir zumindest meines Wissens nach keine Anwerbeversuche in Polen und
Tschechien gestartet. Falls das anders sein sollte, würde ich Ihnen das
gerne übermitteln.

Frage: Frage an das BMWI. Einige Bundesländer rufen Unternehmen auf,
Schutzkleidung zu produzieren. Schließt sich der Wirtschaftsminister diesem
Aufruf an? Könnte die Bundesregierung die Unternehmen dazu notfalls
rechtlich verpflichten?

Baron: Vielen Dank für die Frage. - Ich möchte noch einmal darauf
hinweisen, dass Bundeswirtschaftsminister Altmaier sich heute in einem
Interview in der "Rheinischen Post" zu dem Thema geäußert hat. Er hat noch
einmal betont, dass es aktuell sehr viele Initiativen vonseiten der
Wirtschaft gibt, dass Unternehmen auf die Produktion von Schutzmasken
umstellen und andere Chemiezweige auf die Grundstoffproduktion für
Desinfektionsmittel einschwenken. Das sind alles Initiativen vonseiten der
Wirtschaft, die auch zeigen, dass wir eine sehr funktionierende soziale
Marktwirtschaft haben, die breit diversifiziert ist und die selbst
Initiativen ergreift.

Darüber hinaus müsste ich an die Kollegen des Krisenstabs, also BMI und
BMG, verweisen, wo es auch um die zentrale Beschaffung von Schutzausrüstung
geht. Da laufen ja auch die Bemühungen und die Projekte der
Bundesregierung, dass man Unternehmen, die so etwas machen wollen,
unterstützen kann. Die Kollegen müssten gegebenenfalls ergänzen.

Zusatzfrage: Können die Unternehmen dazu notfalls rechtlich verpflichtet
werden?

Baron: Das sind Fragen, die geprüft werden müssten. Das kann ich ad hoc
nicht beantworten. Es ist, wie gesagt, für uns wichtig, dass es die
Initiativen aus der Wirtschaft heraus gibt. Die finden ja statt, und das
begrüßen wir.

Was die zentrale Beschaffung angeht, würde ich gerne an die Kollegen
verweisen.

Kautz: Dazu kann man nicht ergänzen. Es gibt, wie die Kollegin ja gerade
sagte, die Bemühungen der Unternehmer, ihre Produktion entweder
hochzufahren - das ist zum Beispiel bei einem großen Produzenten von
Beatmungsgeräten der Fall - beziehungsweise ihre Produktion umzustellen.
Wir sind im intensiven Austausch mit den Unternehmen. Einen staatlichen
Zwang, etwas zu produzieren, sehen wir momentan nicht.

Frage: Frau Baron, Innenminister Seehofer hat gestern nicht nur
vorgeschlagen, sondern gefordert, dass es ein eigenes Gesetz braucht, um
künftig vorzuschreiben, dass lebenswichtige medizinische Güter - dazu zählt
Schutzausrüstung, aber auch Medikamente - in Deutschland produziert werden.
Teilt der Wirtschaftsminister die Einschätzung, dass es dafür ein eigenes
Versorgungsgesetz braucht?

Baron: Wie gesagt, dazu laufen die Prüfungen. Ich kann dazu im Detail nicht
Stellung nehmen. Natürlich bräuchte man Rechtsgrundlagen für solche
Maßnahmen. Näher kann ich dazu im Detail nicht Stellung nehmen. Vielleicht
möchten die Kollegen ergänzen.

Ich möchte nur noch einmal betonen, dass wir es sehr begrüßen, dass es
diese freiwilligen Initiativen aus der Wirtschaft gibt.

Frage: Frau Baron, Frau Demmer, aus Bayern kam die Forderung von
Ministerpräsident Söder nach einer nationalen Notfallversorgung. Wie sehen
dazu die Pläne der Bundesregierung aus? Gibt es dazu etwas, was über das
hinausgeht, was jetzt schon besprochen worden ist?

SRS'in Demmer: Ich habe den Ausführungen der Kollegin nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Gibt es dazu Gedanken?

Baron: Ich könnte dazu nicht ergänzen. Das wäre auch nicht unsere
Zuständigkeit. Insofern könnte ich nur an die Kollegen verweisen. Ich
selbst kann dazu nichts ergänzen.

Zusatzfrage: Wer wäre denn zuständig?

Grünewälder: Für den Katastrophenschutz ist das Bundesinnenministerium
zuständig. Es gibt solche Rücklagen - das kann ich Ihnen im Einzelnen
schriftlich nachreichen -, die aber im Moment nicht Schutzausrüstung -
Masken oder Ähnliches - umfassen, sondern bestimmte Lebensmittel, die
gelagert werden, um im Spannungs- und Verteidigungsfall für die Versorgung
der Bevölkerung verfügbar zu sein. Für diesen Fall ist die Bundesregierung
zuständig. Das ist aber in der jetzigen Situation nicht erforderlich.

Ich kann das gerne ausführlich nachreichen.

Frage: Eine Lernfrage. In den USA gibt es den "Defense Production Act", der
von Herrn Trump aktiviert wurde. Dieser bevollmächtigt dazu,
Industriebetriebe zur Produktion bestimmter Güter zu verpflichten. So etwas
gibt es in Deutschland nicht und auch nichts Vergleichbares. Korrekt?

Baron: Wie gesagt, die Kollegen haben gerade zu den
Katastrophenschutzregelungen ergänzt. Eine vergleichbare Regelung dieser
Art ist mir nicht bekannt. Die Frage müssten, wie gesagt, die Kollegen
beantworten.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt. Wie viele Bundesbürger wurden -
Stand heute - bereits zurückgeholt? In welchen Staaten gibt es zurzeit die
größten Probleme beim Ausfliegen der Reisenden?

Adebahr: Wir konnten bis heute in Zusammenarbeit mit den Reiseveranstaltern
- kommerziell wie in verschiedenen Kombinationen - 187 000 Personen in
ungefähr 14 Tagen zurückholen. Insgesamt gab es Rückholaktionen in weltweit
45 Ländern. Am Wochenende sind sieben dazu gekommen und seit Montag noch
einmal fünf.

Wir haben ungefähr 3000 EU-Bürger ausgeflogen - das ist aber noch nicht die
letzte Zahl - und mit nach Hause nehmen können, worüber wir uns sehr
freuen.

Nach unseren aktuellen Schätzungen befinden sich die größten noch
verbliebenen Gruppen von gestrandeten Deutschen in Neuseeland. Das sind
ungefähr etwas mehr als 10 000 - 12 000 -, in Südafrika 7000, in Thailand
ca. 4000, in Indien 2700 und in Peru ca. 2000. In Australien sind noch 5000
Deutsche. Dort gibt es im Moment kommerzielle Flüge, über die die Ausreise
der Deutschen läuft.

Frage: Frau Adebahr, Neuseeland hat, glaube ich, alle Flüge abgesagt. Da
fliegt gar nichts mehr. Wie ist der Stand der Verhandlungen? Ist Bewegung
absehbar, dass die deutschen Mitbürger, die in Neuseeland sind, nach Hause
kommen?

Adebahr: Wir sind intensiv mit der neuseeländischen Regierung in
Gesprächen. Der Außenminister hat gestern mit seinem Kollegen telefoniert.
Wir wollen natürlich eine Lösung finden, die eine möglichst schnelle
Rückreise garantiert, natürlich aber auch die von der neuseeländischen
Regierung ergriffenen Maßnahmen zum Gesundheitsschutz der eigenen
Bevölkerung nicht konterkariert. Es gibt ja auch ein Verständnis dafür,
dass Neuseeland Maßnahmen ergreift, die wir zum Teil auch ergriffen haben.
Wir arbeiten daran, dass es die Deutschen, die zum Flughafen wollen und
ausreisen wollen, nicht betrifft.

Wenn ich das richtig gesehen habe, hat sich die Premierministerin vor
ungefähr anderthalb Stunden in einer Pressekonferenz kurz dazu geäußert und
zu der Frage der Ausreise von ausländischen Touristen mehr Informationen im
Laufe des morgigen Tages angekündigt. Es würde uns natürlich sehr freuen,
wenn wir diese Kuh vom Eis bekämen.

Zusatzfrage: Es gibt das Kreuzfahrtschiff "Zaandam" vor der Küste der USA.
Können Sie sagen, wie viele Deutsche auf diesem Schiff an Bord sind? Falls
ja, sind Menschen auf diesem Schiff an COVID-19 erkrankt?

Wie bewerten Sie generell die Lage dieses Kreuzfahrtschiffes?

Adebahr: An Bord der "Zaandam" waren nach unserer Kenntnis ursprünglich
eine mittlere bis hohe zweistellige Zahl Deutsche. Der größte Teil der
deutschen "Zaandam"-Passagiere ist aber auf die "Rotterdam" übergewechselt.
Darüber, dass sich Deutsche an Bord mit COVID-19 infiziert haben, haben wir
im Moment keine Kenntnis. Auf der "Rotterdam" sind nach unserem bisherigen
Kenntnisstand keine Coronafälle aufgetreten.

Zur Lage der beiden Schiffe: Wir arbeiten mit den Niederlanden und auch mit
Frankreich daran - wir sind aber auch mit den Kreuzfahrtveranstaltern in
engem Kontakt -, eine Ausschiffungsmöglichkeit in den USA zu finden und
wollen gerne sehr schnell eine Lösung organisieren. Wenn ich es richtig
gehört habe, sind auch amerikanische Staatsangehörige an Bord. Es geht also
darum, im Moment mit dem Bundesstaat Florida eine Lösung zu finden, die ein
schnelle Ausschiffung, einen Flug nach Deutschland und eventuell auch den
Weiterflug für die anderen europäischen Passagiere von uns aus nach Hause
mit sich bringt. Daran arbeiten wir mit Hochdruck. Natürlich ist die Lage
dort schwierig, und das ist uns sehr bewusst.

Frage: Sie sagten, wurden 187 000 zurückgeholt und dass es 220 000
eingegangene Anrufe gab. Es gibt ja auch Menschen, die nicht anrufen. Wie
hoch ist denn die Gesamtzahl von Leuten, die sich bei Ihnen abseits der
Anrufe gemeldet haben?

Viele Betroffene, die Probleme haben, melden sich bei uns allen und sagen,
dass sie, wenn sie mit Flugzeugen zurückfliegen können, sich die
Ersatztickets nicht leisten können. Diese Tickets kosten mehrere tausend
Euro. Hilft das Auswärtige Amt bei der Buchung? Wird das Geld übernommen,
wenn die Betroffenen sich das selbst nicht leisten können?

Adebahr: Zur ersten Frage: Es ist schwierig zu sagen, wie viele Deutsche
sich insgesamt bei uns melden. Es sind mehrere hunderttausend, und auch das
Aufkommen an Twitter-, Facebook- und Instagram-Nachrichten im Auswärtigen
Amt ist massiv. Wir versuchen der Community, die sich dort bei uns meldet,
in Zusammenarbeit mit den Botschaften, deren Kanäle da natürlich auch
genutzt werden, wirklich bestmöglich und quasi rund um die Uhr zu helfen;
denn wenn Neuseeland schläft, wachen am anderen Ende der Welt die Leute ja
auf. Das ist also eine Aufgabe, der wir uns gerade massiv stellen. Ich
glaube, wir können es nicht beziffern. Viele Leute melden sich ja auch
mehrfach auf verschiedenen Kanälen - das ist auch verständlich - und
fragen, wenn nach einigen Tagen nichts passiert ist, noch einmal nach, wie
es weitergeht und wie es passiert.

Wir bieten die Rückholaktionen insbesondere für deutsche Reisende und
Touristen an, für die keine normale, kommerzielle Rückflugmöglichkeit
besteht. Das ist natürlich der Fokus gewesen, mit dem wir das gestartet
haben, und wir sehen auch, dass der Flugverkehr immer weiter eingeschränkt
wird und nicht mehr funktioniert. Das ist ein Problem, und in die Länder,
die davon betroffen sind, machen wir auch den Outreach und holen die Leute
zurück. Da, wo es kommerzielle Möglichkeiten gibt, bitten wir die Reisenden
natürlich, diese Möglichkeiten zu nutzen; denn dann können und konnten wir
mit der Rückholaktion in Länder gehen, in denen es solche Möglichkeiten
schon nicht mehr gibt. Wir sind da mit den Airlines im Gespräch. Die
Ausgestaltung der kommerziellen Rückflugmöglichkeiten ist in der
Verantwortung der Airlines. Unser Ziel ist es natürlich, dass alle
Deutschen sicher und, wenn es geht, auch mit uns mit der Rückholaktion nach
Hause kommen. Das ist sozusagen das, wofür wir arbeiten.

Zusatzfrage: Was machen Sie mit Leuten, die sich die Airline-Tickets nicht
leisten können?

Adebahr: Ich denke, diese Einzelfälle sollten sich dann auf unserer
Webseite rueckholprogramm.de registrieren, und dann wird von der Botschaft
in dem konkreten Land geschaut, wo wir helfen können.

Frage: Sind die Probleme der "MSC Magnifica" gelöst?

Adebahr: Ich habe den Namen nicht im Kopf, aber ich glaube, das ist das
Schiff, das bei Australien lag. Der Großteil der Passagiere der "Artania"
wurde am Wochenende nach Hause geflogen, und bei der "Magnifica" sind wir
im Moment noch im engen Kontakt zum Reiseveranstalter, um einen Hafen zu
finden, der das Schiff einlaufen lässt. Das ist dort, wie auch bei der
"Rotterdam" und bei der "Zaandam", das Problem. Dafür haben wir noch keine
Lösung, aber es gibt im Moment unserer Kenntnis nach immerhin keine
Infektionsfälle an Bord.

Frage: Ich habe eine Frage zu den Flügen, die storniert wurden. Die
Airlines bieten den Kunden jetzt Voucher an, möchten dafür aber auch einen
gesetzlichen Rahmen oder ein Backing der Bundesregierung und der
EU-Kommission. Die Frage ist ja: Geld zurück oder Voucher? Geld zurück
stellt ja nicht nur Reisebüros, sondern offenbar auch die Airlines vor ein
Problem, weil denen dann Kapital fehlt. Unterstützen Sie diese
Voucher-Lösung? Gibt es dafür eine generelle Regelung oder muss das jeder
einzeln für sich klären?

Leber: Vielen Dank für die Frage. Die Grundlage bildet hier ja die
Fluggastrechteverordnung, und die liegt grundsätzlich in der Kompetenz der
EU, weshalb hier auch nur eine unionsrechtliche Lösung in Betracht kommt.
Dem nationalen Gesetzgeber sind hier insoweit die Hände gebunden. Daher für
die Bundesregierung in diesem Punkt auch mit den Mitgliedstaaten und der
Kommission Gespräche. Insoweit muss man hier also auf die Kompetenz der EU
verweisen.

Zusatzfrage: Und was wäre die Position der Bundesregierung in diesen
Gesprächen?

Leber: Ich kann dazu noch nichts berichten, weil die Gespräche noch laufen.

Frage: Ist die Ministerin denn für eine Gutscheinlösung auf freiwilliger
Basis? Da ist mir die Position noch nicht klar. Bis wann soll es eine
Entscheidung auf EU-Ebene geben? Für viele Airlines und Veranstalter, die
jetzt Liquidität brauchen, ist das ja durchaus ein drängendes Problem.

Leber: Vielleicht kann ich dazu ganz allgemein ausführen: Die
Bundesregierung ist sich natürlich der Auswirkungen dieser Coronapandemie
auf die Reiseveranstalter bewusst. Das sind nicht nur die
Fluggesellschaften, sondern das betrifft ja auch die Pauschalreisenden und
die Pauschalreiseunternehmen, die dahinter stehen. Klar ist aber auch, dass
die Rechte der Verbraucherinnen und Verbraucher jetzt nicht aus dem Blick
geraten dürfen. In dieser Situation bedarf es eben einer Lösung, die zu
einem fairen Ausgleich der berechtigten Interessen, die sich hier
gegenüberstehen, führt. Eine solche Lösung kann grundsätzlich in der
Ausgabe von Gutscheinen bestehen, aber es kommt hier auf die Ausgestaltung
im Einzelfall an. Wie gesagt, dies prüft die Bundesregierung derzeit sehr
intensiv, und sie ist dazu mit der EU-Kommission und auch mit den anderen
Ressorts im Austausch.

Frage: An die Bundesregierung und an das Finanzministerium: Die
SPD-Vorsitzende Esken hat ja einen Vorstoß gemacht und gefordert: Um die
finanziellen und wirtschaftlichen Folgen der Coronakrise zu lösen helfen,
sollte es eine Vermögensabgabe beziehungsweise eine Abgabe für vermögende
Bürger geben, um die gebeutelten Staatsfinanzen wieder in Ordnung zu
bringen. Was halten Sie davon?

Kolberg: Wie immer kommentieren wir hier die Politik der Bundesregierung
und nehmen nicht zu politischen Vorschlägen der Parteien Stellung. Herr
Seibert und ich haben in der letzten PK aber schon ausführlich zu diesem
Thema gesprochen.

Frage: An das BMI: Das Magazin "Capital" schreibt, es gebe ein internes
Strategiepapier aus dem BMI, in dem noch einmal die wirtschaftlichen
Auswirkungen untersucht werden. Im Extremfall könne es zu einem Einbruch
der Wirtschaftsleistung um bis zu 32 Prozent kommen. Mir ist klar, dass Sie
dieses Papier jetzt nicht kommentieren. Können Sie vielleicht trotzdem
bestätigen, dass es ein Papier gibt? Wieso macht sich Herr Seehofer darüber
Gedanken, und was sagt das Wirtschaftsministerium dazu?

Grünewälder: Dazu haben wir letzte Woche von dieser Stelle aus ausführlich
Stellung genommen; vielleicht möchten Sie das noch einmal nachlesen. Ich
kann Ihnen noch ein paar Sätze dazu sagen.

Es stimmt, dass es ein Analysepapier im Auftrag des Bundesinnenministers
gibt. Darin wird die aktuelle Situation vor allem aus innenpolitischer
Perspektive analysiert. Das ist eine interdisziplinäre Betrachtung der
Lage, und dort werden verschiedene Szenarien aufgefächert. Im Vordergrund
steht die Frage, welche Auswirkungen sich auf die innere Sicherheit ergeben
können und mit welchen unterschiedlichen Strategien dem begegnet werden
kann, und auch die Frage, wie und was wir gegebenenfalls von anderen
Ländern lernen können.

So viel von mir aus. Dieses Papier ist eingestuft, deswegen kann ich das
nicht herausgeben. Es existiert aber. Das ist das, was ich sagen kann.

Baron: Ich kann das vielleicht noch kurz ergänzen, weil auch das BMWi
angesprochen war: Zu einzelnen Szenarien kann ich nicht Stellung nehmen. Es
gibt aktuell verschiedene Analysen. Wie Sie wissen, hat diese Woche auch
der Sachverständigenrat der Wirtschaftsweisen dazu Vorschläge vorgelegt. Es
ist klar - das hat auch der Bundeswirtschaftsminister deutlich gemacht -,
dass die konjunkturelle Lage, die wirtschaftliche Lage, natürlich ernst ist
und dass es eine breite Betroffenheit in der gesamten Wirtschaft gibt. Zu
einzelnen Szenarien kann ich aber nicht Stellung nehmen.

Ich möchte aber noch einmal darauf hinweisen, dass wir in Kürze auch noch
einmal Einschätzungen dazu veröffentlichen werden. Es gibt, wie bekannt,
die Frühjahrsprojektion, aber wir werden dazu in Kürze auch noch weitere
Schätzungen veröffentlichen.

Zusatzfrage: Was bedeutet "in Kürze"? Ist das noch diese Woche oder Anfang
nächster Woche?

Baron: Da muss ich gegebenenfalls noch einmal bilateral melden. Erst einmal
muss ich bei der Aussage bleiben, dass es in Kürze sein wird.

Frage: An Frau Demmer und an das BMF: In Italien fürchtet man den Einsatz
des ESM unter anderem deshalb, weil man noch von der Erfahrung mit der
alten Troika traumatisiert ist. Was wäre heute mit dem ESM anders? Welche
Konditionalitäten könnte sich die deutsche Regierung vorstellen?

Zweite Frage: Welche Rolle hätte die Europäische Investitionsbank in dieser
Krise zu spielen?

SRS'in Demmer: Ich kann vielleicht kurz den Anfang machen, bevor das BMF
sich dazu äußert. - Klar ist doch, dass Solidarität ein Kernbestandteil der
EU ist. Es wird ein Solidaritätsinstrument auf Basis des EU-Vertrages
geben, das genau für diese Krise geeignet ist. Darüber wird jetzt
verhandelt. Dazu sind insbesondere auch die Finanzminister im Gespräch.
Diese Gespräche dauern derzeit noch an. Über den Verlauf kann das BMF
vielleicht noch etwas sagen.

Kolberg: Genau, die Gespräche laufen. Dazu haben wir hier in den letzten
Tagen auch immer wieder Auskunft gegeben. Ganz klar ist, dass die
europäischen Länder, die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, eine
gemeinschaftliche und solidarische Antwort auf diese Krise geben werden.
Wir haben hier auch schon mehrfach erörtert, dass die Europäische
Investitionsbank - dazu haben Sie ja auch gefragt - in diesem Fall bereits
Unterstützung leistet und dass auch aus dem EU-Haushalt Unterstützung
geleistet wird, um Unternehmen und Beschäftigte zu schützen und die
finanziellen Auswirkungen in dieser Krise zu beherrschen. Jetzt laufen die
Gespräche, und zu den Einzelheiten werden wir uns dann äußern, wenn wir mit
unseren europäischen Partnern einen Vorschlag erarbeitet haben, der dann
den Staats- und Regierungschefs vorgelegt wird.

Frage: An Frau Demmer und das Auswärtige Amt: Wie beurteilt die
Bundesregierung die Notstandsgesetze in Ungarn? Sollte dieses EU-Land, wenn
Demokratie, Parlament und Medienfreiheit dort dermaßen beschnitten werden,
weiterhin Milliarden von Euros erhalten?

SRS'in Demmer: Zunächst würde ich gerne betonen, dass die EU natürlich eine
Rechts- und Wertegemeinschaft ist. Die Werte, auf die sich die Union
gründet, sind natürlich die Achtung der Menschenwürde, Freiheit,
Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der
Menschenrechte. Die EU funktioniert als Wertegemeinschaft nur, wenn alle
diese Werte achten und verteidigen. Wir haben in der EU ganz klare
rechtsstaatliche Prinzipien. Diese müssen natürlich von allen
Mitgliedstaaten eingehalten werden. Wir leben jetzt in außergewöhnlichen
Zeiten, und als Regierung müssen wir schnell und wirksam zum Schutz der
öffentlichen Gesundheit unserer Bürger handeln. Alle EU-Mitgliedstaaten
sind daher berechtigterweise ganz entschlossen, der Bedrohung durch die
Pandemie entgegenzutreten.

Aber in Krisenzeiten schlägt eben auch gerade die Stunde des Rechtsstaats.
Deshalb hat der Europäische Rat in seiner Erklärung am Donnerstag der
vergangenen Woche deutlich gemacht, dass auch die aktuell im Rahmen der
Pandemie erforderlichen Maßnahmen mit europäischen Werten im Einklang
stehen müssen. Wir werden alles Notwendige unternehmen, um unsere
Bürgerinnen und Bürger zu schützen und die Krise zu überwinden, aber
zugleich natürlich unsere europäischen Werte und unsere Lebensweise zu
wahren. Daher ist es äußerst wichtig - Kommissionspräsidentin von der Leyen
hat das bereits betont -, dass die Notfallmaßnahmen eben nicht auf Kosten
unserer in den Verträgen verankerten Grundprinzipien und Werte gehen.
Demokratie kann eben ohne freie und unabhängige Medien nicht funktionieren.
Das Prinzip der Gewaltenteilung ist zu wahren, und Maßnahmen zum Schutz der
Gesundheit in dieser besonderen Lage müssen sich am Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit messen lassen.

Zusatzfrage: Gibt es auch eine Einschätzung des Auswärtigen Amtes zur Lage
der Demokratie in Ungarn? Die Kritiker sprechen jetzt von einer Abschaffung
der Demokratie und davon, dass die EU dann nicht mehr nur aus
demokratischen Staaten besteht, sondern jetzt eben aus demokratischen
Staaten und Ungarn.

Frau Demmer, hat die Kanzlerin sich mit Herrn Orbán in letzter Zeit, in den
letzten Tagen, zu diesem Thema ausgetauscht?

SRS'in Demmer: Ich kann Ihnen von einem Telefonat hier nichts berichten.
Ich würde aber gerne noch einmal darauf verweisen, dass die Europäische
Kommission gestern bereits angekündigt hat, dass die Anwendung der
Sofortmaßnahmen in allen Mitgliedstaaten ganz genau überwacht werden wird.

Adebahr: Ich möchte nur noch einmal sagen, dass unsere Unterstützung dafür
da ist, dass es eben ein europäisches Thema ist und dass auch die
EU-Kommission sich die Anwendung dieser Maßnahmen genau anschaut - aus
genau den von Frau Demmer genannten Gründen. Natürlich muss man sagen, dass
ein Notstandsgesetz mit weitreichenden Eingriffen ohne zeitliche
Beschränkung Anlass zur Sorge ist - aus den Gründen, die Frau Demmer gerade
genannt hat.

Ich möchte Sie gerne darauf verweisen, dass der Außenminister sich schon am
27. März genau auf dieser Linie gegenüber einem Nachrichtenportal online
geäußert hat; das können Sie nachlesen. Darüber hinaus hat die
Menschenrechtsbeauftragte der Bundesregierung, Frau Kofler, gestern eine
Erklärung veröffentlicht, in der sie gerade auch noch einmal auf die
Medienfreiheit und das Recht auf freie Meinungsäußerung gerade in
Krisenzeiten hingewiesen hat. Ich kann Ihnen auch sagen, dass
voraussichtlich heute Nachmittag Staatsminister Roth aus dem Auswärtigen
Amt ein Telefonat mit der ungarischen Justizministerin führen wird. Darin
wird natürlich auch so etwas noch einmal zur Sprache kommen.

Zusatzfrage: Aber ist die Reaktion jetzt nicht ein bisschen spät, wenn Sie
zu der Abschaffung der Demokratie in Ungarn lediglich sagen, dass Ihnen das
aktuell Sorgen bereitet? Das Haus brennt dort!

Adebahr: Deswegen hatte sich der Außenminister auch schon vor der aktuellen
Gesetzesmaßnahme dazu geäußert. Dass das Thema Rechtsstaat und Peer Review
Mechanism ein Thema ist, das uns in Brüssel beschäftigt, ist schon seit
Langem so, und das ist natürlich etwas, an dem wir weiterarbeiten und bei
dem wir die Kommission darin unterstützen, dass sie sich ein aktives
Meinungsbild verschafft.

Frage: Was ist der Sachstand hinsichtlich der Aufnahme minderjähriger
Flüchtlinge aus Lagern in Griechenland?

Grünewälder: Dazu kann ich seit Montag keinen neuen Sachstand berichten. Es
ist nach wie vor so, dass die Europäische Kommission die Koordinierung für
die Klärung dieser Maßnahme übernommen hat. Die Bundesregierung unterstützt
aktiv und steht auch im intensiven Austausch mit den europäischen Partnern
dazu. Ziel ist, zeitnah eine Lösung für diese prekäre Situation zu finden.
Es werden im Moment Details zur operativen Umsetzung der Aufnahme und zur
der Höhe der deutschen Beteiligung besprochen. Involviert sind das EASO,
die IOM und natürlich auch Griechenland, und die Gespräche führt die
EU-Kommission. Dazu kann ich jetzt aber, wie gesagt, keinen neuen Stand
berichten.

Frage: Gibt es Einzelheiten zum ersten Abschluss eines Geschäfts über
Instex mit dem Iran? Wie schnell wird es weitere Verträge über Instex
geben? Sind humanitäre Lieferungen US-sanktionsbewährt?

Adebahr: Zur letzten Frage: Nein, sind sie nicht.

Bei der ersten Instex-Transaktion handelt es sich um eine Lieferung
medizinischer Güter. Bevor Sie dazu nachfragen, kann ich gleich anfügen,
dass ich zur Höhe der Transaktion und der Art der medizinischen Güter
ebenso wie zur Transportart und dem Zeitpunkt des Transports keine Angaben
machen kann, weil - und das ist ein hartes Kriterium - das den vertraglich
vorgesehenen Vertraulichkeitsklauseln zwischen Instex und dem Exporteur
unterliegt.

Zur Frage, ob wir weitere Transkationen planen: Ja, wir hoffen, dass wir in
den nächsten Tagen und Wochen weitere Transkationen bekommen. Es gibt
ungefähr 50 Anfragen in der Pipeline, die das Instrument Instex gerne
wahrnehmen würden, und wir hoffen, dass wir nach der nun doch langen Zeit,
die es gebraucht hat, um diese erste Transaktion hinzubekommen, dort jetzt
vorankommen.

Ich habe gestern auch ganz oft die Frage bekommen: Hätten wir uns
gewünscht, dass es schneller gegangen wäre? Ja, das hätten wir, aber man
muss auch immer sehen, dass das ein neues Instrument ist, das es so noch
nicht gab uns das unter sehr schwierigen Rahmenbedingungen erstellt wurde,
wo auch die iranische Seite, gerade damit man Transparenz- und
Compliance-Standards einhält, eine sogenannte Spiegelstruktur aufbauen
musste. Auch wir mussten uns als Teilnehmer des Instex-Instruments
organisieren. Insofern war das schon ein langwieriger Prozess, und es ist
schön, dass wir gestern diese Transaktion verkünden konnten.

Frage: Gab es Reaktionen aus den USA zu dieser Verkündung und zu diesem
Akt?

Was können Sie uns denn zu der Transaktion sagen? Das können ja zum
Beispiel fünf, hunderttausend oder Millionen Tabletten gewesen sein. Was
können Sie uns zum Umfang sagen?

Adebahr: Nichts - es tut mir leid. Ich kann Ihnen sagen, dass es eine
Lieferung medizinischer Güter war und dass der Exporteur ein europäisches
Unternehmen war, das medizinische Güter exportiert. Der Rest unterliegt der
Vertraulichkeitsklausel zwischen Unternehmen und Instex.

Eine Reaktion aus den USA ist mir jetzt nicht bekannt, aber wir sind mit
den US-amerikanischen Kollegen, die zum Thema Iran arbeiten, natürlich
dauerhaft im Gespräch und im Austausch auf hoher Beamtenebene. Insofern war
das dort vielleicht auch keine Überraschung.

Zusatzfrage: Neben Frankreich, Deutschland und Großbritannien halten ja
auch die Russen und die Chinesen an dem JCPOA fest. Ist von dort mit Hilfe
bei diesen Transaktionen zu rechnen oder ist das ein rein europäisches
Ding?

Adebahr: Instex besteht aus Großbritannien, Deutschland und Frankreich als
Kerngruppe, aber auch acht weitere Staaten - nageln Sie mich da bitte nicht
fest; vielleicht sind es sogar noch mehr - haben sich gemeldet und
Interesse bekundet. Die chinesischen und die russischen Partner sind
natürlich Partner, die weiterhin im JCPOA sind und die Instex eben auch als
Mittel verfolgen, dort Handel zu betreiben. Sie sind nicht aktiv in der
Struktur involviert, aber natürlich ist das ein Grundanliegen zur
Aufrechterhaltung des JCPOA.

Frage: Zur EU-Mission "Irini": Was ist der deutsche Beitrag? Warum nehmen
keine deutschen Schiffe teil? Wann beginnt der Einsatz?

Haben Sie mit Blick auf die Lage in Libyen Sorge über Eskalationen?

Adebahr: "Irini" soll im Nachgang zur Berliner Libyenkonferenz vor allen
Dingen die Durchsetzung des Waffenembargos gegenüber Libyen befördern. Das
ist der Hauptzweck, zu dem diese Mission geschaffen wird - ich glaube, sie
beginnt heute?

Collatz: Seit gestern beginnend.

Adebahr: Seit gestern beginnend, denn heute ist der 1. April.

Insofern: Das bräuchten wir ja nicht, wenn die Lage in Libyen nicht
besorgniserregend wäre. Es gibt im Moment ja einen coronabedingten
Waffenstillstand beziehungsweise eine Waffenruhe, muss ich sagen, die,
glaube ich, leidlich hält. Wir haben in den letzten Wochen immer wieder
Verletzungen des Waffenembargos beobachtet. Insofern hoffen wir, dass diese
Mission einen Beitrag leisten wird, um die Situation in Libyen, die
weiterhin angespannt ist, zu stabilisieren und dort nach der Berliner
Konferenz weiter mit der Umsetzung der Beschlüsse voranzukommen.

Collatz: Ich knüpfe gerne an das an, was Frau Adebahr gerade deutlich
gemacht hat. Im Rahmen des politischen Prozesses, der bisher gelaufen ist,
hat man sich darauf geeinigt, dass der neue Schwerpunkt der Mission "Irini"
die Überwachung eines Waffenembargos sein soll. Das war das Ziel des
politischen Prozesses, und jetzt beginnt der militärische Prozess. Auch
hier sind noch einige Schritte zu gehen.

Gestern gab es die sogenannte "force generation conference". Da ging es
darum, dass die Nationen ihre Vorstellungen davon einbringen, was sie an
Kräften zur Verfügung stellen wollen. Da ist es so, dass wir uns gerne an
der Abstellung von Führungspersonal in den unterschiedlichen
Hauptquartieren beteiligen wollen und auch gerne eine luftgestützte
Aufklärungseinheit anbieten wollen. Das haben wir gestern auch getan.
Andere Nationen haben andere Angebote gemacht, und so sind wir gestern
auseinandergegangen. Jetzt beginnt erneut der Prozess in den Ländern.

Wie Sie wissen, ist auch bei uns noch ein Weg zu gehen, um die Kräfte für
diese Mission freizumachen; denn wir müssen das jetzt natürlich gemeinsam
mit dem Auswärtigen Amt in ein Mandat gießen, das das Kabinett durchlaufen
muss. Anschließend beginnt der parlamentarische Prozess, um dieses Mandat
zu billigen. Danach können wir unseren Beitrag für die jetzt neu
aufgestellte Mission leisten.

Adebahr: Eine ganz Kleine Korrektur von mir zu Instex: Es sind sieben
Shareholder, und zwar die E3, Niederlande, Belgien, Dänemark und Norwegen.

Frage: Ich hätte zu Libyen eine Nachfrage an das Verteidigungsministerium:
Wenn Sie sagen "luftgestützte Aufklärung", heißt das dann Aufklärung nur
über dem Mittelmeer? Oder ist auch angedacht, dass man nachvollzieht, ob es
Waffentransporte über die ägyptisch-libysche Grenze gibt? Es gibt ja ein
paar Kritiker, die sagen, Aufklärung über dem Mittelmeer reiche nicht aus,
weil General Haftar zum Beispiel seine Waffen eher über die ägyptische
Grenze bekomme.

Collatz: Die Gebiete, die für diese Mission gültig sind und in denen diese
Mission wirksam werden soll, sind genau definiert: das ist das östliche
Mittelmeer. In diesem Bereich wird dann auch der Aufklärungsbeitrag
geleistet.

Mittwoch, 1. April 2020
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1186: Coronakrise - Innenausschuss lehnt derzeit Diskussion über Ausstiegszeitpunkt ab (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 31/2020

Innenausschuss berät in Sondersitzung über Coronakrise 

Innenausschuss lehnt derzeit Diskussion über Ausstiegszeitpunkt ab



Stuttgart. Der Ausschuss für Inneres, Digitalisierung und Migration
hat in einer Sondersitzung am Freitag, 3. April 2020, über die
Auswirkungen der Coronakrise und den damit verbundenen Einschränkungen
beraten. "Der Ausbruch des Coronavirus stellt uns alle in der
Gesellschaft vor sehr große Herausforderungen", sagte der Vorsitzende
des Gremiums, Karl Klein (CDU). Der Ausschuss sei sich einig gewesen,
dass angesichts der weiter steigenden Infektions- und Totenzahlen
derzeit eine Debatte über mögliche Zeitpunkte zur Lockerung der
Beschränkungen verfrüht und unseriös sei. Der Ausschuss beriet unter
anderem über die Themen Kontaktsperren, Schutzausrüstung, Einsatz der
Bundeswehr und Datenschutz.

Nach Angaben des Vorsitzenden gab es in Baden-Württemberg mit Stand
von Freitagvormittag über 16.000 Infizierte und 281 Tote. Angesichts
dieser vor wenigen Wochen noch nicht absehbaren dramatischen
Entwicklung sagte Klein: "Mein Dank und meine Anerkennung gilt auch
den Oppositionsparteien, dass sie die Landesregierung in der Krise
unterstützen und die Beschlüsse mittragen. Das Parlament bleibt
handlungsfähig. Es stimmt mich zuversichtlich, dass wir als Parlament
gestärkt aus der Situation hervorgehen. Wir zeigen, dass wir als
Parlament zusammenrücken und zusammenhalten." Klein dankte auch allen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Krankenhäusern,
Pflegeeinrichtungen, der Polizei, der Feuerwehr und allen, die die
Versorgung der Bevölkerung aufrechterhalten, ganz herzlich.

In der Ausschusssitzung, zu der viele Abgeordnete per Videokonferenz
zugeschaltet waren, berichtete Innenminister Thomas Strobl (CDU) den
Abgeordneten mündlich über die aktuelle Corona-Situation im Land. Laut
Klein sagte der Innenminister, dass es derzeit überhaupt keine
Veranlassung zur Entwarnung oder für Spekulation über
Ausstiegsszenarien und -zeitpunkte gebe. Denn der Sturm stehe uns
hierzulande erst noch bevor. Erst bei einem merklichen Rückgang der
Infektionszahlen könnten erste Signale der Entspannung gesendet
werden.

Wie in der Ausschusssitzung deutlich wurde, habe der Großteil der
Bevölkerung Verständnis für die derzeitigen Maßnahmen und halte sich
daran. Dennoch gebe es weiterhin viele Unbelehrbare. Allein am
vergangenen Wochenende seien rund 3.000 Straftaten bzw.
Ordnungswidrigkeiten angezeigt worden, rund 2.000 davon wegen
Zusammentreffens von drei oder mehr Personen. An den Werktagen in
dieser Woche seien es rund 500 Anzeigen täglich gewesen. Seit
Inkrafttreten der Corona-Verordnung habe es allein 60 Einsätze der
Polizei im Zusammenhang mit Shisha-Bars gegeben. In 46 Fällen habe ein
Verstoß festgestellt werden können. 29 Einsätze seien auf
Eigeninitiative der Polizei erfolgt, 31 aufgrund von Hinweisen aus der
Bevölkerung. Wie Klein betonte, seien sich die Abgeordneten einig
gewesen, dass die derzeit geltenden Beschränkungen strikt beachtet
werden sollten. Verstöße gefährdeten Menschenleben und würden von der
Polizei sanktioniert.

Nach Angaben des Vorsitzenden habe der Minister weiter berichtet, dass
angesichts der zunehmenden Belastung der Polizei und des
Gesundheitssystems durch das Coronavirus bereits die Bundeswehr im
Wege der Amtshilfe in Baden-Württemberg im Einsatz sei. Derzeit seien
rund 2.000 Polizisten unter Quarantäne. 160 Polizisten seien an Corona
erkrankt, rund zwei Dutzend aber bereits wieder genesen. Derzeit seien
bereits 19 Angehörige der Bundeswehr im Südwesten im Einsatz. Dies
umfasse je 7 Personen in einem Krankenhaus in Freiburg und im Kreis
Breisgau-Hochschwarzwald, logistische Unterstützung sowie 5 Personen,
die das Sozialministeriums unterstützen.

Das Landeskommando sei seit vergangener Woche im Verwaltungsstab des
Innenministeriums eingebunden, was die Zusammenarbeit sehr
erleichtere. Auch jetzt würde die Bundeswehr wieder im Bereich der
Flüchtlingsunterbringung benötigt, da die Einrichtungen aufgrund von
zunehmenden personellen Ausfällen an ihre Leistungsgrenzen stoßen. Die
gewünschte Unterstützung umfasse etwa die Ausgabe von Essen und
Medikamenten, die Materialbestellung oder Ausgangskontrollen. Darüber
hinaus habe Strobl angekündigt, dass über weitere Einsätze der
Bundeswehr in Baden-Württemberg nachgedacht werde, vor allem im
Bereich des Objektschutzes, beispielsweise für Liegenschaften der
amerikanischen Streitkräfte in Stuttgart. Der Zeitpunkt dafür sei
derzeit aber noch nicht erreicht.

Für Diskussionen im Ausschuss sorgte die Frage der Zulässigkeit des
Datenaustauschs zwischen Gesundheitsämtern, Kommunen, Polizeibehörden
und dem Polizeivollzugsdienst. Die Opposition habe die Position
vertreten, dass die Weitergabe von sensiblen Daten in der derzeitigen
Form rechtswidrig sei. Strobl habe das Vorgehen dagegen verteidigt und
auf konstruktive Gespräche mit dem Landesdatenschutzbeauftragten
verwiesen. Demnach sei mit diesem eine gute und datenschutzkonforme
Lösung gefunden worden. Die getroffene Vereinbarung solle den
Abgeordneten baldmöglichst übermittelt werden, sagte Klein.

Um die Polizei im Land noch besser zu schützen, würden die
Polizeibeamten mit weiteren Schutzmaterialien ausgestattet.
Landespolizeipräsidentin Hinz habe berichtet, dass rund 16.000
zertifizierte Schutzmasken, 5.000 Liter Händedesinfektion, 1.000 Liter
Flächendesinfektion sowie 200.000 Einmalhandschuhe an die
Polizeidienststellen ausgeliefert würden. Darüber hinaus sei ein
Vertrag über 30.000 Schutz-Overalls abgeschlossen worden.
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1185: Ausgestaltung der Corona-Hilfsmaßnahmen für Betriebe (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 30/2020

In der Sitzung am 2. April:

Wirtschaftsausschuss debattiert Ausgestaltung der Corona-Hilfsmaßnahmen für
Betriebe



Stuttgart. Im Rahmen der öffentlichen Sondersitzung des Ausschusses
für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau am Donnerstag, 2. April 2020,
haben die Ausschussmitglieder beim Wirtschaftsministerium
Nachsteuerungen bei den Corona-Hilfsmaßnahmen angeregt. Dies teilte
der Vorsitzende des Gremiums, Dr. Erik Schweickert (FDP/DVP), mit. Die
Sondersitzung zu Maßnahmen und deren Ausgestaltung für Unternehmen und
Beschäftigte in Baden-Württemberg anlässlich der Corona-Krise war auf
Antrag der Fraktionen SPD und FDP/DVP einberufen worden. "Auch in der
derzeitigen Krisensituation ist es nötig, dass das Parlament in die
Entscheidungen eingebunden wird und seine Kontrollplicht der Regierung
gegenüber wahrnehmen kann", begründete Dr. Schweickert die Ansetzung.
Bereits zum zweiten Mal hatten die Ausschussmitglieder des
Wirtschaftsausschusses die Möglichkeit, per Videoschaltung an einer
Sitzung teilzunehmen.

Seit Mittwochabend, 25. März 2020, können Soloselbstständige und
Betriebe mit bis zu 50 Beschäftigten einen Antrag auf Wirtschaftshilfe
stellen, wenn sie aufgrund der Corona-Pandemie in Existenznöte
geraten. Dr. Schweickert zufolge seien in der seither vergangenen
Woche über 200.000 Anträge bei den Kammern im Land eingereicht worden.
Nach Informationen des Wirtschaftsministeriums hätte die L-Bank, die
Förderbank des Landes, bereits Zuschüsse im zweistelligen
Millionenbereich ausbezahlt.

Die Ausschussmitglieder hätten es begrüßt, dass seit dem vergangenen
Wochenende die Privatvermögen der Antragsteller der Landeshilfen nicht
mehr geprüft würden und es nun möglich sei, Hilfsgelder zu erhalten,
ohne im Vorfeld private Rücklagen aufbrauchen zu müssen. Der
Ausschussvorsitzende erklärte zudem, dass das Wirtschaftsministerium
damit rechne, dass in den nächsten Tagen das Bundesprogramm zu den
Wirtschaftshilfen anlaufe. Ab dann würden Betriebe mit bis zu zehn
Beschäftigten ihre Hilfen aus Bundesmitteln bekommen, die
gleichermaßen nach dem vom Land bewährten Verfahren über die Kammern
und die L-Bank abgewickelt werden. "Einer Kumulation der Hilfen von
Land und Bund wurde von der Landesregierung leider eine Absage
erteilt. Die freiwerdenden Mittel des Landes sollten dann aber
zumindest für die Unterstützung von Betrieben ab 50 Beschäftigten
verwendet werden", so Dr. Schweickert. "Damit könnten wir die
Förderlücke für etwa 9.000 mittelständische Unternehmen schließen".

Ein weiteres wichtiges Mittel für Betriebe derzeit sei das
Kurzarbeitergeld; in Baden-Württemberg hätten bereits 73.000 Betriebe
Kurzarbeit angemeldet. Der Wirtschaftsausschuss und das
Wirtschaftsministerium waren sich einig, dass der Bund die Bezugsdauer
des Kurzarbeitergelds auf bis zu 24 Monate verlängern sollte. "Damit
entlasten wir Unternehmen, die bereits vor der Corona-Krise
konjunkturelle Probleme hatten. In Baden-Württemberg betrifft dies
Schlüsselbranchen wie den Automobil- und Maschinenbau", erklärte der
Ausschussvorsitzende. Hier müsse jedoch der Bund eine endgültige
Regelung treffen.

Dr. Schweickert regte an, dass die Mitglieder des
Wirtschaftsausschusses auch weiterhin konstruktiv die ihnen in den
Wahlkreisen zugetragenen Probleme der Wirtschaft und der Beschäftigten
aufgreifen und sich für Anpassungen des Soforthilfeprogramms
einsetzen. Denn bei allem engagierten Einsatz des
Wirtschaftsministeriums zur schnellen Ausgestaltung der Soforthilfen,
ist es bei dem in der Geschichte des Landes Baden-Württemberg größten
Hilfsprojekt nicht zu vermeiden, dass den vielfältigen ökonomischen
Situationen nicht von vorneherein Rechnung getragen werden kann.

Auch nach der zweiten digitalen Sitzung des Wirtschaftsausschusses
innerhalb von drei Wochen zog der Vorsitzende Dr. Schweickert ein
positives Resümee: "Die virtuelle Zusammenarbeit klappt immer besser.
Hoffentlich sind das nächste Mal die Wirtschaftsministerin sowie die
weiteren Vertreter des Ministeriums ebenfalls per Video und nicht nur
per Telefon mit dabei." Die Sitzung endete mit einer Dankesbotschaft
aller Teilnehmer an die in Baden-Württemberg tätigen Unternehmen und
Beschäftigte.

Zum ersten Mal überhaupt waren bei einer regulären Sitzung eines
Landtagsausschusses nur der Ausschussvorsitzende sowie die engen
Mitarbeiter des Landtags vor Ort in Stuttgart anwesend. Alle anderen
rund 40 Teilnehmer wurden zugeschaltet, dabei konnte die Sitzung von
der interessierten Öffentlichkeit im Live-Stream des Landtags direkt
verfolgt werden, was auf reges Interesse gestoßen sei.

 * 

Quelle:
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BAYERN/5012: Gefährdete Kinder und Jugendliche nicht aus dem Blick verlieren (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 3. April 2020

Gefährdete Kinder und Jugendliche nicht aus dem Blick verlieren

Familienpolitische Sprecherin Rauscher will Reduzierung der Hausbesuche von Jugendämtern nicht hinnehmen - Bessere Ausstattung für Mitarbeiter



Die Vorsitzende des Sozialausschusses Doris Rauscher setzt sich dafür
ein, gefährdete Kinder und Jugendliche auch in Zeiten der
Ausgangsbeschränkungen weiter zu betreuen und aufzusuchen. Die
familienpolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion will nicht
hinnehmen, dass die Jugendämter in den letzten Wochen ihre Besuche in
Familien stark reduziert haben. "Wir erleben eine beispiellose
Stresssituation in Familien, vielfach mit räumlicher Enge und
Existenzangst. Die kann leicht in Gewalt münden und darunter leiden
vor allem Kinder. Gefährdungen des Kindeswohls dürfen wir auch jetzt
nicht hinnehmen", sagt Rauscher.

Rauscher plädiert dafür, die Jugendämter so schnell wie möglich wieder
in die Lage zu versetzen, Hausbesuche zu machen. Vor allem müssten die
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen mit Atemschutzmasken ausgestattet
werden. Auch wäre es das Beste für Kinder in schwierigen häuslichen
Verhältnissen, wenn sie die Notbetreuung in Kitas oder Schulen nutzen
könnten, sagt die Ebersberger Abgeordnete. Und schließlich sei es
wichtig, Beratungs- und Unterstützungsangebote für die ganze Familie
auch weiterhin überall in Bayern sicherzustellen, auch per Telefon.

Doris Rauscher appelliert aber auch an die Bevölkerung: "Schauen Sie
nicht weg, wenn Sie das Gefühl haben, es gibt in Ihrer Umgebung
Familien und Kinder, die Unterstützung brauchen! Nachbarschaftshilfe
heißt nicht nur, füreinander einzukaufen, sondern auch zu schauen, ob
den Kindern gut geht. Ich sage: Jetzt erst recht! Hinschauen statt
wegschauen!"

 * 

Quelle:
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HAMBURG/5095: "fördern & wohnen" rechnet mit 6.300 Corona-Infektionen - und wartet ab (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 3. April 2020

"fördern & wohnen" rechnet mit 6.300 Corona-Infektionen - und wartet ab



In seinem Pandemieplan vom März 2020 veranschlagt fördern&wohnen eine
Corona-Infektionsrate von mindestens 20 Prozent in seinen
Einrichtungen. In den von dem Unternehmen betriebenen
Erstaufnahmeeinrichtungen und Wohnunterkünften leben rund 31.500
Geflüchtete und Wohnungslose auf engem Raum - demnach wird dort mit
über 6.300 Infizierten gerechnet. "Kaum vorstellbar was passiert, wenn
das wirklich eintritt", erklärt Carola Ensslen, Fachsprecherin für
Geflüchtetenpolitik der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft. "Angesichts eines solchen Szenarios bin ich völlig
fassungslos, dass fördern&wohnen zwar Hygienemaßnahmen ergriffen hat,
aber ansonsten einfach nur darauf wartet, dass Verdachtsfälle oder gar
Infekte auftreten und dann in aller Regel mindestens einen ganzen Flur
isoliert, also vielen Menschen große Freiheitsbeschränkungen
auferlegt."

Laut Auskunft der Sozialbehörde gab es mit Stand 30. März bei f&w 273
Verdachtsfälle und 28 Infektionen. Betroffen sind 37 der insgesamt
rund 120 Standorte. "28 Infektionen klingt nach wenig, aber wir wissen
ja um die rasante Ausbreitung", so Ensslen. "Wenn jetzt schon ein
Drittel der Standorte betroffen ist, sehe ich eine große Gefahr. Hinzu
kommt, dass Personen, die zu Risikogruppen gehören, nicht gesondert
geschützt werden. Die Stadt setzt das Leben besonders
Schutzbedürftiger aufs Spiel." Daher müsse die Unterbringung der
Menschen umgehend vorbeugend entzerrt werden, um die Infektionsrate zu
senken, zum Beispiel müsse die Doppelbelegung von Zimmern - mit
Ausnahme von Familien - beendet werden. Reservekapazitäten müssten
schnell aktiviert und gegebenenfalls neue Kapazitäten geschaffen
werden.

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5422: Volkshochschulen bangen in der Corona-Krise (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
02.04.2020

Volkshochschulen bangen in der Corona-Krise

Rehak-Nitsche: "Landesmittel fließen weiter - Weitere Kulanz-Lösungen
notwendig"



Zu den Auswirkungen der Corona-Pandemie auf den rheinland-pfälzischen
Weiterbildungssektor erklärt die weiterbildungspolitische Sprecherin
der SPD-Landtagsfraktion, Katrin Rehak-Nitsche:

"Die notwendigen Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung und der damit
verbundene Stillstand des öffentlichen Lebens treffen auch die
Weiterbildungseinrichtungen hart. Viele Volkshochschulen im Land sowie
Kursleiterinnen und Kursleiter bangen um ihre Existenz. Sie fürchten
finanzielle Einbußen durch den flächendeckenden Ausfall von Kursen.
Weiterbildungsminister Konrad Wolf und Staatssekretär Denis Alt haben
daher bereits frühzeitig erste Lösungen skizziert, wie die Folgen der
Pandemie für die Weiterbildungsträger und die Beschäftigten abgefedert
werden können. Zentral ist, dass der Mittelverteilungsplan des Landes
die Weiterbildungsorganisationen vor finanziellen Verlusten schützt.
In einem Brief an den Verband der Volkshochschulen und andere
Weiterbildungsträger in Rheinland-Pfalz hat
Weiterbildungsstaatssekretär Alt zudem zugesagt, dass die im
Landeshaushalt vorgesehenen Mittel für die Weiterbildung im Jahr 2020
weiterhin in voller Höhe zur Verfügung stehen. Der weitgehende Ausfall
von Weiterbildungskursen in Folge der Corona-Pandemie bleibt somit in
diesem Jahr ohne Auswirkungen auf die Mittelverteilung. Die
Zuwendungen des Landes an die Volkshochschulen fließen weiter. Die
Vielfalt der Weiterbildungsträger in Rheinland-Pfalz kann so kurz- und
mittelfristig gesichert werden."

Rehak-Nitsche ergänzt: "Für das Jahr 2020 braucht es für den
Weiterbildungsbereich weitere Kulanz-Lösungen. So sind etwa die
Anerkennung als Weiterbildungseinrichtung und die Vergütung der
hauptamtlichen pädagogischen Fachkräfte (HPF) bisher an die Zahl der
tatsächlich gegebenen Unterrichtsstunden geknüpft. Zum Schutz der
Beschäftigten sowie der Weiterbildungseinrichtungen braucht es für
dieses Kalenderjahr eine Lockerung der Unterrichtsstunden-Regelung.
Eine große Chance besteht für die Volkshochschulen in der aktuell
verstärkten Nachfrage nach digitalen Kursangeboten. Der von den
Volkshochschulen eingeschlagene Weg bei der Digitalisierung der
Weiterbildungsangebote sollte daher konsequent fortgesetzt, ausgebaut
und unterstützt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. April 2020
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RHEINLAND-PFALZ/5421: Gewaltschutz für Frauen und Kinder (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 03.04.2020

Gewaltschutz für Frauen und Kinder: Schnelle und unbürokratische
Hilfe kann Leben retten



Durch räumliche Enge und fehlende Rückzugsräume während der
Coronakrise sind viele Frauen und Kinder mehr denn je von häuslicher
Gewalt bedroht. Frauenministerin Anne Spiegel hat heute neue Maßnahmen
vorgestellt, um Betroffenen schnell und unbürokratisch helfen zu
können. Dazu erklären der Fraktionsvorsitzende der GRÜNEN
Landtagsfraktion, Dr. Bernhard Braun, und die frauenpolitische
Sprecherin, Jutta Blatzheim-Roegler:

"Wir begrüßen es sehr, dass in Rheinland-Pfalz zusätzliche
Hilfsangebote für von Gewalt betroffene Frauen und Kinder geschaffen
werden. Frauenministerin Anne Spiegel hat heute angekündigt, eine
Notunterbringung mit dem nötigen Personal für die Beratung und
Betreuung einzurichten, sowie finanzielle Mittel für die Ausstattung
bereitzustellen. Die Frauenhäuser und Frauennotrufe sollen dabei eng
eingebunden werden. Wir befürworten dieses Vorgehen ausdrücklich, denn
schnelles und unbürokratisches Handeln kann Leben retten.

Räumliche Enge und fehlende Rückzugsorte verstärken
Aggressionspotenziale und Spannungen innerhalb von Familien, die
Situation wird zur psychischen Belastungsprobe. Gab es im normalen
Tagesablauf noch die Möglichkeit für Opfer von häuslicher Gewalt, sich
außerhalb der eigenen vier Wände Rückzugsräume zu schaffen oder die
Abwesenheit des Partners zu nutzen, um sich an Hilfsangebote zu
wenden, fallen diese Zeitfenster nun komplett weg. Für Frauen und
Kinder, die zu Hause unter Gewalt leiden, kann die Situation so
mitunter lebensbedrohlich werden. Hilfsmaßnahmen dulden deshalb häufig
keinen Aufschub.

Zahlen aus China und Italien zeigen, dass die Anzahl von Frauen und
Kindern, die häusliche Gewalt erleben, in Zeiten von Quarantäne und
Kontaktsperren drastisch ansteigt. Auch Berlin berichtete Ende März
von einem Anstieg von elf Prozent im Vergleich zum Vorjahreszeitraum."

 * 

Quelle:
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EUROPA/1656: Die Weigerung zur Aufnahme von Schutzsuchenden muss sanktioniert werden


SPD-Pressemitteilung vom 3. April 2020

Die Weigerung zur Aufnahme von Schutzsuchenden muss sanktioniert werden



Die Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer Juristinnen und Juristen
(ASJ) begrüßt das EuGH-Urteil zur Umverteilung von Schutzsuchenden in
Europa:

Der EuGH hat am 02.04.2020 den Vertragsverletzungsklagen der
EU-Kommission zur Umverteilung von Schutzsuchenden gegen Polen, Ungarn
und die Tschechische Republik stattgegeben. Damit hat der EuGH
bestätigt, dass die drei betroffenen Länder EU-Recht gebrochen haben,
als sie die Übernahme von Schutzsuchenden aus Griechenland und Italien
verweigerten.

"Wir begrüßen das Urteil des EuGH. Es zeigt, dass die Werte der Union
und die Solidarität innerhalb der Europäischen Union über die
nationalen Ressentiments in einzelnen Staaten gestellt werden müssen.
Diese Staaten müssen daran erinnert werden, dass die EU nicht nur
dafür da ist Subventionen zu verteilen, sondern wir in einem
gemeinsamen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts leben mit
gemeinsamen Werten", so der ASJ-Bundesvorsitzende Harald
Baumann-Hasske.

Und nicht nur das: Der EuGH hat klargestellt, dass die Staaten sich
nicht pauschal darauf berufen können, die Aufnahme von Schutzsuchenden
würde die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und den Schutz
der inneren Sicherheit gefährden.

Hintergrund: 2015 auf dem Höhepunkt der Flüchtlingskrise und der
Notlage in Griechenland und Italien hat der Europäische Rat die
Umsiedlung von insgesamt 160.000 Schutzsuchenden aus Italien und
Griechenland in die übrigen EU-Staaten beschlossen. Polen, Ungarn und
die Tschechische Republik weigerten sich ihre Quoten zu erfüllen.

"Wenn die betroffenen Staaten Polen, Ungarn und die Tschechische
Republik nun so tun, als gehe sie das Urteil nichts an, da sie aus dem
EuGH-Urteil keine direkten Konsequenzen zu befürchten haben, muss die
Kommission hier hart dagegen steuern. Dazu muss die EU-Kommission das
Gericht erneut anrufen und finanzielle Sanktionen beantragen.
Vertragsverletzungen in solchem Ausmaß, die gegen die europäischen
Grundwerte gerichtet sind, können nicht folgenlos bleiben. Die
Kommission muss deutlich machen, dass sie einer Demontage Europäischer
Werte und Regeln, wie sie aktuell weiter betrieben wird, nicht
tatenlos zusehen wird. Auch in der aktuellen Corona-Krise wird die
europäische Solidarität unter den Mitgliedsstaaten gefordert sein. Da
sind nationale Egoismen fehl am Platz", so Baumann-Hasske.

 * 
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WIRTSCHAFT/2889: Reise- und Veranstaltungsbranche retten, Verbraucher schützen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. April 2020

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Reise- und Veranstaltungsbranche retten, Verbraucher schützen



Eva Högl, stellvertretende Fraktionsvorsitzende;
Johannes Fechner, rechts- und verbraucherpolitischer Sprecher:

Die Corona-Pandemie stellt die Tourismus- und die
Veranstaltungsbranche ebenso wie ihre Kunden vor große
Herausforderungen. Die SPD-Bundestagsfraktion will Reisenden und
Ticketkäufern sowie Reiseunternehmen und Eventveranstaltern schnell
helfen und dabei Lasten fair verteilen. Wir begrüßen daher die
heutigen Eckpunkte der Bundesregierung als einen guten und fairen
Interessenausgleich.

"Eine Urlaubsreise ist für Familien nicht selten ein finanzieller
Kraftakt, für die viele lange sparen. Deswegen ist es gut, dass
Urlauber ihr bereits für eine Reise bezahltes Geld nicht verlieren. Um
Reiseunternehmen nicht durch Rückerstattungen den Boden unter den
Füßen zu entziehen, soll bei Ausfall der Reise für den bezahlten
Reisepreis ein Gutschein ausgestellt werden. Der Reisegutschein kann
bis zum 31.12.2021 eingelöst werden. Die Reisegutscheine sollen
zusätzlich gegen Insolvenzen abgesichert werden. Sollte sich keine
passende Alternative für ihre ausgefallene Reise finden, kann der
schon bezahlte Reisepreis 2022 zurückerstattet werden. Außerdem haben
wir darauf gedrungen, dass es eine Härtefallregelung geben wird. Damit
sollen Reisende eine Erstattung verlangen können, wenn die Ausgabe
eines Gutscheines eine unzumutbare Härte für sie bedeuten würde.

Die Corona-Pandemie stellt die Reisebranche vor erhebliche
Herausforderungen. Mit dem Vorschlag der Bundesregierung wird die
Liquidität der Reiseunternehmen erhalten. Insolvenzen in der
Reisebranche könnten zehntausende Jobs kosten und auch Reisende
treffen, die nur einen Bruchteil ihres bezahlten Reisepreises aus der
Insolvenzmasse zurückerstattet bekommen würden. Dies wollen wir
verhindern.

Die Tourismuswirtschaft profitiert zudem von den bereits beschlossenen
Möglichkeiten zur Stundung oder Senkung von Steuerlasten oder den
vielfältigen Liquiditätshilfen und Sonderprogrammen der bundeseigenen
KfW-Bank. Das Volumen dieser Maßnahmen ist ausdrücklich nicht begrenzt
und enthält auch Direkthilfen speziell für Solo-Selbstständige und
Kleinstunternehmen, die besonders auch in dieser Reisebranche tätig
sind.

Es ist gut, dass der gleiche faire Ausgleich auch für die
Veranstaltungsbranche gelten soll. Auch die Konzertveranstalter müssen
erst 2022 Tickets zurückerstatten, wenn bis dahin keine Ersatzevent
stattgefunden hat. Damit sichern wir die Liquidität der Veranstalter
und sorgen dafür, dass Künstler ihre Gagen erhalten. Ticketkäufer
können, wenn ihr Event nicht nachgeholt wird, bequem wählen, ob sie
den Gutschein für ein anderes Event einlösen möchten oder sich 2022
den Ticketpreis erstatten lassen."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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HOCHSCHULE/2333: NRW - Hochschulen werben um Unterstützung für eine erfolgreiche Durchführung des Sommersemesters 2020 (idw)


Hochschulen NRW - Landesrektor_innenkonferenz der Hochschulen für
Angewandte Wissenschaften e.V. - 01.04.2020

Hochschulen werben parteiübergreifend um Unterstützung für eine
erfolgreiche Durchführung des Sommersemesters 2020



Die Landesrektorenkonferenzen von Universitäten und Hochschulen für
Angewandte Wissenschaften in NRW betonen: Für die rund 770.000
Studierenden an den nordrhein-westfälischen Hochschulen soll das
Sommersemester 2020 kein verlorenes Semester werden.

Für die rund 770.000 Studierenden an den nordrhein-westfälischen
Hochschulen soll das Sommersemester 2020 kein verlorenes Semester werden.
Das betonten heute in großer Einigkeit die Vorsitzenden der
Landesrektorenkonferenzen der Universitäten beziehungsweise der
Hochschulen für Angewandte Wissenschaften, Lambert T. Koch und Marcus
Baumann. Eine große Mehrheit der Studierenden zeige sich äußerst
motiviert, dafür zusammen mit ihren Lehrenden auch innovative Wege zu
gehen. Angesichts der bundesweit ergriffenen Maßnahmen zur Eindämmung des
Coronavirus' war der Beginn des anstehenden Semesters auf den 20. April
2020 verschoben worden. Die Hochschulen haben der Politik vorgeschlagen,
an diesem Termin festzuhalten und mit einer reinen Online-Lehre zu
starten. Inwieweit eine im Verlauf des Semesters sich verändernde Lage es
erlaubt, Präsenzveranstaltungen hinzukommen zu lassen, lässt sich derzeit
noch nicht sagen.

Ein weitgehender Umstieg auf Onlineformate in Lehre und Prüfungen bedarf
zeitnah zahlreicher rechtlicher Anpassungen. Um diese auf den Weg zu
bringen, soll das geltende Hochschulgesetz um einen Paragrafen ergänzt
werden, der Maßnahmen zur Bewältigung der SARS-CoV-2-Pandemie ermöglicht.
Dieser Paragraf, so ist es geplant, ermächtigt das für Wissenschaft
zuständige Ministerium, eine Rechtsverordnung zu erlassen, die den Einsatz
digitaler Formate in der Lehre und für Prüfungen erleichtert und den
Hochschulen die benötigte Rechtssicherheit gibt. Außerdem sollen darüber
Vorgaben zur Regelstudienzeit, zum Einschreibungsprozess und für sonstige
wichtige Belange der Arbeit der Hochschulen flexibilisiert werden.

Dazu Professor Baumann: "Die Hochschulen begrüßen die geplante
Rechtsverordnung sehr. Wir müssen auch in diesen überaus schwierigen
Zeiten handlungsfähig bleiben. Selbstverständlich werden sich die
Hochschulleitungen auch jetzt nicht über die Interessen der Gremien ihrer
Einrichtungen einfach hinwegsetzen." Professor Koch ergänzt: "Es geht
allein darum, im Interesse unserer Studierenden schnell zu handeln, damit
wir aus dem Semester so viel machen können, wie es eben geht. Daher bitten
wir das Parlament um parteiübergreifende Solidarität, damit die
Gesetzesänderung samt Rechtsverordnung so schnell wie möglich auf den Weg
gebracht werden kann. Es zählt jeder Tag. Immerhin erwarten wir von den
Lehrenden nicht mehr und nicht weniger, als ihre Lehrformate binnen
weniger Tage teils komplett umzustellen."

Auch an anderer Stelle wollen die Hochschulen ihre Studierenden maximal
unterstützen. So hatten sie sich bereits im Vorfeld bei der
Bundesregierung für eine Anpassung der BAföG-Versorgung eingesetzt.
Mittlerweile hat die zuständige Bundesministerin gegenüber den für den
BAföG-Vollzug zuständigen Bundesländern und ihren
Ausbildungsförderungsämtern klargestellt, dass das BAföG in
pandemiebedingten Fallkonstellationen weiterzuzahlen ist. Außerdem wird
für Studierende, die im Sommersemester unverschuldet nicht alle
eingeplanten Lehrveranstaltungen belegen und Prüfungen ableisten konnten,
eine Verlängerung der Regelstudienzeit vorgeschlagen. Und schließlich
setzen sich die Hochschulen dafür ein, Studierenden, die krisenbedingt in
finanzielle Not geraten, Hilfe zukommen zu lassen. Hierfür kämen
beispielsweise Hilfsfonds und Mikrokredite auf Bundes- oder Landesebene
infrage. Auch darf es in Notsituationen nicht zu Kündigungen der
Unterkunft kommen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1455
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Angewandte Wissenschaften e.V., 01.04.2020
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HOCHSCHULE/2332: Bayerische Hochschulen sprechen sich gegen eine weitere Verschiebung des Sommersemesters 2020 aus (idw)


Hochschule Bayern e.V. - 01.04.2020

Die bayerischen Hochschulen (HAW) sprechen sich gegen eine weitere
Verschiebung des Sommersemesters 2020 aus

Forderung nach einem flexiblen Modell zur Sicherung des individuellen
Lernfortschritts der Studierenden



Die Mitglieder von Hochschule Bayern sprechen sich einstimmig gegen eine
weitere Verschiebung des Vorlesungsstarts nach dem 20. April 2020 aus. Sie
erteilen damit bundesweiten Diskussionen dazu eine klare Absage. "Niemand
kann im Moment sagen, wie lange die Corona-Krise einen Präsenzbetrieb
ausschließt. Eine immer weitere Verschiebung des Studienstarts nach hinten
kann im schlimmsten Fall in einem kompletten Ausfall des Semesters münden.
Wir sind es jetzt unseren Studentinnen und Studenten schuldig, alle
Veranstaltungen soweit möglich in einem Digitalbetrieb anzubieten.

Praktika und unausweichliche Präsenzformate sind, soweit nicht digital
möglich, auf das Ende des Semesters zu schieben", sagt Prof. Dr. Walter
Schober, Vorsitzender von Hochschule Bayern und Präsident der Technischen
Hochschule Ingolstadt. Er betont: "Damit schaffen wir für die Studentinnen
und Studenten zum einen die Chance, ihren Lernfortschritt im
Sommersemester 2020 zu sichern - zum anderen geben wir in einer Phase der
Verunsicherung mit Ausgangsbeschränkung und einem Wegfall von
Studentenjobs die Chance, konkret an der persönlichen Weiterentwicklung zu
arbeiten."

Flexibles Modell

In einem flexiblen Modell umfasst das Sommersemester 2020 einen Zeitraum
für Veranstaltungen und Prüfungen bis 30. September 2020, der aufgrund
unterschiedlicher Rahmenbedingungen der Hochschulen und Fächer individuell
gestaltet werden kann. Eine Flexibilisierung der prüfungs- und
studienordnungsrechtlichen Rahmenbedingungen ermöglicht
situationsgerechtes Handeln. Auch die Realisierung eines komplett
virtuellen Semesters bliebt so im Möglichkeitsraum. Der individuelle
Lernfortschritt der Studentinnen und Studenten soll soweit möglich analog
zu einem Präsenzsemester umsetzbar sein. Prof. Dr. Walter Schober betont:
"Wir bieten an den bayerischen HAWs bereits seit
16. März 2020 virtuelle Angebote an. Diese werden von den Studentinnen und
Studenten sehr begrüßt und positiv angenommen. Die Hochschulen ermöglichen
es ihnen damit auch in der aktuellen Sondersituation in ihrem Studium
fortzuschreiten. Gleichzeitig sollten Studierende, denen das nicht möglich
ist, aber ebenfalls ein Anrecht auf den größtmöglichen Schutz erhalten. Im
Sinne einer allgemeinen Flexibilität sollte das aktuelle Sommersemester
deshalb nicht auf Fristen und Bafög angerechnet werden."

Neue virtuelle Lehrangebote

Die bayerischen Hochschulen haben sich bereits auf die neue Situation
eingestellt. Die virtuellen Lehr-Angebote der Hochschulen wurden im
Digitalbetrieb massiv ausgebaut. "Wir erwarten eine weitgehende Abdeckung
der geplanten Präsenzlehre im Sommersemester durch eine breite Palette an
neuen digitalen Formaten", berichtet Prof. Dr. Walter Schober. "Die
aktuellen Herausforderungen bieten dabei gleichzeitig auch eine große
Chance für die Hochschulen die Digitalisierung der Lehre voranzutreiben."

Zulassung zum Wintersemester 2020/2021

Die bayerischen Hochschulen (HAW) streben für das Wintersemester 2020/2021
einen geregelten Start zum 01. Oktober 2020 an. Dazu gehört eine geordnete
Zulassung zum Studium trotz nach hinten verschobener Abiturprüfungen.
Prof. Dr. Walter Schober: "Auch hier finden sich hervorragende und bereits
erprobte Lösungsansätze. Als Vorbild kann etwa der Umgang mit dem
doppelten Abiturgang dienen. Insbesondere in den weniger werdenden
zulassungsbeschränkten Studiengängen könnte eine Zulassung über
Interimsnoten erfolgen." Ansonsten soll das kommende Wintersemester
plangemäß wieder termingerecht im Regelbetrieb anlaufen. Aktuelle
Belastungen sollten nicht in spätere Semester verschoben werden.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1143

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Bayern e.V., 01.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1469: Corona-Folgen treffen Geflüchtete und Migrant(inn)en in Deutschland besonders hart (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 3. April 2020

Corona-Folgen treffen Geflüchtete und Migrant(inn)en in Deutschland
besonders hart - Deutscher Caritasverband fordert pragmatische und
unbürokratische Lösungen

In der Pandemie entfalten ausländerrechtliche Vorgaben für viele
Migrant(inn)en und Geflüchtete neue Brisanz



Berlin - Die Corona-Pandemie stellt die gesamte Gesellschaft vor riesige
Herausforderungen. Speziell Geflüchtete haben es in dieser Situation
besonders schwer: Viele von ihnen sind angesichts ihrer
Unterbringungssituation dem Virus in besonderer Weise ausgesetzt; die
rechtlichen und bürokratischen Verfahren, von denen ihre Zukunft abhängt,
können nicht wie bisher fortgeführt werden; Kontaktverbote und Isolation
drohen, ihre Integration in die deutsche Gesellschaft merklich zu bremsen.

"Die Caritas begleitet Migrantinnen und Migranten und Geflüchtete seit
Langem und auch in dieser Krise. Wir wissen, wie fragil ihr Platz in
unserer Gesellschaft ist", so Caritas-Präsident Peter Neher. "Wir setzen
alles daran, dass die Corona-Pandemie die Integration, eine Aufgabe für die
gesamte Gesellschaft, nicht zum Erliegen bringt."

Pragmatische Lösungen notwendig

An vielen Stellen kann mit pragmatischen Anpassungen Abhilfe für die
akutesten Probleme geschaffen werden - zum Beispiel, indem Fristen bei den
Asylverfahren, welche im Moment unmöglich zu halten sind, von staatlichen
Stellen gelockert werden, oder indem der Zugang zu bestimmten
Sozialleistungen vereinfacht wird, so Neher weiter. Mit dem letzte Woche
verabschiedeten Sozialschutzpaket hat der Gesetzgeber bereits einige
Schritte in diese Richtung getan. Pragmatische Lösungen sind auch
notwendig, damit EU-Bürgerinnen und EU-Bürger nicht plötzlich mittellos da
stehen und gleichzeitig ohne Möglichkeit, in ihr Land zurückzukehren.

Erforderlich wäre auch die Aufhebung von Arbeitsverboten für
Schutzsuchende. Sie würde ihnen erlauben, in alten und neuen Mangelberufen
(zum Beispiel in der Landwirtschaft) der gesamten Gesellschaft einen Dienst
zu erweisen, fügt der Caritas-Präsident hinzu.

Dringender Handlungsbedarf bei Unterbringung

Der Deutsche Caritasverband fordert, dass Menschen aus Risikogruppen
(Ältere, Menschen mit Vorerkrankungen) und Familien mit Kindern, die in
Großunterkünften leben, unverzüglich aus diesen umverteilt und in kleineren
kommunalen Unterkünften, leer stehenden Hotels oder Appartements
untergebracht werden. Hygiene- und Abstandsregeln können in
Großunterkünften, in denen Küchen und Sanitäreinrichtungen geteilt werden,
nur sehr schwer oder nicht eingehalten werden.

Hindernisse für die Integration

Geflüchtete können zu ehrenamtlichen Patinnen und Paten, die eine
herausragende Rolle bei der Integration spielen, nur noch per Telefon oder
online Kontakt haben. Auch die Schließung von Kitas und Schulen stellt für
die Integrationsbemühungen spürbare Hindernisse dar. Kinder, die mehrere
Wochen lang kein oder wenig Deutsch hören und sprechen, und für die der
virtuelle Unterricht schwierig zu organisieren ist, drohen in der Schule
abgehängt zu werden. Innerhalb der Caritas gibt es auf lokaler Ebene
zahlreiche Angebote und Initiativen, die sich auf die neuen
Herausforderungen anpassen, zum Beispiel mit Hausaufgabenhilfe per
Messenger-Dienst. "Mit großem Pragmatismus und Engagement tun Haupt- und
Ehrenamtliche in der Flüchtlingshilfe alles, damit die Integration nicht
zum Stehen kommt", so Neher. Wir sehen übrigens auch, dass Geflüchtete sich
vielerorts selbst engagieren, zum Beispiel in der Nachbarschaftshilfe für
Risikogruppen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. April 2020

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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ASYL/1468: Flüchtlingsrat fordert allgemeinen Abschiebungsstopp (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 3. April 2020

Flüchtlingsrat fordert allgemeinen Abschiebungsstopp

- Übersicht des Auswärtigen Amts und der Bundespolizei: Abschiebungen
faktisch unmöglich

- Neun Integrationsbeauftragte fordern bundesweiten Abschiebungsstopp



Nachdem das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge sämtliche 
Dublin-Überstellungen bereits am 17. März 2020 (vorerst) bis zum 19. April 2020
ausgesetzt hat, zeigt die Übersicht "Einreisebeschränkungen sowie
Beschränkungen der Rückführungen i.Z.m COVID-19" des Auswärtigen Amtes und
der Bundespolizei mit Stand vom 25. März 2020, was ohnehin auf der Hand lag
und von öffentlichen Stellen teilweise auch eingeräumt wird: Abschiebungen
sind derzeit in weite Teile der Welt faktisch unmöglich, da der Flugverkehr
aufgrund geschlossener Grenzen nahezu vollständig eingestellt und im
Übrigen sehr stark reduziert ist.

Auch sofern Abschiebungen tatsächlich (wieder) durchgeführt werden können,
fordert der Flüchtlingsrat Niedersachsen - wie auch zahlreiche weitere
Organisationen - in Anbetracht der Corona-Pandemie, sämtliche Abschiebungen
bis auf Weiteres auszusetzen und den Betroffenen langfristige Duldungen zu
erteilen: Es ist aus menschrenrechtlicher Sicht unvertretbar, Abschiebungen
in Staaten mit oftmals grundsätzlich fragiler und infolge der Corona-Krise
vollends überlasteter medizinischer Infrastruktur durchzuführen, denn
dadurch wird das örtliche Gesundheitssystem im Zweifel noch weiter
überlastet. Zudem bergen Abschiebungen sowohl für die Betroffenen als auch
für die Beamt_innen und das Flugpersonal ein inakzeptables
Infektionsrisiko. Schließlich besteht die Gefahr, dass der Coronavirus in
andere Länder weitergetragen und seine Ausbreitung beschleunigt wird.

Die Forderung, Abschiebungen ausnahmslos auszusetzen, erheben nunmehr auch
neun der 16 Landesintegrationsbeauftragten, unter ihnen auch die
Vertreterin Niedersachsens, die Landtagsabgeordnete Doris Schröder-Köpf
(SPD). Ihrer Auffassung nach bedarf es, im "Hinblick auf die
Rechtssicherheit der Betroffenen, aber auch auf die weitere Ausbreitung des
SARS-CoV-2 und die sehr dynamische Entwicklung in vielen Herkunftsländern"
eines "generellen vorübergehenden Abschiebestopps in allen Bundesländern."

Der Flüchtlingsrat Niedersachsen fordert die Landesregierung auf, diesen
Worten als bundesweite Vorreiterin schnell Taten folgen zu lassen und einen
ausnahmslosen Abschiebungsstopp aus humanitären Gründen zu verfügen.
Rechtlich ist ihr das möglich: Nach § 60a Abs. 1 AufenthG kann die
oberste Landesbehörde, in Niedersachsen das Innenministerium, aus
humanitären Gründen anordnen, dass Abschiebungen für längstens drei Monate
ausgesetzt werden, wobei es den Bundesländern frei steht, diese Anordnung
einmalig um weitere drei Monate zu verlängern. Einen Abschiebungsstopp über
drei Monate hinaus können die Bundesländer nur dann verfügen, wenn das
Bundesinnenministerium hierzu sein Einvernehmen erklärt, §§ 60a
Abs. 1, 23 Abs. 1 AufenthG.

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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ASYL/1467: Bundesinnenminsterium chartert mitten in der Corona-Krise erneut Abschiebeflieger für eine Frau (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 3. April 2020

Nichts dazugelernt: BMI chartert mitten in der Corona-Krise erneut
Abschiebeflieger für eine Frau



Mitte April will das Bundesinnenministerium (BMI) vom Münchener Flughafen
aus eine einzelne Frau nach Togo abschieben - allen Einschränkungen der
Corona-Krise zum Trotz. Da es keine regulären Flüge mehr gibt und weltweite
Reiseverbote existieren, soll wieder ein Flugzeug allein für die Betroffene
gechartert werden.

Erst vergangene Woche hatte das Bundesinnenministerium (BMI) zwei
Iranerinnen in einem eigens für sie gecharterten Flugzeug in den Iran
abschieben wollen - und wurde mitunter durch Protest von PRO ASYL dazu
gezwungen, die Abschiebung zu stoppen. Doch anstatt daraus zu lernen, wird
einfach weitergemacht. PRO ASYL fordert das BMI auf, endlich von diesen
absurden und unverantwortlichen Maßnahmen Abstand zu nehmen.

»Ganze Länder befinden sich seit Wochen im Stillstand. Obwohl es klar sein
müsste, dass eine Abschiebung derzeit nicht in Frage kommt, werden trotzdem
Menschen in Haft gebracht«, kritisiert Bellinda Bartolucci, Leiterin
Abteilung Rechtspolitik bei PRO ASYL. »Es braucht endlich einen generellen
Abschiebestopp, um die Ängste und die Verunsicherung der Betroffenen zu
beenden und die Anwaltschaft und Behörden in diesen Zeiten nicht noch mehr
in Anspruch nehmen zu müssen«.

Die Betroffene kam alleine nach Deutschland, um hier Asyl zu ersuchen. Sie
wurde im Asylverfahren am Flughafen abgelehnt, durfte nicht nach
Deutschland einreisen und befindet sich nun in der Transitzone in
Abschiebungshaft. Das Asylverfahren durchlief sie in dem extrem
beschleunigten sog. »Flughafenverfahren« nach § 18a AsylG. Innerhalb
von zwei Tagen nach Ankunft muss bereits die Bundesamtsentscheidung
vorliegen. Auch der rechtliche Schutz ist wiederum verkürzt. Und die
Betroffene hat derzeit keine anwaltliche Unterstützung für das
Asylverfahren.

Nun soll sie noch im April nach Togo abgeschoben werden, auf einem extra
für sie gecharterten Flug. In der Hauptstadt Lomé soll ein Hotel für eine
14-tägige Quarantäne gebucht werden. Die sie begleitenden Personen aus
Deutschland fliegen direkt wieder zurück - als lade man sie wie ein Paket
ab und mache sich davon.

PRO ASYL hält das derzeitige Beharren des BMI auf einer Charter-Abschiebung
für absurd und unverantwortlich. Auch in Togo ist laut Auswärtigem Amt die
medizinische Versorgung im Lande »vielfach technisch, apparativ und/ oder
hygienisch problematisch«. Nicht umsonst ist der reguläre Flugverkehr
eingestellt - auch Togo hat die Einreise von Flügen aus Europa seit dem
20.März 2020 gesperrt. Doch die Bundesregierung will nun genau für einen
Tag das Einreiseverbot aufheben lassen - ein unverhältnismäßiger Aufwand,
der Kopfschütteln verursacht.

Nicht nur, dass extra für eine Person ein Flugzeug gechartert wird: Gerade
zu Zeiten einer Pandemie, die Deutschland mit gravierenden Maßnahmen in den
Griff zu bekommen versucht, muss man sich fragen, worauf aktuell der Fokus
der Behörden liegt. Um eine solche Maßnahme zu ermöglichen, braucht es
schließlich auch die entsprechende Begleitung durch eine/n Dolmetscher*in,
Arzt/Ärztin und Begleitbeamt*innen.

PRO ASYL fordert den sofortigen Stopp dieser Abschiebung sowie einen
generellen Abschiebungsstopp aufgrund der weltweiten Ausbreitung des
Corona-Virus. Betroffene müssen davor geschützt werden, in Länder mit
fragilen Gesundheitssystemen abgeschoben zu werden, in denen die
Auswirkungen von Corona katastrophal werden können oder dies bereits sind.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 3. April 2020

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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DEMOSKOPIE/870: Mehrheit glaubt, dass die Pandemie Familie und Freunde näherbringt (IPSOS)


Ipsos - Pressemitteilung vom 3. April 2020

Die positiven Folgen der Corona-Krise: 

Mehrheit glaubt, dass die Pandemie Familie und Freunde näherbringt

- Mehrheit glaubt an engere Beziehung zu Freunden und Familie

- Isolation als Chance, um Wissen zu erweitern

- Sorge um schwache Mitbürger, weniger um eigene Gesundheit



Hamburg - Eine Mehrheit der Befragten (53%) aus 16 Ländern glaubt, dass sie
als Folge des Coronavirus eine engere Beziehung zu ihrer Familie und
Freunden aufbauen werden. Das ist das Ergebnis einer aktuellen Umfrage des
Markt- und Meinungsforschungsunternehmens Ipsos, die vom 26. bis 30. März
durchgeführt wurde.

In Deutschland glauben etwa vier von zehn Bürgern (41%), dass die
COVID-19-Pandemie das Verhältnis zu ihren Liebsten stärken wird. In Indien
(72%), Vietnam (70%) und China (67%) sind noch deutlich mehr Menschen davon
überzeugt, in Japan (19%) und Südkorea (32%) glaubt dagegen nur eine
Minderheit an diesen Effekt.

Isolation als Chance, um Wissen zu erweitern

Viele Menschen versuchen zudem, die neu gewonnene Zeit bei sich zu Hause
positiv zu nutzen. Mehr als jeder fünfte Deutsche (22%) hält es für
wahrscheinlich, dass er sich als Folge der Ausbreitung des Coronavirus neue
Fertigkeiten aneignen wird. In allen anderen befragten Ländern sind die
Menschen sogar noch deutlich optimistischer, dass sie während der Pandemie
neue Kenntnisse und Fähigkeiten erlernen werden, insbesondere in Vietnam
(75%), Indien (74%), Mexiko (64%), China (63%) und Brasilien (60%).

Sorge um schwache Mitbürger, weniger um eigene Gesundheit

Danach gefragt, um was sich die Menschen derzeit die meisten Gedanken
machen, rangiert die Sorge um schwache und anfällige Mitbürger in 13 von 16
Ländern auf Platz eins einer Liste mit insgesamt zehn Optionen. In
Brasilien (70%), Spanien (66%), Großbritannien (66%), Mexiko (61%), Kanada,
Frankreich und Italien (je 60%) ist die Sorge um besonders gefährdete
Personen derzeit am größten, Japaner (23%) und Chinesen (30%) machen sich
weltweit am seltensten Gedanken um schwache Mitmenschen.

Um die eigene Gesundheit machen sich die Menschen deutlich weniger
Gedanken. In Deutschland sorgt sich derzeit nur etwa jeder dritte
Bundesbürger (34%) um das eigene Wohlergehen. In Frankreich (33%), Italien
(32%), den USA (32%), Australien (31%), Mexiko (28%), China (28%) und
Kanada (26%) ist der Anteil derjenigen, die aufgrund des Coronavirus um
ihre Gesundheit fürchten, sogar noch geringer.

Dr. Robert Grimm, Leiter der Ipsos Sozial- und Politikforschung, zu den
Studienergebnissen: »Menschen sind soziale Wesen. Das Positive an der
Coronavirus-Pandemie ist, dass sich viele Menschen wieder auf ihr näheres
Umfeld besinnen, wobei primäre soziale Beziehungen eine neue Bedeutung
erhalten.«


Methode:

Die Ergebnisse stammen aus einer Ipsos Global Advisor-Studie, die vom 26.
bis 30. März 2020 in 16 Ländern unter 13.785 Personen durchgeführt wurde.
In Kanada und den USA waren die Befragten zwischen 18 und 74 Jahren alt, in
Australien, Brasilien, China, Deutschland, Frankreich, Großbritannien,
Indien, Italien, Japan, Mexiko, Russland, Spanien, Südkorea und Vietnam
zwischen 16 und 74 Jahren.

Die Stichproben in Australien, Deutschland, Frankreich, Großbritannien,
Italien, Japan, Kanada, Spanien und den USA können als repräsentativ für
die allgemeine erwachsene Bevölkerung unter 75 Jahren in diesen Ländern
angesehen werden. Die Stichproben in Brasilien, China, Indien, Mexiko,
Russland, Südkorea und Vietnam sind urbaner, gebildeter und/oder
wohlhabender als die allgemeine Bevölkerung und sollten so betrachtet
werden, dass sie die Ansichten der stärker "vernetzten" Bevölkerungsgruppe
widerspiegelt.

Die Daten werden so gewichtet, dass die Zusammensetzung der Stichprobe
jedes Landes das demographische Profil der erwachsenen Bevölkerung gemäß
den jüngsten Volkszählungsdaten am besten widerspiegelt.

Ipsos

Ipsos ist die Nummer 3 weltweit in der Marktforschungsbranche mit mehr als
18.000 Mitarbeitern und starker Präsenz in 90 Ländern.

Unsere Forschungsexperten, Analysten und Wissenschaftler verfügen über das
breite Know-How von Multi-Spezialisten, das tiefe Insights in Handlungen,
Meinungen und Motivationen von Bürgern, Konsumenten, Patienten, Käufern
oder Mitarbeitern ermöglicht. Wir haben die große Bandbreite unserer
Lösungsansätze in 18 Service Lines zusammengefasst und unterstützen damit
über 5000 Kunden weltweit.

1975 in Paris gegründet, wird Ipsos bis heute von Forschern geführt. In
Deutschland sind wir mit ca. 700 Mitarbeitern an sechs Standorten präsent:
Hamburg, Mölln, Berlin, Frankfurt, Nürnberg und München.

 * 

Quelle:

Ipsos GmbH

Sachsenstraße 6, 20097 Hamburg

Telefon: +49 (0) 40 800 96 0, Fax: +49 (0) 40 800 96 4100

E-Mail: mailbox@ipsos.com

Internet: www.ipsos.com
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DEMOSKOPIE/869: Zufriedenheit mit der Bundesregierung so hoch wie noch nie (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. April 2020

ARD-DeutschlandTrend

Zufriedenheit mit der Bundesregierung so hoch wie noch nie - Union
bei Sonntagsfrage stärkste Kraft



Die Deutschen waren mit ihrer Bundesregierung noch nie so zufrieden
wie im Moment. 63 Prozent sind mit der Arbeit der Koalition aus SPD
und Union sehr zufrieden bzw. zufrieden. Das sind 28 Prozentpunkte
mehr als noch im Vormonat. Während im März die Befragten mehrheitlich
weniger bzw. gar nicht zufrieden mit dem Kabinett waren (65 Prozent),
sind es aktuell 36 Prozent (-29 Prozentpunkte). Das hat eine Umfrage
von infratest dimap für den ARD-DeutschlandTrend in dieser Woche
ergeben. Auch die Zufriedenheit mit dem aktuellen Krisenmanagement der
Bundesregierung bezüglich des Corona-Ausbruchs ist mit 72 Prozent
weiterhin hoch. 22 Prozent sind sehr zufrieden (+4 im Vgl. zur
Vorwoche), 50 Prozent zufrieden (-7). 19 Prozent der Bundesbürger sind
mit dem Krisenmanagement der Bundesregierung weniger zufrieden (+1), 8
Prozent gar nicht zufrieden (+3). Wäre am kommenden Sonntag
Bundestagswahl, würden 34 Prozent der Befragten ihre Stimme der Union
geben. Das sind 7 Prozentpunkte mehr als noch vor einem Monat. CDU und
CSU konnten zuletzt im März 2018 diesen Wert erzielen. Die SPD käme
unverändert auf 16 Prozent. Die AfD landet bei 10 Prozent (-2). Das
ist der niedrigste Wert der Partei seit August 2017, als sie - damals
noch nicht im Bundestag - auf 8 Prozent bei der Sonntagsfrage kam. Die
FDP verliert einen Prozentpunkt und landet bei 5 Prozent, der
niedrigste Wert der Freien Demokraten seit Januar 2017. Die Linke
würden 7 Prozent der Befragten wählen (-2). Die Grünen landen in der
Sonntagsfrage bei 22 Prozent (-1) und wären damit wie zuletzt
zweitstärkste Kraft. Für die Sonntagsfrage des ARD-DeutschlandTrends
hat das Meinungsforschungsinstitut infratest dimap von Montag bis
Mittwoch dieser Woche 1.502 Wahlberechtigte bundesweit befragt.
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) kann aktuell den höchsten
Zufriedenheitswert mit ihrer Arbeit in dieser Legislaturperiode
verzeichnen - 64 Prozent der Befragten sind mit ihrer Arbeit momentan
sehr zufrieden bzw. zufrieden (+11 im Vgl. zum Vormonat). 34 Prozent
sind mit ihrer Arbeit weniger bzw. gar nicht zufrieden. Mit der Arbeit
von Finanzminister Olaf Scholz (SPD) sind derzeit 63 Prozent der
Befragten sehr zufrieden bzw. zufrieden (+17 Punkte im Vgl. zum
Vormonat) und 22 Prozent weniger bzw. gar nicht zufrieden.
Gesundheitsminister Jens Spahn (CDU) legt im Vergleich zum März um 9
Prozentpunkte zu und kommt auf einen Zufriedenheitswert von 60
Prozent. 29 Prozent sind mit seiner Arbeit weniger bzw. gar nicht
zufrieden.

Mit der Arbeit des bayerischen Ministerpräsidenten Markus Söder (CSU)
sind derzeit 58 Prozent der Deutschen sehr zufrieden bzw. zufrieden.
Das sind 16 Prozentpunkte mehr als im August 2019, als sein Wert
zuletzt abgefragt wurde. 26 Prozent sind mit seiner Arbeit weniger
bzw. gar nicht zufrieden. Auch mit der Arbeit von Wirtschaftsminister
Peter Altmaier (CDU) sind 51 Prozent der Deutschen sehr zufrieden bzw.
zufrieden. Das sind 13 Prozentpunkte mehr als im Januar. Innenminister
Horst Seehofer (CSU) verbessert sich im Vergleich zum Vormonat um 4
Prozentpunkte und landet bei 47 Prozent Zufriedenheit.

Mit der Arbeit von FDP-Partei- und Fraktionsvorsitzendem Christian
Lindner sind aktuell 31 Prozent (+3 im Vgl. zum Vormonat) der Bürger
sehr zufrieden bzw. zufrieden, 52 Prozent sind weniger bzw. gar nicht
zufrieden. Grünenparteichefin Annalena Baerbock kommt auf 26 Prozent
Zufriedenheit mit ihrer Arbeit (-3 im Vgl. zu Februar). 49 Prozent der
Befragten kennen sie nicht oder können sie nicht beurteilen. Mit der
Arbeit von Noch-CDU-Parteichefin und Verteidigungsministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer sind 22 Prozent der Bürger sehr zufrieden bzw.
zufrieden (+3 im Vgl. zum Vormonat); 67 Prozent sind mit ihrer Arbeit
weniger bzw. gar nicht zufrieden. Mit der AfD-Fraktionsvorsitzenden
Alexander Gauland sind 15 Prozent der Bürger sehr zufrieden bzw.
zufrieden (+-0 im Vgl. zu Februar). SPD-Parteichef Norbert
Walter-Borjans erreicht 12 Prozent Zufriedenheit (-2 im Vgl. zu
Februar im Vgl. zu Februar); mehr als die Hälfte der Deutschen (59
Prozent) kennen ihn nicht oder können ihn nicht beurteilen. Mit der
Arbeit von Bernd Riexinger (Die Linke) sind 9 Prozent der Befragten
sehr zufrieden bzw. zufrieden. 73 Prozent kennen den Partei-Chef der
Linke nicht oder können ihn nicht beurteilen.

Auf die Frage, ob die Verhältnisse in Deutschland eher Anlass zur
Zuversicht oder eher Anlass zur Beunruhigung geben, gaben 44 Prozent
der Deutschen an, dass bei ihnen die Zuversicht überwiege. Bei 51
Prozent ist es die Beunruhigung - das sind 9 Prozentpunkte weniger als
Januar.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.002 Befragte; Sonntagsfrage: 1.502 Befragte

	Erhebungszeitraum: 30.03.2020 bis 31.03.2020; Sonntagsfrage: 30.03.2020 bis 01.04.2020

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der Bundesregierung?

Wie zufrieden sind mit dem Corona-Krisenmanagement der

Bundesregierung?

Jetzt geht es darum, wie zufrieden Sie mit einigen Politikerinnen und
Politikern sind. Wenn Sie jemanden nicht kennen oder nicht beurteilen
können, geben Sie das bitte an. Sind Sie mit der politischen Arbeit
von (...) sehr zufrieden, zufrieden, weniger zufrieden, gar nicht
zufrieden?

Finden Sie, dass die Verhältnisse in Deutschland eher Anlass zur
Zuversicht oder eher Anlass zur Beunruhigung geben?

 * 
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DEMOSKOPIE/868: 93 Prozent befürworten weiter Kontakteinschränkungen (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. April 2020

ARD-DeutschlandTrend

93 Prozent befürworten weiter Kontakteinschränkungen 



Eine große Mehrheit von 93 Prozent der Deutschen befürwortet, dass man
sich aktuell nur noch in der eigenen häuslichen Gemeinschaft oder mit
einer weiteren Person treffen darf. Damit gibt es weiterhin eine große
Zustimmung für diese Regelung, die in Deutschland seit elf Tagen gilt.
Kurz nach ihrem Inkrafttreten hatten sie im ARD-DeutschlandTrend 95
Prozent befürwortet. Eine ablehnende Haltung zu der Maßnahme haben
aktuell 6 Prozent (+3 Punkte im Vgl. zur Vorwoche). Das hat eine
Umfrage von infratest dimap für den ARD-DeutschlandTrend in dieser
Woche ergeben.

Seit dem Ausbruch der Corona-Krise fragt der ARD-DeutschlandTrend
regelmäßig, wie groß die Sorge der Deutschen ist, dass sie oder
Familienmitglieder sich mit dem Virus anstecken. Demnach sorgen sich
aktuell 51 Prozent der Bevölkerung vor einer Ansteckung. Bei 17
Prozent ist diese Sorge sehr groß (-1 Punkt im Vgl. zur Vorwoche), bei
34 Prozent groß (-3). Bei 49 Prozent ist die Sorge weniger groß (35
Prozent; +4) bzw. klein (14 Prozent; +-0).

Die Sorge um die wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands wegen des
Corona-Ausbruchs ist bei Dreiviertel der Gesamtbevölkerung groß (43
Prozent) oder sehr groß (32 Prozent). Bei knapp einem Viertel (24
Prozent) ist diese Sorge weniger groß (21 Prozent) bzw. klein (3
Prozent). Die Sorge, dass sich ihre persönliche wirtschaftliche Lage
verschlechtert, ist bei einem Drittel (34 Prozent) der Befragten sehr
groß (15 Prozent) bzw. groß (19 Prozent). Fast zwei Drittel (65
Prozent) geben an, diesbezüglich sei ihre Sorge weniger groß (38
Prozent) bzw. klein (27 Prozent). Vier Fünftel (79 Prozent) sorgen
sich kaum darum, dass Güter des täglichen Bedarfs knapp werden. Bei 20
Prozent der Deutschen ist diese Sorge sehr groß bzw. groß. Bei den
Erwerbstätigen ergibt sich auf die Frage, ob sie sich Sorgen um den
Verlust ihres Arbeitsplatzes machen, ein eindeutiges Bild: Drei
Viertel geben an, dass ihre Sorge diesbezüglich weniger groß (29
Prozent) bzw. klein (46 Prozent) ist. Bei 8 Prozent ist diese Sorge
sehr groß. Bei 10 Prozent der Erwerbstätigen ist sie groß.

Das Vertrauen der Bürger in die Gesundheitseinrichtungen und Ärzte in
Deutschland ist überwiegend hoch. 77 Prozent haben sehr großes (22
Prozent) bzw. großes Vertrauen (55 Prozent), dass sie die Corona-
Epidemie bewältigen können. Bei 17 Prozent ist das Vertrauen weniger
groß, bei 5 Prozent der Bevölkerung klein. Bei 61 Prozent der
Befragten ist die Sorge, dass nicht jeder Erkrankte in Deutschland
angemessen medizinisch versorgt wird,weniger groß (48 Prozent) oder
klein (13 Prozent). Bei neun Prozent ist diese Sorge sehr groß, bei 28
Prozent groß.

Eine große Mehrheit von 95 Prozent der Bevölkerung vertritt die
Auffassung, dass die Staaten der Europäischen Union einander bei der
Behandlung von Patienten und dem Austausch von Schutzkleidung
unterstützen sollten. Nur vier Prozent stimmen dieser Aussage nicht
zu. Zwei Drittel der Deutschen (65 Prozent) finden es richtig, dass
die deutsche Politik in der Corona-Krise vorrangig national denkt und
handelt. Ebenso viele (64 Prozent) sind auch der Meinung, dass
wohlhabende Staaten wie Deutschland gerade jetzt zusätzliches Geld
ausgeben sollten, um Menschen in ärmeren Regionen der Welt zu
unterstützen.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.002 Befragte; Sonntagsfrage: 1.502 Befragte

	Erhebungszeitraum: 30.03.2020 bis 31.03.2020; Sonntagsfrage: 30.03.2020 bis 01.04.2020

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Mittlerweile sind in verschiedenen Ländern Menschen am Corona-Virus
erkrankt, darunter auch in Deutschland. Wie groß ist Ihre Sorge, dass
Sie selbst oder Mitglieder Ihrer Familie sich mit dem neuen Corona-
Virus anstecken?

Wie groß ist ihr Vertrauen, dass die Gesundheitseinrichtungen und
Ärzte in Deutschland die Corona-Epidemie bewältigen können?

Zur Eindämmung des Corona-Virus sind in Deutschland derzeit
öffentliche Ansammlungen von mehr als zwei Personen verboten, wobei
Familien und Personen aus einem gemeinsamen Haushalt ausgenommen sind.
Befürworten Sie diese Maßnahme oder lehnen Sie diese ab?

Wie groß ist wegen des Corona-Ausbruchs Ihre Sorge, dass ...?

sich Ihre persönliche wirtschaftliche Lage verschlechtert

sich die wirtschaftliche Situation in Deutschland verschlechtert

Sie ihren Arbeitsplatz verlieren

Freiheitsrechte längerfristig eingeschränkt sind

wichtige Güter des täglichen Bedarfs knapp werden

nicht jeder Erkrankte bei uns angemessen medizinisch versorgt
wird

sehr groß / groß / weniger groß / klein

Darüber, wie Staaten weltweit in der aktuellen Corona-Krise handeln
sollten, gibt es unterschiedliche Auffassungen. Geben Sie bitte zu den
folgenden Aussagen an, ob Sie ihnen eher zustimmen oder eher nicht
zustimmen.

Es ist richtig, wenn die deutsche Politik in der Corona-Krise
vorrangig national denkt und handelt.

Die Staaten der Europäischen Union sollten einander bei der Behandlung
von Patienten und dem Austausch von Schutzkleidung unterstützen.

Wohlhabende Staaten wie Deutschland sollten gerade jetzt zusätzliches
Geld ausgeben, um Menschen in ärmeren Regionen der Welt zu
unterstützen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 2. April 2020

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





REPRESSION/1688: Türkei - das Staatsgefüge ächzt ... (SB)




Istanbul ist einer der am dichtesten besiedelten Orte der Welt.
Die Verbreitungsgeschwindigkeit (des Coronavirus, d. Red.) ist sehr
schnell. Daher sollte ein Ausgangsverbot beschlossen werden. Wenn wir
jetzt nicht mutig sind, kann es morgen schon zu spät sein.

Ekrem Imamoglu (CHP-Bürgermeister von Istanbul) [1]

Wie alle Staatsführungen weltweit, jedoch in zugespitzter Weise auf
die spezifischen Zwangsmittel eines autokratischen Regimes fokussiert,
stellt auch die Erdogan-Regierung in der Türkei im Umgang mit der
Corona-Pandemie die Sicherung der Herrschaft allen anderen Maßgaben
voran. Nicht als akute Gefahr für die Gesundheit der Bevölkerung, die
es mit allen zu Gebote stehenden Mitteln abzuwenden gilt, wird diese
Krise eingestuft, sondern als weitere Herausforderung in einem
unablässigen Machtkampf gegen innere und äußere Feinde, die der
türkische Staat, wie ihn Recep Tayyip Erdogan und seine Anhängerschaft
definieren, gewinnen muß. Angefangen von der Leugnung des Problems
über die Geheimhaltung der Fallzahlen und Verfolgung kritischer
Stimmen bis hin zum Primat einer funktionsfähigen Wirtschaft auf
Kosten schneller und umfassender Maßnahmen zur Eindämmung des Virus
führt das Regime einen Krieg nicht so sehr gegen Corona, als vielmehr
gegen zahllose Menschen im Land, die wie so viele vor ihnen der
Staatsräson geopfert werden.

Wie Donald Trump, Jair Bolsonaro oder Rodrigo Duterte, um nur einige
prominente Geistesverwandte des türkischen Autokraten zu nennen, neigt
auch Erdogan zu katastrophalen Manövern, die vor allem deshalb
aberwitzig anmuten, weil sie in Händen eines einzigen Despoten
gebündelt besonders krass hervortreten. Wer als personifizierter
Sachwalter der Interessen gesellschaftlicher Eliten nicht nur das
Gewaltmonopol exekutiert, sondern auch die Deutungsmacht diktiert,
versteigt sich zwangsläufig zur Auffassung, die Pandemie sei eine
Erfindung seiner Gegner, die sich gegen ihn verschworen hätten. Eine
Pathologisierung des Machthabers wird dennoch der Widerspruchslage
nicht gerecht, zumal sich die Kontroverse, wie Corona am besten zu
bekämpfen sei, in der Türkei eher graduell als grundsätzlich von der
in anderen Ländern unterscheidet.

Anfangs kursierten in der Boulevardpresse und regierungsnahen Medien
Gerüchte, besondere Gene der Turkvölker machten diese gegen COVID-19
immun. Mit dieser nationalchauvinistischen Sumpfblüte korrespondierte
die amtliche Behauptung, im Lande gebe es keine Infektionen. Wer das
öffentlich in Zweifel zog oder gar Fallzahlen vorlegte, wurde mit
Repression überzogen. Mehr als 400 Personen wurden wegen "provokanter
und mißbräuchlicher" Informationen über die Corona-Pandemie
festgenommen, 1.750 verdächtige Social-Media-Konten identifiziert,
wovon die Mehrheit "Terrorgruppen" angehöre, wie der türkische
Innenminister Süleyman Soylu erklärte. Die Organisation Reporter ohne
Grenzen berichtet von sieben Journalisten, die innerhalb einer Woche
verhaftet wurden, weil sie über Ansteckungen und Todesfälle berichtet
hatten. [2]

Als sich die Krankheitsfälle nicht mehr verheimlichen ließen, sah sich
die Regierung zu einer modifizierten Informationspolitik und ersten
Maßnahmen gezwungen, die jedoch viel zu spät kamen und nicht
weitreichend genug waren. Den offiziellen Zahlen ist aus verschiedenen
Gründen nicht zu trauen: Häufig sind die Angaben der Regierung in sich
widersprüchlich und weichen erheblich von regionalen Zählungen ab.
Zudem wird bislang so wenig getestet, daß keine annähernd relevante
Grundlage einer vertrauenswürdigen Schätzung existiert. Alles deutet
darauf hin, daß sich COVID-19 unkontrolliert sehr viel weiter
ausgebreitet hat, als Regierungskreise angeben und aufgrund
vorliegender Daten bekannt ist.

Die Türkei hatte am 11. März ihren ersten Coronavirus-Fall gemeldet,
und seither sind in diesem Land mit rund 83 Millionen Einwohnern
lediglich etwa 125.000 Tests durchgeführt worden. Im Vergleich dazu
werden in Deutschland nach Angaben des Robert-Koch-Instituts derzeit
rund 350.000 Personen pro Woche getestet. Da das Nachbarland Iran
längst als gefährlicher Infektionsherd für die gesamte Region bekannt
war, mußte man schon zum damaligen Zeitpunkt von einer Verbreitung in
der Türkei ausgehen. Die Regierung in Ankara schloß dann zwar Schulen,
Universitäten und mit einiger Verzögerung auch Moscheen, doch waren
unter anderem Tausende Mekka-Pilger nach ihrer Rückkehr aus
Saudi-Arabien ohne Quarantäne nach Hause geschickt wurden, wo sie den
Erreger möglicherweise weiterverbreiteten. Erst nach öffentlichen
Protesten wurden die letzten 5000 Pilger für zwei Wochen in die
Isolation geschickt.

Gesundheitsminister Fahrettin Koca mußte kürzlich einräumen, die
Regierung habe anfangs nicht gewußt, wie schnell sich das Coronavirus
von einem Menschen auf den nächsten übertragen kann. Obgleich sich
SARS-CoV-2 inzwischen in kaum einem anderen Land der Welt so schnell
wie in der Türkei verbreitet, wurden dort im Unterschied zu
zahlreichen EU-Staaten keine Ausgangssperren oder Kontaktverbote
beschlossen. Die Regierung setzt vor allem auf Einschränkungen des
internationalen und überregionalen Verkehrs. Zudem ließ sie
Bildungseinrichtungen und Parks schließen, Großereignisse wurden
abgesagt. Eine Ausgangssperre gilt lediglich für Menschen, die älter
als 65 sind, sowie chronisch Kranke, die ebenfalls zur Risikogruppe
gehören. Der Rest der Bevölkerung soll sich auf freiwilliger Basis
möglichst selbst isolieren.

In der türkischen Öffentlichkeit, aber auch innerhalb der Regierung
wird darüber diskutiert, ob gesetzliche Quarantänemaßnahmen für alle
notwendig werden könnten. Während Gesundheitsminister Fahrettin Koca
für eine Ausgangssperre plädiert, positioniert sich Erdogan dagegen,
der offenbar fürchtet, daß die kriselnde Wirtschaft endgültig
abstürzt. Wie in anderen Ländern sind auch in der Türkei die Virologen
uneins, ob eine Ausgangssperre wirksam und notwendig sei. Zu den
bekanntesten Befürwortern einer solchen Maßnahme zählt Ekrem Imamoglu,
der oppositionelle Bürgermeister von Istanbul. Er verlangt von der
Regierung, sie solle in der 16-Millionen-Metropole eine Ausgangssperre
verhängen, die er nicht selbst anordnen darf. In Hinblick auf die
Infektionsfälle und Toten ist Istanbul die mit Abstand am schwersten
betroffene Stadt des Landes.

Der Neurowissenschaftler und Genetiker Caghan Kizil, Leiter der
Helmholtz-Forschungsgruppe an der TU Dresden, hält strenge
Quarantänemaßnahmen für unumgänglich: "Wir wissen, dass die
schreckliche Situation in Italien, Spanien und teilweise in den USA
daraus resultierte, dass nicht ausreichend Social-Distancing-Maßnahmen
durchgeführt wurden. Die Türkei hat bis heute keine strikte Quarantäne
verhängt. Die Mehrheit der Bevölkerung kann sich immer noch frei
bewegen." Auch die unzureichende Zahl der Tests hält er für
verhängnisvoll, da eine starke Verbreitung nur verhindert werden
könne, wenn die Fälle von Infektionen gründlich registriert würden.

Für zahlreiche Mediziner in türkischen Krankenhäusern ist die
Eindämmung des Coronavirus durch Social-Distancing, Tests und
Isolation bereits gescheitert. Stattdessen rechnen die
Krankenhausangestellten mit einem baldigen Ansturm von
Corona-Patienten, der das Gesundheitssystem an seine Grenzen bringt.
Die Türkische Ärztevereinigung kritisiert immer wieder, daß zu wenig
Schutzausrüstung für das Gesundheitspersonal zur Verfügung stehe. Die
türkische Regierung hingegen sieht offiziellen Angaben zufolge keine
Gefahr, da die Türkei über genügend Beatmungsgeräte und Intensivbetten
verfüge.

Die AKP-Regierung bezichtigt die Opposition, aus der Krise politisches
Kapital zu schlagen. Die Antwort Ankaras darauf ist eine maximale
Zentralisierung aller wichtigen Entscheidungen, wodurch die ohnehin
vorhandenen Gräben im Land weiter vertieft werden. So wurden
unabhängige Spendenaktionen von oppositionsgeführten Stadtverwaltungen
in Istanbul und anderen Großstädten gestoppt, wogegen Ekrem Imamoglu
vor dem Verwaltungsgerichtshof in Ankara Einspruch eingelegt hat.
Höchst umstritten ist auch ein geplanter Straferlaß, der bis zu
130.000 Häftlingen in den überfüllten Haftanstalten des Landes die
Freiheit bringen soll, um die Infektionsgefahr in den Gefängnissen zu
vermindern. Laut den Plänen der AKP könnten davon selbst einige
Gewalttäter profitieren, nicht aber die massenhaft unter dem
Terrorvorwurf inhaftierten Oppositionellen, Journalisten und
Gülen-Anhänger.

Als Erdogan Anfang der Woche nach einem Treffen seines Kabinetts per
Videoschaltung vor die Kameras trat, wurde weithin die Bekanntgabe
einer landesweiten Ausgangssperre erwartet. Statt dessen rief der
Präsident seine Landsleute zu einer "Kampagne der nationalen
Solidarität" auf. Jeder solle in einen Fonds einzahlen, der alle
diejenigen unterstützen werde, die aufgrund des Kampfes gegen das
neuartige Coronavirus ihre Arbeit verlieren würden. Er selbst gehe mit
gutem Beispiel voran und spende sieben Monatsgehälter. Dem solle jeder
Beamte, jeder Bürgermeister und jeder Funktionär seiner AKP folgen.
Den größten Beitrag erwarte er von den Unternehmern und den
Philanthropen des Landes, wobei der bekannteste Philanthrop, Osman
Kavala, aufgrund fingierter Vorwürfe seit Oktober 2017 in
Untersuchungshaft sitzt.

Erdogan, der aus Furcht vor einer Ansteckung nicht mehr im pompösen
Präsidentenpalast, sondern in seinem Sommersitz in Istanbul oder in
Ankara im früheren Amtssitz Atatürks wohnt, zeigte sich besorgt über
die wirtschaftlichen Folgen der Krise. Die Türkei müsse die Produktion
aufrechterhalten und die Räder müßten sich weiter drehen, "wie auch
immer die Umstände" seien. Die Regierung werde sicherstellen, daß die
weiter produzierenden Unternehmen ihre Beschäftigten auch schützten.
Daß diese "Solidarität" darauf hinausläuft, die Bewältigung der Krise
vom Staat auf die Bevölkerung abzuwälzen, löste einen Sturm des
Protestes aus, wie ihn das Regime in dieser Form noch nicht erlebt
hat.

Die Vorsitzende der oppositionellen Iyi-Partei, Meral Aksener,
forderte Erdogan auf, er solle sein Präsidentenflugzeug vom Typ Boeing
747-8 im Wert von 400 Millionen Dollar verkaufen, das ihm der Emir von
Qatar geschenkt habe. In den sozialen Medien hagelte es Spott und
Hohn. Deutschland stelle ein Rettungspaket mit 750 Milliarden Euro
zusammen, die Türkei gebe hingegen lediglich Iban-Nummern für eine
Solidaritätsaktion bekannt, was insofern nicht ganz zutrifft, als die
Zentralbank Stützungsmaßnahmen durchführt. Ein Nutzer schlug vor,
Erdogan solle doch auf sein Lieblingsprojekt eines Kanals zwischen dem
Schwarzen Meer und dem Marmarameer verzichten, dann gebe es genügend
Geld für Solidarität. Empört schrieb der angesehene Intellektuelle
Murat Yetkin, Erdogan sei nur am Wohlergehen der ihm nahestehenden
Unternehmer im Baugewerbe und im Handel interessiert, nicht aber an
Menschenleben. Sein "Heldentum" überzeuge nicht. Yetkin will daher
wissen, weshalb nicht auf die Arbeitslosenversicherung und die
Reserven der Zentralbank zurückgegriffen werde und ob die
Staatskassen, für die Erdogans Schwiegersohn und Finanzminister Berat
Albayrak verantwortlich ist, leer seien. Er fürchte, daß die Spenden
direkt in die Taschen der Unternehmer fließen könnten, die den nun
verwaisten Istanbuler Flughafen gebaut haben. [3]

Das Regime hat mit massiver Repression jegliche Opposition im Land
unterdrückt, doch niemals völlig zum Schweigen gebracht. Erdogans
Umgang mit der Corona-Pandemie führt der Bevölkerung vor Augen, wie
wenig ihr Leben wiegt, wenn die Wucht der Staatsräson in Anschlag
gebracht wird. Dies ruft Widerstand auf den Plan, der noch anwachsen
dürfte, wenn die Todeszahlen in dem befürchteten Maße steigen.


Fußnoten:

[1] www.dw.com/de/coronavirus-in-der-türkei-eine-katastrophe-mit-ansage/a-52972094

[2] www.heise.de/tp/features/Die-Tuerkei-und-das-Coronavirus-4692909.html

[3] www.faz.net/aktuell/politik/ausland/wie-erdogan-corona-bekaempft-geld-fuer-virus-opfer-spenden-16705421.html
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REPRESSION/1687: US-Gefängnisse - eine Zeitbombe ... (SB)




Jetzt ist es an der Zeit, die Gefängnisse zu leeren. Mit mehr als zwei
Millionen Menschen eingesperrt, die große Mehrzahl davon für nicht gewalttätige
Straftaten, zusammengepackt wie Sardinen, bietet die Überbelegung perfekte
Voraussetzungen für die massenhafte Ansteckung der Insassen und die Verbreitung
der COVID-19-Seuche unter ihnen. Nicht gewalttätige, für Drogenvergehen
verurteilte Gefangene, Menschen, die keine Kaution aufbringen konnten, die
älteren und kranken - alle sollten befreit werden, bevor sie infiziert werden,
die Seuche verbreiten und sterben.
 
Eve Otterberg - Prisons are a COVID-19 Petri Dish [1]

Life without parole - die dunkle Seite des Kampfes gegen die Todesstrafe in den
USA besteht in der Umwandlung dieser Urteile in lebenslängliche Haftstrafe ohne
Möglichkeit der Begnadigung oder andere Formen von Langzeitstrafen, die fast
aufs Gleiche hinauslaufen. Diese Art von Ersatzstrafe wird in einer wachsenden
Anzahl von US-Bundesstaaten verhängt und konfrontiert die Betroffenen damit, das
Gefängnis voraussichtlich in einem Sarg verlassen zu müssen. Wer im Alter von 20
Jahren wegen Mordes verurteilt wurde, kann auf diese Weise Zeitstrafen von 50
Jahren und mehr absitzen, ohne Aussicht darauf, wenigstens für einige Jahre noch
einmal außerhalb des Strafvollzuges zu leben. Obwohl die Zahl sogenannter
Kapitalvergehen seit 25 Jahren in den USA rückläufig ist, nimmt die Zahl von
Langzeitgefangenen immer mehr zu.

Das hat im Fall von New York dazu geführt, daß von 91.000 Strafgefangenen des
Staates insgesamt über 10.000 mehr als 50 Jahre alt sind. Die Zahl der älteren
Insassen ab 50 Jahre aufwärts hat sich zwischen 2000 und 2013 verdoppelt. Die
davon Betroffenen gehören weit überproportional den Gruppen schwarzer und
hispanischer Insassen an, was für alle Ebenen und Institutionen des
US-Strafvollzuges gilt. Er ist von grundauf rassistisch, nicht nur, weil er die
auf starker Benachteiligung nichtweißer Minderheiten fußende Sozialstruktur der
US-Gesellschaft abbildet, sondern weil Strafrecht und Strafprozeß nichtweiße
Angeklagte benachteiligen. Für alle Altersgruppen gilt zudem, daß nichtweiße
Insassen die schlechtesten Chancen darauf haben, für eine vorzeitige Entlassung
in Frage zu kommen.

So werden die in diesen Gruppen besonders häufigen Drogenvergehen, auch wenn
keine Gewalt im Spiel ist, als permanente Bedrohung der Gesellschaft betrachtet,
was dazu führt, daß sich unbefristete Haftstrafen länger und länger hinziehen können. Bei
der Anhörung vor der Begnadigungskommission wird die Dauer der bereits verbüßten
Strafe nicht in Rechnung gestellt, sondern stets auf den strafrechtlichen Anlaß
geschaut, auch wenn dieser schon ein halbes Jahrhundert zurückliegt. Zudem sind
die Parole Boards dem Druck politischer Partikularinteressen ausgesetzt, weil
ihre Mitglieder vom Gouverneur ernannt und vom Senat bestätigt werden müssen.

Da ältere Gefangene zu der Gruppe mit dem höchsten Risiko gehören, an COVID-19
zu erkranken und zu sterben, setzen sich Initiativen wie Release Aging People in
Prison (RAPP) für die schnelle Entlassung so vieler Insassen wie möglich aus
humanitären Gründen ein. Das gilt insbesondere für ältere Gefangenen - sie
weisen die geringste Rückfallrate auf und befinden sich häufig schon seit
Jahrzehnten hinter Gittern. RAPP-Mitbegründerin Laura Whitehorn [2] und die
beiden anderen GründerInnen, die ehemalige Weather Underground-Aktivistin Kathy
Boudin und der verstorbene Mujahid Farid, saßen ihre langjährigen Haftstrafen
während des Beginns der AIDS-Epidemie ab. Sie haben miterlebt, wie zahlreiche
Gefangene unter schlechten hygienischen Bedingungen ohne angemessene
medizinische Versorgung in der Enge der Haftanstalten mit dem neuen Erreger
angesteckt wurden und verstarben.

Sie wissen, was es bedeutet, wenn eine potentiell tödlich Infektionskrankheit in
die Knäste eindringt. Für die Gefangenenbevölkerung gibt es praktisch keine
Ausweichmöglichkeiten, so daß ansteckende Krankheiten unter den schlechten
hygienischen Bedingungen der häufig überbelegten Haftanstalten mit großer
Geschwindigkeit um sich greifen. Daher wendet sich RAPP zur Zeit mit allen
Mitteln an PolitikerInnen und die Öffentlichkeit, um eine möglichst
weitreichende Entlassung nicht nur, aber besonders älterer Gefangener zu
erreichen [3]. 

Bisher hat New Yorks Gouverneur Andrew Cuomo nicht mehr als die Entlassung von
1.100 Gefangenen in Aussicht gestellt, die wegen Verstoßes gegen
Bewährungsauflagen inhaftiert sind. Einige hundert Insassen wurden entlassen,
von einer umfassenden Amnestie kann jedoch keine Rede sein. Genau das verlangen
RAPP und andere Gefangeneninitiativen und Bürgerrechtsorganisationen,
insbesondere wenn die Gefangenen fortgeschrittenen Alters, aufgrund einer
Vorerkrankung durch COVID-19 besonders gefährdet oder schwanger sind. Zudem
fordern sie die Einstellung des Systems der Zwangsarbeit in den Gefängnissen des
Staates und eine normale Entlohnung für diejenigen, die freiwillig arbeiten
wollen, anstatt sie mit 10 Cent die Stunde abzuspeisen. Zudem soll Cuomo sich
gegen den Rollback stellen, der in der Rücknahme bereits erreichter
Strafrechtsreformen besteht, und die Zahl der Insassen niedrig halten, was in
Zeiten der Pandemie schon aus medizinischen Gründen absolutes Gebot ist.

Carol Shapiro, eine jüdische New Yorkerin und ehemaliges Mitglied einer
Begnadigungskommission, äußerte in einem Online-Forum, das RAPP am 25. März
abhielt, die Befürchtung, daß die Gefängnisse drauf und dran sind, sich zu
"Todeslagern" zu entwickeln. Sie forderte, die von COVID-19 bedrohten Gefangenen
"sofort und unter sehr geringen Voraussetzungen entlassen. Wir sollten nicht
einmal über ihren Strafrechtsverstoß nachdenken. Laßt uns ehrlich sein, die
Mehrheit der Menschen in unseren Gefängnissen müßten nicht dort sein. Wir müssen
sowieso ein anderes Gespräch über dieses Problem führen!" [4] Wie andere
AktivistInnen für eine grundlegende Reform des Strafvollzugssystems in den USA
ist für Shapiro mit der akuten Bedrohung durch COVID-19 die Stunde gekommen,
einen großen Schritt in der Sache nach vorne zu tun.

Hinter Gittern ist Social Distancing unmöglich, erklärt die Prison Policy
Initiative [5] anhand des Beispiels von Kreuzfahrtschiffen und Pflegeheimen, wo
COVID-19 besonders rasant um sich greift. Es gibt allerdings eine Form der
Isolation im US-Strafvollzug, die auf Folter hinausläuft - Solitary Confinement
[6]. Manche Gefangenen müssen die vollständige Isolation in absoluter Einzelhaft
jahrzehntelang aushalten, nicht wenige werden dabei verrückt oder sterben. Rund
50.000 Menschen werden in den USA über mehr oder weniger lange Zeit auf diese
Weise gefoltert, und es sollte nicht erstaunen, daß angesichts der
Coronapandemie Vorschläge laut werden, doch noch mehr Gefangene in Einzelhaft zu
stecken. Auch wenn es nicht genug dafür vorgesehene Zellenkomplexe gibt,
könnte die Idee, als vermeintlicher Schutz vor Ansteckung bei lebendigem Leib
in einem Betonsarg vergraben zu werden, nicht zynischer sein.

Mit über 100.000 Infizierten ist der Bundesstaat New York das Epizentrum der
Coronapandemie in den Vereinigten Staaten, die am 3. April mit 245.500 als
infiziert gemeldeten Fällen wiederum die Liste der von COVID-19 betroffenen
Staaten anführen. Zugleich leistet sich die am meisten von der krassen sozialen
Ungleichheit im Land profitierende EigentümerInnenklasse eine
Gefangenenbevölkerung von rund 2,3 Millionen Menschen plus 39.000 inhaftierte
MigrantInnen, darunter 4.000 unbegleitete Kinder ab dem Alter von 6 Jahren. Das
US-Knastsystem ist eine besonders wirksame Form harscher Klassenherrschaft,
entzieht es doch insgesamt rund 8,5 Millionen Menschen, die entweder inhaftiert
sind oder denen als ehemalige Strafgefangene Bürgerrechte entzogen werden, 
fast jede Form demokratischer Teilhabe. 

Aufgrund der Versäumnisse der Trump-Regierung stehen die USA erst am Beginn der
epidemischen Durchdringung der Bevölkerung mit COVID-19. Noch besteht die
Möglichkeit, die Knäste auf einigermaßen geordnete Weise zu leeren. Auf dem
Höhepunkt der Pandemie dürften die Verhältnisse so katastrophal und chaotisch
sein, daß die Gefangenen Gefahr laufen, hinter Gittern vergessen zu werden, was
wiederum jede nur erdenkliche Form von Widerstand mobilisierte. 


Fußnoten:

[1] https://www.counterpunch.org/2020/04/02/prisons-are-a-covid-19-petri-dish/

[2] https://www.counterpunch.org/2020/03/23/fighting-the-cuomo-virus-to-free-imprisoned-elders/

[3] http://rappcampaign.com

[4] https://www.counterpunch.org/2020/04/01/death-camps-in-the-making-new-yorks-prisons-during-a-time-of-pandemic/

[5] https://www.prisonpolicy.org/blog/2020/04/03/density/

[6] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/repr1512.html
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LAIRE/1370: Ukraine - Landreform zugunsten der Konzerne ... (SB)




Die Ukraine hat eine Landreform beschlossen, die es ermöglichen soll,
größere Landflächen zu erwerben. [1] Zwar ist dies nur ukrainischen
Personen und Körperschaften vorbehalten, aber wie lange die Blockade
ausländischer Investoren anhält, ihre Kapital in ukrainische Firmen
zu investieren, ist unklar. Am Ende werden die Oligarchen gewinnen,
ob sie nun aus dem In- oder Ausland stammen.

Begründet wird die seit langem auch von Oppositionsparteien
geforderte Reform damit, daß gegenwärtig rund sieben Millionen kleine
Landbesitzer auf ihrem Grund keine langfristigen Investitionen
vornehmen. Das ist jedoch kein Sachzwang. Die Regierung könnte ihnen
eine Bestandsgarantie geben und Zugang zu einem Maschinenpark
verschaffen, den sich eine Bäuerin oder ein Bauer allein nicht
leisten kann. Um nur ein Beispiel zu nennen.

Der Internationale Währungsfonds will die
großgrundbesitzerfreundliche Folgsamkeit des ukrainischen Parlaments,
das das Gesetz zur Landreform (No. 2178-10) in einer Sondersitzung am
1. April angenommen hat, belohnen und hat angekündigt, die Ukraine in
Kürze mit der ersten Tranche eines 7,3 Mrd. Euro schweren Kredits
versorgen zu wollen.

Das im Jahr 2001 beschlossene Moratorium auf den Verkauf von Land -
Verpachten und Vererben ist erlaubt - wird damit endgültig
abgeschafft. Nach der ersten Lesung im November 2019 waren über 4.000
Änderungsanträge gegen das von Präsident Wolodymyr Selenskyj und
seiner Partei "Diener des Volkes" eingebrachte Gesetz vorgelegt
worden. Die Partei verfügt zwar über die absolute Mehrheit im
Parlament, ist aber inhaltlich wegen der Landfrage gespalten.

Die neuen Bestimmungen sehen vor, daß Bürgerinnen und Bürger der
Ukraine ab dem 1. Juli 2021 bis zu 100 Hektar Land pro Person
erwerben dürfen. Ab 2024 gilt dies auch für Körperschaften, die im
Einklang mit der ukrainischen Gesetzgebung geschaffen und registriert
sind und deren Mitglieder bzw. Aktienbesitzer wiederum nur aus der
Ukraine, vom Staat oder örtlichen Gemeinden stammen. Auch Banken
dürfen Land erwerben, müssen es aber nach dem Kauf binnen zwei Jahren
wieder verkaufen. Erst ein späteres Referendum soll darüber
entscheiden, ob auch Ausländer Land erwerben dürfen. Ein Termin dafür
steht noch nicht fest.

Die Ukraine als einstige Kornkammer Europas verfügt über eine
Ackerfläche von 32,5 Mio. Hektar, das macht 53,9 Prozent der
ukrainischen Landfläche aus. Nach Rußland ist das die größte
landwirtschaftliche Nutzfläche in Europa. Zum Vergleich: Das deutsche
Ackerland umfaßt rund 12 Mio. Hektar.

Das geltende Verbot, Boden zu verkaufen, hatte den Effekt, daß keine
Hypothek auf das Land aufgenommen werden durfte. Auch aus diesem
Grund blieb der Grad der landwirtschaftlichen Mechanisierung, die
meist hohe Investitionen erfordert, hinter dem beispielsweise
Österreichs oder Deutschlands zurück. Vordergründig gesehen könnte
aus dem Boden mehr herausgeholt werden, sollte diese Schranke
wegfallen. Aber wer würde davon profitieren?

Die jetzt beschlossene Landreform ist nach wie vor umstritten,
obschon die Ukraine entgegen den Erwartungen des IWF ein Verbot des
Landkaufs durch ausländische Investoren verhängt hat. Das war einer
der Kernkritikpunkte nicht zuletzt des extrem rechten Spektrums in
der Bevölkerung. Indes kann durch die Landreform nicht verhindert
werden, daß ukrainische Oligarchen ihre Kapitalmacht und andere
Mittel nutzen und sich die Landfläche aneignen. Dafür gibt es ein im
doppelten Sinn naheliegendes Vorbild: Deutschland.

Die Bodenverwertungs- und verwaltungs GmbH (BVVG) verkauft seit 1992
ehemals volkseigene Land- und forstwirtschaftliche Flächen
Ostdeutschlands. Nicht ausländische, aber außerlandwirtschaftliche
Investoren haben sich dort groß einkauft. Diese "Oligarchen" tragen
andere Namen, haben aber eine ähnliche gesellschaftliche Funktion wie
in der Ukraine. Nach Angaben der Bundesregierung kommen sie "aus der
Finanzbranche, der Möbelindustrie, dem Einzelhandel, dem Schiffbau
und der Pharmaindustrie". [2]

Zur Parzellierung des Landes und der Verteilung als Streubesitz war
es nach der Auflösung der Sowjetunion gekommen. Damals hatten die
ehemaligen Arbeiterinnen und Arbeiter der rund 12.000 Kolchosen Land
zugeteilt bekommen, im Durchschnitt 4,2 Hektar groß. Eine Pacht von
zusätzlichem Land war möglich, jedoch nicht einfach zu
bewerkstelligen. Heute sind rund 20 Prozent der arbeitenden
Bevölkerung in der Landwirtschaft tätig, die wiederum rund 20 Prozent
zum Bruttoinlandprodukt beiträgt.

Andere landwirtschaftliche Organisationsformen als die jetzt in die
Wege geleitete Hinwendung zur Bodenakkumulation sind vorstellbar,
ohne daß deswegen zur zentralstaatlich organisierten
kollektivistischen Landwirtschaft von einst zurückgekehrt werden
müßte. Das von der Ukraine favorisierte marktwirtschaftliche Modell
kann zwar Vorteile haben, sollte nun in die Nutzbarmachung des
landwirtschaftlichen Potentials investiert und die
Erntemenge gesteigert werden, aber Verlaß ist auf die Marktwirtschaft
nicht. Das hat 2008 die globale Preisexplosion von
Grundnahrungsmitteln gezeigt, als in mehreren Dutzend Ländern
Hungerrevolten ausbrachen - eine direkte Folge von typisch
marktwirtschaftlichen Faktoren wie Finanzspekulation und
Flächenkonkurrenz durch den Pflanzenanbau für die
Treibstoffproduktion.

Ernährungsouveränität, also die Sicherheit einer quantitativ und
qualitativ guten Ernährung in Verbindung mit der Beibehaltung der
Verfügungsgewalt über die Produktionsmittel durch diejenigen, die das
Land bewirtschaften, wäre als Startpunkt für eine Landreform ein ganz
und gar anderer Ansatz, als er jetzt verfolgt wird. So etwas würde
auch nicht vom Internationalen Währungsfonds unterstützt, geschweige
denn von der Europäischen Union, die eine Loslösung der Ukraine von
Rußland betrieben hat, um ihren eigenen Einfluß auszudehnen.

Auch die ukrainischen Oligarchen, die sich bei dem Versuch,
Ernährungsouveränität zu erlangen, um ihre liebgewonnenen Pfründe
Sorgen machen müßten, würden versuchen, die Idee zu verunglimpfen und
zum Scheitern zu bringen. Von den rechten bis extrem rechten Kräften
in der Ukraine ganz zu schweigen. So hat die Partei "Vaterland" der
früheren Ministerpräsidentin Julia Timoschenko lediglich dagegen
opponiert, daß Ausländer Land erwerben, nicht jedoch gegen die
Bereicherung durch Einheimische.

Sollten sich in Zukunft die kleinen Landbesitzenden verschulden, wird
ihnen oftmals nichts anderes übrig bleiben, als ihr Land zu
verkaufen. Ein zunächst rein inländisches Landgrabbing als Folge der
Reform wird unvermeidlich sein. Selbst wenn einige Oligarchen größere
Investitionen tätigen, um den sozialen Frieden zu wahren, wird am
Ende die Ungleichheit der Menschen verstärkt.


Fußnoten:

[1]
https://www.euronews.com/2020/03/31/ukraine-lifts-ban-on-sale-of-farmland-in-bid-to-receive-international-funds

[2]
https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/landgrabbing-in-ostdeutschland-wie-der-staat-beim-kampf-um-ackerflaechen-mitverdient/25314092.html

3. April 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





STANDPUNKT/944: Piratenpartei sieht in Homeoffice eine Chance in der Krise (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 3. April 2020

Piratenpartei sieht in Homeoffice eine Chance in der Krise



Aufgrund der SARS-CoV-2-Pandemie arbeiten derzeit vermehrt Menschen über
das Internet von Zuhause. Die Piratenpartei sieht darin eine Chance für
einen großen Schritt in der Digitalisierung zur Vereinbarkeit von Beruf und
Privatleben und für den Klimaschutz.

"Wir alle hoffen, dass wir als eine bessere Gesellschaft aus der Krise
herauskommen. Aktuell zeigt sich, wie sehr uns die Digitalisierung helfen
kann. Viele Unternehmen, die dem Thema Homeoffice bisher skeptisch
gegenüber standen, haben es nun für ihre Beschäftigten ermöglicht.
Plötzlich fallen zeitaufwendige und klimabelastende Arbeitswege weg. Viele
Menschen gewinnen an Flexibilität, um Privatleben und Beruf besser unter
einen Hut zu bringen. Diese Fortschritte müssen für alle, die gerne so
arbeiten wollen, auch nach der Krise beibehalten und weiter verfolgt
werden!", so Sebastian Alscher, Bundesvorsitzender der Piratenpartei.

Auch bei der Telearbeit müssen Datenschutz und Beschäftigtenrechte
vollumfänglich beachtet und eingehalten werden.

"Homeoffice darf nicht zu elektronischer Überwachung während der
Arbeitszeit führen. Auch bei einem Heimarbeitsplatz haben Arbeitgeberinnen
und Arbeitgeber für eine ergonomische Arbeitsumgebung Sorge zu tragen. Es
darf nicht dazu kommen, dass Freizeit und Arbeit miteinander verschmelzen.
Eine klare Trennung muss hinsichtlich der vereinbarten Arbeitszeiten aber
auch durch zur Verfügung gestellte rein dienstliche Kommunikationswege
gegeben sein.", so Sebastian Alscher weiter.

"Selbstverständlich sollten Beschäftigte bei Homeoffice-Arbeitsplätzen die
zusätzlichen Aufwendungen für Internet, Strom, Heizung sowie sämtliche
erforderlichen Materialen ersetzt bekommen", so Susanne Holzgraefe, Piratin
aus NRW, die 14 Jahre Homeoffice-Erfahrung sowohl national als auch
international besitzt. Holzgraefe ist persönlich überzeugt: "Gut
durchdachtes Homeoffice kann sowohl für Beschäftigte als auch für
Unternehmen eine Bereicherung sein."

Die Piratenpartei hat auf ihrer Website einen ausführlichen Leitfaden mit
vielen Tipps zum Thema Homeoffice veröffentlicht. Diese Informationen finden sich unter [1].


Quellen/Fußnoten:

[1] Grundlagen Homeoffice: wiki.piratenpartei.de/Grundlagen_Homeoffice

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: +49 30 / 60 98 97 511

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de, www.die-sozialliberalen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. April 2020 
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STANDPUNKT/943: Blick nach vorne - Zeit für Grundeinkommen? Ja, aber wie? (Kai Ehlers)


Blick nach vorne: Zeit für Grundeinkommen? Ja, aber wie?

Anregungen für den Weg aus der Krise und die Zeit danach

von Kai Ehlers, 31. März 2020



Die "Coronakrise" fordert es heraus: jetzt ist die Zeit für die
Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens gekommen. Maßnahmen
zur Grundsicherung sind angesagt. Aber die Verteilung von
"Helikoptergeld" aus der staatlichen Gießkanne kann es nicht sein. Was
für die Zukunft ansteht, sind Strukturen der Grundsicherung, die
Eigenarbeit, Schaffung von Puffern kooperativer Versorgungseinheiten
und staatlicher Fürsorge zu einem gesunden sozialen Organismus
verbinden, der auch Krisen abzufedern erlaubt.

Zu diesem Thema ist heute brandaktuell, was vor zehn Jahren noch in
weiter Ferne zu liegen schien. Ich möchte Ihnen deshalb die folgenden
Passagen aus meinem Buch "Grundeinkommen als Sprungbrett in eine
integrierte Gesellschaft"(*), herausgekommen 2007, als Anregung für die
notwendige Debatte, welche Schlüsse aus der gegenwärtigen Krise zu
ziehen sind, zur Kenntnis bringen. Dort heißt es zu den Bedingungen
unter denen ein bedingungsloses Grundeinkommen möglich und nötig sein
kann:

"Die Einführung eines Grundeinkommens liegt heute im Interesse einer
übergroßen Mehrheit der Menschen, wenn es wirtschaftlich und politisch
richtig vorgestellt wird. Schon die verschiedenen Fürsorgesysteme der
Industriegesellschaften des vorigen Jahrhunderts waren Schritte in
diese Richtung und auch in den heutigen Sozialstaatsmodellen sind
Elemente einer Grundsicherung enthalten. Die meisten bisherigen
Systeme hatten allerdings selektiven Charakter oder standen unter der
Kontrolle des Staates, dem die Sortierung der Staatsbürger nach
Bedürftigen und Nicht-Bedürftigen überantwortet war und dem das
letztgültige Ja oder Nein über die Unterstützungsbedürftigkeit jedes
Einzelnen zugebilligt wurde. Zudem verschlang das jeweilige soziale
Sicherungssystem ungeheure Anteile des zur Verfügung stehenden
Kapitals für die Zuteilungs- und Kontrollbürokratien.

In Tagen von Sonnenscheinstaaten, etwa der BRD nach 1945, mochte das
wenig problematisch erscheinen, in wirtschaftlich schwierigen Zeiten
oder unter politisch instabilen Bedingungen wurde und wird staatliche
Sozialfürsorge immer wieder missbraucht, um Menschen zu kontrollieren,
statt sie zu schützen. Selbst das sowjetische System, das - allen
ideologischen Vorteilen zum Trotz - als betriebsorientierte
Grundversorgung von der Anlage her das bisher am Weitesten entwickelte
System einer allgemeinen dezentralen Grundsicherung war, verkehrte
sich unter dem Zugriff eines autoritären Staates ins Gegenteil. Die
Menschen waren sozial rundherum abgesichert, aber sie waren auch
bevormundet, ihrer eigenen Initiative beraubt oder gar verfolgt bis
hin zu denen, die wegen 'Arbeitsbummelei' im Lager endeten und auf
diese Weise zur industriellen Reservearmee gemacht wurden.

Um Wiederholungen solcher Entwicklungen zu vermeiden, muss die
Einführung eines Grundeinkommens ohne Unterschied für jedes Mitglied
der Gesellschaft gelten, so dass Selektionen nach Bedürftigkeit,
Berechtigung, Geschlecht, sexueller Orientierung, Rasse oder Alter
oder wonach immer zukünftig nicht möglich sind. Die Aufgabe der
staatlichen Bürokratie wird auf die Organisation des Einzugs der
Gelder und ihrer Verteilung beschränkt. Das Recht auf Grundeinkommen
heißt, das alles muss als unveräußerliches Menschenrecht in der
Menschenrechtscharta, wie in den einzelnen staatlichen Verfassungen
verankert werden. Insofern, das ist noch einmal zu unterstreichen,
darf das Recht auf ein Grundeinkommen an keine Bedingungen gebunden
sein.


Soziale Puffer schaffen 

Aber es gibt, wie nicht oft genug wiederholt werden kann, Bedingungen
seiner Einführung. Die Wichtigste: Unter keinen Umständen darf eine
existenzielle Grundsicherung des Menschen ausschließlich von
'Staatsknete' abhängig sein. Die durch ein staatlich organisiertes
Grundeinkommen, also eine finanzielle Zuwendung durch den Staat
organisierte existenzielle Grundsicherung muss durch eine
Grundversorgung ergänzt werden, die von selbst organisierten, selbst
bestimmten, selbst verantworteten Versorgungsgemeinschaften getragen
wird, in denen sich neue Formen der sozialen Verantwortung
herausbilden können. Das heißt nicht etwa, dass ein Mensch Mitglied
einer Versorgungsgemeinschaft sein muss, um ein Grundeinkommen zu
beziehen. Es heißt aber, dass ohne die Entwicklung eines Netzwerkes
der gemeinschaftlichen Grundversorgung, zu der sich Menschen auf Basis
eigener Tätigkeiten zusammenschließen, die Gefahr besteht, dass
Menschen von der Willkür der Bürokratie, vom Auf und Ab
wirtschaftlicher und politischer Konjunkturen abhängig werden. Es
besteht die Gefahr, dass der Staat, so wie er heute ist, Idee und
Praxis des Grundeinkommens usurpiert, verfälscht und auf dem Niveau
des heutigen Bewusstseins einfriert. Möglichkeiten der Verfälschung
der Idee des Grundeinkommens gibt es viele. Eine davon ist
beispielsweise seine Einschränkung auf bestimmte Empfängergruppen,
womit der Grundgedanke der Befreiung von staatlicher Kontrolle
natürlich untergraben wird, weil man die Zugehörigkeit zu dieser
Gruppe nachweisen muss. Das soll hier nicht weiter ausgeführt werden.

Entscheidend ist, dass aus der Bevölkerung eigene, selbst bestimmte
Organe der Grundversorgung entwickelt werden, die in der Lage sind,
als wirtschaftliche und soziale Puffer die Allmacht der staatlichen
Organisation wie auch mögliche wirtschaftliche Krisen zu relativieren.
Wenn es eine positive Lehre aus der russischen Geschichte gibt, dann
ist es diese: Ohne die lokalen Versorgungsgemeinschaften aus der
russischen Gemeinschaftstradition hätte die russische Bevölkerung ganz
anders unter den Katastrophen ihrer Geschichte wie der aktuellen Krise
gelitten. Das betrifft im Übrigen nicht nur den wirtschaftlichen,
sondern auch politischen Druck. Die Dörfer, Sowchosen, Kollektive usw.
waren trotz allem immer auch zugleich Schutzräume gegen den Zugriff
der anonymen Staatsmacht.

Selbstverständlich muss auch die Möglichkeit von individuellen
Zusatzverdiensten aus eigener Arbeit gegeben sein, die allerdings
steuerlich gegen das Grundeinkommen verrechnet werden müssen.

Allgemeines Grundeinkommen, selbst organisierte gemeinschaftliche
Grundversorgung und persönliches Zusatzeinkommen aus eigener Arbeit,
das sei betont, müssen sich gegenseitig ergänzen: Im Grundeinkommen
realisiert sich das Prinzip der Gleichheit, in der Grundversorgung das
der Brüderlichkeit, genereller der Solidarität, in der Möglichkeit ein
Zusatzeinkommen durch eigene Arbeit zu erzielen realisiert sich das
der persönlichen Freiheit. Die ständige Wechselwirkung zwischen diesen
drei Elementen ist unverzichtbare Bedingung für die Entwicklung einer
Gesellschaft, die die Freiheit des Einzelnen in einer gesunden
Gemeinschaft entwickeln will. All dies muss in die öffentliche
Argumentation für eine Einführung eines Grundeinkommens eingehen.


Historische Lehren nutzen 

Ein interessanter Impuls für die Zukunft einer integrierten
Gesellschaft erwächst aus der Geschichte der russischen
Gemeinschaftsstrukturen, konkret der gemeinwirtschaftlich
organisierten Bauerngemeinschaft, die durch die Transformation der
nachsowjetischen Entwicklung heute auf widersprüchliche Weise wieder
aktualisiert wird.

Vom Zarismus wurde sie über Jahrhunderte als Grundeinheit der
Reichsorganisation aufgebaut, besaß aber zugleich das Recht der
Selbstverwaltung. Trotz wiederholter Versuche, diese Strukturen
zugunsten privater Bauernwirtschaften aufzulösen, hat sich die
russische Bauerngemeinschaft über die Oktoberrevolution von 1917
hinaus erhalten. Mehr noch: Durch die Oktoberrevolution, endgültig
dann durch Stalin, wurde sie zur Grundeinheit der sowjetischen
Arbeits-, Lebens- und Staatsorganisation. Heute feiert sie als
geschlossene Aktiengesellschaft, als Genossenschaft oder auch ohne
besonderes Organisationsstatut ihre Wiederentstehung als
marktorientierte Versorgungsgemeinschaft.

Diese Gemeinschaften sind - wie einst die traditionelle Obschtschina
[1] und später die Sowchose [2] - auch heute nur zu einem kleinen
Teil, sozusagen lediglich an ihrer Spitze, mit der allgemeinen
Geldwirtschaft verbunden. Der größte Teil der Wirtschaft vollzieht
sich als selbst organisierter, unmittelbarer Austausch von Arbeit und
Vergütung innerhalb der Grenzen der Gemeinschaft; mitunter zwischen
Gemeinschaften. Obwohl die Gemeinschaften in ihren Spitzen in der
Regel über Geldverkehr verbunden sind, werden auch hier noch recht
häufig Produkte einfach getauscht.

Um Missverständnisse zu vermeiden sei gesagt: Keineswegs alle
ehemaligen agrarischen oder industriellen Arbeitskollektive der
Sowjetunion haben die Privatisierung in dieser Weise überstanden. Es
mag ein Drittel sein, das auf diese Weise nicht nur funktioniert,
sondern ihren Mitgliedern ein ausreichend akzeptables Leben sichert;
ein weiteres Drittel kränkelt halb desorganisiert, halb
individualisiert vor sich hin, der Rest ist gänzlich aufgelöst und
versinkt im unorganisierten 'Sich-Irgendwie-Durchschlagen' der aus den
alten Strukturen entlassenen Menschen. Aber selbst dieses
'Sich-Irgendwie-Durchschlagen' folgt doch noch den gleichen Gesetzen
der Gemeinschafts-Tradition, denn das Überleben von Familien und
anderer Gemeinschaften beruht auch in diesen Fällen auf
Gegenseitigkeit, auf Tauschbeziehungen zwischen Land- und
Stadtbewohnern. Diese - im Fall funktionierender Aktiengesellschaften
gut, im Fall der bankrottierenden oder gänzlich aufgelösten Kollektive
und Betriebe schlecht bis gar nicht organisierte - Form der
Selbstversorgung ist die Basis des Überlebens für eine Bevölkerung,
deren Geldkreislauf (der Produktion, Lohn und Konsum umfasst) sich in
der Vergangenheit nicht in der im Westen bekannten Weise entwickelt
hat und auch jetzt nicht entwickelt, anders gesagt: innerhalb derer
die Struktur der Lohnarbeitsgesellschaft nur nominell entwickelt
wurde.

Die herrschende westliche und die am westlichen
Fortschrittsverständnis orientierte russische Politökonomie - sogar in
ihrer sowjetischen Ausprägung - konnte diese Tatsachen bisher nur als
Rückständigkeit begreifen. Die russische Politik hatte ja in den
zurückliegenden beiden Jahrhunderten die westliche Entwicklung in
immer neuen Modernisierungsschüben einzuholen versucht. Den letzten
großen Versuch dieser Art machten die Bolschewiki und der darauf
folgende sowjetische Staat. Faktisch ist der Umstand, dass Russland
die gemeinwirtschaftlich organisierte Vergütungswirtschaft, auf deren
Basis die Sowjetunion dann die betriebszentrierte Gemeinschafts- und
Planwirtschaft entwickelte, aber keineswegs nur eine Frage der
Rückständigkeit, sondern Ausdruck eines anderen historischen
Entwicklungsweges. In dessen Verlauf wurde die Allmende nicht
aufgelöst, sondern über mehrere Wandlungsstufen zum Zentrum des
gesellschaftlichen und staatlichen Lebens entwickelt. Hieraus
resultiert sowohl die Krassheit wie auch der exemplarische Charakter
der heutigen russischen Krise. Denn diese gewachsenen
Gemeinschaftsstrukturen können weder bruchlos noch vollständig in eine
Marktwirtschaft westlichen Typs umgewandelt werden, auf dem die
Menschen im Wesentlichen nur noch über das Geld miteinander verbunden
wären. Angesichts der weltweiten Krise des Industrialismus stellt sich
zudem die Frage, ob eine Umwandlung in 'pure Marktwirtschaft'
überhaupt wünschenswert wäre. Vielmehr könnte der russische Weg heute
auch für den Westen interessante Impulse geben.

Über mehrere Jahre entzogen sich die heute neu entstehenden sozialen
Mischformen der polit-ökonomischen Definition. Lange Zeit galten sie
allenfalls als Notbehelfe, die sich normalisieren würden, wenn die
Krise vorbei sei, wobei unter 'Normalisierung' das Einschwenken auf
den westlichen Weg einer 'entwickelten kapitalistischen Gesellschaft'
verstanden wurde und von vielen auch noch immer so verstanden wird.

Rund zwanzig Jahre nach den ersten Maßnahmen Gorbatschows von
1984/1985 haben sich inzwischen jedoch familiäre wie auch größere
Notgemeinschaften als Dauereinrichtungen etabliert und Teile der
Produktion stabilisiert. Die sog. zivilgesellschaftlichen Strukturen,
von denen heute so viel die Rede ist, entwickeln sich in einer
undefinierbaren Vernetzung mit dieser sozialen Basisstruktur. Wenn in
Diskussionen zur Entwicklung von NGOs schon im Jahre 2000 von
'landesweit bereits mehr als 265.000 NGOs' die Rede war [3], dann muss
man nicht unbedingt die Höhe dieser Angaben anzweifeln, sehr wohl aber
die Definition von NGO hinterfragen, die dieser Zahl unterliegt.
Gemeint sind nämlich rundweg alle nicht-staatlichen Gruppen und
Gemeinschaften, die 'bei Problemen mitwirken, die der Staat wegen
fehlender Gelder oder Ineffizienz nicht bewältigt.' Das fängt bei der
Betreuung von Kriegsinvaliden oder AIDs-Kranken an und hört bei der
Pflege von Alten, der Hilfe für arbeitslose Jugendliche oder
Straßenkinder auf. Es umgreift, einfach gesagt, alle Ebenen der
gegenseitigen Hilfe, für die es keine sozialen Netze gibt, welche die
wegbrechende staatliche Fürsorge ersetzen könnte. Ein 'eigener
Marktsektor' seien die NGOs, die für zwei Millionen Mitarbeiter Arbeit
schafften und Steuern zahlten. In welchen Formen sich die
traditionelle Gemeinschaftsstruktur und diese 'zivilgesellschaftliche'
miteinander mischen werden, ist eine spannende Frage. Die Zukunft wird
es zeigen.

Mittlerweise gibt es auch Ansätze, diese Entwicklung begrifflich zu
erfassen. Einen solchen Ansatz verfolgt etwa Theodor Schanin [4],
Professor der Ökonomie in Manchester und Rektor einer 'Hochschule für
Wirtschaft und Soziales' in Moskau, der für die in Russland zu
beobachtenden Lebensformen den Begriff der 'extrapolaren Ökonomie'
geprägt hat. Extrapolar bedeutet schlicht, dass sich die Definition
dieser Wirtschaftsweise den gängigen Alternativstellungen von
'Sozialismus oder Kapitalismus' und von 'Liberalismus oder Dirigismus'
entzieht. Kern der Betrachtungen Theodor Schanins ist die
Familienwirtschaft, die sich im Rahmen einer mehr oder weniger großen
Gemeinschaft, in einer Mischung von Geld- und Tauschwirtschaft und in
Ergänzung zur Großproduktion vollzieht. Alexander Nikulin, Leiter von
Forschungsprogrammen der genannten 'Hochschule für Wirtschaft und
Soziales', konkretisiert die heute zu beobachtenden sozialen
Strukturen begrifflich als eine Symbiose zwischen dem Großen und dem
Kleinen, zwischen der Gemeinschaftsproduktion und der individuellen
Familienwirtschaft.

Daraus ergibt sich eine volkswirtschaftlich interessante Situation:
Besteuerte Produktion und gemeinschaftliche oder individuelle
Zusatzwirtschaft stützen und ergänzen sich gegenseitig, indem die
Gesamtwirtschaft den Rahmen für die Familienwirtschaft abgibt und die
Zusatzwirtschaft die Volkswirtschaft von überflüssigem Geldverkehr
entlastet. Was in der Zusatzwirtschaft hervorgebracht wird, geht gar
nicht erst in die allgemeine Verteilung ein. Das schafft eine
Grundversorgung, die nicht aus dem gesellschaftlich erwirtschafteten
Gesamtprodukt heraus verteilt wird. Sie bildet vielmehr Puffer der
Grundversorgung, ggflls. auch der Minimalversorgung, der von der
Gesamtversorgung relativ unabhängig ist. Diese Grundsicherheit ist nur
noch durch allgemeine Katastrophen zu erschüttern, mehr noch, sie
bildet eine Rückzugsmöglichkeit, auf der selbst Naturkatastrophen wie
Dürre, Überschwemmung, Erdbeben etc. oder Kriege besser überdauert
werden können als in Gesellschaften, in denen die Menschen unmittelbar
abhängig sind von einer funktionsfähigen Verteilung."

Auch wenn klar ist, dass eine solche Struktur nicht eins zu eins auf
andere Länder und auf andere Zeiten zu übertragen ist, werden in ihr
doch Anregungen für eine Entwicklung sichtbar, die über die jetzige
Krise hinausführen können.


Siehe dazu:

(*) Kai Ehlers, Grundeinkommen für alle als Sprungbrett in eine
integrierte Gesellschaft", Pforte, 2007

Bezug über: www.kai-ehlers.de


Anmerkungen:

[1] Dorfgemeinschaft

[2] Staatswirtschaft, gewissermaßen die verstaatlichte Dorfgeminschaft

[3] Jurij Dzhibladze, Präsident des Zentrums für Demokratie und
Menschenrechte in Moskau in einem paper zur "Lage und Perspektiven von
NGOs in Russland", 2001

[4]Quelle: Gespräch des Autors mit Prof. Schanin. In: Ehlers, Kai
(2004): Eros des Informellen. Impulse für eine andere Globalisierung
aus der russischen Welt jenseits des Kapitalismus. Von der Not der
Selbstversorgung zur Tugend der Selbstorganisation. Alternativen für
eine andere Welt, Edition 8, Zürich

[5]Quelle: Gespräch des Autors mit A. Nikulin, ebd.
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KIND/207: Welche Kinder besonders unter Armut leiden (idw)


Deutsches Jugendinstitut e.V. - 02.04.2020

Welche Kinder besonders unter Armut leiden



Am stärksten unter Armut leiden Kinder, die bei Alleinerziehenden oder in
komplexen Patchwork-Familien aufwachsen. Das zeigt eine Studie des
Deutschen Jugendinstituts. Die Corona-Krise dürfte deren Situation noch
verschärfen.

Jedes fünfte Kind in Deutschland lebt in Armut oder ist von Armut bedroht.
Statistisch gesehen, sind diese Kinder häufiger krank und sozial isoliert,
haben weniger gute Noten in der Schule und langfristig schlechtere
Perspektiven als Kinder aus gut situierten Familien. Doch wie wirkt sich
die finanzielle Situation einer Familie auf das Wohlbefinden und das
Verhalten der Kinder aus? Das untersuchten Dr. Valerie Heintz-Martin und
Dr. Alexandra Langmeyer vom Deutschen Jugendinstitut (DJI). Die beiden
Wissenschaftlerinnen verglichen verschiedene Familienformen und stießen
auf deutliche Unterschiede.

In ihrer Studie analysierten die Forscherinnen Daten des DJI-Surveys
"Aufwachsen in Deutschland: Alltagswelten", kurz: AID:A. Die Stichprobe
umfasste Datensätze aus dem Jahr 2014 zum Wohlergehen und Verhalten von
mehr als 12.000 Kindern unter 17 Jahren. Diese basieren auf
Elternbefragungen, aber auch auf Aussagen von etwa 4.000 Kindern zwischen
9 und 17 Jahren. Die Auswertung erfolgte unter Berücksichtigung des
international anerkannten Family Stress Models (FSM). Anhand des Modells
kann gezeigt werden, wie sich Armut und finanzielle Sorgen auf die
Qualität von Elternbeziehungen auswirken und wie diese wiederum das
Wohlbefinden der Kinder beeinflusst.

Corona wird besonders für arme Familien zur Belastungsprobe

Der Studie zufolge ist Geld alleine für Kinder häufig gar nicht so
wichtig. Solange sie in einem intakten Umfeld leben, fühlen sie sich wohl
und vermissen wenig. Doch materielle Armut ist meist folgenreich:
Finanzielle Sorgen belasten die Eltern, setzen sie unter Druck, schaffen
Konflikte in der Beziehung, so die Forschungsergebnisse - und derart
belastete Eltern sind selten gute Eltern. "Wenn Eltern ihren Alltag als
überfordernd erleben, können sie ihre Kinder meist nicht mehr angemessen
erziehen und unterstützen", erklärt Psychologin Langmeyer.
Alleinerziehende, aber auch getrennte Elternteile in neuen Beziehungen
seien davon besonders häufig betroffen. "Die aktuelle Corona-Krise dürfte
diese negativen Folgen von Armut noch verstärken, nicht nur weil
Existenzängste zunehmen, sondern auch weil Ausgangsbeschränkungen und
Schulschließungen besonders für arme Familien zur Belastungsprobe werden",
warnt sie.

Laut der Untersuchung berichten Stiefkinder und Kinder von
Alleinerziehenden signifikant häufiger von Problemen als Kinder in
traditionellen Familien. Dazu gehören beispielsweise emotionale Probleme,
Hyperaktivität/Unaufmerksamkeit, Verhaltensprobleme oder Konflikte mit
Freunden und Gleichaltrigen. "Besonders betroffen sind 'mitgebrachte'
Stiefkinder in komplexen Patchwork-Familien, deren Mutter oder Vater in
der neuen Beziehung weitere Kinder bekommen haben", erklärt Soziologin
Heintz-Martin.

Nötig ist eine gezielte Unterstützung für betroffene Eltern und Kinder

Vor dem Hintergrund ihrer Studienergebnisse fordern beiden
Wissenschaftlerinnen nicht nur eine bessere finanzielle und
steuerrechtliche Unterstützung von Eineltern- und Stieffamilien, sondern
auch flexible Arbeitsverhältnisse sowie ein dichtes Netz
alltagserleichternder Infrastruktur. Außerdem plädieren sie für eine
direkte Unterstützung von Kindern aus belasteten Trennungsfamilien, bei
der die persönlichen Ressourcen der Eltern und auch der Kinder für die
Bewältigung der familiären Belastungen und der Armut gefördert werden.
"Solche gezielten Unterstützungsangebote können nicht nur Leid von den
betroffenen Kindern abwenden, sondern auch psychosoziale Folgekosten
vermindern", betonen die Studienautorinnen.


Originalpublikation:

Heintz-Martin, Valerie/Langmeyer-Tornier, Alexandra (2020):

Economic Situation, Financial Strain and Child Wellbeing in Stepfamilies
and Single-Parent Families in Germany.

In: Journal of Family and Economic Issues. 34 Jg., H. 3, S. 1-17

[online unter: 10.1007/s10834-019-09653-z]

Weitere Informationen unter:

http://www.dji.de/aktuell/kinderarmut

- Meldung mit allen relevanten weiterführenden Links

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution360
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LEISTUNGEN/657: Sozialleistungen - Teilen nach Bedarf? (idw)


Universität Wien - 02.04.2020

Sozialleistungen: Teilen nach Bedarf?



Wenige gesellschaftliche Themen erzeugen ein so großes Konfliktpotenzial
wie die Höhe von bedarfsorientierten Sozialleistungen. In jüngster Zeit
verdeutlichte das die Debatte um die Ausgestaltung der österreichischen
Mindestsicherung und die Wiedereinführung der Sozialhilfe. Ein Team um
Bernhard Kittel vom Institut für Wirtschaftssoziologie der Universität
Wien hat die sozialen Mechanismen erforscht, die der weitverbreiteten
negativen Haltung gegenüber bedarfsorientierten Sozialleistungen zu Grunde
liegen. Ihr Fazit: Das Bedarfsprinzip scheint nur so lange mehrheitsfähig
zu sein wie die Zuteilung geringer ist als das, was einem selbst zur
Verfügung steht. Die Studie erscheint in PLOS ONE.

Immer wieder zeigt sich in öffentlichen Debatten, dass viele Menschen
skeptisch gegenüber bedarfsorientierten Sozialleistungen sind. Eine
Forschungsgruppe der DFG, bestehend aus Politikwissenschafter*innen,
Soziolog*innen, Ökonom*innen, Psycholog*innen und Philosoph*innen, hat
sich zum Ziel gesetzt, die Rolle von Bedarf bei Verteilungs- und
Zuteilungsentscheidungen zu analysieren. In Österreich läuft das vom FWF
finanzierte Teilprojekt der Forschergruppe noch bis März 2021.

Teilen oder nicht teilen?

In Verhaltensexperimenten haben die Wissenschafter*innen untersucht, unter
welchen Bedingungen Proband*innen bereit sind, mit anderen zu teilen und
ihnen jenen Anteil einer Summe zu überlassen, der einen bestimmten Bedarf
abdeckt. Als Bedarf wurde jeder*m ein jeweils individueller Schwellenwert
zugewiesen, der überschritten werden musste, um in eine nächste Runde zu
kommen. Die Proband*innen erhielten in Gruppen zu drei Personen den
Auftrag, per Mehrheitsentscheidung Geld untereinander aufzuteilen. Es
konnten also zwei der drei Proband*innen entscheiden, ob sie den/die
Dritte*n in der Verteilung berücksichtigen oder nicht.

Video zur Studie:

https://www.youtube.com/watch?v=SrDhoLawIck&feature=emb_logo

Die Menge an Geld, die insgesamt zur Verfügung stand, war ausreichend, um
alle durch die Schwellenwerte definierten Bedarfe zu befriedigen.
Entschieden sich die Proband*innen nach dem Bedarfsprinzip, dann würden
sie das verfügbare Geld so aufteilen, dass alle den Schwellenwert
überschreiten konnten. Eine andere Möglichkeit wäre, nach dem
Gleichheitsprinzip die zu verteilende Summe in drei gleiche Teile zu
dividieren und jeder Person den gleichen Anteil zu geben. Stellten
Proband*innen hingegen das Eigeninteresse in den Vordergrund, würden sie
das gesamte Geld unter zwei Personen aufteilen, während der/die Dritte
leer ausginge.

Teilen ja, aber nur wenn man selbst nicht weniger bekommt

Die Ergebnisse der Studie sind eindeutig: "Die Teilnehmer*innen waren
grundsätzlich in großem Maße bereit, die Bedarfe anderer zur Leitlinie
ihrer Entscheidungen zu machen und diese tatsächlich zu erfüllen", sagt
Bernhard Kittel, der den österreichischen Teil des internationalen
Projekts leitet: "Sobald die Bedarfe jedoch höher waren als die Zuteilung
bei einer strikten Gleichverteilung, sank die Wahrscheinlichkeit markant,
dass der Bedarf der/des Dritten erfüllt wird". Während über zwei Drittel
der geringen und über die Hälfte der moderaten Bedarfe erfüllt wurden, war
dieser Wert bei unter einem Viertel bei Bedarfen, die über der
Gleichverteilung liegen.

Die Bereitschaft, den Bedarf anderer zu berücksichtigen hängt demnach
davon ab, wie groß der eigene Anteil im Vergleich zu den Anteilen anderer
ist. Sobald in den Experimenten jemand anderes mehr bekommen soll als man
selbst, zählt der Bedarf als Zuteilungskriterium nur mehr für wenige. Viel
mehr wird dann das Gleichheitsprinzip stattdessen angewendet. Dabei
scheint egal zu sein, ob das bedeutet, dass andere den Schwellenwert nicht
erreichen. "Bei aller Vorsicht, die bei einem Vergleich von
sozialwissenschaftlichen Laborexperimenten mit Studierenden und
menschlichem Verhalten außerhalb des Labors geboten ist, spiegelt das
Ergebnis doch deutlich die skeptische Einstellung wider, die viele
Menschen gegenüber bedarfsorientierten Sozialleistungen hegen. Das
Bedarfsprinzip scheint nur so lange mehrheitsfähig zu sein, wie die
Zuteilung geringer ist als das, was einem selbst zur Verfügung steht", so
Kittel abschließend.


Publikation in PLOS ONE:

Bernhard Kittel, Sabine Neuhofer & Manuel Schwaninger (2020),

The impact of need on distributive decisions: Experimental evidence on
anchor effects of exogenous thresholds in the laboratory,

PLOS-ONE

DOI: 10.1371/journal.pone.0228753

https://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0228753

Weitere Informationen:

https://bedarfsgerechtigkeit.hsu-hh.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84
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ARBEIT/3033: Kurzarbeitergeld - Hinzuverdienst bei Unterstützung in wichtigen Berufen (BA)


Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 2. April 2020

Kurzarbeitergeld: Hinzuverdienst bei Unterstützung in wichtigen
Berufen



Der Gesetzgeber hat aufgrund der aktuellen Krise die
Hinzuverdienstmöglichkeiten zum Kurzarbeitergeld gelockert: Wer in
systemrelevanten Branchen und Berufen unterstützt, kann finanzielle
Einbußen ausgleichen.

Erleichterte Hinzuverdienstmöglichkeiten 

Vom 1. April bis zum 31. Oktober 2020 tritt eine Sonderregelung in Kraft:
Wer während der Kurzarbeit eine Beschäftigung in einem systemrelevanten
Bereich aufnimmt, muss sich das dabei verdiente Entgelt nicht auf das
Kurzarbeitergeld anrechnen lassen. Dabei darf das Gesamteinkommen aus noch
gezahltem Arbeitseinkommen und dem Kurzarbeitergeld sowie dem
Hinzuverdienst das normale Nettoeinkommen nicht übersteigen.

Regelung hilft Betroffenen von Kurzarbeit und stärkt systemrelevante
Branchen und Berufe 

Diese gelockerten Hinzuverdienstregelungen helfen Betroffenen im
Kurzarbeitergeldbezug, finanzielle Einbußen auszugleichen. Die
Nebentätigkeit ist zudem versicherungsfrei zur Arbeitslosenversicherung.

Unverzichtbar in der aktuellen Krise ist, die Menschen mit Lebensmitteln
und anderen Artikeln des täglichen Bedarfs in Deutschland zu versorgen.
Insbesondere Betriebe im Lebensmittelhandel und der Landwirtschaft
benötigen dringend Arbeitskräfte. Durch die getroffene Sonderregelung
können Menschen in Kurzarbeit systemrelevante Wirtschaftszweige
unterstützen.

Ob eine Branche bzw. ein Beruf systemrelevant ist, legt die sogenannte
Verordnung zur Bestimmung Kritischer Infrastrukturen nach dem
BSI- (Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik) Gesetz fest.
Beispiele für Tätigkeiten, die den systemrelevanten Branchen und Berufen
zuzuordnen sind, sind die medizinische Versorgung, die Versorgung von
Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen mit Lebensmitteln, die Versorgung
mit unmittelbar lebenserhaltenden Medizinprodukten und Geräten, Apotheken,
der Güterverkehr (z. B. für die Verteilung von Lebensmitteln an den Groß-
und Einzelhandel), der Lebensmittelhandel (z. B. Verkauf oder Auffüllen von
Regalen), die Lebensmittelherstellung (auch Landwirtschaft) sowie
Lieferdienste zur Verteilung von Lebensmitteln.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit Nr. 2 vom 02.04.2020

Bundesagentur für Arbeit, Pressestelle

Regensburger Strasse 104, 90478 Nürnberg

Telefon: 0911/179-2218, Fax: 0911/179-1487

E-Mail: zentrale.presse@arbeitsagentur.de

Internet: www.arbeitsagentur.de
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GEWERKSCHAFT/1946: Bundesverband der Sicherheitswirtschaft ruft zum Tarifbruch auf (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
3. April 2020

Bundesverband der Sicherheitswirtschaft ruft zum Tarifbruch auf
Sicherheitsdienste vor Geschäften sollen nur Mindestlohn bekommen



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat dem
Bundesverband der Sicherheitswirtschaft (BDSW) vorgeworfen, die
momentane Krisensituation zu nutzen, um die Arbeitsbedingungen der
Sicherheitsdienste zu verschlechtern und geltende Tarifverträge zu
unterlaufen. Der BDSW hatte seinen Mitgliedsunternehmen geraten, den
Sicherheitsdiensten vor den Geschäften des Einzelhandels nur den
Mindestlohn zu zahlen. "Das ist ein offener Aufruf zum Tarif- und
Rechtsbruch", erklärte die stellvertretende ver.di-Vorsitzende
Christine Behle.

In einem Rundschreiben an seine Mitglieder erklärt der BDSW, bei
Zutrittskontrollen im Einzelhandel handele es sich nicht um eine
Sicherheitstätigkeit im Sinne der Gewerbeordnung. Die einschlägigen
Lohntarifverträge seien daher nicht anwendbar. Lediglich der
gesetzliche Mindestlohn müsse gezahlt werden, die eigentlich
vorgeschriebene Qualifikation sei entbehrlich.

"Für die Sicherheitsdienste gilt nicht der Mindestlohn, sondern die
tarifliche Bezahlung", so Behle. Beschäftigte der Sicherheitsbereiche
Geld und Wert oder Luftsicherheit würden gerade jetzt von ihren
Arbeitgebern zu Ordnungsdiensten eingeteilt, weil sie die Befähigung
entsprechend der Gewerbeordnung besitzen. Behle: "Für diese
Kolleginnen und Kollegen gibt es mit dem BDSW gemeinsam verhandelte
Lohntarifverträge, an die sich die Mitgliedsunternehmen zu halten
haben und die einklagbar sind."

"Die Übertragung des Hausrechts auf die Kolleginnen und Kollegen des
Sicherheitsdienstes kann man doch nicht als Serviceleistung abtun. Es
geht um die Einhaltung und Überwachung von Gesundheitsbestimmungen
und der Zugangskontrolle zu den Geschäften." Angesichts von
Abstandsverstößen und Hamsterkäufen müsse der Sicherheitsdienst nicht
selten besonnen eingreifen und setze dabei die eigene Sicherheit aufs
Spiel.

Für Behle ist es nicht das erste Beispiel, dass die
Arbeitgeberverbände der Sicherheitsbranche gegenwärtig als
Tarifpartner versagen: "In den letzten Tagen haben sie das Angebot
abgelehnt, Tarifverträge zur Gestaltung von Kurzarbeit abzuschließen.
Weil die Beschäftigten der Sicherheitsbranche mit dem gegenwärtigen
Kurzarbeitergeld von 60 Prozent nicht über den Monat kommen, ist eine
tarifliche Aufstockung des Kurzarbeitergeldes durch alle Unternehmen
auf 90 Prozent sinnvoll. Die gesamte Branche soll die gleichen
Bedingungen haben. Das will der BDSW aber offenbar nicht." Die
Bundes- und Landesregierungen hatten zuvor die Forderung nach einer
gesetzlichen Aufstockung auf 90 Prozent nicht umgesetzt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 03.04.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1946: ver.di fordert Schutz der Beschäftigten und Fahrgäste im ÖPNV (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
3. April 2020

ver.di fordert Schutz der Beschäftigten und Fahrgäste im ÖPNV



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) fordert angesichts
weiterhin steigender Corona-Infektionen in Deutschland die sofortige
Umsetzung von Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten und Fahrgäste im
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV).

"Die Beschäftigten im ÖPNV sind täglich draußen unterwegs, sie müssen
sicher vor Infektionen geschützt werden. Dazu kommt, dass
Beschäftigte der anderen systemrelevanten Berufe wie beispielsweise
Gesundheitswesen, Rettungskräfte oder Handel und viele andere
Menschen auf den ÖPNV angewiesen sind und auch hier vor Infektionen
geschützt werden müssen", betont die stellvertretende
ver.di-Vorsitzende Christine Behle. "Eine Einschränkung des
Angebotes, die Fahrgästen die Mindestabstände von 1,5 Metern nicht
ermöglicht, sei gesundheitspolitisch unverantwortlich.

Daher müssen, so fordert ver.di, folgende Maßnahmen zum Schutz der
Beschäftigten und Fahrgäste deshalb sofort ergriffen werden:
Eine Überfüllung der Fahrzeuge muss verhindert werden: Das
Verkehrsangebot darf nur soweit reduziert werden, dass den Fahrgästen
die Einhaltung des empfohlenen Mindestabstands von 1,5 m möglich ist.

Es muss eine Abtrennung des Fahrgastraums in Bussen und Bahnen durch
Folie oder Plexiglaswand vorgenommen werden. Einstiegstüren beim
Fahrpersonal müssen geschlossen bleiben. Fahrkartenverkauf oder
Kontrollen durch Fahrpersonale dürfen nicht erfolgen.

Eine automatische Öffnung aller Türen außer der Vordertür muss bei
jedem Stopp erfolgen.

Eine Reinigung und Desinfektion der Fahrzeuge muss mindestens alle 24
Stunden, die Desinfektion von Haltestangen, -schlaufen und -griffen,
Haltewunschknöpfen, Entwertern und Automaten mindestens alle 12
Stunden vorgenommen werden.

In Anlaufstellen mit Kundenkontakt muss eine Abschirmung durch
Plexiglas vorgenommen werden.

Zum Schutz der Beschäftigten fordert ver.di zudem weitere besondere
Maßnahmen, so beispielsweise die bezahlte Freistellung aller
Risiko-Gruppen und aller Beschäftigten ab 60 Jahre; die Ausstattung
aller Fahrpersonale mit geeignetem Reinigungs-/ Desinfektionsmittel,
Handschuhen und Reinigungstüchern, um ihren Arbeitsplatz zusätzlich
reinigen zu können; Atemschutzmasken für Fahrpersonale und alle
anderen Beschäftigten für Situationen, in denen das Distanzgebot
nicht eingehalten werden kann; regelmäßigen Zugang für den Fahrdienst
zu gereinigten und desinfizierten sanitären Einrichtungen mit der
Möglichkeit der Einhaltung der Handhygiene sowie konsequente
Infektionsschutzmaßnahmen in Büros, Sozialräumen und Betriebsanlagen.
Für Beschäftigte mit Reinigungsaufgaben wird eine angemessene
Schutzausrüstung und ausreichend Ruhepausen gefordert.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 03.04.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle
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GEWERKSCHAFT/1945: Speditionen und Logistik - Tarifvertragliche Regelungen für Kurzarbeit (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
2. April 2020

Speditionen und Logistik: ver.di fordert Arbeitgeber auf,
tarifvertragliche Regelungen für Kurzarbeit zu vereinbaren



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) fordert die
regionalen Arbeitgeberverbände im Speditions- und Logistikgewerbe
auf, tarifvertragliche Regelungen für Kurzarbeit zu vereinbaren.
"Jetzt ist genau der richtige Zeitpunkt in der Branche zu zeigen,
dass der Schutzschirm, den wir alle gemeinsam finanzieren, auch über
die Beschäftigten im Bereich Speditionen, Logistik, Paket- und
Briefdienste gespannt wird", sagte Andrea Kocsis, stellvertretende
ver.di-Vorsitzende. "Die unterschiedlichen Wirkungen der Corona-Krise
in den Betrieben sind kein Alleinstellungsmerkmal der Branche.
Deshalb gilt es, einheitliche Regelungen zu schaffen, die den
Beschäftigten in den kommenden Wochen finanzielle Sicherheit und
Perspektive für sich und ihre Familien bieten. Statt regelmäßig über
das schlechte Branchenimage zu jammern, wäre hier ein deutliches
Signal in Richtung der Beschäftigten und der Öffentlichkeit
notwendig. Das Kurzarbeitergeld muss dringend und deutlich
aufgestockt werden.

Wegen der Corona-Krise sind gerade auch die Beschäftigten in den
Bereichen betroffen, in denen es zu deutlichen Frachtrückgängen
kommt. Sei es im internationalen Warenverkehr, weil Unternehmen die
Produktion runtergefahren haben, oder im nationalen Verkehr, weil
Geschäfte nicht mehr öffneten, so Kocsis weiter. Der Staat helfe den
Unternehmen mit sehr viel Geld, deshalb müsse die Erstattung der
Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung zwingend an die Aufstockung
des Kurzarbeitergeldes gekoppelt werden. ver.di setze sich weiter
dafür ein, dass der Gesetzgeber dies als verpflichtende Vorgabe
mache.

 * 
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Presseinformation vom 02.04.2020
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MELDUNG/912: Hans-Böckler-Stiftung prognostiziert BIP-Rückgang um 4,0 Prozent für 2020 (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 02.04.2020

IMK prognostiziert BIP-Rückgang um 4,0 Prozent 2020 und Wachstum um 2,4
Prozent 2021

"Stabilisierung der Kaufkraft wird zentrale Starthilfe sein"



Die Corona-Pandemie treibt die Wirtschaft in diesem Jahr in eine tiefe
Rezession - sowohl in Deutschland und Europa als auch weltweit. Das
deutsche Bruttoinlandsprodukt (BIP) wird im Jahresdurchschnitt 2020 um 4
Prozent schrumpfen, so die neue Konjunkturprognose des Instituts für
Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung.*

Dabei könnte es noch schlimmer kommen: Voraussetzung für den Rückgang von
"nur" 4 Prozent ist, dass die aktuell herrschenden Beschränkungen des
öffentlichen Lebens in Deutschland ab Anfang Mai wieder gelockert werden -
was die Forscher derzeit für realistisch halten. 2021 würde die
Wirtschaftsleistung dann wieder um 2,4 Prozent im Jahresmittel wachsen.
Das IMK ist optimistisch, dass unter diesen Bedingungen die umfangreichen
Stabilisierungsmaßnahmen von Bund und Ländern den Schaden auf dem
Arbeitsmarkt zumindest begrenzen können: Die Zahl der Arbeitslosen steigt
nach der Prognose in diesem Jahr um durchschnittlich rund 150.000 und 2021
um weitere 100.000 Personen, die Arbeitslosenquote nimmt moderat auf 5,3
und 5,5 Prozent im Jahresdurchschnitt zu (alle weiteren Daten unten).

"Bund und Länder, aber auch die europäische Zentralbank, haben auf vielen
Feldern schnell das Richtige getan, um die ökonomischen Folgen dieser
dramatischen Krise zu mildern", sagt Prof. Dr. Sebastian Dullien, der
wissenschaftliche Direktor des IMK. Kurzfristigen Verbesserungsbedarf
sehen die Wissenschaftler aber noch an zwei wichtigen Punkten: Erstens
sollten das Arbeitslosengeld I und vor allem das Kurzarbeitergeld temporär
aufgestockt werden, um die Einkommensverluste von Betroffenen zu
begrenzen. Wo möglich, seien dafür tarifliche Regelungen zielführend. In
besonders betroffenen Branchen, in denen Unternehmen einen fast kompletten
Umsatzeinbruch und wenig Spielräume hätten, könnte alternativ "über eine
Erhöhung der Ersatzleistung aus Mitteln der Bundesagentur für Arbeit
nachgedacht werden, möglicherweise auch nach Einkommen gestaffelt, so dass
vor allem niedrige Einkommen aufgestockt werden", schreiben die
Wissenschaftler. Zweitens sollten die Euro-Länder gemeinsame
Schuldverschreibungen ausgeben, um auch finanziell schlechter
ausgestatteten Mitgliedsstaaten des Euroraums eine wirksame
Antikrisenpolitik zu ermöglichen.

Insbesondere die Stabilisierung der Kaufkraft durch höheres
Kurzarbeitergeld sei sehr wichtig, da die neue Prognose mit erheblichen
Unsicherheiten behaftet sei, betont Dullien. Verschiebe sich die Lockerung
der Kontaktsperre etwa von Anfang Mai auf Anfang Juli, drohe ein mehr als
doppelt so starker Einbruch des BIPs wie jetzt vorhergesagt. "Es wird
extrem wichtig sein, die Wirtschaft so schnell wie möglich wieder auf
Touren zu bringen. Dabei spielt der private Konsum eine entscheidende
Rolle, er ist die zentrale Starthilfe für den Konjunkturmotor. Die
Menschen sollten also Geld in der Tasche haben, wenn die Läden wieder
öffnen", sagt Dullien.


Kerndaten der Prognose für 2020 und 2021 

(siehe auch Tabelle 3 im Report; Link unten)

Arbeitsmarkt

Die lange positive Entwicklung bei der Beschäftigung kommt durch die
Corona-Pandemie zu einem abrupten Ende. "Ein teilweiser oder sogar
vollständiger Stillstand der deutschen Wirtschaft und des Arbeitsmarkts
stellen eine nie dagewesene Situation" mit enormen Risiken dar, schreiben
die Experten des IMK. Allerdings stimme das bislang schnelle und
abgestimmte Handeln von Regierung und Sozialpartnern hoffnungsvoll, dass
der tiefe wirtschaftliche Einbruch nicht in gleichem Maße auf die
Beschäftigung durchschlage. Im zweiten und dritten Quartal 2020 werde die
Zahl der Erwerbstätigen zwar merklich sinken, im Jahresdurchschnitt sei
der Verlust mit 0,1 Prozent allerdings moderat. Im kommenden Jahr geht die
Erwerbstätigkeit trotz prognostizierter wirtschaftlicher Erholung noch
einmal um 0,3 Prozent zurück, weil der Arbeitsmarkt zeitversetzt reagiert.

Die Zahl der Arbeitslosen steigt 2020 um etwa 150.000 Personen, so dass im
Jahresdurchschnitt rund 2,42 Millionen Menschen ohne Job sein werden. Das
entspricht einer Arbeitslosenquote von 5,3 Prozent. Für 2021 erwartet das
IMK, dass die Arbeitslosenzahl um weitere 100.000 Personen im
Jahresdurchschnitt zunimmt. Die Quote steigt auf 5,5 Prozent.

Außenhandel

Auch die meisten wichtigen Handelspartner durchlaufen 2020 durch die
Corona-Pandemie eine tiefe Rezession, an die sich laut IMK-Prognose 2021
aber eine gewisse Erholung anschließt. So sinkt das BIP in der gesamten EU
in diesem Jahr um 4,0 Prozent, im kommenden Jahr steigt es um 1,8 Prozent.
In den USA schrumpft die Wirtschaft 2020 um 3,1 Prozent, 2021 wächst sie
dann wieder um 2,0 Prozent, in Japan liegen die Werte bei -3,3 und 0,7
Prozent. Die chinesische Wirtschaft wird nach der IMK-Prognose in diesem
Jahr stagnieren (minimale BIP-Zunahme um 0,1 Prozent), 2021 dann um 9,0
Prozent zulegen. Die weltwirtschaftliche Krise trifft die deutschen
Ausfuhren in diesem Jahr schwer. Das IMK rechnet mit einem Rückgang der
Exporte um 6,7 Prozent. Die Importe brechen ebenfalls ein und nehmen um
5,5 Prozent ab. Im kommenden Jahr erholt sich der Außenhandel dann wieder,
ohne dass die Verluste zunächst vollständig wettgemacht werden: Die
Exporte nehmen im Jahresmittel 2021 um 4,0 Prozent zu, die Importe um 5,2
Prozent.

Investitionen

Auch die Ausrüstungsinvestitionen der Unternehmen brechen infolge des
Corona-Schocks ein und sinken 2020 um 4,4 Prozent im Jahresdurchschnitt.
2021 nehmen sie dann um 3,0 Prozent zu. Die Bauinvestitionen bleiben in
der Krise relativ robust, wobei Wohnungsbau und öffentliche Vorhaben
zulegen, während der Wirtschaftsbau lahmt. Unter dem Strich nehmen die
Bauinvestitionen 2020 um jahresdurchschnittlich 2,8 Prozent und 2021 um
2,4 Prozent zu.

Einkommen und Konsum

Die verfügbaren Einkommen gehen im Jahresdurchschnitt 2020 real um 1,4
Prozent zurück. 2021 nehmen sie um 1,2 Prozent zu. Die realen privaten
Konsumausgaben schrumpfen laut IMK in diesem Jahr sogar um
durchschnittlich 2,0 Prozent, weil neben den Einkommensrückgängen die
zeitweilige Schließung von Gastronomie, Geschäften und
Dienstleistungseinrichtungen durchschlägt. Die Sparquote steigt in diesem
Jahr um 0,5 Prozentpunkte (auf 11,4 Prozent) und sinkt in 2021 wieder auf
das Niveau von 2019. Für das kommende Jahr prognostizieren die Ökonomen
bei den privaten Konsumausgaben dann eine reale Zunahme um 1,6 Prozent

Inflation und öffentliche Finanzen

Die Verbraucherpreise steigen etwas langsamer als 2019 und bleiben weit
unter der Zielinflationsmarke der EZB: 2020 und 2021 nehmen sie um 1,1
bzw. 1,2 Prozent zu.

Die Ausgaben der Sozialversicherungen steigen in der Krise, Bund und
Länder reagieren auf den tiefen wirtschaftlichen Einbruch in diesem Jahr
mit umfangreichen finanziellen Hilfsmaßnahmen. "Dieser expansive
finanzpolitische Kurs ist der Situation angemessen und zur konjunkturellen
Stabilisierung auch absolut notwendig", schreiben die Experten des IMK. Da
2020 auch die Steuereinnahmen voraussichtlich um ungefähr ein Prozent
zurückgehen, ergibt sich nach acht Jahren mit Überschüssen ein
gesamtstaatliches Budgetdefizit von gut 93 Milliarden Euro oder 2,8
Prozent des BIP. Allerdings wird bei diesen Zahlen ein großer Teil der von
der Bundesregierung und den Landesregierungen auf den Weg gebrachten
Unterstützungsmaßnahmen für Unternehmen und Selbständige wie
Steuerstundungen und Soforthilfe noch nicht berücksichtigt, weil keine
ausreichenden Details über die Programme vorliegen. Unter Beachtung dieser
Maßnahmen wird das gesamtstaatliche Defizit eher in der Größenordnung von
5 Prozent des BIP liegen. Im kommenden Jahr wird sich die erwartete
konjunkturelle Belebung positiv auf die öffentlichen Haushalte auswirken.
Es bleibt aber zunächst bei einem Defizit von dann 86 Milliarden Euro oder
2,5 Prozent des BIP. Eine Neuverschuldung ist angesichts einer zuvor
stetig gesunkenen Schuldenstandsquote und sehr niedriger Zinsen kein
Problem, betonen die Forscher.


SYSTEMRELEVANT können Sie künftig ein bis zweimal die Woche auch über
Spotify, iTunes und die gängigen Podcast-Apps hören.

Originalpublikation:

(*) Sebastian Dullien, Alexander Herzog-Stein, Peter Hohlfeld, Christoph
Paetz, Sabine Stephan, Thomas Theobald, Silke Tober, Sebastian Watzka:

Virus-Pandemie stürzt Weltwirtschaft in tiefe Rezession.

Prognose der weltwirtschaftlichen Entwicklung 2020/2021. 

IMK Report Nr. 157, April 2020. 

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_157_2020.pdf

Weitere Informationen unter:

Mehr zur Prognose erfahren Sie von IMK-Direktor Sebastian Dullien in der
ersten Folge von SYSTEMRELEVANT, unserem neuen Wirtschafts-Podcast zur
Corona-Krise:

https://www.boeckler.de/de/podcasts-22421.htm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 02.04.2020
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KIRCHE/2267: Ökumenisches Glockenläuten an Palmsonntag und Ostern (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 02.04.2020

Ökumenisches Glockenläuten an Palmsonntag und Ostern

"Zeichen der Zuversicht in Zeiten der Corona-Pandemie"



Die katholischen und evangelischen Kirchengemeinden sind eingeladen, mit
einem ökumenischen Glockenläuten ein Zeichen der Zuversicht in Zeiten der
Corona-Pandemie zu setzen. Am Abend des Palmsonntags (5. April) sollen zu
Beginn der Karwoche um 19.30 Uhr alle Kirchenglocken in Deutschland ebenso
läuten wie am Ostersonntag (12. April) um 12.00 Uhr.

"Wir wollen mit diesem Glockenläuten an die Botschaft Jesu erinnern: Mit
den Glocken am Palmsonntag läuten wir gemeinsam die Karwoche ein. Das
Glockenläuten am Osterfest drückt die Freude über die Botschaft von Ostern
aus: Der Tod hat keine Macht über das Leben. Gerade in dieser dramatischen
Zeit der Corona-Pandemie wollen wir als Christinnen und Christen mit dem
Glockenläuten und der Freude über das Osterfest Hoffnung vermitteln", so
der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD),
Landesbischof Dr. Heinrich Bedford-Strohm. Der Vorsitzende der Deutschen
Bischofskonferenz, Bischof Dr. Georg Bätzing, fügt hinzu. "Dankbar sind wir
für die vielen Zeichen der Präsenz in den vergangenen Wochen, ob es das
Glockenläuten zu den Gottesdienstzeiten, die vielen digitalen
Gottesdienstformate, das Balkonsingen oder Kerzen in den Fenstern waren.
Das sind Momente des Dankes an alle, die dem Leben dienen und in diesen
Zeichen treu an der Seite der kranken und alten Menschen stehen. Jetzt, an
Palmsonntag und an Ostern, rufen wir gemeinsam auf: Läuten wir, um die
Herzen der Menschen zu erreichen."

In den vergangenen Tagen hatte ein Austausch zwischen der Deutschen
Bischofskonferenz und den Bistümern sowie dem Kirchenamt der EKD und den 20
Landeskirchen stattgefunden, wie ein gemeinsames Osterläuten aussehen kann.
"Wir freuen uns, dass viele Bistümer und Landeskirchen mitmachen werden. So
wird am höchsten Fest der Christen ein Klangteppich über unserem Land
liegen, der ausdrückt: Niemand ist allein, denn Ostern findet statt", so
Bischof Bätzing und Landesbischof Bedford-Strohm.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 45/2020 vom 02.04.2020

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07230: Von der Zeit erwürgt (SB)


Was sich in der Kommentierung schließlich präsentiert wie ein grüner
Faden, durchlief im aktuellen Verlauf der Partie viele Etappen und
Augenblicke der Unklarheit. Viele Wege führen bekanntlich nach Rom,
aber manche enden auch in Sackgassen. So gibt es Kreuzungen, an denen
der Turnierspieler eine Richtung wählen muß. Seine Uhr tickt und
angesichts der Fülle an Möglichkeiten trifft er seine Entscheidung
nicht immer nach den Gesichtspunkten der Rationalität. Die Abwägung,
welcher der in Frage kommenden Züge die beste Option auf den Sieg
besitzt, ist immer eine heikle Sache. Nach der Partie haben die
Meister denn auch rasch eine Menge an Alternativlösungen zur Hand.
Mitunter stellt sich dann heraus, daß eine unter den verschmähten
Fortsetzungen die stärkere war. Im heutigen Rätsel der Sphinx spielte
Alexej Schirow in der realen Partie 1.Sc3-d5, ein Zug, der zum Gewinn
ausreichte, ihn jedoch hinterher nicht zufriedenstellte. Nun,
Wanderer, welche Kombination spukte ihm im Kopf herum, die leider
wegen Zeitproblemen nicht zur Anwendung kam?






[image: SCHACH-SPHINX/07230: Von der Zeit erwürgt (SB)]



Schirow - Hauchard

Paris 1990


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Gefahr lauert auch hinter einem unscheinbaren Abtausch, wie Schwarz am
eigenen Leibe erfuhr, denn nach 1...Le7xc5? folgte nicht das erwartete
2.d4xc5, sondern der plötzliche Mattüberfall 2.Sg4-f6+! g7xf6 3.De4-
g4+ Kg8-h7 4.Te1-e3 Lc5-e7 5.Th3xh6+ Kh7xh6 6.Te3-h3+ Tb5-h5 7.Th3xh5#
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERVERSUCH/802: Das Versuchstier des Jahres 2020 ist der Hund (MfT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 3. April 2020

 Das Versuchstier des Jahres 2020 ist der Hund



In diesem Jahr hat der Bundesverband Menschen für Tierrechte den Hund in
der Chemikalien- und Arzneimitteltestung zum Versuchstier des Jahres
ernannt. Mit der Ernennung will der Tierrechtsverband zum einen auf das
versteckte Leid der Tiere in den Laboren aufmerksam machen. Zum anderen
will er aufzeigen, dass der entschiedene Einsatz einer Kombination aus
tierversuchsfreien Verfahren schon jetzt viele qualvolle Versuche mit
Hunden beenden könnte.

Die erschütternden Undercover-Bilder aus dem Laboratory of Pharmacology and
Toxicology (LPT) im niedersächsischen Mienenbüttel haben eindringlich
gezeigt, was Hunde in Pestizid- und anderen Giftigkeitstests teilweise
erleiden müssen. Der Hund wird neben der Ratte besonders häufig in
gesetzlich vorgeschriebenen Tierversuchen eingesetzt. Und die Zahlen
steigen: 2018 mussten insgesamt knapp 4.000 Hunde in den Versuch. Das
entspricht einem Anstieg von fast 20 Prozent gegenüber 2017 (1).

Chemikalientestung tierversuchsfrei möglich

Mehr als die Hälfte der Hunde wurden 2018 in Langzeit- und
Stoffwechseltests eingesetzt. Erstere untersuchen, wie sich ein potenziell
giftiger Stoff nach monatelanger, täglicher Gabe im Körper auswirkt. Dabei
wird den Tieren die Substanz täglich mit einem Pillengeber oder über eine
Magensonde verabreicht. Am Ende der Tests werden die meisten Tiere getötet,
um ihre Organe zu untersuchen. Nach Ansicht des Tierrechtsverbandes ist das
besonders empörend, weil einige dieser qualvollen Tests ersetzt werden
könnten: "Wenn der Wille da wäre, könnten bereits heute die 90-Tage-Studien
an Hunden in der Chemikalientestung möglicherweise beendet werden. Eine
tierversuchsfreie Teststrategie (2) könnte das Leid der Tiere beenden und
zuverlässigere Ergebnisse liefern", kritisiert die Biologin Dr. Christiane
Hohensee, Fachreferentin für tierversuchsfreie Verfahren beim Bundesverband
Menschen für Tierrechte.

Herzgiftigkeit: Neue Teststrategie kann Hunde-Versuche beenden

In der Arzneimittelentwicklung wird der Hund häufig in der Herzforschung
eingesetzt. Er leidet für Bluthochdruckmedikamente, bei Implantationen von
Herzüberwachungsgeräten und in Herzgiftigkeitstests. Dabei implantieren die
Forscher den Tieren Transmitter und EKG-Elektroden und messen die
Herzreaktion auf Medikamente. "Es ist aus wissenschaftlicher und aus
ethischer Sicht inakzeptabel, dass der Hund noch immer in
Herzgiftigkeitstests eingesetzt wird. Denn auch hier steht längst eine
tierfreie Teststrategie mit Herzzellen aus humanen induzierten
pluripotenten Stammzellen und in-silico-Methoden zur Verfügung", sagt Dr.
Christiane Hohensee.

Giftigkeitstests: USA und Niederlande wollen aussteigen

Während die Zahl der Versuche mit Hunden in Deutschland steigt, haben die
Niederlande und die USA konkrete Ausstiegsdaten gesetzt, um die
Giftigkeitstests an Säugetieren zu beenden. Nach dem bereits 2016
vorgestellten niederländischen Abbauplan könnten Tierversuche für
regulatorische Sicherheitstests von Chemikalien, Lebensmittelzusätzen,
Pestiziden sowie Tier- und Humanmedizinprodukten bis 2025 beendet werden
(3). Die USA verabschiedeten 2019 eine Richtlinie die vorschreibt, die Zahl
der Giftigkeitstests an Säugetieren bis 2025 um 30 Prozent zu reduzieren
(4). Bis 2035 sollen die sogenannten Toxizitätstests in den USA beendet
werden.

Unzuverlässig: Risikoabschätzung auf Basis von Tierversuchen

"Es ist völlig unverständlich, warum Deutschland den Initiativen der USA
und der Niederlande nicht folgt. Wenn Deutschland schon keinen eigenen
Ausstiegsplan auflegt, so könnte es die Niederlande zumindest unterstützen.
Hinzu kommt, dass die Regierung noch immer auf eine Risikoabschätzung auf
Basis von unzuverlässigen Tierversuchen setzt. Dies könnte nicht nur die
Bevölkerung bei der Arzneimittelentwicklung gefährden; Deutschland droht
dadurch auch den Anschluss bei der Entwicklung neuer humanspezifischer
Verfahren zu verpassen", schließt Hohensee.


Anmerkungen:

(1) Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL):
Versuchstierzahlen 2018: www.bmel.de

(2) Die 90-Tage-Studien an Hunden bei der Chemikalientestung können mit
einer tierversuchsfreien Teststrategie ersetzt werden. Dieser arbeitet mit
einer Kombination aus in-vitro-Methoden mit Zellen, Geweben oder Organchips
mit bereits bestehenden Informationen, Datenbanken,
Stoffgruppierungscharakterisierungen, epidemiologischen Daten sowie
Computeralgorithmen.

(3) Abbauplan der Niederlande unter: www.ncadierproevenbeleid.nl

(4) Die vollständige Richtlinie der EPA unter: www.epa.gov




Weitere Infos zum Versuchstier des Jahres 2020:

www.tierrechte.de

Hier können Sie sich die eine ausführliche Broschüre zum Versuchstier des
Jahres 2020 (27 Seiten) herunterladen:

https://www.tierrechte.de/wp-content/uploads/2020/04/2020_Versuchstier-des-jahres.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. April 2020

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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INFOPOOL / UMWELT / ABFALL





ATOM/1325: Asse II - Atommüll muss schnellstmöglich raus (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 2. April 2020

Asse II: Atommüll muss schnellstmöglich raus - BUND-Positionspapier
zum Umgang mit radioaktiven Abfällen



Berlin. Von der Öffentlichkeit weitgehend unbemerkt findet beim
maroden Atommülllager Asse II ein Wettlauf mit der Zeit statt. Die
Schachtanlage in Niedersachsen ist eine tickende Bombe: Die Asse ist
instabil und droht mit Wasser vollzulaufen. Der Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) legt ein Positionspapier zum Umgang mit
den radioaktiven Abfällen vor.

Bereits vor zehn Jahren haben das Bundesumweltministerium und die
damals zuständige Behörde festgestellt, dass die radioaktiven Abfälle
aus dem Atommülllager Asse II zurückgeholt werden müssen. Das
Volllaufen des Bergwerkes und die Einsturzgefahr wegen mangelnder
Gebirgsfestigkeit sind ernste Bedrohungen. Dennoch wird der Prozess
unnötig verschleppt. Auch der am 27. März endlich veröffentlichte
Rückholplan des inzwischen zuständigen staatlichen Unternehmens,
Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE), ist viel zu vage und lässt
keine Beschleunigung erkennen. Der BUND kritisiert diese gefährliche
Nachlässigkeit scharf.

"Die Asse ist einer der größten Atomskandale. Die damals politisch und
wirtschaftlich Verantwortlichen haben dort gegen jede Vernunft und
ohne unabhängige wissenschaftliche Expertise leicht- und
mittelradioaktiven Strahlenmüll eingelagert", erklärt
BUND-Vorsitzender Olaf Bandt. "Das BUND-Papier belegt klar: Schnelles
Handeln unter größtmöglichen Sicherheitsstandards und
Strahlenschutzanforderungen ist zwingend erforderlich."

Fünf Forderungen des BUND: Die Rückholung aller in die Asse
eingelagerten radioaktiven Abfälle und dadurch kontaminierten
Materialien muss schnellstmöglich erfolgen. Die Strahlenbelastung für
Personal und Bevölkerung ist dabei so gering wie möglich zu halten.
Bei der Rückholung und den anschließenden Schritten im Umgang mit dem
Atommüll müssen hohe Sicherheitsstandards und
Strahlenschutzanforderungen gelten und umgesetzt werden. Die
Standortauswahl für die Konditionierung der zurückgeholten Abfälle
zunächst in der Nähe der Asse muss unmittelbar beginnen. Dies muss mit
dem unverzüglichen Beginn der Kriterien-gesteuerten Standortauswahl
für die längerfristige Zwischenlaðgerung Asse-nah und Asse-fern
einhergehen.

Bandt: "Leider sind die Informationen über Herkunft, Inhalt und
Verpackung der Fässer lückenhaft, zudem sind sie in bedenklichem
Zustand. Das macht den Umgang mit dem Atommüll umso aufwändiger,
gleichzeitig aber den schnellstmöglichen Beginn der Rückholung umso
dringlicher."

Bei einer Rückholung muss alles getan werden, um die notwendigen
Sicherheitsstandards und Strahlenschutzanforderungen für
Zwischenlagerung, Transport und Endlagerung des Atommülls zu
erreichen. Ein Transport ohne vorherige Chaðrakterisierung und
Konditionierung der Abfälle könnte die drastischen Folgen eines
möglichen Unfalls noch einmal erheblich verstärken.

Außerdem muss unmittelbar mit der Auswahl eines Standorts für die
Charakterisierung, Pufferlagerung und Konditionierung begonnen werden.
Dabei sind zunächst für Asse-nahe Standorte die Ausschlusskriterien
des zwischen Betreiber, Asse-Begleitgruppe und der Arbeitsgruppe
Optionen-Rückholung (AGO) abgestimmten Kriterienkataloges für den
Zwischenlagerstandort zu berücksichtigen. Nur wenn danach kein
Standort in der Nähe der Schachtanlage möglich ist, sollten weiter
entfernte Standorte einbezogen werden.

Weitere Informationen:

www.bund.net/positionspapier-bask

Hintergrund:

Asse: Das um die Wende zum 20. Jahrhundert gebaute Salzbergwerk Asse
wurde 1965 zum weltweit ersten unterirdischen Lager für Atommüll. Im
sogenannten Forschungsbergwerk sollte erkundet werden, in welcher Form
in Salzstein der hochgefährliche Müll eingelagert werden kann; die
Erkenntnisse aus diesen Untersuchungen sollten später in Gorleben zur
Anwendung kommen. Zwischen 1965 und 1978 wurden über 120.000 Fässer
schwach- und mittelradioaktiven Atommülls aus Forschungsanlagen, aber
auch aus Atomkraftwerken, eingelagert. Spätestens seit 1988 ist
bekannt, dass Grundwasser in das illegitime Atommülllager eintritt.

Pufferung und Konditionierung: Nach der Charakterisierung, also ihrer
Bestimmung, lagern radioaktive Abfallstoffe für planmäßig kurze Zeit
zwischen (Pufferung), bis sie durch Konditionierung in einen chemisch
und physikalisch stabileren Zustand gebracht werden. Dies soll die
Gefahr unerwünschter Reaktionen verringern. Zudem werden sie dadurch
in ihrem Volumen reduziert. Abhängig von Zusammensetzung, Zustand und
Eigenschaften, kommen unterschiedliche Verfahren zur Konditionierung
der radioaktiven Abfälle zum Einsatz.

BASK: Die wissenschaftliche Aus- und Erarbeitung des Papiers erfolgte
durch die Atom- und Strahlenschutzkommission (BASK) des BUND. Dieses
Gremium setzt sich aus vom Bundesvorstand berufenen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern zusammen, die den Verband
beraten.

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 02.04.2020

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





INITIATIVE/418: Gartenschläfer werden munter - Start der Spurensuche 2020 (BUND/BUND NI/BUND TH/BUND NRW)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 2. April 2020

Gartenschläfer werden munter - Naturschutz und Forschung starten
Spurensuche 2020. Machen Sie mit!



Berlin. Wenn die Gartenschläfer in diesen Wochen ihren Winterschlaf
beenden, stehen der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland
(BUND), die Justus-Liebig-Universität Gießen und die Senckenberg
Gesellschaft für Naturforschung wieder bereit: Seit 2019 erforschen
sie, warum die kleine Schlafmaus mit der typischen "Zorro-Maske"
vielerorts in Deutschland und Europa in dramatisch kurzer Zeit
verschwunden ist. Ihr Ziel: Den Gartenschläfer als heimische Tierart
in Deutschland vor dem Aussterben zu bewahren. Unterstützen können
alle, die einen Gartenschläfer gesehen haben, indem sie ihren Hinweis
auf www.gartenschlaefer.de eintragen. Gefördert wird das Projekt
"Spurensuche Gartenschläfer" im Bundesprogramm Biologische Vielfalt
durch das Bundesamt für Naturschutz mit Mitteln des
Bundesumweltministeriums.
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Gartenschläfer

Foto: © Jifi Bohdal



Erste Geheimnisse konnten der BUND und seine Partner mit ihrer
Spurensuche bereits lüften. Fast 1.500 Hinweise aus der Bevölkerung
sind bereits eingegangen, die während des Winterschlafs der Tiere
ausgewertet wurden. Die regionalen Unterschiede fielen besonders auf:
"Während wir aus dem Südwesten Deutschlands sehr viele Hinweise
bekamen, erreichten uns aus den anderen noch bekannten
Verbreitungsgebieten in den Mittelgebirgen kaum Meldungen", erklärt
Mechthild Klocke, Projektleiterin im BUND. "Dass die Unterschiede so
deutlich sind, hat uns überrascht - und auch beunruhigt. Denn es
scheint, dass die Bestände in vielen Regionen schwächer sind, als wir
uns erhofft hatten."

Auch in diesem Jahr soll deshalb weiter geforscht und die "weißen
Flecken" auf der Verbreitungskarte geschlossen werden. Wer einen
Gartenschläfer gesehen oder gehört hat, kann direkt mithelfen: Melden
Sie Ihren Hinweis auf www.gartenschlaefer.de, gerne mit Foto oder
Audioaufnahme. Denn nicht nur die Gesichtszeichnung mit den dunklen
Ringen um die Augen ist beim Gartenschläfer unverkennbar, sondern auch
seine Stimme - nachzuhören auf www.gartenschlaefer.de/geraeusche.

Obwohl der Gartenschläfer eine heimische Tierart ist, gibt es zu ihm
und dem dramatischen Rückgang seiner Bestände noch viele offene
Fragen: Auf welche Lebensräume ist er angewiesen? Gibt es Krankheiten,
die ihm zusetzen? Wie steht es um das Nahrungsangebot? Und vieles
mehr. "Da wir die Tierart vor dem Aussterben bewahren wollen, müssen
wir Antworten finden und ein wirkungsvolles Schutzkonzept entwickeln
und umsetzen", so Klocke. "Das ist ebenso Teil unserer Spurensuche."

Ende Pressemitteilung BUND Bundesverband


 * 



BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 2. April 2020

Gartenschläfer werden munter - Naturschutz und Forschung starten
Spurensuche 2020

wenn die Gartenschläfer in diesen Wochen ihren Winterschlaf beenden,
stehen der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), die
Justus-Liebig-Universität Gießen und die Senckenberg Gesellschaft für
Naturforschung wieder bereit: Seit 2019 erforschen sie, warum die
kleine Schlafmaus mit der typischen "Zorro-Maske" vielerorts in
Deutschland und Europa in dramatisch kurzer Zeit verschwunden ist. Ihr
Ziel: Den Gartenschläfer als heimische Tierart in Deutschland vor dem
Aussterben zu bewahren. Unterstützen können alle, die einen
Gartenschläfer gesehen haben, indem sie ihren Hinweis auf
www.gartenschlaefer.de eintragen. Gefördert wird das Projekt
"Spurensuche Gartenschläfer" im Bundesprogramm Biologische Vielfalt
durch das Bundesamt für Naturschutz mit Mitteln des
Bundesumweltministeriums.
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Gartenschläfer
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Erste Geheimnisse konnten die Naturschützer*innen und Forscher*innen
mit ihrer Spurensuche bereits lüften. Allein rund 1.500 Hinweise aus
der Bevölkerung - davon 40 aus Niedersachsen - sind bereits
eingegangen, die während des Winterschlafs der Tiere ausgewertet
wurden. Die regionalen Unterschiede fielen besonders auf: "Im
Vergleich zu dem Südwesten Deutschlands, aus dem sehr viele Hinweise
kamen, erreichten uns aus Niedersachsen fast nur Meldungen aus dem
Harz", erklärt Andrea Krug, Projektkoordinatorin vom BUND
Niedersachsen. "Und obwohl uns bekannt war, dass der Gartenschläfer im
Harz vorkommt, ist die Anzahl der tatsächlichen Funde bislang deutlich
geringer als im Südwesten Deutschlands. Es scheint, dass die Bestände
in vielen Regionen schwächer sind, als wir gehofft hatten."

Auch in diesem Jahr soll deshalb weiter geforscht und die "weißen
Flecken" auf der Verbreitungskarte geschlossen werden. Wer einen
Gartenschläfer gesehen oder gehört hat, kann direkt mithelfen: Melden
Sie Ihren Hinweis auf www.gartenschlaefer.de, gerne mit Foto oder
Audioaufnahme. Denn nicht nur die Gesichtszeichnung mit den dunklen
Ringen um die Augen ist beim Gartenschläfer unverkennbar, sondern auch
seine Stimme - nachzuhören auf www.gartenschlaefer.de/geraeusche.

Obwohl der Gartenschläfer eine heimische Tierart ist, gibt es zu ihm
und dem dramatischen Rückgang seiner Bestände noch viele offene
Fragen: Auf welche Lebensräume ist er angewiesen? Gibt es Krankheiten,
die ihm zusetzen? Wie steht es um das Nahrungsangebot? Und vieles
mehr. "Wenn wir die Tierart vor dem Aussterben bewahren wollen, müssen
wir Antworten finden und ein wirkungsvolles Schutzkonzept entwickeln
und umsetzen", so Krug. "Das ist ebenso Teil unserer Spurensuche."

Ende Pressemitteilung, BUND Landesverband Niedersachsen


 * 

Presseinformation des BUND Thüringen - 2. April 2020

Gartenschläfer werden munter - Naturschutz und Forschung starten
Spurensuche 2020. Machen Sie mit!

Erfurt/Berlin. Wenn die Gartenschläfer in diesen Wochen ihren
Winterschlaf beenden, stehen der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND), die Justus-Liebig-Universität Gießen und die
Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung wieder bereit: Seit 2019
erforschen sie, warum die kleine Schlafmaus mit der typischen
"Zorro-Maske" vielerorts in Deutschland und Europa in dramatisch
kurzer Zeit verschwunden ist. Ihr Ziel: Den Gartenschläfer als
heimische Tierart in Deutschland vor dem Aussterben zu bewahren.
Unterstützen können alle, die einen Gartenschläfer gesehen haben,
indem sie ihren Hinweis auf www.gartenschlaefer.de eintragen.
Gefördert wird das Projekt "Spurensuche Gartenschläfer" im
Bundesprogramm Biologische Vielfalt durch das Bundesamt für
Naturschutz mit Mitteln des Bundesumweltministeriums und im Freistaat
zusätzlich durch die Stiftung Naturschutz Thüringen.

Erste Geheimnisse konnten die Naturschützer*innen und Forscher*innen
mit ihrer Spurensuche bereits lüften. Fast 1.500 Hinweise aus der
Bevölkerung sind bereits eingegangen, die während des Winterschlafs
der Tiere ausgewertet wurden. Die regionalen Unterschiede fielen
besonders auf: "Die 30 Nachweise aus Thüringen stammen fast
ausschließlich aus dem Hohen Thüringer Schiefergebirge-Frankenwald,
dem Schwarza-Sormitz-Gebiet, dem östlichen Ostthüringer
Schiefergebirge-Vogtland sowie dem Oberen Saaletal. Ein großer Teil
der letzten Sichtungen und Totfunde konnten an ehemaligen
Schieferabbaugebieten gemacht werden, aus den für die Hochlagen des
Thüringer Waldes oft typischen Fichtenmonokulturen sowie aus meist
waldnahen Gebäuden und Ortslagen", erklärt Anita Giermann,
Projektkoordinatorin beim BUND Thüringen. "Der Großteil des Freistaats
gilt jedoch nach wie vor als 'gartenschläferfrei'."

Auch in diesem Jahr soll deshalb weiter geforscht und die "weißen
Flecken" auf der Verbreitungskarte geschlossen werden. Wer einen
Gartenschläfer gesehen oder gehört hat, kann direkt mithelfen: Melden
Sie Ihren Hinweis auf www.gartenschlaefer.de, gerne mit Foto oder
Audioaufnahme. Denn nicht nur die Gesichtszeichnung mit den dunklen
Ringen um die Augen ist beim Gartenschläfer unverkennbar, sondern auch
seine Stimme - nachzuhören auf www.gartenschlaefer.de/geraeusche.

An der Seite der Naturschützer*innen und Wissenschaftler*innen stehen
allein in Thüringen mehr als 30 Ehrenamtliche. Auch in diesem Jahr
werden sie helfen, die Fotofallen und Nistkästen zu kontrollieren und
Fußabdrücke in den Spurtunneln zu bestimmen. Damit sollen die "weißen
Flecken" auf der Gartenschläfer-Verbreitungskarte geschlossen und mehr
Informationen zu Lebensweise und Gefährdung zusammengetragen werden.
Wer einen Gartenschläfer gesehen hat, kann direkt mithelfen: Melden
Sie Ihren Hinweis auf www.gartenschlaefer.de!

Obwohl der Gartenschläfer eine heimische Tierart ist, gibt es zu ihm
und dem dramatischen Rückgang seiner Bestände noch viele offene
Fragen: Auf welche Lebensräume ist er angewiesen? Gibt es Krankheiten,
die ihm zusetzen? Wie steht es um das Nahrungsangebot? Und vieles
mehr. "Da wir die Tierart vor dem Aussterben bewahren wollen, müssen
wir Antworten finden und ein wirkungsvolles Schutzkonzept entwickeln
und umsetzen", so Giermann. "Das ist ebenso Teil unserer Spurensuche."

Hinweis:

Bitte beachten Sie, dass aufgrund der aktuellen Regelungen zur
Corona-Krise alle geplanten Vorträge und Schulungen zur "Spurensuche
Gartenschläfer" bis auf Weiteres abgesagt sind.

Weitere Informationen:

www.bund-thueringen.de/gartenschlaefer

Ende Presseinformation BUND Landesverband Thüringen


 * 

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 2. April 2020

Gartenschläfer werden munter - Spurensuche auch in NRW

Berlin, Düsseldorf | Wenn die Gartenschläfer in diesen Wochen ihren
Winterschlaf beenden, stehen der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND), die Justus-Liebig-Universität Gießen und die
Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung wieder bereit: Seit 2019
erforschen sie, warum die kleine Schlafmaus mit der typischen
"Zorro-Maske" vielerorts in NRW, Deutschland und Europa in dramatisch
kurzer Zeit verschwunden ist. Ihr Ziel: Den Gartenschläfer als
heimische Tierart in Deutschland vor dem Aussterben zu bewahren.
Unterstützen können alle, die einen Gartenschläfer gesehen haben,
indem sie ihren Hinweis auf www.gartenschlaefer.de eintragen.
Gefördert wird das Projekt "Spurensuche Gartenschläfer" im
Bundesprogramm Biologische Vielfalt durch das Bundesamt für
Naturschutz mit Mitteln des Bundesumweltministeriums.

Erste Geheimnisse konnten die Naturschützer*innen und Forscher*innen
mit ihrer Spurensuche bereits lüften. Fast 1.500 Hinweise aus der
Bevölkerung sind bereits eingegangen, die während des Winterschlafs
der Tiere ausgewertet wurden. Die regionalen Unterschiede fielen
besonders auf: "Während wir aus dem Südwesten Deutschlands sehr viele
Hinweise bekamen, erreichten uns aus den anderen noch bekannten
Verbreitungsgebieten in den Mittelgebirgen kaum Meldungen", erklärt
Mechthild Klocke, Projektleiterin im BUND in Berlin. "Dass die
Unterschiede so deutlich sind, hat uns überrascht - und auch
beunruhigt. Denn es scheint, dass die Bestände in vielen Regionen
schwächer sind, als wir uns erhofft hatten."

Gleiches gilt auch für Nordrhein-Westfalen. Hier konnte der bekannte
Schwerpunkt des Vorkommens im Köln-Bonner-Raum durch die Meldungen
bestätigt werden, aber leider kaum ein anderer Ort außerhalb der
südlichen Rheinebene. "Wir freuen uns, dass auch in NRW bisher über
160 Meldungen zum Gartenschläfer eingegangen sind. Dennoch klafft eine
riesige Verbreitungslücke gerade im Bereich zwischen Oberbergischen
Land und OWL, in dem bis vor 10 Jahren noch Gartenschläfer zu finden
waren. Das deckt sich auch mit den Beobachtungen der Wissenschaft und
wir wissen nicht, wieso diese Tierart so stark zurückgeht", führt
Christine Thiel-Bender vom BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen die
Situation weiter aus.

Der Gartenschläfer gehört zu unseren heimischen Tieren und dennoch
gibt es zu ihm noch viele offene Fragen. "Wir wollen verhindern, dass
diese Tierart vollkommen verschwindet. Dafür brauchen wir Antworten
auf die Frage nach den Rückgangsursachen, um anschließend ein
wirkungsvolles Schutzkonzept entwickeln und umsetzen", so Christine
Thiel-Bender. "Das ist ebenso Teil unserer 'Spurensuche'."

Deshalb soll auch in diesem Jahr weiter geforscht und die "weißen
Flecken" auf der Verbreitungskarte geschlossen werden. Wer einen
Gartenschläfer gesehen oder gehört hat, kann direkt mithelfen: Melden
Sie Ihren Hinweis auf www.gartenschlaefer.de, gerne mit Foto oder
Audioaufnahme. Denn nicht nur die Gesichtszeichnung mit den dunklen
Ringen um die Augen ist beim Gartenschläfer unverkennbar, sondern auch
seine Stimme - nachzuhören auf www.gartenschlaefer.de/geraeusche.

Auch in diesen Zeiten der Coronakrise, in der wir alle zuhause bleiben
sollten, kann jeder etwas gegen das Artensterben und auch für den
Gartenschläfer tun. So kann etwa der Balkon in eine wahre Oase für
Insekten und Vögel verwandelt werden, dafür braucht es nur wenig. Oder
Sie können in Ihrem Garten Regentonnen und andere offene Wasserstellen
abdecken, Fallrohre vergittern und jegliche Arten von Gift und
Pestiziden verbannen. Unter
https://www.bund.net/bund-tipps/oekotipps/tipps-in-zeiten-von-corona/
finden Sie mehr dieser Tipps und auch auf www.gartenschlaefer.de
erfahren Sie mehr, wie Sie dem kleinen Bilch mit der "Zorro-Maske" im
Garten helfen können.

www.bund-nrw.de/gartenschlaefer

Ende
Pressemitteilung BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen



Weitere Informationen:

www.gartenschlaefer.de sowie

www.biologischevielfalt.bfn.

de/bundesprogramm/projekte/projektbeschreibungen/erarbeitung-eines-bundesweiten-schutzkonzepts-fuer-den-gartenschlaefer.html

Naturbeobachterinnen und
Naturbeobachter können ihre Gartenschläfer-Hinweise dem Projektteam
melden unter: 
 www.gartenschlaefer.de

Die typischen Geräusche des Gartenschläfers zum Nachhören: 

www.gartenschlaefer.de/geraeusche

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 02.04.2020

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Bundesgeschäftsstelle: Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Internet: www.bund.net

BUND Landesverband Niedersachsen

Goebenstr. 3a, 30161 Hannover

Internet: www.bund-niedersachsen.de

BUND Landesverband Thüringen / Landesgeschäftsstelle

Trommsdorffstr. 5, 99084 Erfurt

Internet: www.bund-thueringen.de

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Internet: www.bund-nrw.de
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INITIATIVE/570: Volksbegehren - Rückenwind für die Umwelt (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Frühjahr 2020

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Volksbegehren

Rückenwind für die Umwelt

von Helge May



Spätestens seit dem großen Erfolg von "Rettet die Bienen" in Bayern
sind Volksbegehren für Natur und Umwelt in aller Munde. Der Aufwand
für solche Initiativen ist allerdings enorm und oft fängt nach dem
Stimmensammeln die Arbeit erst richtig an.


Info

Proteste und Petitionen

Für Volksbegehren gilt: Großer Aufwand, große Wirkung. Es geht aber
auch eine Nummer kleiner. Unterschriften sind in Zeiten des Internets
schnell gesammelt, zahlreiche Onlineportale bieten die Möglichkeit,
Protestbriefe aufzusetzen und mitstreiter*innen zu suchen. Der Haken
dabei: Verbindliche Folgen haben solche Proteste nicht. Die
Organisator*innen müssen darauf setzen, dass ihr tausendfach
vorgetragenes Anliegen Eindruck macht und etwas bewegt.

Petitionen ans Parlament. Das ist auch bei "offiziellen"
Petitionen so. "Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in
Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten oder Beschwerden an
die zuständigen Stellen und an die Volksvertretung zu wenden", heißt
es in Artikel 17 des Grundgesetzes. Beim Bundestag und den Landtagen
sind daher mit Abgeordneten besetzte Petitionsausschüsse eingerichtet,
die Proteste und Vorschläge entgegennehmen. In ihrer Hand liegt es, ob
das Parlament sich mit der jeweiligen Angelegenheit beschäftigt.

Massenproteste, ob in Form von Unterschriften, Briefen, Mails,
Postkarten oder Anrufen, sind für den NABU ein wichtiges Mittel der
politischen Auseinandersetzung. Auf Bundesebene wurden alleine im
vergangenen Jahr rund ein Dutzend solcher Aktionen durchgeführt.

Ostseetunnel und Agrarpolitik. Unter anderen wurden für ein
EU-weites Verbot der Turteltaubenjagd 75.000 Unterschriften gesammelt.
Mehr als 60.000 Protestmails gingen an Bundesverkehrsminister Scheuer,
damit dieser den Ostseetunnel zwischen Dänemark und Deutschland
stoppt. Gleichzeitig hat der NABU in der Sache Klage beim
Bundesverwaltungsgericht eingelegt. Und schließlich machte der NABU
mit 62.290 Postkarten und elektronischen Nachrichten bei seiner "114
Euro"-Aktion Druck auf das Europaparlament, damit die EU-Agrarpolitik
endlich umweltverträglich wird.

Eine Übersicht laufender und beendeter NABU-Proteste gibt es unter
www.NABU.de/Mitmachen.

 * 

Es sind die langen Schlangen, die im Gedächtnis bleiben. Wartende vor
den Rathäusern, oft Hunderte wie in München auf dem Marienplatz,
Menschen, die unbedingt ihre Stimme "für die Bienen" abgeben wollten.
Am Ende waren es bayernweit mehr als 1,7 Millionen, die in nur zwei
Wochen unterschrieben hatten. Die Erfolgshürde von zehn Prozent der
Wahlberechtigten war deutlich übertroffen, in den Städten ebenso wie
auf dem Land.

Gunst der Stunde · Das Volksbegehren "Rettet die Bienen" kam
genau zur richtigen Zeit. Befördert von der 2017 vorgestellten
Krefelder Insektenstudie, ist der Schwund der Artenvielfalt zu einem
immer wichtigeren gesellschaftlichen Thema geworden, das nicht mehr
nur Naturschützer*innen Sorge bereitet. Dennoch fiel der Erfolg nicht
vom Himmel. Ein Volksbegehren durchzuführen, ist eine Wissenschaft für
sich.

Es gilt, bereits im Vorfeld ein möglichst breites Bündnis zu
schmieden. In Bayern waren das neben dem NABU-Partner LBV die ÖDP,
Bündnis90/Die Grünen sowie die Gregor Louisoder Stiftung, denen sich
im Laufe der Zeit mehr als 200 weitere Partner*innen anschlossen. Das
Bündnis muss einen juristisch wasserdichten Gesetzestext verfassen,
hier ein "Gesetz zur Änderung des Bayerischen Naturschutzgesetzes
zugunsten der Artenvielfalt und Naturschönheit". Der Antrag auf das
Volksbegehren braucht außerdem Unterstützer*innen, in Bayern
mindestens 25.000. Erst dann gibt das Innenministerium grünes Licht.

Im Wahlkampf · Das eigentliche Volksbegehren läuft praktisch
wie eine Wahl ab. Dazu gehört Wahlkampf mit Infoständen, Plakaten und
Kundgebungen, aber auch die Betreuung des Ablaufes während der
Eintragsfrist. In Bayern kümmerten sich darum in jeder Gemeinde
ehrenamtliche "Rathauslotsen".

Der Erfolg fällt nicht vom Himmel. Volksbegehren belasten die
 Ressourcen eines Umweltverbandes bis zum Anschlag.



Der Aufwand geht also weit über das Normalgeschäft eines
Umweltverbandes hinaus. Sämtliche Ressourcen werden auf das Äußerste
belastet, auch die finanziellen. Denn bei allem ehrenamtlichen
Engagement kostet es natürlich etwas, zum Beispiel landesweit zu
plakatieren. Umso mehr, wenn Gegner der Initiative die Plakate immer
wieder herunterreißen.

Wir sind nicht alleine · Ein solcher Kraftakt schweißt aber
auch zusammen. Am Ende zu wissen "Wir können Volksbegehren!", macht
Mut und motiviert für viele weitere Aufgaben. Inhaltlich heißt das
zudem: Wir sind nicht alleine, unser Anliegen wird von Millionen
Menschen mitgetragen.

Doch wie reagiert die Politik? Lehnte der Landtag das erfolgreiche
Volksbegehren ab, käme es in der nächsten Stufe zu einem
Volksentscheid, möglicherweise mit einem konkurrierenden
Gesetzesentwurf der Regierung. Das ist allerdings für beide Seiten ein
Risiko. Die "politischen Kosten" können hoch sein, wenn die
Landesregierung den Entscheid verliert, wie etwa in Berlin 2014 bei
der Frage um die Bebauung des Tempelhofer Feldes geschehen. Die
Bayerische Staatsregierung wollte dieses Risiko nicht eingehen und so
wurde das Volksbegehren "Rettet die Bienen" schließlich unverändert
angenommen.

Von Bayern lernen · Das bayerische Beispiel hat rasch Schule
gemacht. Innerhalb nur eines Jahres wurden ähnliche Volksinitiativen
auch in Baden-Württemberg und Brandenburg gestartet,
Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen werden folgen. Ohne den Erfolg
in Bayern, das darf man behaupten, wäre keine dieser Initiativen
entstanden.

Zu wissen "Wir können Volksbegehren!", macht Mut und
 motiviert für viele weitere Aufgaben.



Doch die "Gegenseite" hat gleichfalls gelernt. In Bayern überraschte
"Rettet die Bienen" die Politik und die Landwirtschaftsverbände noch.
Die Gegenwehr war zögerlich und zunächst rein destruktiv. Als wenige
Monate später im benachbarten Baden-Württemberg unter Beteiligung der
Umweltverbände ein von den Berufsimkern David Gerstmeier und Tobias
Miltenberger erdachtes Volksbegehren startete, legte die grün-schwarze
Landesregierung dagegen in kürzester Zeit ein attraktives
Gesprächsangebot auf den Tisch.

Keine Pestizide in Schutzgebieten · Ob auch hier mehr als zehn
Prozent der Wahlberechtigten abgestimmt hätten, wird man nie erfahren.
Der Gesetzesentwurf des Landes kam dem Volksbegehren so weit entgegen,
dass dieses aufgegeben wurde. Bei Themen wie Pestizidreduktion -
darunter Komplettverbot in Naturschutzgebieten - oder Ausbau der
Öko-Landwirtschaft kann Baden-Württemberg nun zum Muster-Ländle
werden. Und das zusammen mit den Landwirten, die auf dem Weg dahin
durch Förderprogramme und eine bessere staatliche
Pflanzenschutz-Beratung unterstützt werden sollen.

Noch nicht ganz so weit ist man in Brandenburg. Hier entschlossen sich
die Landnutzer*innen, Feuer mit Feuer zu bekämpfen und starteten
zeitgleich mit der Volksinitiative der Umweltverbände eine eigene
Initiative. Dass selbst die Farbgebung in Faltblättern und auf der
Website zum Verwechseln ähnlich war, ist sicher kein Zufall. Mit mehr
als 70.000 Unterschriften erzielte das Original der Umweltverbände
dennoch einen deutlichen Punktsieg.

Detailverhandlungen laufen · Da es in der Praxis ohne die
Landwirt*innen nicht gehen wird, wurde nun ein "moderiertes Verfahren"
begonnen. Bis zum Sommer soll unter Beteiligung der
Regierungsfraktionen ein gemeinsamer Gesetzesentwurf erarbeitet
werden. Beide Volksinitiativen haben bereits wichtige Punkte im
Grundsatz vereinbart. Angestrebt werden ordnungsrechtliche
Mindeststandards für den Pestizideinsatz in Schutzgebieten sowie bei
Gewässerrandstreifen. Die Folgen für Betroffene sollen ermittelt und
per Gesetz Vorschläge für einen finanziellen Ausgleich festgelegt
werden.

Dass hier der sprichwörtliche Teufel im Detail liegen kann, hat man
bereits in Bayern erfahren. Es dauerte noch mal ein halbes Jahr und
mehrere Verhandlungsrunden mit der Staatsregierung, bis das
Naturschutzgesetz endlich geändert wurde.

Die Praxis zählt · Die vom Ministerrat ergänzend erlassene
Biotopverordnung weicht den Naturschutz sogar auf, anstatt ihn zu
stärken. Die Kriterien wurden so gefasst, dass zum Beispiel fast keine
Streuobstwiesen mehr unter Schutz stehen, weil nur Bestände mit einem
überwiegenden Kronenansatz in mindestens 1,80 Meter Höhe erfasst
werden. Ein unwichtig wirkendes Detail mit weitreichenden Folgen.

Die Initiatoren des Volksbegehrens werden daher die Umsetzung
sämtlicher Vereinbarungen intensiv begleiten. Ein Projekt zusammen mit
der Hochschule Nürtingen wird den Erfolg regelmäßig messen und die
Ergebnisse veröffentlichen.


Aktuelle Umwelt-Volksbegehren

Baden-Württemberg 2019: "Rettet die Bienen", Volksinitiative
mit 35.865 Unterschriften. Folgendes Volksbegehren nach Angebot der
Landesregierung vorzeitig beendet.

Bayern 2019: "Rettet die Bienen", 1,7 Millionen Unterschriften.
Volksbegehren vom Landtag angenommen. unter anderem Änderung des
Naturschutzgesetzes.

Brandenburg 2019/20:  "Artenvielfalt retten - Zukunft sichern",
73.072 Unterschriften. "moderiertes Verfahren" mit
Regierungsfraktionen und Landnutzer*innenverbänden begonnen. Zuvor
2015/16 Volksbegehren gegen Massentierhaltung mit 103.891
Unterschriften, vom Landtag angenommen.

Hamburg 2018: "Hamburgs Grün erhalten", 23.000 Unterschriften.
"Vertrag für Hamburgs Stadtgrün" mit dem Senat geschlossen.

Niedersachsen 2020: Volksinitiative in Vorbereitung, geplanter
Start im März.

Nordrhein-Westfalen 2020: Volksinitiative "Insekten retten -
Artenschwund stoppen" begonnen.

 * 

 Naturschutz in der Großstadt - Aktion Hamburg 

Erfolgreiche Volksinitiative "Hamburgs Grün erhalten"

Die Landwirtschaft spielt im Stadtstaat Hamburg keine große Rolle.
Hier macht dem Naturschutz vor allem die zunehmende Versiegelung und
Zerschneidung durch Siedlungsdruck und Verkehr zu schaffen. Freiräume
werden Stück für Stück aufgefressen. Der NABU ist überzeugt, dass mit
gutem Willen und kluger Planung Stadtentwicklung und Naturschutz
vereinbar sind.

Um seinen Ideen Nachdruck zu verleihen, hat der NABU Ende 2017 eine
Volksinitiative "Hamburgs Grün erhalten" gestartet. Trotz Gegenwind
aus der Politik, teils sogar aus den Medien, gelang es mehr als 23.000
Unterschriften zu sammeln und den Senat an den Verhandlungstisch zu
zwingen. im Frühjahr 2019 wurde dann tatsächlich eine Einigung erzielt
und Ende des Jahres offiziell beschlossen.

Keine Entwicklungsbremse. "Die langen und intensiven
Verhandlungen haben sich gelohnt. Bundesweit schlägt Hamburg als erste
Großstadt einen richtungsweisenden Weg ein, mit dem eine Verbindung
zwischen Grünerhalt und Siedlungsentwicklung tatsächlich möglich ist",
resümiert der NABU-Landesvorsitzende Alexander Porschke.
"Artenvielfalt und Lebensqualität bleiben erhalten. Gleichzeitig haben
wir uns auf eine Flexibilität beim Flächenschutz geeinigt. So bleibt
Raum für die Stadt sich zu entwickeln - mit Augenmaß."

Laut Zielvorgabe muss die Gesamtfläche aller Naturschutz- und
Landschaftsschutzgebiete erhalten bleiben. Auch der Anteil aller
Flächen aus dem Bioptopverbund darf nicht mehr sinken. Damit sind gut
30 Prozent der Fläche Hamburgs in Zukunft geschützt. Grün- und
Erholungsanlagen bleiben vor Bebauung grundsätzlich geschützt, es
müssen sogar zusätzliche öffentlich zugängliche Flächen geschaffen
werden.

Aufwertung der Stadtnatur · Ein großer Gewinn für Hamburgs
Natur ist zudem, dass die Naturqualität in Hamburg verbessert werden
soll. Geeinigt wurde sich darauf, dass der Wert in Naturschutzgebieten
langfristig steigen muss, während er im restlichen Stadtgebiet nicht
sinken darf. Das kann durch neue Blühwiesen in Parks geschehen,
Renaturierung von Stadtbächen oder die Pflege naturnaher Wälder.

Neu zum Einsatz kommt eine satellitengestützte Datenerhebung
versiegelter Flächen. So lässt sich detailliert der reale
Versiegelungsgrad ermitteln. Die Naturqualität wird über die
Biotopkartierung gemessen, ab jetzt alle fünf anstatt bisher alle acht
Jahre. Vereinbart wurden auch mehr Naturschutzinvestitionen und die
Einstellung von städtischen Naturschutz-Rangern.

 * 

Deutscher Föderalismus

Volksbegehren sind in allen deutschen Bundesländern möglich. Anders
sieht es auf nationaler Ebene aus, hier ist dieses Instrument nur für
Fragen zur Neugliederung des Bundesgebietes vorgesehen, zum Beispiel
die Zusammenlegung von Bundesländern.

Unterschiedlich hohe Hürden · Die regionalen Bestimmungen sind
aber teils so streng, dass in den meisten Bundesländern bis heute noch
kein einziges Volksbegehren stattfand. Schon für den Antrag auf ein
Volksbegehren - Volksinitiative genannt - werden teils mehrere
zehntausend Unterschriften benötigt. Für ein erfolgreiches
Volksbegehren müssen wie in Hessen bis zu 20 Prozent der
Wahlberechtigten zustimmen. Während in Bayern die Stimmen zum
Volksbegehren in nur zwei wochen gesammelt werden müssen, lässt NRW
hierfür ein ganzes Jahr Zeit.

Ist ein Volksbegehren erfolgreich, befasst sich der Landtag damit.
lehnt der Landtag das Volksbegehren ab, kommt es zum Volksentscheid.
Hier sind die Hürden wieder unterschiedlich, meist aber höher als in
der Stufe zuvor. Während in Bayern oder Sachsen für einfache Gesetze
keine Mindestbeteiligung verlangt wird, müssen in den meisten
Bundesländern nicht nur eine Mehrheit der Teilnehmer*innen, sondern
auch mindestens 25 Prozent der Wahlberechtigten mit "ja" stimmen. Für
verfassungsändernde Gesetze liegen die Quoten meist bei 50 Prozent
plus einer Zustimmung von zwei Dritteln der Teilnehmer*innen.

Abstimmen auch im Bund? · Initiativen wie "mehr Demokratie"
schlagen eine dreistufige "Volksgesetzgebung" auch für die Bundesebene
vor. Grund- und Minderheitenrechte sollen nicht zur Abstimmung stehen.
um eine gute Verknüpfung zwischen Volksinitiative und Parlament zu
gewährleisten, könnte der Bundestag auch einen eigenen Vorschlag mit
zur Abstimmung stellen. Ganz anders sieht es auf kommunaler Ebene aus.
Möglichkeiten für Bürger*innenbegehren in Kreisen, Städten und Dörfern
gibt es nämlich in allen Bundesländern. Mehrere tausend mal wurde
schon abgestimmt, ob es nun um den Fahrradverkehr oder um das
Hallenbad ging. Am häufigsten finden Bürger*innenbegehren in Bayern
statt.


Minimum eine Million

Volksbegehren gibt es auf EU-Ebene nicht, lediglich die Europäische
Bürgerinitiative (EBI). Anders als die Petitionen beim Europaparlament
und die Beschwerden an den Europäischen Bürgerbeauftragten wendet sich
die 2012 eingeführte EBI an die EU-Kommission, also quasi die
Regierung. Diese kann durch Unterstützungsbekundungen von mindestens
einer Million Bürger*innen aus mindestens einem Viertel der
Mitgliedstaaten aufgefordert werden, einen Rechtsakt zu einem
Thema vorzuschlagen, zu dem es nach Ansicht der Initiatoren
einer Regelung bedarf. Die Kommission ist aber nicht verpflichtet, dem
zu folgen.

 * 
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VERBRAUCHER/117: Lebensmittel - BUND empfiehlt, jetzt besonders auf Regionalität zu achten (BUND NI/BUND SH)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 3. April 2020

Lebensmittel aus der Region - BUND empfiehlt, jetzt besonders auf
Regionalität zu achten



Die Gesundheit der Bürger*innen und die Eindämmung der Ausbreitung des
Corona-Virus stehen derzeit zu Recht im Fokus der Öffentlichkeit.
Zunehmend an Wichtigkeit gewinnt jedoch die Frage nach einer sicheren
Versorgung mit Lebensmitteln: Engpässe in der Produktion sind zwar
nicht zu erwarten. Dennoch steht die Logistik derzeit vor großen
Herausforderungen. Der BUND Niedersachsen ruft Verbraucher*innen dazu
auf, regionale und nach Möglichkeit auch ökologisch erzeugte
Lebensmittel nachzufragen.

"Über Jahrzehnte aufgebaute zukunftsweisende und nachhaltige
Erzeugungs- und Vermarktungsformen wie der ökologische Landbau und die
regionale Versorgung über Direktvermarktungen dürfen der
Corona-Pandemie nicht zum Opfer fallen", sagt
BUND-Landwirtschaftsexperte Tilman Uhlenhaut. "In Niedersachsen ist es
nach wie vor erlaubt, auf Wochenmärkten einzukaufen. Auch Hofläden
sind weitgehend noch geöffnet, dort freuen sich Direktvermarkter*innen
über Kundschaft." Ein Einkauf auf dem Bauernhof bietet auch Kindern
eine kleine Abwechslung im Corona-Alltag. Wo es möglich ist, kann der
Einkauf mit dem Fahrrad ein wichtiger Fitnessbeitrag in sonst
bewegungsarmen Zeiten sein. Das schont zusätzlich das Klima.

Der BUND schlägt vor: Erkundigen Sie sich bei Ihrem Hofladen,
Wochenmarktstand und Naturkostladen, wie Sie sich sicher mit guten
Lebensmitteln versorgen können: Viele Betriebe informieren auf ihren
Internetseiten, ob die Abholung von Produkten auf dem Hof möglich ist.
Klären Sie möglichst alle Fragen vorab am Telefon oder per E-Mail ab.
Mit Bio-Abokisten und von Bio-Lieferdiensten kann man sich direkt zu
Hause versorgen lassen. Viele Betriebe kommen zwar derzeit der
gewachsenen Nachfrage kaum noch nach, aber ein Versuch lohnt sich
dennoch. In vielen Supermärkten gibt es Gemüse aus der Region zu
kaufen, greifen Sie auch hier zu saisonaler und regionaler Ware.

Direktvermarkter*innen in Ihrer Nähe finden Sie auf folgenden
Internetseiten:


	Portal für Hof- und Naturkostläden, Wochenmarktstände und Bio-Supermärkte: 
 https://bioeinkaufen.de

	Die RegioApp für Regionalinitiativen vom Bundesverband Regionalbewegung: 
 www.regioapp.org/regionales-finden/

	Service vom Hof - ein Angebot der Landwirtschaftskammer: 
 www.service-vom-hof.de/

	Neuland-Lieferservice von Erzeuger*innen artgerechter Nutztierhaltung: 
 https://artgemaess-einkaufen.de/



Ende Pressemitteilung BUND Landesverband Niedersachsen 


 * 



BUND Landesverband Schleswig-Holstein e.V. - Kiel, 3. April 2020

In der Corona-Krise regionale Strukturen stärken - lokal einkaufen
hilft Kleinunternehmen und Umwelt

Der BUND Schleswig-Holstein ruft alle Menschen dazu auf, durch ihr
Einkaufsverhalten regionale und ökologische Strukturen zu stärken.
Lokal einzukaufen hilft der Umwelt, sichert Arbeitsplätze vor Ort und
vermeidet Verkehr.

Kiel. Die nächsten Wochen und Monate können entscheidend dafür sein,
wie unsere Orte und vor allem Innenstädte zukünftig aussehen werden.
Neben gesundheitlichen Auswirkungen der Corona-Pandemie werden auch
wirtschaftliche Veränderungen zu sehen sein. Vor allem kleine Läden
und die Gastronomie vor Ort leiden unter den Auswirkungen der
Corona-Krise, während große Online-Händler und europaweit agierende
Lieferplattformen steigende Umsätze verzeichnen.

"Jeder lokale Einkauf wird jetzt zum Zeichen der Solidarität mit dem
kleinen Dorfladen, dem Bioladen um die Ecke und dem
Wochenmarktstand.", so Ole Eggers, Geschäftsführer des BUND
Schleswig-Holstein. "Jetzt ist Zusammenhalt gefragt. Dazu gehört auch,
das eigene Kaufverhalten weiterzuentwickeln und auf ökologische und
regionale Erzeugnisse umzusteigen. Damit rette ich Umwelt und
Arbeitsplätze in einem."

Viele kleinere Läden, die bislang nicht über ein Onlineangebot
verfügten, haben jetzt neue Angebote. So zum Beispiel Hofläden und
andere regionale Erzeuger. Es lohnt sich also danach zu suchen, bevor
direkt bei bekannten Online-Konzernen bestellt wird. Eine weitere
Möglichkeit, den regionalen Handel in der aktuellen Situation zu
unterstützen, ist der Kauf von Gutscheinen, die dann später eingelöst
werden.

"Wir haben es bei jedem Einkauf selbst in der Hand, wo und wie wir
unser Geld ausgeben. Übrigens unabhängig von Corona. Wer lebenswerte
Orte und Umgebungen erhalten will, muss die regionalen und vor allem
ökologisch erzeugten Angebote vor Ort unterstützen.", so Eggers
weiter. "Das ist letztlich Nachbarschaftshilfe und angewandter
Umweltschutz."

Eine Stadt oder ein Dorf der kurzen Wege, in der man gut ohne eigenes
Auto leben kann, braucht eine gute Nahversorgung. Gleichzeitig können
kleine Geschäfte leichter lokale Anbieter bei ihrer Produktauswahl
berücksichtigen. All das sind Bausteine, um lokale Strukturen zu
stärken, ökologisches Handeln zu unterstützen und um Verkehr, und
damit Lärm und Abgase, zu vermeiden. An die Händler und Gastronomen
vor Ort appelliert der BUND Schleswig-Holstein, wo immer möglich, mit
dem Fahrrad auszuliefern, die Lieferungen zu bündeln und weitgehend
auf Umverpackungen aus Kunststoff zu verzichten. So kann die Lieferung
noch nachhaltiger werden.




Link zu lokalen Initiativen:

www.sh-guide.de/de/sh-hilft-sh

www.kiel-hilft-kiel.de

Eine kleine Auswahl von Obst- und Gemüsekisten in SH: 

https://www.google.com/maps/d/viewer?mid=1hU7C5U9vY6WSn9rCkk0h8Heezz0&ll=54.18167268806551%2C9.485079449999944&z=8

Solidarische Landwirtschaften in Schleswig-Holstein: 

www.solidarische-landwirtschaft.org/solawis-finden/karte/#/

Ein Zusammenschluss von Höfen, die nun auch ausliefern:

www.deine-speisekammer.de

Fachliche Infos zu klimaschonendem Lieferverkehr:
NKI: Klimafreundlicher Lieferverkehr für saubere und lebenswerte
Städte 

www.BUND.net/lieferverkehr

Ende Pressemitteilung BUND Landesverband Schleswig-Holstein e.V.


 * 
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WALD/260: Klimakönner Roteiche zieht im Vorwerk ein (NLF)


Niedersächsische Landesforsten - 31. März 2020

Klimakönner Roteiche zieht im Vorwerk ein

Pflanzsaison im Forstamt Harsefeld



(Bremervörde / Harsefeld) In dem Waldgebiet Vorwerk südlich von
Bremervörde pflanzen die Niedersächsischen Landesforsten in diesem
Frühjahr Roteichen. Eine Baumart, die besser an den Klimawandel
angepasst ist. In den vergangenen zwei Jahren kam es durch Stürme und
in der Folge von Trockenheit und Borkenkäferbefall zum flächigen
Ausfall von Fichten im Forstort Vorwerk. Auf der hier entstandenen
fast fußballfeldgroßen Freifläche werden nun Bäume gepflanzt, die den
Wald der Zukunft stabiler machen.




[image: Foto: © Lea Großpietsch/Niedersächsische Landesforsten]

Pflanzer mit den bereits recht großen und mit einem üppigen
Wurzelsystem ausgestatteten Roteichen. Der Pflanzer sorgt dafür, dass
die jungen Roteichen richtig in das Pflanzloch eingesetzt werden

Foto: © Lea Großpietsch/Niedersächsische Landesforsten



Förster Sigfried Rakowitz, Leiter der Revierförsterei Bevern im
Forstamt Harsefeld, hat sich bewusst für die Pflanzung der Roteiche
entschieden. Er erklärt: "Die Wahl für die zukünftige Baumgeneration
fiel auf die aus Amerika stammende, bereits seit über 100 Jahren
erfolgreich in Europa angepflanzte Roteiche. Nach bisherigen
Erfahrungen scheint sie klimastabil und enorm anpassungsfähig zu sein.
Die im Vorwerk überwiegende mittlere Nährstoffversorgung und die
Bodenbeschaffenheit kommen ihr sehr entgegen. Im Gegensatz zur Fichte,
einer klassisch flachwurzelnden Baumart, verfügt die Roteiche über ein
ausgeprägtes Herzwurzelsystem. Das bedeutet eine bessere
Durchwurzelung des Bodens, die Erreichbarkeit von Wasser auch in
tieferen Schichten und eine deutlich höhere Sturmfestigkeit".




[image: Baggerpflanzgabel in Nahaufnahme - Foto: © Lea Großpietsch/Niedersächsische Landesforsten]

Der Bagger ausgerüstet mit einer speziellen Pflanzgabel übernimmt das Ausheben und verschließen des Pflanzloches

Foto: © Lea Großpietsch/Niedersächsische Landesforsten



Auf der 0,9 Hektar großen Fläche wurden Mitte März die etwa ein Meter
hohen Bäume mithilfe eines Baggers gepflanzt. Dieses Verfahren bietet
sich für Jungpflanzen mit üppigem Wurzelsystem und ab einer Größe von
80 Zentimeter an. Der Bagger sticht mit dem speziellen
Anbau-Pflanzspaten in den Boden ein, öffnet damit das Pflanzloch und
ein Pflanzer schwingt die Pflanze in das geöffnete Loch, welches der
Bagger dann sofort durch leichtes Andrücken schließt. Entscheidend für
die Wahl dieses Pflanzverfahrens ist, dass die Wurzeln nicht
beschnitten werden müssen, was hier bei einer Handpflanzung nötig
gewesen wäre. Das Wurzelsystem der Roteiche bleibt so erhalten.
Dadurch wachsen die jungen Bäume besser an, können sich schneller
entwickeln und das Wurzelsystem sorgt für eine dauerhafte
Standfestigkeit der Bäume. Der stabile Wald von Morgen entsteht.

Förster Rakowitz weist noch auf eine Besonderheit der neu
angepflanzten jungen Bäumchen hin: "Waldbesucher wundern sich
vielleicht darüber, dass die jungen Roteichen einen weißen Überzug
haben. Dies bedeutet keineswegs, dass die Pflanzen krank sind. Wir
haben die Bäumchen mit einem natürlichen und ungiftigen Schutz, der
auf Schafwollfett basiert, eingesprüht. Damit sind sie für ein Jahr
gegen den Verbiss durch die dort heimischen Rehe geschützt und wir
können auf den Bau eines Zaunes verzichten".




[image: Baggar auf dem Pflanzfeld - Foto: © Lea Großpietsch/Niedersächsische Landesforsten]

Der Bagger ausgerüstet mit einer speziellen Pflanzgabel übernimmt das Ausheben und verschließen des Pflanzloches

Foto: © Lea Großpietsch/Niedersächsische Landesforsten



Aufgrund des Klimawandels und der daraus resultierenden Schäden am
Wald sind landesweit viele Freiflächen in den Wäldern entstanden.
Besonders der Harz und der Solling sind davon betroffen. Die
Niedersächsischen Landesforsten haben Schwerpunkte gebildet, um die
besonders vom Borkenkäfer und Windwurf betroffenen Gebiete schnell
wieder aufzuforsten. Im Forstamt Harsefeld werden daher in diesem Jahr
95.000 junge Bäume gepflanzt. In normalen Jahren werden hier
durchschnittlich 400.000 Pflanzen in die Erde gebracht.

In den Niedersächsischen Landesforsten werden bis Ostern insgesamt
circa 4,5 Mio. Bäume gepflanzt, damit auf den geschädigten Waldflächen
ein stabiler, standort- und klimaangepasster Wald von morgen
heranwachsen kann.

Informationen zum Forstamt Harsefeld finden Sie unter:

www.landesforsten.de/harsefeld

 * 
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MOOR/056: Freisinger Moos - Kleiner großer Schritt (BUND MAGAZIN)


BUND MAGAZIN - 1/2020

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

FREISINGER MOOS

Kleiner grosser Schritt

von Severin Zillich



Naturschutz und Klimaschutz gehören zusammen, gerade bei
Zielkonflikten wird das gerne betont. Wie eng sie zuweilen verbunden
sind, zeigt sich nirgends anschaulicher als in unseren Mooren.


Deutschland hat europaweit nur die siebtgrößte Moorfläche. Doch
damit belasten wir das Weltklima stärker als jedes andere Land auf dem
Kontinent. Weil unsere Moore zu 80 Prozent entwässert werden,
entweichen ihnen riesige Mengen klimaschädlicher Gase - ein
unhaltbarer Zustand in Zeiten der Klimakrise. Zumal naturbelassene
Moore zu den gefährdetsten heimischen Lebensräumen zählen. Im
Freisinger Moos setzt sich der BUND für Natur und Klima ein.

Reste der Vielfalt

Im Nordosten Münchens liegt eine Niedermoorlandschaft, die zweitgrößte
Bayerns. Gut hundert Jahre lang bewirtschafteten die Menschen das
Freisinger Moos extensiv. Reste dieser reichen Kulturlandschaft
überdauerten bis heute: ein Mosaik aus (Streu-)Wiesen, Torfstichen und
Hochstaudenfluren, Gehölzen und Gewässern. Doch mit der fortdauernden
Entwässerung der Torfböden dringt auch hier seit einigen Jahren der
Maisanbau vor.

Zum Schutz der noch großflächigen Wiesen mit ihren typischen
Vogelarten hat man zwei europäische Schutzgebiete eingerichtet: das
FFH-Gebiet »Moorreste im Freisinger und im Erdinger Moos« auf knapp
500 Hektar; und das Vogelschutzgebiet »Freisinger Moos« auf 1135
Hektar.

CSU bremst EU

Nun bietet das EU-Naturschutzrecht grundsätzlich einen passablen
Hebel, um wertvolle Lebensräume zu sichern. Doch das Land Bayern setzt
dieses Recht nur äußerst schleppend um. Statt für jedes Schutzgebiet
konkrete Ziele zu benennen - wie es zweckmäßig gewesen wäre -, beließ
es die CSU bei einer laschen Sammelverordnung. Umso schlimmer, dass
vielerorts bis heute die vorgeschriebenen Managementpläne fehlen. Das
gilt auch fürs Freisinger Moos.

Um nicht ein weiteres Stück Heimat mit seiner typischen Flora und
Fauna verschwinden zu sehen, kaufte und pachtete der BUND in Freising
einige der wertvollsten Streuwiesen. Dazu Manfred Drobny,
Geschäftsführer der Kreisgruppe: »Seit Jahrzehnten pflegen wir die
Perlen dieses Niedermoores. Deshalb blühen hier bis heute Raritäten
wie der Schwalbenwurz-Enzian, die Mehlprimel und das Preußische
Laserkraut. Und deshalb fliegen hier noch Falter wie die
Ameisenbläulinge oder das Wald-Wiesenvögelchen.«

Rinder als Rasenmäher

Zum Schutz dieser artenreichen Feuchtwiesen hat der BUND Freising eine
naturverträgliche Beweidung initiiert. Mit Fleckvieh und
Limousin-Rindern halten die Biobauern Barbara und Lorenz Kratzer seit
bald 30 Jahren den Aufwuchs klein. Das Fleisch der Rinder findet in
der Region reißenden Absatz. Zudem helfen gezielte Mähaktionen der
BUND-Aktiven im Herbst die Streuwiesen offen zu halten.

Davon profitiert auch die Vogelwelt. So brüten im Freisinger Moos noch
in größerer Anzahl Brachvögel (bundesweit vom Aussterben bedroht) und
Kiebitze (stark gefährdet). Andere Charaktervögel der Feuchtwiesen
sind nur noch vereinzelt oder als Wintergäste zu finden, wie
Braunkehlchen, Wachtelkönig, Kornweihe oder Bekassine. Dagegen nistet
der Weißstorch seit 2018 erfolgreich in einem Horst des BUND am Rande
des Mooses.

Mehr Wasser!

Das A und O jeglichen Moorschutzes ist der Wasserstand. Um das
Freisinger Moos langfristig bewahren und in Teilen renaturieren zu
können, muss der Grundwasserstand den natürlichen Verhältnissen
nahekommen. Hoffnungsvoll stimmt Manfred Drobny, dass - nach dem
gewonnenen Volksbegehren zur Artenvielfalt - jede (weitergehende)
Entwässerung von Moorböden in Bayern verboten ist.

Außerdem sollen noch dieses Jahr an zwei Stellen im Moos Gräben
angestaut und Wiesen wiedervernässt werden, im Rahmen eines
Landesprogramms für den Klimaschutz.

Für den Geschäftsführer hat das Pilotprojekt mit BUND-Beteiligung eine
Reihe zusätzlicher Vorteile: »Wir sichern die Versorgung mit
Trinkwasser und ein Quellgebiet von Kalt- und Frischluft für das nahe
Freising. Wir verbessern den Hochwasserschutz und werten das Moos für
die Naherholung auf. Und wir beleben mit der Vernässung das
Niedermoor, und zwar so, dass hier eine moorverträgliche Nutzung
möglich bleibt, etwa mit Rinderweiden.«

Sollte es gelingen, das Freisinger Moos demnächst weiter zu vernässen,
wäre das ein großer Schritt, um die Schätze dieses Lebensraums für die
Nachwelt zu erhalten. Und immerhin ein kleiner Schritt, um das
Weltklima zu retten.


BOOM MIT SCHATTENSEITE

Im Landkreis Freising wächst die Wirtschaft seit Langem
überproportional. Die Kehrseite: Kaum ein Kreis verbraucht bundesweit
mehr Fläche. Gewerbe- und Siedlungsgebiete greifen um sich, und dem
zunehmenden Verkehr begegnet man mit immer mehr Straßen. Auf dem
Rückzug ist dagegen die Landwirtschaft - besonders die kleinen und
extensiv wirtschaftenden Höfe verschwinden. In dieser Boomphase steigt
auch der Druck auf das Freisinger Moos als wichtigstes
Naherholungsgebiet der Region.


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

- Das Freisinger Moos mit FFH- und Vogelschutzgebiet liegt im
Ballungsraum zwischen München und Freising. Im Osten schließen sich
die Isarauen an.

 * 
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ERSTAUFLAGE/1052: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3058 (SB)


Wim Vandemaan

Für Galaktiker verboten!

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3058



Thantur-Lok am Rande der Bleisphäre, 27. April 2046 NGZ;
Raumstation YEDDVEN im interstellaren Leerraum zwischen Milchstraße
und Andromeda, 14. Mai 1637 NGZ bis 24. November 1638 NGZ

Atlan fliegt mit der TARTS zur Bleisphäre, um herauszufinden, was die
Ladhonen, deren Transitionsemissionen auf einen regen Pendelverkehr
ihrer Schiffe hindeuten, dort treiben. In der Nähe haben sich weitere
Verbände der Vereinigten Sternenbaronien eingefunden. Die Ladhonen
haben inzwischen sechs von den Cairanern beschlagnahmte Etappenhöfe
und einige Relaisstationen um die Bleisphäre herum positioniert.

Am 27. April 2046 NGZ bittet der Fragmentraumer BOX 6161 um
Einflugerlaubnis nach Thantur-Lok. An Bord der Posbi Ganud, einst
Vertrauter Vetris-Molauds und später Reginald Bulls, sowie das
Zain-Konstrukt Bonthem, das als Abgesandter der Union
Positronisch-biologischer Zivilisationen auftritt. Es verkündet, der
Kommandant von BOX 6161 sei vom Zentralplasma der Hundertsonnenwelt
autorisiert worden, militärische und logistische Unterstützung
anzubieten. 1200 Posbi-BOXEN und zehn Raumflugkörper der
Zain-Konstrukte seien bereits im Anflug und würden sich der
Befehlsgewalt des Mascanten unterstellen. Sternenbaron da Ariga nimmt
dieses Angebot gerne an.

Ganud ist nicht im Auftrag der Union Positronisch-biologischer
Zivilisationen angereist. Reginald Bull hat ihm vorgeschlagen,
mitzufliegen, um Atlan über den Verlauf der Expedition Vetris-Molauds
nach Andromeda zu unterrichten, die vor 400 Jahren in einem Debakel
endete. Bull hatte Ganud damals gebeten, an der Expedition
teilzunehmen. Möglicherweise als Spion oder weil er Ganud für eine
Weile loswerden wollte, wie Atlan vermutet. Damals war die
Freundschaft zwischen Bull und dem Maghan noch nicht so gefestigt
gewesen wie heute. Daß sie sich inzwischen nahe stehen, liegt vor
allem an Vetris-Molauds inzwischen verstorbener Tochter Saliana, unter
deren Einfluß sich der Maghan zu einem umgänglicheren Zeitgenossen
entwickelt hat. Auch die Annäherung zwischen dem Neuem Tamanium und
der LFG erfolgte auf ihr Betreiben. Die Gründung der Lemurischen
Allianz im Jahre 1755 war ihr Letzter Wille und wurde von
Vetris-Molaud umgehend umgesetzt.

Ganuds Bericht beginnt am 14. Mai 1637 NGZ, als man feststellte, daß
alle Sonnentransmitter der Milchstraße ausgefallen waren. Es gab keine
Verbindung zur Galaxis Andromeda mehr. Um die Lage zu klären, wollte
Vetris-Molaud in die Nachbargalaxis fliegen. Doch er erreichte sie
nicht. Nach drei Monaten Flugzeit und neunzig Prozent bewältigter
Strecke wurde die SCIMOR, sein neu entwickeltes Spezialschiff, das in
der Lage war, die gewaltige Distanz zu überwinden, am 11. November
1638 NGZ gewaltsam aus dem Linearraum gerissen und strandete bei
YEDDVEN, einem alten Weltraumbahnhof der Maahks, der von den Tefrodern
aus Andromeda übernommen worden war.

Wie Vetris-Molaud von Gota-Thao, dem Kommandanten der Station, erfuhr,
hatte die "Stabilität" (ein Bund andromedanischer Völker) die
Milchstraße unter Quarantäne gestellt und zu diesem Zweck einen
sogenannten Linearzonen-Passagen-Definitor installiert, der alle sich
von der Milchstraße nähernden Schiffe ausbremste und in den Normalraum
zwang. Dieses Gerät war von den Onryonen entwickelt worden, die vor
dem Weltenbrand aus der Milchstraße geflohen waren. Dafür hatten sie
die Erlaubnis bekommen, in Andro-Kappa zu siedeln.

Warum man alles, was von der Milchstraße kam, zurückwies, sollte der
Tamaron erst von der Beraterin des Virths (Herrscher des tefrodischen
Reiches in Andromeda) erfahren. Bis zu ihrem Eintreffen bekamen er und
seine Begleiter Quartiere zugewiesen, die sie möglichst nicht
verlassen sollten.

Ousha Rikmoon, die Assistentin Gota-Thaos, machte sich an
Vetris-Molaud heran und gab ihm nach einer gemeinsam verbrachten Nacht
zu verstehen, daß es durchaus Gegner der "Stabilität" gäbe, die den
Völkerbund als Eispanzer um Andromeda betrachteten, der alle
Bewegungen erstarren ließ. Sie hätte ihn gerne als Unterstützer für
einen Putsch gewonnen, doch der Tamaron hatte darüber nur gelacht.
Tags darauf wollten Vetris-Molaud und Ganud ein Raumschiffswrack
besichtigen, dessen Reste auf einer vereisten Landeplattform lagen. In
der Nähe des Wracks tauchte plötzlich ein zapfenförmiges Wesen ohne
Raumanzug auf, das wie ein Eistänzer über die Oberfläche glitt und
ihnen den Zugang versperrte. Als Ganud sich ihm näherte und einen
seiner Tentakel berührte, wurde er mit brachialer Gewalt
davongeschleudert. Nachdem der Posbi seinen Sturz abgefangen und zum
Tamaron zurückkehrt war, konnte er nur feststellen, daß dieser bereits
ebenfalls angegriffen und schwer verletzt worden war.

Während Vetris-Molaud in der Medoabteilung der Station operiert und in
Heilschlaf gelegt wurde, erfuhr Ganud von Gota-Thao, daß es sich bei
dem 'Eistänzer' um einen Audh handelte, ein Wesen, das sich der
Kontrolle durch die Station entzog. Sein Schiff war im Jahre 1577 NGZ
bei einer Testphase eines Prototyps des
Linearzonen-Passagen-Definitors abgestürzt und auf der Plattform
zerschellt. Er war der letzte Überlebende seiner Art, die niemand in
Andromeda kannte. Seine Artbezeichnung ließ sich nur dem Inhalt seines
gesendeten Notrufs entnehmen. Bislang war jeder Kontaktversuch zu dem
Wesen gescheitert. Man wußte nur, daß es bei Berührung seine
Körperstruktur durch eine Art metabolische Pseudo-Metallifizierung
verändern und seinen Gegner durch Telekinese davonschleudern konnte.
Aber so heftig wie beim Tamaron hatte es bislang nicht reagiert.

Bei der Ankunft von Aureni-Tarat, der Beraterin des amtierenden Virth
Bogolo Spartor am 24. November war Vetris-Molaud wieder genesen. Von
ihr erfuhr der Tamaron schließlich, was der Grund der Quarantäne der
Milchstraße war. Kurz vor dem Raptus von Terra und Luna hatten
tefrodische Wissenschaftler im Jahr 1613 NGZ unerklärliche
Veränderungen im Identfeld der Milchstraße gemessen.

Dazu muß man wissen, daß jeder Stern und jede Galaxis ein
individuelles hyperdimensionales Feld erzeugt, das ein so
unverwechselbares Muster darstellt, wie die stellaren und galaktischen
Magnetfelder. Die Tefroder bezeichnen diese Muster als Identfelder.
Ihre Messungen hatten ergeben, daß sich das Identfeld der Milchstraße
verschob, so als würde sie sich vom restlichen Universum abwenden.
Diese Verschiebung betrug im vierdimensionalen Raum zwar nur einen
Wert, der fast gleich Null war, aber im Hyperraum und bei einigen
damit zusammenhängenden Prozessen fiel diese Abweichung ins Gewicht.

Aureni-Tarat empfing Vetris Molaud, der in Begleitung Ganuds und einer
Delegation seiner Leute erschien. Die betagte Tefroderin machte keinen
Hehl daraus, daß es ihr lieber gewesen wäre, der Tamaron und sein
Gefolge wären in der Milchstraße geblieben. Argumente, warum die
Isolierung der Milchstraße gerechtfertigt sei oder nicht, wurden hin
und hergeworfen. Dabei spielte auch eine Rolle, daß die Herrschaft der
Meister der Insel, die Andromeda 50.000 Jahre lang stabilisierte, von
den Völkern aus der Milchstraße in lediglich sieben Jahren zerstört
worden war. Aureni-Tarat formulierte ein tiefes Mißtrauen gegen alles,
was von der Milchstraße kam und vertrat die Meinung, daß etwas
zutiefst unheil sei in der Milchstraße. Diese Galaxis sei beschädigt
oder verletzt - viel mehr, als ihre Bewohner es ahnten. Mit dem Raptus
sei die Milchstraße mit etwas unsäglichem kontaminiert worden. Die
"Stabilität" befürchte, daß Andromeda vom Unheil der Milchstraße
mitgerissen werden könnte und habe daher nun beschlossen, YEDDVEN und
die SCIMOR zu vernichten, um jegliche Gefahr einer Kontamination zu
vermeiden. Ohne Vorwarnung wurden Vetris-Molaud und seine Delegation
betäubt. Ganud konnte gerade noch rechtzeitig seinen Plasmaanteil
abkoppeln und daher die weiteren Vorgänge miterleben, aber er wurde
durch Fesselfelder fixiert.

Als Gota-Thao und Ousha Rikmoon erfuhren, daß sie ebenfalls Opfer der
Säuberungsaktion sein sollten, reagierten sie völlig unterschiedlich.
Der Kommandant brach in irres Gelächter aus und seine Beraterin
verwandelte sich in eine Kampfmaschine, die mit ihrem Gürtel, der sich
in Sekundenbruchteilen in eine Sense umformte, die Beraterin des Virth
erstach.

Rikmoon ermöglichte dem Tamaron und seinem Schiff die Flucht und
setzte sich selbst mit ihrem eigenen kleinen Raumschiff BURA HOMT ab.
Vetris-Molaud hatte ihr angeboten, ihr Schiff einzuschleusen, um es
vor den tefrodischen Verfolgern zu schützen, doch sie lehnte ab und
wollte lieber in Andromeda bleiben. Auf die Frage, wo er sie dort
finden könne, meinte sie nur, er solle nach Soynte Abil fragen.

Mit dieser Information endet Ganuds Bericht und Atlan erinnert sich an
den Namen Soynte Abil. Es handelt sich dabei um einen Meister der
Insel, der auch Faktor VII genannt wurde. Er bzw. sie soll eigentlich,
nachdem eine gegen ihr Oberhaupt Mirona Thetin durchgeführte Revolte
niedergeschlagen worden war, bei der Explosion ihres Schiffes ums
Leben gekommen sein - wie auch ihre fünf Mitverschwörer.

3. April 2020
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